ISSN 1977-088X

Amtsblatt C 299

der Europdischen Union

Ausgabe
in deutscher Sprache

55. Jahrgang
Mitteilungen und Bekanntmachungen  « owober 2012

Informationsnummer

2012/C 299/01

2012/C 299/02

2012/C 299/03

2012/C 299/04

2012/C 299/05

2012/C 299/06

Preis:
8 EUR

Inhalt Seite

Entschliefungen, Empfehlungen und Stellungnahmen

STELLUNGNAHMEN

Europdischer Wirtschafts- und Sozialausschuss

482. Plenartagung am 11. und 12. Juli 2012

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Stirkung der Ver-
fahren der Mitsprache und der Einbeziehung lokaler Gebietskorperschaften, nichtstaatlicher Organisa-
tionen und Sozialpartner in die Umsetzung der Strategie Europa 2020“ (Sondierungsstellungnahme) 1

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Die Auswirkungen
der neuen Finanzvorschriften auf den Bankensektor in Europa“ (Initiativstellungnahme) .............. 6

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Europdische Tech-
nologieplattformen (ETP) und industrieller Wandel” (Initiativstellungnahme) ....................... .. 12

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Notwendigkeit einer
europdischen Verteidigungsindustrie: industrielle, innovative und soziale Aspekte* (Initiativstellungnah-
00 1<) 17

Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Unternechmerinnen —
Gezielte Maflnahmen zur Steigerung von Wachstum und Beschiftigung in der EU“ (Initiativstellung-
NANMIE) .. 24

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Die Rolle der Frau
als treibende Kraft fur ein Entwicklungs- und Innovationsmodell in der Landwirtschaft und im lind-
lichen Raum*“ (Initiativstellungnahme) ... ... ... 29

(Fortsetzung umseitig)



Informationsnummer

2012/C 299/07

2012/C 299/08

2012/C 299/09

2012/C 299/10

Inhalt (Fortsetzung)

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Die Beziehungen
zwischen der Europiischen Union und der Republik Moldau: Welche Rolle kommt der organisierten
Zivilgesellschaft zu? ... .

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Die Rolle der Zivil-
gesellschaft bei dem Mehrseitigen Handelsabkommen zwischen der EU, Kolumbien und Peru“ .......

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Genossenschaften
und Entwicklung der Agrar- und Erndhrungswirtschaft® (Initiativstellungnahme) .....................

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Uberpriifung der
Luftverkehrs- und Flughafenleitlinien der EU aus den Jahren 1994 und 2005“ (erginzende Stellung-
NANITIE) .o

Seite

34

39

45

49

11

2012/C 299/11

2012/C 299/12

2012/C 299/13

2012/C 299/14

2012/C 299/15

Vorbereitende Rechtsakte

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

482. Plenartagung am 11. und 12. Juli 2012

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Griinbuch ,Umstruktu-
rierung und Antizipierung von Verdnderungen: Lehren aus den jingsten Erfahrungen“ COM(2012)
1

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Griinbuch tiber die
Durchfiihrbarkeit der Einfithrung von Stabilititsanleihen COM(2011) 818 final .....................

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der Kommis-
sion an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und
den Ausschuss der Regionen iiber das Europdische Erdbeobachtungsprogramm (GMES) und seine
operativen Tatigkeiten (ab 2014)“ COM(2011) 831 final ...,

Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine Ver-
ordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Verbesserung der Wertpapierabrechnungen in
der Europdischen Union und iiber Zentralverwahrer sowie zur Anderung der Richtlinie 98/26/EG*
COM(2012) 73 final = 2012/0029 (COD) ..o\ e e

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine Richt-
linie des Europdischen Parlaments und des Rates betreffend die Transparenz von Mafinahmen zur
Regelung der Preisfestsetzung bei Humanarzneimitteln und ihrer Aufnahme in die staatlichen Kranken-
versicherungssysteme® COM(2012) 84 final — 2012/0035 (COD) .....uuuiiieiiiiiiiiiia e

54

60

72

76

(Fortsetzung Seite 176)



4.10.2012

Amtsblatt der Europaischen Union

C 2991

[

(Entschliefungen, Empfehlungen und Stellungnahmen)

STELLUNGNAHMEN

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTS- UND
SOZIALAUSSCHUSS

482. PLENARTAGUNG AM 11. UND 12. JULI 2012

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Stirkung der
Verfahren der Mitsprache und der Einbeziehung lokaler Gebietskorperschaften, nichtstaatlicher

Organisationen und Sozialpartner in

die

Umsetzung der

Strategie Europa 2020

(Sondierungsstellungnahme)

(2012/C 299/01)

Berichterstatterin: Heidi LOUGHEED

Mit Schreiben vom 18. April 2012 ersuchte Sotiroula CHARALAMBOUS, Ministerin fiir Arbeit und Sozial-
versicherung der Republik Zypern, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss im Namen des
kiinftigen zyprischen EU-Ratsvorsitzes um Erarbeitung einer Stellungnahme zu folgendem Thema:

"Stirkung der Verfahren der Mitsprache und der Einbeziehung lokaler Gebietskorperschaften, nichtstaatlicher Organi-
sationen und Sozialpartner in die Umsetzung der Strategie Europa 2020".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre
Stellungnahme am 27. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli)

einstimmig folgende Stellungnahme:

1. Empfehlungen

— Der EWSA fordert die EU-Institutionen und die nationalen
Regierungen auf, ihr politisches Engagement zu erneuern
und im Rahmen der Europa-2020-Strategie den Schulter-
schluss mit allen relevanten Partnern zu suchen: dem Euro-
paischen Parlament, dem Ausschuss der Regionen, dem Eu-
ropéischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den nationalen
Parlamenten, den regionalen und lokalen Gebietskorper-
schaften, den Sozialpartnern, der organisierten Zivilgesell-
schaft, den nationalen Wirtschafts- und Sozialriten und ver-
gleichbaren Einrichtungen, den Stiddten und allen anderen
Formen kommunaler Gebietskorperschaften.

— Der EWSA verpflichtet sich, aufbauend auf der Arbeit mit
den nationalen Wirtschafts- und Sozialriten (WSR) und ver-
gleichbaren Einrichtungen sowie mit den nationalen Vertre-
tern der organisierten Zivilgesellschaft, zur europdischen An-
laufstelle zu werden und eine spezielle Plattform bereit-
zustellen, damit diese ihre Arbeit an der Europa-2020-Stra-
tegie voranbringen konnen.

— Langfristig ist der EWSA der Ansicht, dass die Europdische
Union eine Langzeitperspektive des Ziels, das sie mit der
Einbeziehung der Akteure letztlich verfolgt, entwickeln
und schrittweise ausbauen sollte.

— Kurzfristig ist der EWSA der Meinung, dass einige kleinere
Verinderungen grofle Fortschritte bewirken wiirden. Ins-
besondere sollten die Mitgliedstaaten und die Europiische
Kommission dringend die Zeitplanung und die einzelnen
Schritte der Verfahren iiberdenken, um eine echte Mitwir-
kung und Mitverantwortung aller Akteure zu ermoglichen.

2. Einfithrung

2.1  Am 18. April 2012 ersuchte der kiinftige zyprische Rats-
vorsitz den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, eine
Stellungnahme zur Stirkung der Verfahren der Mitsprache und
der Einbeziehung lokaler Gebietskorperschaften, nichtstaatlicher
Organisationen und der Sozialpartner in die Umsetzung der
Strategie Europa 2020 zu erarbeiten, da er beabsichtigte, die
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Frage zu einer Prioritit des Ratsvorsitzes und der informellen
Tagung des Rates Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und
Verbraucherschutz (EPSCO) im Juli 2012 zu machen.

Jetzt, da sich das Europiische Semester in seinem dritten Jahr
befindet, ist es an der Zeit, die Mitspracheverfahren im Rahmen
von Europa 2020 unter die Lupe zu nehmen und zu sehen, wie
sie weiterentwickelt werden konnten.

2.2 Der EWSA und sein Europa-2020-Lenkungsausschuss
setzen sich dafiir ein, die Arbeit zu beaufsichtigen und nationale
Wirtschafts- und Sozialrite und vergleichbare Einrichtungen in
den Mitgliedstaaten fiir einen Erfahrungsaustausch iiber Mog-
lichkeiten zur Verbesserung der Mitspracheverfahren im Rah-
men von Europa 2020 zusammenzubringen.

2.3 Die Rolle des EWSA bei der Umsetzung der Europe-
2020-Strategie (') wird heute umfassend anerkannt. Der Aus-
schuss mochte daher seine Empfehlungen fiir eine Verbesserung
der Mitspracheverfahren im Rahmen von Europa 2020 und des
Europiischen Semesters unterbreiten.

3. Europa 2020 - ein neues System

3.1  Die Europdische Union und ihre Bevolkerung stehen ei-
ner schweren Wirtschafts- und Finanzkrise gegeniiber, die gra-
vierende Auswirkungen auf die gesamte EU und ihre Biirgerin-
nen und Biirger hat. Viele Mitgliedstaaten haben dufSerst an-
gespannte Situationen erlebt, wihrend hohe Arbeitslosenquoten
weiterhin Anlass zur Sorge geben. Der EWSA vertritt daher den
Standpunkt, wie er ihn in den letzten drei Jahren in zahlreichen
Stellungnahmen zum Ausdruck gebracht hat, dass die Europa-
2020-Strategie heute wichtiger denn je ist, bietet sie doch eine
umfassende Agenda fiir die Reform, die auf die Sicherung nach-
haltigen Wachstums und des Aufbaus einer widerstandsfihige-
ren EU abzielt.

3.2 Die Europa-2020-Strategie fiir intelligentes, nachhaltiges
und integratives Wachstum ist die Wachstumsstrategie schlecht-
hin, in der Ziele in wichtigen Politikbereichen auf EU- und
nationaler Ebene festgelegt werden. Sie hat einen sehr weiten
Anwendungsbereich und zielt insgesamt auf die Férderung von
intelligentem, nachhaltigem und integrativem Wachstum ab. In
ihr werden Entwicklungen in den Bereichen Innovation und
Fuk, Klimawandel, Energie, Arbeitslosigkeit, Industriepolitik
und sozialer und territorialer Zusammenhalt abgedeckt und Ar-
mut, Kohisionspolitik u.v.m. behandelt.

3.3 Die Steuerung von Europa 2020 zielt darauf ab, euro-
pdische, nationale und geteilte Befugnisse in einem Mehrebenen-
system zusammenzubringen, und trigt auf diese Weise zur Ver-
tiefung der europdischen Integration bei. Verglichen mit der
Lissabon-Strategie enthdlt Europa 2020 miteinander verkniipfte
Leitinitiativen, die eine Schwerpunktsetzung und Unterstiitzung
in wichtigen Themenbereichen, Priorititen und Kernzielen sowie
ein verstirktes und rigoroses Uberwachungssystem bieten — mit
der Moglichkeit, Entwicklungen auf nationaler Ebene (bzw. de-
ren Ausbleiben) kritisch zu bewerten.

3.4 Im Vergleich zur Lissabon-Strategie ist der Berichterstat-
tungsmechanismus jetzt nicht nur engmaschiger, sondern wurde

(") Wie auch die Schlussfolgerungen der Frithjahrstagungen des Euro-
pdischen Rates 2011 und 2012 zeigen.

auch den Verfahren im Rahmen der neuen, verbesserten Sys-
teme zur Wirtschaftssteuerung angepasst, so dass z.B. die Sta-
bilitdts- und Konvergenzprogramme und die nationalen Reform-
programme der Europdischen Kommission gleichzeitig unter-
breitet werden, was eine umfassendere Sicht darauf ermoglicht,
wo die einzelnen Mitgliedstaaten stehen und wohin sie wollen.

3.5  Eine Verdnderung innerhalb des Verfahrens wurde erst-
mals im Text der Europa-2020-Strategie selbst hervorgehoben,
wo deutlich gemacht wurde, dass wir "mehr Eigenverantwor-
tung [brauchen]" und dass "auch die Akteure auf nationaler
und regionaler Ebene sowie die Sozialpartner ... stirker ein-
bezogen werden [miissen]." Konkret wurde zugesagt, dass so-
wohl der EWSA als auch der Ausschuss der Regionen enger
eingebunden werden sollen. Diese Notwendigkeit von Verfahren
der Mitsprache wurde bei mehreren Gelegenheiten wiederhol,
vornehmlich in den Schlussfolgerungen des Europiischen Rates
vom Mirz 2010 und in dem Leitfaden der Europdischen Kom-
mission Guidance for drafting, implementing and monitoring Natio-
nal Reform Programmes under the Europe 2020 Strategy. Darin wird
bekrftigt, dass die nationalen Parlamente, die Sozialpartner, die
Regionen und weitere Akteure in die Ausarbeitung der nationa-
len Reformprogramme einbezogen werden miissen, um die
Identifikation mit der Strategie zu verbessern.

4. Erfahrung mit dem Europiischen Semester

41  Drei Jahre nach Beginn der Europa-2020-Strategie ist
deutlich, dass sich viele Mitgliedstaaten fiir die Beteiligung der
Sozialpartner und der organisierten Zivilgesellschaft am Euro-
pdischen Semester engagieren und diese Partner in ihre natio-
nalen Verfahren einbezogen haben. Diese Verpflichtung wird
jedoch bruchstiickhaft umgesetzt: Das Engagement ist unter-
schiedlich stark, und selbst dort, wo es vorhanden ist, variiert
die tatsichliche Mitwirkung der Partner am Prozess. Wahrend
viele Mitgliedstaaten ihre Partner durchaus informieren und
konsultieren, fehlt es dem Verfahren an Zielschirfe, und es
kann bei seinen Beteiligten den Eindruck erwecken, unzusam-
menhingend zu sein oder eine Gesamtstrategie vermissen zu
lassen. So wurden insbesondere vom EWSA und von anderen
Beteiligten Bedenken iiber die sehr knappen Fristen gedufert, die
haufig fast keine Zeit fur eine richtige Diskussion mit den So-
zialpartnern, den Organisationen der Zivilgesellschaft oder den
regionalen und nationalen Parlamenten lassen. Doch wurden
diese Bedenken nicht nur auf nationaler Ebene laut: Viele Or-
ganisationen auf europdischer Ebene haben die Frage gestellt, ob
die Verfahren und die Steuerung des Europdischen Semesters
sowie die Uberwachung im Rahmen der Europa-2020-Strategie
nicht verbessert werden konnten. Das Europiische Parlament
hat politische Empfehlungen ausgesprochen, um seine Rolle
und seinen moglichen Beitrag besser zu definieren (?), und der
Ausschuss der Regionen arbeitet daran, in Kiirze seine eigenen
Leitlinien herauszugeben.

42  Die Einsetzung des Europa-2020-Lenkungsausschusses
hat der Arbeit des EWSA ausschussintern wesentliche Ziel-
schirfe verliehen, da der EWSA nun iber einen einzelnen Ar-
beitsausschuss verfiigt, der die Europa-2020-Strategie und die
damit verbundenen Vorschlige in ihrer gesamten Tragweite
und nicht nur ausschnittsweise tiberschauen kann. Vertreter
der Kommission und weitere Akteure nehmen regelmifig an
Sitzungen des Lenkungsausschusses teil. Um die Verbindung
zur nationalen Ebene zu stirken, lidt der Lenkungsausschuss

(%) "How effective and legitimate is the European Semester? Increasing
the role of the European Parliament" 2011.
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bei wichtigen Etappen des Europaischen Semesters die nationa-
len Wirtschafts- und Sozialrate und vergleichbare Einrichtungen
regelmifig ein und organisiert Europa-2020-Veranstaltungen
vor Ort in Zusammenarbeit mit nationalen Akteuren der Zivil-
gesellschaft. Diese Arbeit sollte intensiviert und ausgedehnt wer-
den.

4.3 Die Rolle, die der EWSA dabei gespielt hat, die nationa-
len Wirtschafts- und Sozialrite und vergleichbare Einrichtungen
zusammenzubringen, konzentrierte sich nicht nur auf das Eu-
ropiische Semester und die Europa-2020-Strategie. Sie erwies
sich auch als niitzlich, um die Analyse und das Verstindnis von
Situationen EU-weit zu verbessern und die Vorschlige sowohl
des EWSA als auch der WSR zu stirken.

5. Wert und Nutzen von Mitspracheverfahren

5.1 Um die Wirkung des Europiischen Semesters zu opti-
mieren, kdme eine Verbesserung und Verstirkung der Mitspra-
cheverfahren im Rahmen von Europa 2020 eindeutig nicht nur
der Strategie als solcher, sondern letztendlich auch den Biir-
gerinnen und Biirgern zugute.

5.2 Die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten beziehen
sich oft auf den Nutzen von Verfahren der Mitsprache und der
Einbeziehung der organisierten Zivilgesellschaft. Den Sozialpart-
nern und der breiten Offentlichkeit stehen in der Tat mehrere
verschiedene Verfahren und Systeme zur Verfiigung; es ist daher
zweckdienlich, klar zu sagen, weshalb dies so wichtig ist und
was von einem ordnungsgemifl funktionierenden System, das
eine verstirkte Mitsprache ermdglicht, potenziell gewonnen
werden kann. Der aktive Schulterschluss mit den Sozialpartnern
und der organisierten Zivilgesellschaft wird Folgendes ermogli-
chen:

— einen groferer Wirkungsradius fiir die Verbreitung von Infor-
mationen in der Europdischen Union und einen betrdcht-
lichen Welleneffeke;

— eine starkere Identifikation mit den Strategien, wenn die Men-
schen das Gefiithl haben, dass alle Akteure an ihrem Ent-
stehen beteiligt sind;

— ein Frilhwarnsystem — die Organisationen der Zivilgesellschaft
und die Sozialpartner stehen der Basis hdufig viel naher und
konnen deshalb als "Frithwarner" fur neu aufkommende
Mikrotrends fungieren, lange bevor diese Entwicklungen
auf nationaler oder europdischer Ebene zutage treten;

— die Fahigkeit, Ideen zu testen und Losungen zu entwickeln —
wenig iiberraschend, konnen die Akteure mit der grofiten
Basisnahe Testvorschldge hdufig vor ihrer vollstindigen Um-
setzung erproben und stellen in vielen Fillen pragmatische
und wirksame Losungen bereit;

— bessere Umsetzung — in vielen Fallen werden die Sozialpartner
und die Organisationen der Zivilgesellschaft selbst fir die
tatsichliche Umsetzung der Vorschlige vor Ort zustindig
sein.

6. Konkrete Vorschlige zur Verbesserung der Mitsprache-
verfahren im Rahmen von Europa 2020

6.1  Bei der Betrachtung der Verfahren, die bisher sowohl auf
europdischer als auch auf nationaler Ebene angewandt werden,

gelangt der EWSA zu der Auffassung, dass noch viel getan
werden muss. Diese Verfahren konnen zu einem System aus-
gebaut werden, das auch tatsichlich eine solide Partnerschaft
zwischen den EU-Institutionen, nationalen Regierungen, Sozial-
partnern, Organisationen der Zivilgesellschaft, nationalen und
regionalen Parlamenten und anderen Beteiligten hervorbringen
wird. Vieles davon wird gemeinsame zielgerichtete Bemithungen
erfordern und nicht von heute auf morgen machbar sein. Nach
Ansicht des EWSA sollten solche Systeme jedoch entwickelt
werden durch den schrittweisen Aufbau einer strategischen, um-
fassenden, mehrschichtigen Partnerschaft bei gleichzeitiger ra-
scher Umsetzung einfacher Maffnahmen, die kurzfristige Verbes-
serungen bringen konnten.

6.2  Vor allem aber fordert der EWSA alle EU-Institutionen
und nationalen Regierungen auf, ihre politische Verpflichtung
zu erneuern, die Sozialpartner, die Organisationen der Zivilge-
sellschaft, die nationalen Parlamente, die regionalen und lokalen
Gebietskorperschaften und alle sonstigen Akteure regelmafiger
und systematischer einzubeziehen und zu gewihrleisten, dass
dies im Rahmen starker, tragfihiger und nachhaltiger Mitspra-
cheverfahren im Rahmen von Europa 2020 so umfassend wie
moglich geschieht. Der Vertrag von Lissabon schreibt vor, dass
die Zivilgesellschaft auf europiischer Ebene im Zuge der Be-
schlussfassung anzuhoren ist. Wollen die Mitgliedstaaten mehr
Identifikation mit und Mitwirkung an Europa 2020 und dem
Europiischen Semester, sollten sie dieselbe Disziplin an den Tag
legen, indem sie die WSR und vergleichbare Einrichtungen so
hiufig wie moglich konsultieren.

7. Der EWSA

7.1  In Bezug auf seine eigene Rolle hilt es der EWSA fiir
wesentlich, seinen Fokus und seine strategische Ausrichtung auf
alle Teile der Europa-2020-Strategie beizubehalten, um auch
weiterhin die von der Strategie und ihren Bestandteilen gene-
rierten potenziellen Synergien wahrnehmen zu konnen.

7.2 Der EWSA ist der Meinung, dass die von seinem Europa-
2020-Lenkungsausschuss geleistete Arbeit fortgesetzt und wei-
terentwickelt werden sollte. Der Lenkungsausschuss sollte sein
Hauptaugenmerk weiterhin auf die Strategie und ihre Auswir-
kungen auf die Offentlichkeit richten und seine interne Kom-
munikation mit den nicht an der Arbeit des Lenkungsausschus-
ses beteiligten Mitgliedern ausbauen, damit alle von der Gesamt-
schau und dem Einblick des Lenkungsausschusses profitieren.

7.3 Nach Auffassung des EWSA hat die Arbeit, die er mit der
Koordinierung der Verbindungen zwischen den Wirtschafts-
und Sozialriten (sofern vorhanden) und deren Arbeit schritt-
weise geleistet hat, zwar sehr positive Auswirkungen gezeitigt,
konnte jedoch verbessert werden. Viele dieser Organisationen
haben — ebenso wie viele ihrer Mitglieder — auch auf nationaler
Ebene in der Europa-2020-Strategie eine Rolle zu spielen. Im
Hinblick auf eine bessere Mitwirkung an der Europa-2020-Stra-
tegie ist dies seiner Ansicht nach ein Bereich, in dem rasche,
einfache Manahmen erheblichen Nutzen bringen konnten. Der
EWSA hilt sich fir besonders geeignet, zur europdischen An-
laufstelle fiir die nationalen Wirtschafts- und Sozialrite und ver-
gleichbaren Einrichtungen zu werden und sie insbesondere bei
ihrer eigenen Arbeit im Rahmen von Europa 2020 zu unter-
stiitzen. Der EWSA ist bereit, eine entsprechende Verpflichtung
zum weiteren Ausbau der Kontakte und der Zusammenarbeit
einzugehen und diesen Prozess damit einzuleiten, indem er die
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nationalen Wirtschafts- und Sozialrite und vergleichbare Ein-
richtungen bei der nichsten Gelegenheit in eine auf die Euro-
pa-2020-Strategie ausgerichtete Veranstaltung einbezieht.

8. Rasch handeln, um kurzfristige Verinderungen zu be-
wirken

8.1 Der EWSA unterstitzt nachdriicklich die Absicht des
zyprischen Ratsvorsitzes, die Verfahren der Mitsprache im Rah-
men von Europa 2020 zu stirken und die informelle EPSCO-
Tagung im Juli 2012 teilweise diesem Thema zu widmen. Der
EWSA befiirwortet dies als deutlichen Startschuss fiir die Mit-
gliedstaaten und die Europdische Kommission, umfassend iiber
die Verbesserung ihres jeweiligen Handelns nachzudenken.

8.2  Der EWSA ersucht alle Mitgliedstaaten, auf nationaler
Ebene klarzustellen, welche staatlichen Stellen fiir welche Maf-
nahmen von Europa 2020 zustindig sind. Auch sollte das Ver-
hiltnis zwischen den fiir die Koordinierung oder Uberwachung
der nationalen Reformprogramme und den fiir die tatsichliche
Umsetzung zustdndigen Stellen gekldrt werden. Schon eine ein-
fache Klarstellung dieser Frage in den einzelnen Mitgliedstaaten
wiirde es den Akteuren ermdglichen, mit den richtigen Stellen
zusammenzuarbeiten, um so eine bessere Wirkung zu erzielen.

8.3  Nach Ansicht des EWSA werden die umfassende Trans-
parenz hinsichtlich der in den einzelnen Mitgliedstaaten zum
Einsatz kommenden Formen der Mitwirkung sowie die Be-
schreibung der Verfahren und Instrumente, die die Regierungen
einzusetzen beabsichtigen, allen Klarheit dariiber verschaffen,
was warum wie geschieht.

8.4 Der EWSA ist der Auffassung, dass die Europdische
Kommission und die Mitgliedstaaten die Zeitplanung der ver-
schiedenen Maflnahmen im Rahmen des Europiischen Semes-
ters dringend tiberpriifen sollten. Die dauerhafteste Herausforde-
rung, auf die von fast allen Akteuren in den bestehenden Struk-
turen hingewiesen wird, ist der Zeitmangel bei jeder Art von
reflektierter Reaktion oder wirklicher Debatte. Die Mitgliedstaa-
ten sollten dringend dariiber nachdenken, welche Fristen sie
derzeit verwenden und wie diese angemessener gestaltet werden
konnten.

8.5  Der EWSA bestirkt die regionalen und lokalen Gebiets-
korperschaften nachdriicklich darin, ihre Beteiligung an den Eu-
ropa-2020-Prozessen in ihrem nationalen Rahmen und direkt
auf EU-Ebene zu vertiefen. Die Einsetzung der Europa-2020-
Monitoringplattform durch den Ausschuss der Regionen ist
ein ausgezeichneter Schritt hin zu diesem Ziel. Der EWSA ist
der Ansicht, dass diese stirkere Einbeziechung von den nationa-
len Regierungen unterstiitzt werden sollte. Das Wissen lokaler
und regionaler Gebietskorperschaften um lokale Entwicklungen
und potenzielle Anwendungen ist ein wichtiger Bestandteil des-
sen, was genutzt werden sollte, damit Europa 2020 seine po-
tenzielle Rolle umfassend erfiillen kann.

9. Entwicklung eines langfristigen umfassenden Mitspra-
cheverfahrens fiir Europa 2020

9.1 Nach Ansicht des EWSA sind zur Schaffung starker
Strukturen fur den stindigen Dialog bereits sehr niitzliche Mo-
delle vorhanden. Seiner Meinung nach liefert der vom Europarat
initiierte Verhaltenskodex fiir die Teilnahme der Zivilgesellschaft an
den Entscheidungsprozessen () ausgezeichnete Rahmenbedingun-
gen und Grundsitze fir diese Arbeit, die auf die Europa-
2020-Strategie iibertragen werden konnen. Die Verwendung
solcher Grundsitze wird es der Europiischen Union und den

() http://www.coe.int/t/ngo/code_good_prac_en.asp.

Mitgliedstaaten ermdglichen, die Diskussionen auf der Stufenlei-
ter der Einbeziehung schrittweise hinaufzubewegen vom relativ
niedrigen Niveau einer hauptsichlich auf Informationsvermitt-
lung ausgerichteten Mitsprache iiber die offene Konsultation,
einen sich entwickelnden Dialog unter den Teilnehmern bis hin
zu einer echten Partnerschaft — den vier Hauptetappen entlang
des Spektrums der im Kodex beschriebenen partizipativen Ver-
fahren. Der EWSA vertritt den Standpunkt, dass sich die Ver-
fahren im Rahmen von Europa 2020 fortan schrittweise auf
dieser Stufenleiter der Einbeziehung bewegen sollten. Der Kodex
bietet auch einige sehr niitzliche Hilfsmittel, die auf die Europa-
2020-Verfahren angewandt werden konnten.

9.2  Die organisierte Zivilgesellschaft in den Mitgliedstaaten
sollte wihrend des gesamten Europdischen Semesters einbezo-
gen werden. Ein sehr wichtiges Verfahren im Bereich Konzep-
tion ist die Ausarbeitung der nationalen Reformprogramme.
Das Verfahren der Ausarbeitung durch die Mitgliedstaaten sollte
auf einem breiten und stirker auf Zusammenarbeit ausgerichte-
ten Dialog mit den Sozialpartnern und der organisierten Zivil-
gesellschaft griinden. Diese Akteure steuern bei der Festlegung
von Zielen und der Konzipierung von Programmen und Strate-
gien fiir Bereiche wie Beschiftigung, Bildung und soziale Inte-
gration nicht nur Sachverstand bei, sondern sind auch wesent-
lich an der Umsetzung dieser Strategien beteiligt.

9.3  Eine weitere wichtige Stufe des Europdischen Semesters
ist die Veroffentlichung und Uberpriifung der linderspezifischen
Empfehlungen. Die europdischen Sozialpartner und die organi-
sierte Zivilgesellschaft miissen tiber die linderspezifischen Emp-
fehlungen fiir die einzelnen Mitgliedstaaten informiert und dazu
konsultiert werden. In diesem Zusammenhang ist der Zeitplan
von entscheidender Bedeutung, damit die organisierte Zivilge-
sellschaft frithzeitig in die Konzipierung der Zukunftsperspekti-
ven fiir die nachfolgenden Zyklen eingebunden werden kann.

9.4  Der EWSA hat in fritheren Stellungnahmen den Leis-
tungsvergleich (Benchmarking) als Moglichkeit zur Messung
des Fortschritts bei der Umsetzung der Europa-2020-Strate-
gie vorgeschlagen. Dabei fithrt ein nationaler WSR oder eine
vergleichbare Einrichtung eine Analyse durch und legt anhand
von Statistiken, die tiber die Eurostat-Website frei zuganglich
sind, seine eigenen prioritdren Kriterien fest. Einige WSR prak-
tizieren dies bereits, und weitere nationale WSR sollten ermun-
tert werden, dies ebenfalls zu tun. Bei diesem Leistungsvergleich
wird die Umsetzung der Reformen von den Akteuren fortlau-
fend iiberwacht. Dies ist ein wertvoller Beitrag zur Uberarbei-
tung der nationalen Reformprogramme.

9.5  Es sollten Schritte unternommen werden, um der De-
batte iiber die Umsetzung der Europa-2020-Strategie in den
Mitgliedstaaten mehr Schwung zu verleihen, und die Regierun-
gen sollten in Bezug auf die Auswirkungen eines umfassenderen
zivilen und sozialen Dialogs iiber die Strategie wirksamere
Feedback-Verfahren entwickeln. Hier kann die Rolle der Zivil-
gesellschaft von besonderem Wert fiir die weitere Arbeit sein.
Zweckdienlich wiren regelmifig stattfindende Konferenzen in
den Mitgliedstaaten unter Teilnahme aller relevanten Akteure,
aber auch offene Parlamentsanhorungen zur Erlduterung der
nationalen Reformprogramme.

9.6  Es besteht ein Widerspruch zwischen dem wachsenden
Bewusstsein unter den EU-Institutionen fiir die Notwendigkeit
einer Konsultation der organisierten Zivilgesellschaft und den
Schwierigkeiten, auf die die meisten nationalen WSR und ver-
gleichbaren Einrichtungen derzeit stofSen. Diese Organisationen
werden meist iberwiegend durch offentliche Mittel finanziert. In
vielen Mitgliedstaaten wurde ihr Budget gekiirzt. Dies veranlasst
die nationalen Wirtschafts- und Sozialrite und vergleichbaren


http://www.coe.int/t/ngo/code_good_prac_en.asp

4.10.2012

Amtsblatt der Europaischen Union

C 299/5

Einrichtungen dazu, sich ausschlieflich auf nationale Priorititen
zu konzentrieren und ihre Beteiligung auf europiischer Ebene
zuriickzufahren. Die EU-Institutionen sollten dariiber nachden-
ken, wie sie diese Organisationen unterstiitzen und fordern
konnten — zumindest in ihrem Beitrag zum Europdischen Se-
mester.

9.7  Da es von besonderem Wert sein kann, tiber eine Haupt-
anlaufstelle fiir die Anschlussarbeiten mit den nationalen WSR
und vergleichbaren Einrichtungen zu verfiigen, konnte die Eu-
ropdische Kommission den EWSA damit beauftragen und darin
unterstiitzen, mindestens einmal im Jahr — unter sorgfaltiger
zeitlicher Abstimmung mit dem Europiischen Semester — eine
Konferenz mit allen nationalen WSR und vergleichbaren Ein-
richtungen zu veranstalten, um das Europdische Semester, die
Europa-2020-Strategie sowie deren Beitrag und bewdahrte Prak-
tiken in diesem Bereich zu erortern.

10. Akteure

10.1  Der EWSA ist iiberzeugt, dass auch die Akteure selbst
ihre Mitwirkung an den Verfahren im Rahmen von Europa
2020 erneuern konnten. Auch wenn die Akteure selbst glauben,
dass die Hauptverantwortung bei den Mitgliedstaaten liegt und
diese die Verfahren zur Einbeziehung der Partner iiberarbeiten
miissen, konnten sie mehr voneinander lernen und sich selbst-
bewusster in einen direkten Dialog mit den EU-Institutionen
und den nationalen Regierungen begeben. Und auch wenn die
Regierungen die Zeitplanung der Verfahren dringend iiberden-
ken miissen, sollten die Akteure daran arbeiten, sich selbst frith-
zeitiger auf die Etappen des Europiischen Semesters einzustel-
len.

11. Spezifische Vorschlige zum Themenkreis Beschifti-
gung, Armut und Ausgrenzung

11.1  In seinem Ersuchen an den EWSA legte der zyprische
Ratsvorsitz besonderen Wert auf einen Beitrag zur besseren
Einbeziechung der Zivilgesellschaft in die Umsetzung und die
Anschlussarbeiten in gesellschaftspolitischen Bereichen wie Ar-
mut und Ausgrenzung. Der EWSA vertritt die Auffassung, dass
die Mitwirkung der betroffenen Akteure an einem strukturierten
und regelmifigen Dialog auf européischer und nationaler Ebene
entscheidenden Einfluss auf die Moglichkeiten hat, wirkungs-
volle Losungen fiir diese Probleme zu finden.

11.2  Es ist wichtig, einen Stakeholder-Ansatz zu verfolgen
und den strukturierten Dialog mit den Akteuren der Zivilgesell-
schaft in der Politikgestaltung, der Durchfithrung und der Wei-
terverfolgung im Rahmen der Arbeit der Plattform gegen Armut
und soziale Ausgrenzung zu pflegen. In Bereichen wie Armut
und Ausgrenzung sind es oft die zivilgesellschaftlichen Akteure,
die direkt an der Basis Trends und gesellschaftliche Entwicklun-
gen registrieren und ins Offentliche Bewusstsein bringen. Thr
zielgerichtetes Eintreten fiir die Hervorhebung der Nutzerper-
spektive und die Privention, aber auch die Entwicklung und
Erbringung innovativer Dienstleistungen fiir diese Zielgruppen
liefern wertvolle Erkenntnisse und Erfahrungen fir die strategi-

Briissel, den 12. Juli 2012

schen Bemithungen gegen Armut und Ausgrenzung. An dieser
Stelle unterstreicht der EWSA die strategisch wichtige Rolle der
Sozialwirtschaft und der nichtstaatlichen Organisationen, deren
Ziel es ist, Armut zu verringern, die Schaffung neuer Arbeits-
plitze zu fordern und Dienste zu entwickeln, die auf kreative
Weise dem gesellschaftlichen Bedarf entsprechen.

11.3  Im Rahmen dieser Politikfelder sollten die nationalen
Sozialberichte erwdhnt werden, die die nationalen Reformpro-
gramme erginzen und vom Ausschuss fur Sozialschutz vor-
gelegt werden. In diesen Berichten, die auf der offenen Koor-
dinierungsmethode beruhen, wird die soziale Dimension von
Europa 2020 bewertet. Sie zeigen ausgehend von der Jahres-
wachstumsstrategie den dringendsten Reformbedarf auf und ent-
halten Vorschlage fiir konkrete Manahmen. Es ist von zentraler
Bedeutung, ein Verfahren zu schaffen, durch das die betroffenen
Akteure besser an den nationalen Sozialberichten beteiligt
werden, was bisher nicht in ausreichendem Umfang der Fall ist;
ferner muss auch eine bessere Verzahnung mit den nationalen
Reformprogrammen hergestellt werden. Von gréfter Bedeutung
ist eine Starkung der offenen Koordinierungsmethode beim So-
zialschutz, wobei integrierte nationale Strategien zum Ausgangs-
punkt genommen werden sollten, um eine stirkere Verkniip-
fung mit der europdischen Plattform gegen Armut zu erreichen.

11.4  Der jihrlichen EU-Veranstaltung gegen Armut und
Ausgrenzung sollte eine entsprechende Anhérung auf nationa-
ler Ebene in Zusammenarbeit mit 6ffentlichen Stellen, von Ar-
mut betroffenen Menschen, nichtstaatlichen Organisationen, so-
zialwirtschaftlichen Organisationen, den Sozialpartnern und an-
deren Akteuren der Zivilgesellschaft folgen. Ziel muss es sein,
gemeinsam Fortschritte und Mingel in diesem Politikfeld zu
ermitteln und zu analysieren und Reformvorschlige zu unter-
breiten. Zeitlich sollte diese Veranstaltung auf die Erstellung der
nationalen Reformprogramme abgestimmt sein.

11.5  Auch die Veranstaltung regelmifiger Treffen fiir Dialog
und Konsultation zu spezifischen Fragen sollte mit zeitlichem
Vorlauf geplant werden, um interessierten Kreisen Gelegenheit
zu geben, ihre Anliegen darzulegen. Im Rahmen der partner-
schaftlichen Zusammenarbeit mit den Akteuren sollte auch eine
Prifung der sozialen Auswirkungen des Jahreswachstums-
berichts und der erzielten Fortschritte vorgenommen werden.

11.6  Die nationalen Reformprogramme und die Festlegung
nationaler Ziele sind Schliisselkomponenten in den Bemithun-
gen um die Umsetzung der Europa-2020-Strategie und der po-
litischen Strategien zur Armutsbekimpfung. Wichtig ist die adi-
quate Definition des Armutsziels, um auch solche Gruppen
zu erfassen, die von einem Armutsrisiko und von mehrfacher
Ausgrenzung betroffen sind, damit die Strategien und Reformen
wirkungsvoll auf diese Gruppen abgestimmt werden. Hier sind
die Einbindung der zivilgesellschaftlichen Akteure und die Part-
nerschaft mit ihnen mafSgeblich, da diese oft friihzeitig in der
Lage sind, neue Risikogruppen zu entdecken oder bei aus-
gegrenzten Gruppen erhohte Risiken festzustellen.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts-
Finanzvorschriften

Auswirkungen der neuen

und Sozialausschusses zum Thema ,Die

auf den Bankensektor in Europa“

(Initiativstellungnahme)

(2012/C 299/02)

Berichterstatterin: Anna NIETYKSZA

Ko-Berichterstatter: Pierre GENDRE

Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 14. Juli 2011 gemidf Artikel 29 Absatz 2
seiner Geschiftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Die Auswirkungen der neuen Finanzvorschriften auf den Bankensektor in Europa".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission fiir den industriellen Wandel nahm ihre Stel-

lungnahme am 11. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
135 gegen 2 Stimmen bei 5 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Hauptaufgabe des Bankensektors, der durchschnittlich
5% des BIP der EU ausmacht, sind die Finanzierung der Real-
wirtschaft, vor allem innovativer Unternehmen, sowie des
Wachstums der kleinen und mittleren Unternehmen, die der
Motor der europdischen Wirtschaft sind, und die Sicherung
der Sparguthaben.

1.2 Der EWSA begriifit die Bemithungen der Europiischen
Kommission und der Mitgliedstaaten zur Stirkung des Banken-
sektors und zur Verhinderung erneuter Finanzkrisen durch Sen-
kung der Risiken und Einddmmung ihrer Auswirkungen.

1.3 Der EWSA ist der Auffassung, dass die Lehren aus der
jingsten Wirtschafts- und Finanzkrise gezogen werden miissen
und dass ein neues Konzept fiir eine wirksamere Uberwachung
durch die nationalen, europdischen und internationalen Behor-
den und durch eine stirkere Einbeziehung der Finanzinstitute in
die Verantwortung gefunden werden muss.

1.4 Der EWSA unterstiitzt die Mafnahmen zur Stirkung der
Kapitalstruktur der Banken und ihrer Fahigkeit zur Finanzierung
der Wirtschaft und warnt das Management der Banken davor,
nur auf kurzfristigen Profit und Spekulationen zu setzen, die die
Mirkte destabilisieren.

Die Verantwortlichkeit der Bankenvorstinde sowie der nationa-
len, europdischen und bankeninternen Kontrollinstanzen muss
auf der Grundlage transparenter Regeln prazise und besser fest-
gelegt werden, um ethisches Verhalten zu fordern.

1.5  Der EWSA weist auf die Probleme hin, die mit der mas-
siven Ergreifung ordnungspolitischer Manahmen einhergehen
und mit denen die 8 000 europiischen Banken konfrontiert
sind, wenn sie unter wirtschaftlich schwierigen Bedingungen

in Europa angesichts der Schuldenkrise, deren Ausmafl und
Folgen noch nicht unter Kontrolle sind, weiterhin die Wirtschaft
finanzieren sollen.

1.6 Die europdischen Banken sind einer verstirken Konkur-
renz durch Banken aus Drittstaaten ausgesetzt, die in ihren Her-
kunftslindern nicht denselben rechtlichen und ordnungspoliti-
schen Vorgaben unterliegen wie die europiischen Banken.

1.7 Die Mafnahmen zur Stirkung der Kapitalstruktur umfas-
sen die Aufstockung und die bessere Qualitit der Eigenmittel,
eine bessere Deckung der Risiken, die Einfilhrung einer Ver-
schuldungsgrenze (Leverage Ratio) und ein neues Konzept fiir
die Liquiditdt. Diese Mafinahmen konnen sich auf die Bilanzen
der Banken auswirken und zu einem spiirbaren Riickgang ihres
Ertrags fithren.

1.8 Um an Soliditit zu gewinnen, werden die Banken des-
halb bestrebt sein, ihre Grofle zu verringern, sich den rentabels-
ten Aktivitdten zuzuwenden und das Angebot an Finanzdienst-
leistungen einzuschrinken, um ihre Risiken besser zu steuern.

Einige treten dafiir ein, dass die Banken wieder zu ihrem ur-
spriinglichen Geschift zuriickkehren sollten: Einlagen der Kun-
den entgegenzunehmen, diese zu schiitzen und die Realwirt-
schaft zu finanzieren.

1.9 Der EWSA hilt es fur wiinschenswert, schrittweise zu
einer Trennung zwischen Geschiftsbanken einerseits und Finan-
zierungs- und Investmentbanken andererseits zuriickzukehren.
Die gegenwirtige weltweite Krise zeigt, dass ein auf unbegrenz-
ter Liberalisierung beruhendes globalisiertes Finanzsystem aus
dem Ruder laufen kann, wenn die Markte diese Freiheit miss-
brauchen:

— Die iibermidfiige Grofe der multinationalen Finanzkonzerne
macht ihre Steuerung, die Uberwachung durch die Auf-
sichtsbehorden sowie die Bewertung durch die Ratingagen-
turen sehr schwierig und bisweilen wenig glaubwiirdig.
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— Die Finanzinstrumente sind unkontrollierbar geworden.
Zwar ist grundsitzlich nichts gegen Innovationen im Fi-
nanzbereich einzuwenden, doch ist es nicht hinnehmbar,
dass ein Finanzprodukt auf recht intransparente Weise frei
auf dem internationalen Markt gehandelt werden kann, ohne
dass jemand die Art des Risikos oder den letztlich Haftenden
kennt.

1.10  Die neuen Anforderungen in Bezug auf die Eigenmittel,
vor allem die Erhohung der Kernkapitalquote auf 9 %, die 60
systemrelevante Banken bis zum 30. Juni 2012 und alle ande-
ren zwischen 2015 und 2018 erfillen miissen, konnten
schlimme Auswirkungen fur die lokalen und genossenschaftli-
chen Banken haben, die gegeniiber KMU und Kleinstunterneh-
mern entgegenkommender sind. Bei den Eigenkapitalanforde-
rungen darf es jedoch keine Diskriminierung bestimmter Grup-
pen von Banken geben.

1.11  Wenn die Banken Schwierigkeiten bei der Kapital-
beschaffung haben, wird es fur KMU noch schwerer, an die
notwendigen Finanzmittel zu kommen. Es muss vermieden wer-
den, dass es zu einer Kreditklemme und zur Erhéhung der
Bankgebithren kommt. Der Ausschuss fordert die Kommission,
die Europiische Bankenaufsichtsbehorde (EBA) und die Auf-
sichtsbehorden in den Mitgliedstaaten auf, sicherzustellen, dass
die Kapitalpuffer der kleineren Banken an die Geschiftsmodelle
dieser Banken angepasst werden.

1.12  Die Aufsichtsvorschriften bewirken bereits einen Riick-
gang der Kredite und deren Verteuerung fur die kleinen Unter-
nehmen, vor allem Neugriindungen, innovative Unternehmen
und als besonders riskant geltende Unternchmen. Die EU
kann die Ziele der Strategie Europa 2020, der Digitalen Agenda,
eines in der Cloud aktiven Europas, des Energiefahrplans 2050
und des "Small Business Act" nicht erreichen, wenn die fur die
kleinen und mittleren Unternehmen bestimmten Finanzmittel
infolge der Umsetzung der neuen Aufsichtsvorschriften zuriick-
gehen.

Der EWSA fordert die Kommission auf, die Entwicklungen im
Kreditbereich und bei den Bankgebiihren fur Unternehmen und
Privatpersonen duflerst aufmerksam zu verfolgen.

1.13  Die MaRnahmen zur wirksameren Uberwachung der
Mirkte durch die nationalen, europiischen und internationalen
Behorden werden tiefgreifende Folgen fiir die Organisation der
Banken und die internen Kontrollen haben. Daraus ergeben sich
eine groflere Verantwortung des Bankenmanagements sowie die
Verpflichtung, die Eigenkapitalrentabilitit aufmerksamer zu prii-
fen und die Risiken besser zu beherrschen. Die Banken miissen
fur ihre Produkte und Bestinde Absatzprognosen und Entwick-
lungsstrategien unter dem Gesichtspunkt der Rentabilitit er-
arbeiten und dabei die Fahigkeit zur Aufnahme von Eigenkapital
bewerten. Dies wird Umstrukturierungen nach sich zichen, die
eine Zunahme der Bedeutung und eine personelle Aufstockung
der Bereiche Informationstechnologie, Controlling und Risiko-
management zu Lasten anderer, traditionellerer Bereiche mit
sich bringen.

1.14  In den Banken der EU arbeiten iiber 3 Millionen Be-
schiftigte, die grofle Mehrheit von ihnen im Privatkunden-
geschift. Seit Beginn des Jahres 2011 wurden mehr als 150 000
Arbeitsplatze abgebaut und zahlreiche Filialen geschlossen. Ver-
schiedenen Prognosen zufolge werden 2012 weitere 100 000
Stellen abgebaut. Der EWSA fordert die Kommission auf, die
Verbesserung des sozialen Dialogs in der Branche in den Vor-
dergrund zu stellen und die Abstimmung mit den Sozialpart-
nern zu Initiativen, die sich auf die Entwicklung der Branche
auswirken, zu fordern.

1.15  Bei der Umsetzung der neuen Regelungen sind nach
Auffassung des EWSA die unterschiedlichen Bedingungen in
den einzelnen Mitgliedstaaten zu beriicksichtigen, insbesondere
in den neuen Mitgliedstaaten, deren Kreditmarkte bei weitem
noch nicht ihr volles Potenzial entfaltet haben und in denen
die meisten Banken den grofen europdischen oder internatio-
nalen Bankengruppen gehoren. Um ihre Bilanz zu verbessern
und den neuen Verpflichtungen nachzukommen, kénnten diese
Gruppen versucht sein, Mittel aus ihren dortigen Tochterunter-
nehmen abzuziehen und ihre Investitionen zu begrenzen, was
die Moglichkeiten der Finanzierung der Wirtschaft dieser Lander
erheblich einschrinken wiirde. Der EWSA verweist in diesem
Zusammenhang auf die in der Wiener Initiative eingegangene
Verpflichtung, keine Mittel abzuziehen. Bestimmte einzigartige
Modelle wie die Genossenschaftsbanken in Deutschland oder
Polen miissen geschiitzt werden. Dazu gehoren tiber 300 Ban-
ken allein in Polen. Die tiefgreifenden Reformen, die die neuen
Regeln erfordern, wiren nicht ohne einen Ubergangszeitraum
umzusetzen.

1.16  Zur Flankierung der Harmonisierungsmafinahmen ist
eine Stiarkung der Befugnisse der Europiischen Bankenaufsichts-
behorde erforderlich. Der EWSA verweist darauf, dass der freie
Kapitalverkehr auf europdischer Ebene gewdahrleistet ist, wih-
rend die Sicherheit der Einlagen und die Solvabilitit der Banken
in die Zustindigkeit der nationalen Behorden fallen. Die Kredit-
mirkte unterscheiden sich von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat. In
den Lindern, in denen der Kreditmarkt nur unzureichend ent-
wickelt ist, kann ein zu rasches Aufholen des Verschuldungs-
niveaus zur Entstehung von Spekulationsblasen fithren. Wenn
die Aufsichtsregeln europaweit einheitlich umgesetzt werden,
konnen die nationalen Behorden nicht rechtzeitig reagieren.
Die von einigen europdischen Politikern vorgeschlagene Schaf-
fung einer europdischen Bankenunion, um die Beaufsichtigung
systemrelevanter Banken und die Einlagensicherung im Insol-
venzfall auf dieser Ebene anzusiedeln, ist jedoch erwigenswert.

1.17  Es besteht die Gefahr, dass die europdischen Banken im
Vergleich zu ihren internationalen Konkurrenten an Wett-
bewerbsfihigkeit einbiifen. Banken, die zusitzliches Eigenkapi-
tal aufnehmen wollen, konnen zumeist auf Kapital aus Staats-
fonds und Banken in Asien und dem Nahen Osten zuriickgrei-
fen. Es besteht die reale Gefahr, dass die Eigentiimerstruktur des
europdischen Bankensystems der Kontrolle der EU-Mitgliedstaa-
ten entgleitet. Der EWSA fordert die zustindigen europaischen
Stellen deshalb auf, sich verstirkt daftir einzusetzen, dass welt-
weit tiberall dieselben Aufsichtsregeln gelten, um zu einer ech-
ten internationalen Regulierung der Finanzmirkte zu gelangen.

1.18  Die neuen Informationstechnologien, d.h. e-Banking,
Homebanking, gesicherte Online-Transaktionen (elektronische
Signatur) oder Cloud Computing, sorgen derzeit fiir einen tief-
greifenden Wandel bei den traditionellen Dienstleistungen der
Banken. Die Banken werden vor der schwierigen Aufgabe ste-
hen, die Realwirtschaft zu finanzieren und zugleich mit héheren
Finanzierungskosten infolge der Einfithrung neuer Technologien
bei geringerer Rentabilitit zurechtzukommen. Der EWSA ist der
Auffassung, dass alle Beteiligten der Bankenbranche in diesem
tiefgreifenden Wandel begleitet und unterstiitzt werden miissen.

2. Einleitung

2.1  Die Finanzkrise und ihre Auswirkungen auf die Wirt-
schaft haben die Regierungen und die Finanzbehorden ver-
anlasst, nach den tieferen Ursachen des Zusammenbruchs eines
Finanzsystems zu suchen, das man fiir fest verankert, gut ge-
regelt und effizient kontrolliert hielt.
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2.2 Die ersten Mafinahmen finanzieller und geldpolitischer
Art (betrichtliche Senkung des Leitzinses, Liquiditit, staatliche
Beihilfen) waren Sofortmafnahmen. Mit den ldngerfristigen
Mafinahmen sollten die Struktur der Markte gestirkt und kiinf-
tige systemische Krisen verhindert werden: Deshalb handelte es
sich um Maflnahmen im Bereich der Regulierung, der Aufsicht
und der Finanzpolitik. Supranationale Organisationen wie der
IWF, die G-20, die BIZ und die Kommission haben sich offen
fur eine Zusammenarbeit gezeigt, vertreten jedoch in einigen
Punkten unterschiedliche Auffassungen.

2.3 Seit der Krise 2008 hat die EU iiber 50 legislative Ini-
tiativen ergriffen. 99 % der Reformen waren Ende 2011 unter
Dach und Fach und sollen 2013 in Kraft treten, mit Ausnahme
der Regelung fiir die Kernkapitalquote (Tier 1, T1), die ab dem
30. Juni 2012 fiir 60 systemrelevante Banken gilt. Fiir die an-
deren Banken soll diese Vorschrift zwischen 2015 und 2018 in
Kraft treten.

2.4 Nach dem Basel-IlI-Regelwerk, das im November 2010
veroffentlicht wurde, miissen die Banken mehr und hochwerti-
gere Eigenmittel halten, um kiinftige Krisen bewaltigen zu kon-
nen, insbesondere:

— miissen sie 4,5 % Stammaktien und Eigenkapital der Klasse I
in Hohe von 6 % der risikogewichteten Aktiva halten,

— ist ein obligatorischer Kapitalerhaltungspuffer von 2,5 %
vorgesehen,

— ist ein fakultativer antizyklischer Kapitalpuffer zu halten, der
es den nationalen Regulierungsbehorden erlaubt, in Phasen
des Kreditwachstums zusitzliches Eigenkapital von bis zu
2,5 % zu verlangen.

Durch Basel III werden eine Verschuldungsgrenze von 3 % des
Kernkapitals als Mindestgrofle und zwei obligatorische Liquidi-
tatsquoten eingefiihrt: eine Mindestliquidititsquote, die eine
Bank dazu verpflichtet, ausreichend erstklassige liquide Aktiva
zu halten, um alle Nettoabfliisse iiber einen 30-tigigen Zeitho-
rizont auszugleichen, sowie eine strukturelle Liquidititsquote,
wonach ein verfiigbarer Betrag an stabiler Finanzierung vorzuse-
hen ist, der den Liquiditdtsbedarfs iiber einen Zeitraum von
einem Jahr tiberschreitet.

2.41 Die Europiische Kommission hat im Juli 2011 Vor-
schldge zur Umsetzung von Basel III in eine Eigenkapitalricht-
linie (CRD IV) vorgelegt, um den europdischen Bankensektor zu
stirken und dabei die Banken zur weiteren Finanzierung des
Wirtschaftswachstums zu ermutigen. Allerdings hat die Kom-
mission noch keine konkrete Initiative ergriffen, um die Kredit-
vergabe zu fordern.

2.5  Den Banken sollen Anreize gegeben werden, mehr Eigen-
mittel zu halten, um Krisen zu tiberstehen, und es soll ein neues
Instrument vorgelegt werden, mit dem die Aufsichtsbehorden
Banken iiberwachen und Mafnahmen ergreifen konnen, wenn
sie Risiken feststellen.

2.6 Die CRD IV deckt die Bereiche ab, die Gegenstand der
geltenden Eigenkapitalrichtlinie sind, muss jedoch in einer fiir
jeden Mitgliedstaat geeigneten Form umgesetzt werden.

2.7 Trotz der Versiumnisse und Mingel der verabschiedeten
Regeln sind echte Fortschritte auf dem Weg zu neuen Vorschrif-
ten zu verzeichnen, wobei jedoch grundlegende Fragen noch
nicht beantwortet sind:

— Werden die neuen Vorschriften simtliche Finanzpraktiken
weltweit abdecken?

— Kann man sich nach erfolgter Festlegung der Marktregulie-
rung darauf verlassen, dass wirksame Kontrollen stattfinden?

— Werden die neuen Vorschriften die Situation im europii-
schen Bankensektor mit seinen {iber 8 000 Banken (Struk-
turen, Konsolidierung, Vertriebsmethoden, Personalbestand)
sowie sein Verhalten im Hinblick auf die Finanzierung der
Wirtschaft (Kredite fiir Unternehmen, Gebietskorperschaften
und Privatpersonen) beeinflussen und verandern?

3. Sich verschlechternde finanzielle und wirtschaftliche
Rahmenbedingungen

3.1  Die Banken in Europa miissen derzeit tiefgreifende ord-
nungspolitische und konjunkturelle Veranderungen bewiltigen,
die Anlass zu Befiirchtungen im Hinblick auf ihre Fahigkeit
geben, in einer durch die Schuldenkrise negativ beeinflussten
Konjunktur, unter der der Euroraum in besonderem Mafe leidet,
die Wirtschaft zu finanzieren.

3.2 Infolge der Umsetzung der Bestimmungen des Baseler
Ausschusses (Basel III) sind die Banken verpflichtet, ihr Eigen-
kapital aufzustocken, die sehr hohen Kennzahlen fiir die lang-
fristige Liquiditdt (NSFR) einzuhalten und die aufsichtsrechtliche
Kapitalanforderungen zu erfiillen.

3.3 Die Stresstests, denen sie in zwei Phasen unterzogen
wurden, haben die Zweifel in Bezug auf die Auswirkungen eines
Zahlungsausfalls eines oder mehrerer Mitgliedstaaten des Euro-
wiahrungsraums nicht ausrdumen konnen.

3.4 Auferdem hat sich in der internationalen Finanzwelt ein
Klima des Misstrauens breitgemacht, das zu Liquiditdtsproble-
men auf dem Interbankenmarkt gefithrt und die Banken ver-
anlasst hat, sich den sichersten Anlagen zuzuwenden.

3.5 In diesem Zusammenhang hat die EZB zweimal einge-
griffen und dem Bankensektor weltweit Kredite in Hohe von
1000 Mrd. EUR zu einem Zinssatz von einem Prozent und
einer Laufzeit von drei Jahren bereitgestellt. Diese Maflnahme
war unabdingbar, um das Vertrauen auf dem Interbankenmarkt
wiederherzustellen und den Umfang der Kreditvergabe an die
Wirtschaft beizubehalten. Allerdings wurde ein betrichtlicher
Teil dieser Mittel wieder bei der EZB angelegt, und ein anderer
Teil wurde verwendet, um Offentliche Schuldtitel aufzukaufen.
Der EWSA ist der Auffassung, dass die EZB ein Instrument
schaffen muss, um Aufschluss iiber die Verwendung dieser Mit-
tel zu erhalten.

3.6  Die notwendige Rekapitalisierung der Banken, fur die
von der EBA iber 100 Mrd. EUR veranschlagt werden, wird
immer dringender.

3.7  Die Vergabe von Krediten an Unternehmen, vor allem
KMU, an die Gebietskorperschaften sowie an Einzelpersonen
wird immer strenger gehandhabt. Im Ubrigen werden die damit
zusammenhingenden Risiken von den Banken dufSerst griind-
lich gepriift, was zu steigenden Gebiihren fiir diese Form der
Finanzierung fuhrt. Gleichzeitig erweist sich die Alternative einer
Finanzierung von Unternehmen iiber die Finanzmirkte als im-
mer schwieriger. Diese Situation, in Verbindung mit der Spar-
politik, ndhrt Prognosen, dass in der gesamten Europiischen
Union im Jahr 2012 mit einigen wenigen Ausnahmen ein ge-
ringes Wachstum oder gar ein Nullwachstum zu erwarten ist.
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4. Kontrollen und Regulierung des Bankensektors

4.1 In diesem Zusammenhang muss an die Subprime-Krise
in den USA erinnert werden: Die Warnsignale vor ihrem Aus-
bruch hitten die Aufsichtsbehorden aufmerksam machen miis-
sen. Niemand zweifelte an der Rentabilitit einer Investition, die
sowohl den Banken als auch ihren Kunden Profite brachte. Der
staatliche Einlagensicherungsfonds der US-Banken FDIC (Federal
Deposit Insurance Corporation) hatte zwar vor diesen Produk-
ten gewarnt, doch ergriff die US-Notenbank zwischen 2002 und
2006 keinerlei MafSnahmen.

4.2 Die Insolvenz von Lehman Brothers hitte verhindert
werden konnen, wenn die Aufsichtsbehorden rechtzeitig die
erheblichen Liquiditdtsprobleme der Bank zur Kenntnis genom-
men hitten. Auch wurde nicht erkannt, welche Gefahr ein Hy-
pothekendarlehen darstellt, das 100 % des Werts der Sicherheit
ausmacht und von Finanzmaklern in "Paketen" weiterverkauft
wird. Um kiinftigen Krisen vorzubeugen, miissen Mafnahmen
ergriffen werden, damit leitende Angestellte von Finanzinstituten
bei fehlender angemessener Uberwachung persénlich haften.

43 Zwar wurde die Krise durch zu komplexe, sogenannte
toxische Produkte ausgelost, doch hitten die Aufsichtsbehorden
die Schaffung und auch das Inverkehrbringen dieser Produkte
auf der Grundlage der geltenden Regeln nachweislich verbieten
konnen.

Die neuen Regeln werden kiinftige Krisen nicht mit absoluter
Sicherheit verhindern konnen, wenn die Aufsichtsbehorden
nicht tiber ausreichende Mittel verfiigen, um ihre Aufgaben
wahrzunehmen, und wenn die internen Kontrollen unzurei-
chend bleiben.

4.4 Angesichts der Liberalisierung der Finanzmarkte miissen
die Regierungen ihre Zusagen im Hinblick auf die internationale
Zusammenarbeit einhalten, damit es nicht dazu kommt, dass in
verschiedenen Gebieten verschiedene Regeln gelten.

4.5  Eine neue Regelung sollte auf folgenden Prinzipien beru-
hen:

a) Der Zugang zum Bankengewerbe kann geodffnet werden,
doch miissen die betreffenden Personen und die Herkunft
des Kapitals weitaus strenger und wirksamer als bisher kon-
trolliert werden.

b) Personen, die beruflich Finanztransaktionen durchfiihren,
missen eine entsprechende Genehmigung besitzen sowie
Vorschriften und Kontrollen unterliegen. Auf keinen Fall
darf es Parabanken und Schattenbanken geben.

¢) Neue Finanzprodukte sind von den nationalen und europdi-
schen Bankbehorden zu genehmigen und zu kontrollieren.

4.6 Die Tatigkeit der Aufsichtsgremien muss regelmafig von
einer unabhingigen Stelle bewertet werden, die aus Experten
besteht, die beruflich nicht mehr in der Finanzbranche titig
sind. Bei dieser Bewertung ist vor allem auf die Auswirkungen
ihrer Entscheidungen auf die Geschiftsfuhrung der Banken zu
achten.

5. Welche Verinderungen stehen dem Bankensektor in Eu-
ropa bevor?

51  Gegenwirtig stehen die Banken unter starkem Druck,
denn sie missen ihr Unternehmensmodell infolge der neuen
Vorschriften neu definieren. Die Regeln haben unter den schwie-
rigen finanziellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen fol-
gende Auswirkungen auf den Bankensektor:

— Starkung der Kapitalstruktur aller Finanzinstitute, deren
Mehrzahl bereits jetzt die Kernkapitalquote einhalt. Die Ban-
ken werden bestrebt sein, den Umfang ihrer Bilanzen zu
reduzieren, um solider zu werden. (Fulnote: Untersuchung
von KPMG, Dezember 2011, "Evolving Banking Regulations,
A long journey ahead — the outlook for 2012").

— Basel IIl und die Verpflichtung zur Einhaltung der struktu-
rellen Liquiditdtsquote (NSFR) (Zeithorizont tiber einen Mo-
nat) und der Mindestliquidititsquote (LCR) (Zeithorizont un-
ter einem Monat) fithren dazu, dass mehr Eigenmittel beno-
tigt werden und dass die Liquidititsiiberschiisse gehalten
werden missen, die mitunter das Vierfache des Mindestliqui-
ditdtsbedarfs der Banken betragen. Diese Manahmen wer-
den sich negativ auf die finanziellen Ergebnisse auswirken
und zur Reduzierung der Bilanzen der Banken fiihren.

— Probleme bei der Entwicklung der Kreditvergabe in Zeiten
wirtschaftlichen Wachstums auf Grund des antizyklischen
Eigenkapitalpolsters. Trotz der hohen Nachfrage nach Kredi-
ten miissen die Banken den hoéheren Eigenkapitalanforde-
rungen gerecht werden. Die Kreditportofolios miissen dieses
Polster auf Verlangen der Aufsichtsbehorden aufrechterhal-
ten. Das Liquiditétspolster, dessen Umfang von den nationa-
len Aufsichtsbehorden festgelegt wird, kann bis zu 2,5 % der
Eigenkapitalanforderungen betragen.

5.2 All dies bedeutet

5.2.1  einen spiirbaren Riickgang des durchschnittlichen Er-
trags (der Eigenkapitalrendite) des Bankensektors um 10 % bis
(im Extremfall) 30 %, was das Interesse der Investoren fiir die
Branche didmpft und einen Riickgang der Kapitalisierung der
europdischen Banken mit sich bringt;

5.2.2  einen Riickgang bei der Finanzierung von Unterneh-
men und Gebietskorperschaften und die Verteuerung von Kre-
diten, vor allem fiir KMU, die oft als stirker risikobehaftete
Unternehmen betrachtet werden, die iiber keine ausreichenden
Sicherheiten oder Mitfinanzierungen verfiigen;

5.2.3  den moglichen Riickgang der langfristigen Kreditver-
gabe infolge der Einfithrung der langfristigen Liquidititsquote
NSFR sowie der Fremdkapitalquote (Verschuldungsgrenze) ab
2018. Dies kann sich negativ auf die Finanzierung von Infra-
strukturinvestitionen auswirken;

5.2.4  die Verpflichtung zur besseren Bewertung der Eigen-
kapitalrentabilitdit und zum besseren Risikomanagement. Die
Banken sind verpflichtet, unter dem Gesichtspunkt der Rentabi-
litat Absatzprognosen und Entwicklungsstrategien fiir ihre Pro-
dukte und Bestidnde zu erarbeiten sowie die Fahigkeit zur Auf-
nahme von Eigenkapital zu bewerten;
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5.2.5  den Banken drohen sehr hohe Kosten fiir Audit und
Reporting zur Anwendung der neuen Regeln und Einhaltung
der Auflagen der nationalen und internationalen Kontrollbehor-
den. Dies wirkt sich auf die Organisation der Bank aus und
erfordert strukturelle Anderungen;

5.2.6  die Kreditvergabe in Bereichen mit priferenzieller Risi-
kogewichtung wird eingeschrankt. AufSerdem kann die Einfiih-
rung einer Verschuldungsgrenze (Leverage ratio) langfristig Ein-
schrankungen bei der Finanzierung der Staaten, der Gebietskor-
perschaften und anderer Bereiche mit priferenzieller Risikoge-
wichtung verursachen;

5.2.7 als Folge der Verteuerung der Kredite kann es dazu
kommen, dass ein Teil der Aktivititen auf Institute verlagert
wird, die nicht diesen Regeln unterliegen. Dies begiinstigt Para-
banken, die Darlehen an Privatpersonen oft in bar und zu sehr
hohen Zinsen vergeben und deren Tatigkeit keiner ebenso stren-
gen Kontrolle wie die der Banken unterliegt.

5.3  Die neuen Vorschriften gelten ausnahmslos fiir grofe wie
fur kleine Banken. Sie sind moglicherweise fur manche Lander
ungeeignet, beispielsweise fur die neuen ost- und mitteleuropii-
schen Mitgliedstaaten, die hohe Wachstumsraten aufweisen.

— In diesen Lindern kann es dazu kommen, dass die neuen
Regeln die Investitionen einschranken. Die Banken dieser
Lander gehoren haufig multinationalen Konzernen und die
nationalen Aktionidre sind in der Minderheit. Die Mutterge-
sellschaften konnen einen erheblichen Teil des Kapitals ihrer
Tochtergesellschaften abziehen, um die neuen internationa-
len Anforderungen zu erfiillen. Die Tochtergesellschaften
wiirden so geschwicht und kénnten nur noch in begrenz-
tem MafSe zur Finanzierung der lokalen Wirtschaft beitragen.
Der EWSA verweist darauf, dass der freie Kapitalverkehr auf
europdischer Ebene gewdhrleistet ist, wihrend die Sicherheit
der Einlagen und die Solvabilitit der Banken in die Zustin-
digkeit der nationalen Behorden fallen.

5.4  Die Kreditmirkte unterscheiden sich von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat. In den Lindern, in denen der Kreditmarkt nur
unzureichend entwickelt ist, kann ein zu rasches Aufholen des
Verschuldungsniveaus zur Entstehung von Spekulationsblasen
fuhren. Wenn die Aufsichtsregeln europaweit umgesetzt werden,
konnen die nationalen Behorden nicht schnell genug reagieren.
Zur Flankierung der Harmonisierungsmaffnahmen ist deshalb
eine Stirkung der Befugnisse der Europiischen Bankenaufsichts-
behérde erforderlich.

5.5  Es ist erforderlich, bestimmte besondere Modelle wie die
Genossenschaftsbanken zu beriicksichtigen, bei denen es sich
um gesunde und autonome Banken handelt. Die infolge der
neuen Regeln erforderliche Reform kann nicht ohne Ubergangs-
zeitraum umgesetzt werden. Die Genossenschaftsbanken sind
ein wichtiges Element der lokalen Entwicklung und handeln
im Interesse ihrer Gesellschafter, die zugleich Kunden (Anleger
wie Kreditnehmer) sind: KMU, Landwirte, Kommunen und zahl-
reiche andere lokale Akteure.

5.6  Die grofSen Banken suchen Anlagemoglichkeiten mit ge-
ringen Risiken und hoheren Gewinnen. Dazu kommen die
Angst vor einer hoheren Besteuerung und Verluste auf Grund
bestimmter Staatsschuldpapiere.

5.7  Der Prozess der Konsolidierung wird sich wahrscheinlich
beschleunigen: Sparkassen und Genossenschaftsbanken konnen
auf autonome Finanzierungsquellen zdhlen, allerdings werden
die Banken, die zur Refinanzierung auf den Markt zuriickgrei-
fen, gezwungen sein, sich zusammenzuschlieen, was negative
Auswirkungen fur die KMU und die Verbraucher hat. Einige
Banken wurden gekauft und nach Zerschlagung ihres lokalen
oder regionalen Netzes wieder verkauft. Die Konzentration der
Banken auf nationaler Ebene ist auch an den Genossenschafts-
banken und Sparkassen nicht spurlos voriibergegangen.

5.8  Eine geringere Rendite der Banken, unter anderem auf
Grund hoherer Finanzierungskosten, und die sehr strengen
Grundsitze fiir die Steuerung der Liquiditit kénnen sich in
Form hoherer Bankgebithren und Zinssitze fiir befristete Anla-
gen sowie fiir Privatkonten von Kunden bemerkbar machen.

5.9  Im Zusammenhang mit den neuen Regelungen beschleu-
nigen die Banken ihre interne Umstrukturierung sowie den Ein-
satz neuer technischer Instrumente (Online-Banking, virtuelle
Schalter, Einsatz von Smartphones).

— Die Kombination von neuen Technologien und Diversifizie-
rung der kommerziellen Produkte verstirkt die Umstruktu-
rierung der Filialnetze, wobei es immer mehr Schalter gibt,
an denen keine Bargeschifte mehr getitigt werden konnen.
Die Zweigstellen beschrinken sich zunehmend auf die Be-
ratung und den Verkauf von Finanzprodukten. Gleichzeitig
erfordern diese neuen Uberweisungs- und Zahlungswege ei-
nen besseren Schutz vor Cyberangriffen, die bei Transaktio-
nen iber das Internet oder Mobiltelefone drohen.

5.10  Die Entwicklung der Vertriebswege wird schlieflich zu
einer Ausdiinnung des Filialnetzes und zum Beschaftigungsriick-
gang fithren. Die Umsetzung der CRD-IV-Richtlinie wird in den
Banken eine Zunahme der Beschiftigung im Bereich der Infor-
mationstechnologien und des Risikomanagements zu Lasten der
anderen Aktivititen nach sich ziehen. Es muss ein hochwertiger
sozialer Dialog auf allen Ebenen iiber Fragen der Beschiftigung
und der Ausbildung eingeleitet werden, um die aktuellen Ent-
wicklungen angemessen zu bewaltigen.

6. Kiinftige Entwicklungen

6.1  Das Europdische Parlament hat sich fir eine Finanztrans-
aktionssteuer ausgesprochen, und die Kommission priift die
Umsetzung dieses Vorhabens. Es besteht jedoch keine Einigkeit
zwischen den Mitgliedstaaten, und die amerikanische Regierung
vertritt eine ablehnende Haltung. Diese Steuer diirfte angesichts
des geringen Satzes, der im Gesprich ist, weder eine untragbare
Belastung fir die Banken noch einen Nachteil im weltweiten
Wettbewerb darstellen. In zwei fritheren Stellungnahmen (')
hat der EWSA betont, dass es Ziel der Steuer ist, neue Fin-
nahmen fur den Haushalt — insbesondere zur Finanzierung
der Entwicklungshilfe — zu generieren und zugleich eine Ver-
haltensidnderung bei den Banken herbeizufithren, um bevorzugt
die mittel- und langfristige Finanzierung der Wirtschaft gegen-
tiber sehr kurzfristigen Spekulationen zu férdern.

(") Stellungnahme des EWSA vom 29. Mdrz 2012 zu dem "Vorschlag
fiir eine Richtlinie des Rates iiber das gemeinsame Finanztransakti-
onssteuersystem und zur Anderung der Richtlinie 2008/7/EG"
(ABl. C 181 vom 21.6.2012, S. 55) und Stellungnahme des
EWSA vom 15. Juli 2010 zum Thema "Steuer auf Finanztransaktio-
nen" (ABL C 44 vom 11.2.2011, S. 81).
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6.2 Auf Initiative von Kommissionsmitglied Barnier wird ge-
priift, ob bei den Banken eine Trennung zwischen dem Privat-
kundengeschift und dem Finanzierungs- und Investmentban-
king moglich ist, womit das Modell der Universalbank in Frage
gestellt wird. Zur Debatte steht eine ginzliche Trennung, die
Abtrennung von Investitionen in Eigenkapital und das Verbot
solcher Investitionen fiir Banken. Einige Experten sprechen sich
jedoch dagegen aus und sind der Auffassung, dass die Tiefe und
die Liquiditdt der Mirkte sowie eine bessere Finanzierung der
Wirtschaft durch Universalbanken gewihrleistet werden.

6.3  Das Szenario fiir die Entwicklung der Finanzwelt und des
Bankensektors hat sich in den letzten dreifSig Jahren gewandelt:
Die Offnung der Mirkte hat eine Globalisierung der Finanzen
bewirkt, die ihrerseits zur Entwicklung und zur Zunahme der
Steuerparadiese und Regulierungsoasen gefiihrt hat. Gleichzeitig
hat der stirkere internationale Wettbewerb das Entstehen neuer
Formen von Finanzinstitutionen sowie neuer Produkte und
Dienstleistungen begiinstigt.

6.4  Die groffen Bankengruppen haben die Schwichen und
Grenzen eines exzessiven Wachstums erkennbar werden lassen,
das eine solide Unternehmensfithrung nicht mehr zuldsst. Sie
werden bestrebt sein, ihre Grofe zu verringern und solider zu
werden, wobei die Gewinne weniger stark schwanken und vor-
hersehbarer sein werden und keine tibertriebenen Boni mehr
ausgeschiittet werden. Sie werden sich auf ihr Kerngeschift
beschrinken, d.h. die Entgegennahme von Einlagen und die

Briissel, den 12. Juli 2012

Kreditvergabe, und andere Dienstleistungen einschrianken, inter-
national weniger stark expandieren und ihre Tatigkeit auf die
stirker wachsenden Markte konzentrieren, was ihre Rentabilitdt
einschranken wird.

6.5 Infolge der neuen Vorschriften werden die Ausschiittung
von Boni und die Gepflogenheiten bei den Gehiltern der Fith-
rungskrifte stirker gepriift und strengeren Kontrollen unterlie-
gen.

6.6  Eine Bankenaufsicht, die auf Finanzunternechmen jeder
Art ausgedehnt wird, ermoglicht es, die Tatigkeit von Paraban-
ken (z.B. Schattenbanken) zu kontrollieren.

6.7 Es miissen verbindliche Regeln fiir den Zugang zum
Bankengewerbe geschaffen werden, damit Personal ausgewahlt
werden kann, dessen Kompetenzen Kunden und Anleger iiber-
zeugen.

6.8  Wenn die staatlichen und internationalen Beihilfen, die
infolge der Finanzkrise fliefen, versiegt sind, wird die Branche
insgesamt zweifelsohne dem Verlauf der Konjunktur und der
Entwicklung der neuen Technologien folgen, vor allem aber
die Strategien umsetzen, die jedem gut gefithrten Unternehmen
eigen sind. Die Banken werden vor der schwierigen Aufgabe
stehen, als Kreditgeber fiir die Realwirtschaft glaubwiirdig zu
bleiben und gleichzeitig mit hoheren Finanzierungskosten und
einer geringeren Rentabilitdt zurechtzukommen.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Europiische
Technologieplattformen (ETP) und industrieller Wandel“ (Initiativstellungnahme)

(2012/C 299/03)

Berichterstatter: Josef ZBORIL

Ko-Berichterstatter: Enrico GIBELLIERI

Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012, gemaf Artikel 29 Absatz
2 der Geschiftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Europdische Technologieplattformen (ETP) und industrieller Wandel"

(Initiativstellungnahme).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission fiir den industriellen Wandel nahm ihre Stel-

lungnahme am 11. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
138 gegen 2 Stimmen bei 1 Enthaltung folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der EWSA ist sich bewusst, dass es zwar erforderlich,
jedoch schwierig ist, Vorhersagen iiber den industriellen Wandel
auf der Grundlage verschiedener Faktoren zu treffen, die diesen
Wandel beeinflussen. Zu den Haupttriebkraften des Wandels
zdhlen Forschung und Entwicklung (FuE), und die diesbeziigli-
chen Leitindikatoren sind die Europdischen Technologieplattfor-
men (ETP).

1.2 Der EWSA ersucht die Europidische Kommission darum,
die Tatigkeit der bestehenden ETP weiterhin zu unterstiitzen
und sowohl den Austausch der ETP untereinander als auch
den zwischen den ETP und den betreffenden Institutionen der
EU zu verbessern.

1.3 Der EWSA erkennt an, dass mit ETP zusammenhangende
Wirtschaftszweige wesentlich fiir die Wertschopfungskette sind:
Viele Neuerungen hingen von grundlegenden Verfahren (Fer-
tigungs- und Verarbeitungsindustrie, Forstwirtschaft und Robo-
tik) und Ausgangsmaterialien (z.B. Chemikalien, Stahl) ab. Inso-
fern sind Neuerungen bei Verfahren und Materialien Schritt-
macher fiir die Innovation in der EU.

1.4 Der EWSA erkennt an, dass durch ETP bereits gesell-
schaftliche Probleme in Angriff genommen werden. In puncto
Wachstum und Arbeitsplitze mit Mehrwert ist der Einfluss des
von ihnen abgedeckten Gebiets auf die Gesellschaft betrachtlich.
ETP sind eine Antwort auf zentrale politische Fragen (z.B. bio-
logische Wirtschaft, Rohstoffe und Ressourceneffizienz).

1.5 ETP sind ein konkretes und augenscheinliches Beispiel
fur den von unten nach oben gerichteten Ansatz der For-
schungs- und Innovationspolitik der EU, bei dem die Wirtschaft
und weitere wichtige Interessentrdger in alle Innovationsphasen
eingebunden werden. Im Rahmen von Horizont 2020 ist ein
ebensolcher Ansatz unverzichtbar.

1.6 Der EWSA fordert im Interesse der Wirksamkeit von
ETP, dass der Prozess der Vereinfachung des Rechtsrahmens
der Europdischen Kommission (einschlieflich der Mitwirkung
an EU-Projekten) wirksamer umgesetzt wird sowie die gegen

die Zerstiickelung und die Konkurrenz institutioneller Initiativen
gerichteten Anstrengungen verstdrkt, Strategien besser koor-
diniert und ETP in Zukunft auf institutioneller Ebene besser
sichtbar werden.

1.6.1  Nach Meinung des EWSA sind ETP wesentliche Im-
pulsgeber fiir die EU-Industriepolitik. Die Industrie, einer der
Grundpfeiler der EU-Wirtschaft, tragt zu ihnen bei und unter-
stittzt sie. ETP werden von der Industrie getragen, was fir die
Industrierelevanz ihrer Initiativen biirgt. Die Beitrdge der ETP
betreffen nicht nur den technologischen und Forschungsbedarf,
sondern auch den Technologietransfer.

1.6.2  Mit Blick auf bestehende Beispiele wie die Europdische
Plattform fur Stahltechnologie (ESTEP) und PLATEA sollten die
Gewerkschaften und andere mafdgebliche Interessengruppen
stirker und dauerhaft in ETP sowie nationale bzw. regionale
Technologieplattformen (NTP bzw. RTP) eingebunden werden,
damit soziale und gesellschaftliche Themen abgedeckt werden
konnen, die die Wirkung der jeweiligen strategischen For-
schungsplane verstirken.

1.6.3  Probleme mit der Einbindung von KMU sollten tiber
den stindigen Abgleich der bewihrtesten Verfahren gelost wer-
den, wie dies beim gemeinsamen Unternehmen "Brennstoffzel-
len und Wasserstoff" (FCH-JU) der Fall ist.

1.7  Die entsprechenden nationalen und regionalen Plattfor-
men spiegeln die Struktur der ETP auf der Ebene der Mitglied-
staaten wider. Die Koordinierung und Harmonisierung der eu-
ropdischen, nationalen und regionalen FuE-Programme sollte
durch eine engere Zusammenarbeit mit den ETP verbessert wer-
den.

1.8 ETP konnen betrichtlich zur Umsetzung der EU-Strate-
gien beitragen. Als besondere Priorititen fiir die Forderung
von Innovationen im oOffentlichen und privaten Bereich
wurden ermittelt: Nachhaltige Verarbeitungsindustrie durch Res-
sourcen- und Energieeffizienz (SPIRE), Europdische Innovations-
partnerschaften im Bereich Wasser, Rohstoffe, intelligente Stadte
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(gemeinsam mit dem Europiischen Strategieplan fuir Energie-
technologie) und EMIRI (Forschungsinitiative der Industrie zu
Energieerzeugnissen). Von der iiber ETP koordinierten bran-
cheniibergreifenden Zusammenarbeit wird letztlich die gesamte
europdische Gesellschaft profitieren.

1.9  Der EWSA fordert die EU-Institutionen auf, an der Ver-
besserung der internationalen Zusammenarbeit zu arbeiten, um
im Interesse der Verwertung und Vermarktung durch die EU
aktuellstes weltweites Fachwissen anzuziehen.

1.10  Der erweiterte Zugang zu Strukturfonds fur intelligente
Spezialisierung fiir NTP sollte gefordert und erleichtert werden.

1.11  Die Rolle der ETP als Anbieter von Losungen fiir gesell-
schaftliche Probleme wird stirker ins Licht der Offentlichkeit
riicken, wenn sie sich nicht nur der Forschung, sondern auch
der Innovation zuwenden. Dies ist wesentlich fiir die Sicherung
des sozialen Netzes und der Lebensqualitit in Europa.

1.12 Der EWSA begriif$t die Rolle der ETP als Bindeglied zu
nachfrageorientierten Innovationsinstrumenten, die FuE-Maf-
nahmen erginzen und die Markteinfihrung beschleunigen.
ETP sind zudem wesentlich fiir die Verwertung der FuE-Ergeb-
nisse. Der Ausschuss fordert mehr Maffnahmen zur Unterstiit-
zung der Koordinierung, um die Zusammenarbeit in der Wert-
schopfungskette voranzutreiben.

1.13  Die gesellschaftliche Attraktivitit von Herstellungspro-
zessen und herstellungsbezogenen FuE-Mafnahmen fiir die Of-
fentlichkeit und insbesondere fiir junge Menschen ldsst nach.
Dies ist auch eine Folge der Verlagerung der Herstellung in
Linder auferhalb Europas, die einen Teufelskreis und die wei-
tere Verlagerung der Herstellung zur Folge hat. Der EWSA geht
davon aus, dass ETP zur Sensibilisierung fiir die Bedeutung der
verschiedenen industriellen Herstellungsprozesse beitragen kon-
nen.

1.14  ETP konnten vom Niedergang der EU-Wirtschaft in
Mitleidenschaft gezogen werden. Die Wirtschaft der EU ist da-
bei, ihre weltweite industrielle Fithrungsstellung einzubiifSen; bei
ihr sind weniger Risikobereitschaft und unternehmerische Ini-
tiative als in anderen Teilen der Welt zu beobachten.

1.15  Auf die Bediirfnisse der Menschen bezogene Aus- und
Weiterbildung sollte innerhalb der ETP-Landschaft fortgefiihrt
und als strategisches Element der Plattformen gestirkt werden.
Daher sollten enge und dauerhafte Bande mit den entsprechen-
den EU-Ausschiissen fiir den sozialen Dialog in den einzelnen
Branchen und dem Rat (Beschiftigung, Sozialpolitik, Gesundheit
und Verbraucherschutz) gekniipft werden.

1.16  ETP konnten tiberdies soziale und gesellschaftliche Fra-
gen betrichtlich beeinflussen, insbesondere die Wiederausrich-
tung der staatlichen Bildungs- und Ausbildungssysteme auf die
Anforderungen der EU-Wirtschaft und des verarbeitenden Ge-
werbes der EU. Im Bereich der beruflichen Bildung und Um-
schulung sollten groffe Anstrengungen unternommen werden,
damit die Erwerbstitigen in die Lage versetzt werden, mit den
neuen Verfahrenstechnologien und Erzeugnissen umzugehen,
die aus der Forschungs- und Innovationstitigkeit resultieren.
Nur qualifizierte Mitarbeiter mit sicheren Arbeitsplitzen werden
mit hochwertigen neuen Technologien umgehen kénnen.

2. Griindung und Geschichte der ETP

2.1  Im Mirz 2003 forderte der Rat der EU, den Europii-
schen Forschungsraum durch die Griindung von ETP zu stirken,

die technologisches Know-how, Industrie, Regulierungsbehorden
und Finanzinstitutionen zusammenbringen.

2.2 ETP wurden als von der Industrie getragene Foren fiir
Interessengruppen eingerichtet, in denen mittel- bis langfristige
Forschungs- und Technologieziele festgelegt sowie Fahrpline
entwickelt werden sollten. Zudem sollten sie zu stirkeren Sy-
nergieeffekten zwischen den verschiedenen Akteuren im For-
schungsbereich beitragen und Priorititen in einigen Technolo-
giebereichen festlegen, die der EU zu Wachstum, Wettbewerbs-
fahigkeit und Nachhaltigkeit verhelfen.

2.3 Die Europdische Kommission unterstiitzte die Entwick-
lung von ETP und wirkte als Starthelfer. Sie nimmt beobachtend
teil und engagiert sich fiir einen strukturierten Dialog iiber die
Forschungsschwerpunkte, besitzt oder verwaltet jedoch keine
ETP, da diese unabhingige Einrichtungen sind. Die CORDIS-
Internetprisenz der Europdischen Kommission, der ETP-Rund-
brief und die regelmifigen ETP-Seminare fiir Fihrungskrafte
erleichtern den Informationsfluss.

2.4 Einige ETP sind als lockere Netze angelegt und kommen
nur einmal jahrlich zusammen, wihrend andere iiber rechtliche
Strukturen verfiigen und Mitgliedsbeitrdge erheben. Bislang ha-
ben siamtliche ETP Interessentriger zusammengebracht, sich auf
gemeinsame Leitbilder geeinigt und strategische Forschungs-
plane aufgestellt. ETP werden durch den Dialog zwischen For-
schenden in der Industrie und im 6ffentlichen Bereich sowie
einzelstaatlichen Regierungsvertretern weiterentwickelt; sie tra-
gen auch zur Konsensbildung und zur wirksameren Verflech-
tung von Investitionsbemithungen bei.

2.5 ETP unterstiitzen wirksame offentlich-private Partner-
schaften (OPP) und tragen wesentlich zur Entwicklung eines
Européischen Forschungsraums des Wissens fiir Wachstum
bei. Derartige OPP kénnen die technologischen Probleme an-
gehen, die moglicherweise der Schliissel zu nachhaltiger Ent-
wicklung, verbesserten offentlichen Dienstleistungen und der
Umstrukturierung der traditionellen Wirtschaftszweige sind.

3. ETP und der industrielle Wandel

3.1  Industrieller Wandel (') ist ein fortlaufender Prozess, der
von verschiedenen Faktoren wie der Marktentwicklung, organi-
satorischen, sozialen, gesellschaftlichen und strukturellen Ver-
dnderungen sowie technischen Innovationen bei Produktions-
verfahren und Erzeugnissen beeinflusst wird.

3.2 Ein ebensolcher kontinuierlicher Prozess ist die Innova-
tion, und durch die stetige Ubermittlung neuer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse an die reale Produktionskette ist sie einer der
Faktoren, die den industriellen Wandel grundlegend beeinflus-
sen. Uberdies ist sie der wichtigste Impulsgeber fiir die weltweite
Wettbewerbsfihigkeit der verarbeitenden Industrie und der
Dienstleistungsbranche der EU.

3.3  Beim Innovationsprozess sollte genau bedacht werden,
wie die knappen Finanzmittel in Europa verwendet werden.
Die Europdischen Technologieplattformen (ETP) sind ein bereits
bestehendes leistungsstarkes Instrument, durch das sich die mit
der Innovation und der Anwendung der Wirtschaftspolitik ver-
bundenen Probleme konkret l6sen lassen konnten.

(") Stellungnahme des EWSA zum Thema "Der industrielle Wandel:
Bilanz und Aussichten — eine Gesamtbetrachtung”, ABl C 010,
14.1.2004, S. 105-113.
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3.4  Wesenscharakteristik und Inhalt des industriellen Wan-
dels hdngen grofStenteils von der Innovation ab, und ETP sind
immer hiufiger die tatsichlichen Entstehungsorte von Innovati-
on. ETP sind auf praktische industrielle Anwendungen aus-
gerichtet, die sich auf Produktionsverfahren, Erzeugnisse sowie
Arbeitsorganisation und -bedingungen auswirken.

3.5 Die EU-Institutionen empfehlen eine ausgewogene Ein-
beziehung samtlicher Interessentriger in die ETP. Es wire ins-
besondere erstrebenswert, dass die EU-Institutionen KMU oder
Wirtschaftsforschungspartner auf jede nur erdenkliche Weise in
Form von Gesellschaften, wie etwa Wissensgemeinschaften, un-
terstiitzen, um diesen iiberaus populiren europidischen Unter-
nehmen die aktive Mitwirkung an den Plattformen zu ermogli-
chen. Die Kosten von Plattformen sind ein Hindernis, das KMU
und Universititen von der Mitwirkung an Forschungsvorhaben
abhalt.

3.6 Angesichts des Umfangs und der Bedeutung von ETP im
EU-Kontext — als freiwillige Gremien, die allen Interessierten
offenstehen — ist es unabdingbar, sie als wirkungsvolle Instru-
mente fiir die Umsetzung der EU-Politik anzuerkennen.

3.7 Der Ubergang zu einem nachhaltigeren Fertigungs- und
Dienstleistungsgewerbe in Europa sowie die Umsetzung der Eu-
ropa-2020-Strategie hingen stark davon ab, wie viel echte In-
novation die ETP im néchsten Jahrzehnt hervorbringen kénnen.

3.8  Tatsichliche, greifbare Innovationen und ebensolcher in-
dustrieller Wandel konnten bewirkt werden, indem innovative
Verfahren bzw. Erzeugnisse sowie die bendtigten Qualifikatio-
nen und die Arbeitsorganisation fiir die vollstindige Umsetzung
in Herstellungs- und Dienstleistungsmaffnahmen gleichzeitig
entwickelt werden.

3.9  Einige ETP sind so organisiert, dass den sozialen Aspek-
ten des Innovationsprozesses von Anfang an Rechnung getragen
wird und in ihren strategischen Forschungsplinen Mafnahmen
inbegriffen sind, die auf die kinftigen Erfordernisse des Per-
sonalwesens abzielen. Haufig kommt es dabei zu einer engen
Zusammenarbeit und zum Informationsaustausch mit den bran-
chenspezifischen EU-Ausschiissen fiir den sozialen Dialog.

3.10  In Anbetracht ihrer Zusammensetzung und ihrer engen
Verflechtung mit den wesentlichen Wirtschaftszweigen der EU
hat die Beratende Kommission fur den industriellen Wandel des
EWSA eine Bestandsaufnahme in den unterschiedlichen Indus-
trien vorgenommen und den sonstigen Institutionen der EU
sowie den Mitgliedstaaten in diesem von unten nach oben ge-
richteten unbiirokratischen Verfahren Schlussfolgerungen iiber-
mittelt. Das Ziel ist es, zur Umsetzung der EU-Industriepolitik
und zu einem wiinschenswerten industriellen Wandel beizutra-
gen.

4. Bedeutung der ETP fiir Forschung und Entwicklung

Die Europiische Kommission hat eine Reihe von Initiativen aus-
gearbeitet und umgesetzt, um die ETP zu stirken, Industriemaf-
nahmen zu intensivieren und Technologiestrategien festzulegen.

4.1  Gemeinsame Technologieinitiativen (GTI) sind ein Mittel
zur Umsetzung strategischer Forschungspline fiir eine begrenzte
Anzahl von ETP. In einigen wenigen ETP sind die Ziele so
hochgesteckt und breit gefichert, dass die herkémmlichen

FuE-Instrumente des Rahmenprogramms nicht ausreichen. Fiir
eine wirksame Umsetzung hingegen sind spezifische Mechanis-
men vonnoéten, die die fiir die Verwirklichung der Forschungs-
ziele erforderliche Leitung und Koordination gewihrleisten. Um
diesen Bediirfnissen gerecht werden zu kénnen, wurden das
GTI-Konzept erdacht und in Form von gemeinsamen Unterneh-
men weiterentwickelt.

4.2 Im Mirz 2009 kam das damals fiir Wissenschaft und
Forschung zustindige Kommissionsmitglied mit hochrangigen
Industrievertretern zusammen, um die Fortschritte bei den
neuen OPP-Forschungsinstrumenten zu {iberpriifen und die Um-
setzungspriorititen zu erdrtern. Diese Priorititen und Instru-
mente wurden fiir die Initiativen Fabriken der Zukunft, Energieef-
fiziente Gebdude und Umweltfreundliche Kraftfahrzeuge genutzt, die
Teil des im November 2008 verabschiedeten Europaischen Kon-
junkturprogramms waren.

4.3  Die drei OPP sind ein leistungsfihiges Mittel, um den
Forschungsbemithungen in drei grofSen Wirtschaftszweigen Im-
pulse zu geben, namlich der Automobilindustrie, dem Bauwesen
und dem Herstellungsgewerbe, die besonders stark vom Wirt-
schaftsabschwung betroffen sind und in denen Innovationen
maflgeblich zu einer umweltfreundlicheren und nachhaltigeren
Wirtschaft beitragen konnen.

4.4 Der von der EU 2008 verabschiedete Europdische Stra-
tegieplan fur Energietechnologie ist der erste Schritt hin zu einer
Energietechnologiepolitik der EU. Er ist ein Instrument zur Un-
terstiitzung der Entscheidungsfindung im Bereich der EU-Ener-
giepolitik mit dem Ziel,

— Wissensentwicklung, Technologietransfer und -iibernahme
zu beschleunigen,

— die fithrende Position der EU-Industrie im Bereich der CO2-
emissionsarmen Energietechnologien zu behaupten,

— die Wissenschaft dabei zu unterstiitzen, Energietechnologien
so umzugestalten, dass die Energie- und Klimaschutzziele fiir
2020 erreicht werden konnen,

— zur weltweiten Umstellung auf eine kohlenstoffemissions-
arme Wirtschaft bis 2050 beizutragen.

Die Umsetzung des Européischen Strategieplans fur Energietech-
nologie begann mit der Einrichtung der Europdischen Industrie-
initiativen, die Wirtschaft, Wissenschaft, Mitgliedstaaten und die
Europiische Kommission in OPP zusammenfithren, bei denen
das Risiko gemeinsam getragen wird. Parallel dazu arbeitet das
Europdische Energieforschungsbiindnis (EERA) seit 2008 daran,
die FuE-Mafnahmen einzelner Forschungseinrichtungen auf die
Priorititen des Europaischen Strategieplans fur Energietechnolo-
gie auszurichten und einen Programmplanungsrahmen auf EU-
Ebene zu erstellen.

4.5  Die EU-Leitmarktinitiative wurde ins Leben gerufen, um
Mafinahmen fir sechs wichtige Branchenunterstiitzen, die auf
den Abbau von Hindernissen bei der Markteinfihrung neuer
Erzeugnisse oder Dienstleistungen abzielen. Bei der Durchfiih-
rung der Aktionsplane arbeiten die Europdische Kommission,
die Mitgliedstaaten und die Wirtschaft zusammen. Die Instru-
mente der Strategie setzen bei Regulierung, offentlichem Auf-
tragswesen, Normierung und unterstiitzenden Maffnahmen an.
Gerichtet ist die Leitmarktinitiative auf folgende Markte: Elektro-
nische Gesundheitsdienste ("eHealth"), Schutztextilien, nachhal-
tiges Bauen, Recycling, biobasierte Produkte und erneuerbare
Energie.
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5. Ergebnisse der Untersuchung der Stirken, Schwichen,
Chancen und Risiken von ETP

5.1 Da es inzwischen sehr viele ETP gibt, liegt es auf der
Hand, dass ihre Leistungen unterschiedlich waren und auch in
Zukunft sein werden. Daher hat der Ausschuss in einer Erst-
analyse versucht, die allgemeinen Hauptfaktoren fiir Spitzenleis-
tungen (Starken und Chancen) und, was sogar noch wichtiger
ist, die wesentlichen Hemmnisse (Schwichen und Risiken) zu
ermitteln.

5.2 Stirken

— ETP vereinen in sich sdmtliche Interessengruppen: For-
schungszentren und Universititen, die Wirtschaft (Grofkon-
zerne und KMU), Pflanzenproduzenten, gemeinniitzige und
gewerbliche Einrichtungen, Verbande, staatliche Stellen und
Gewerkschaften.

— Auf den Plattformen werden die Rollen und die Hierarchie
in der jeweiligen Branche klar ermittelt. Die Interessengrup-
pen haben eine Vision, einen Fahrplan und einen Durch-
fuhrungsplan gemein.

— Die Industrie, einer der Grundpfeiler der EU-Wirtschaft, tragt
stark zu den ETP bei und unterstiitzt sie. ETP werden von
der Industrie getragen, was fiir die Industrierelevanz ihrer
Initiativen biirgt. Die Beitrdge der ETP betreffen nicht nur
den technologischen und Forschungsbedarf, sondern auch
den Technologietransfer.

— ETP sind schlank organisiert und flexibel, sie setzen Krifte
frei und biindeln Ressourcen.

— Mit ETP zusammenhingende Wirtschaftszweige sind wesent-
lich fiir die Wertschopfungskette: Viele Neuerungen hidngen
von grundlegenden Verfahren (z.B. Fertigungs- und Verarbei-
tungsindustrie, Forstwirtschaft und Robotik) und Ausgangs-
materialien (Chemikalien und Stahl) ab. Insofern wirken
Neuerungen bei Verfahren und Materialien als Katalysatoren
fur die Innovation in der EU.

— ETP setzen sich bereits mit gesellschaftlichen Problemen aus-
einander. Der Einfluss des von ihnen abgedeckten Gebiets
auf die Gesellschaft ist betrichtlich, was Wachstum und
Arbeitsplitze mit Mehrwert betrifft. ETP sind eine Antwort
auf zentrale politische Fragen (z.B. biologische Wirtschaft,
Rohstoffe und Ressourceneffizienz).

— Einige ETP konnen sich auf nationale und regionale Tech-
nologieplattformen (NTP bzw. RTP) stiitzen, und zwar in
samtlichen EU-Mitgliedstaaten.

— Bildung ist fur die Plattformen von strategischer Bedeutung.

— Ausgehend von den bestehenden ETP werden bereits einige
Umsetzungswerkzeuge angewandt (z.B. OPP, Cluster).

5.3 Schwichen

— ETP sollten strategisch denken, keine beschrinkten Lobby-
gruppen werden und ihre Ziele nicht aus den Augen ver-
lieren. ETP laufen Gefahr, dass sich ihre Tatigkeiten iiber-
schneiden oder ibermafig aufsplittern.

— Einzelne ETP werden von groffen Akteuren beherrscht.

— Endanwendungen und Neuerungen lassen sich nur schwer-

lich erkennen und ETP zuweisen:

— ETP sind sowohl im offentlichen als auch im privaten
Bereich nach wie vor kaum wahrnehmbar.

— Nichtregierungsorganisationen sind nicht an einer Mit-
wirkung interessiert.

— Paritdtisch besetzte Gremien (sogenannte Mirror Groups
bzw. NTP und RTP) der Mitgliedstaaten waren im All-
gemeinen nicht erfolgreich.

Es muss mehr fiir die Entwicklung eines brancheniibergrei-
fenden Konzepts getan werden, in dem die Interessen und
die Tatigkeiten der Beteiligten vereint werden.

ETP sollten ihre Kommunikation und die Verbreitung von
Ergebnissen verbessern.

5.4 Chancen

— ETP sind wesentliche Impulsgeber fiir die EU-Industriepoli-

tik. Die einschldgigen nationalen und regionalen Plattformen
spiegeln die Struktur der ETP auf der Ebene der Mitglied-
staaten wider und verbessern die Plattformkoordinierung
und -wirksamkeit. Die Koordinierung und Harmonisierung
der europiischen, nationalen und regionalen FuE-Pro-
gramme sollte durch die Zusammenarbeit mit den ETP ver-
bessert werden.

Durch die Losungen, die sie fur gesellschaftliche Probleme
bieten, und angesichts ihrer erweiterten, auf Forschung und
Innovation gerichteten Strategie werden ETP stirker ins
Licht der Offentlichkeit riicken.

Als besondere Priorititen fir die Forderung von Innovatio-
nen im offentlichen und privaten Bereich wurden ermittelt:
Nachhaltige Verarbeitungsindustrie durch Ressourcen- und
Energieeffizienz (SPIRE), Europdische Innovationspartner-
schaften im Bereich Wasser, Rohstoffe, intelligente Stidte
(gemeinsam mit dem Europiischen Strategieplan fiir Ener-
gietechnologie und EMIRI, der Forschungsinitiative der In-
dustrie zu Energieerzeugnissen).

ETP fordern von der Europdischen Kommission mehr Koor-
dinierungs- und Unterstiitzungsmafnahmen, um die Zusam-
menarbeit in der Wertschopfungskette voranzutreiben und
die Vereinfachungsbemithungen zu verstirken. Die Verbes-
serung der internationalen Zusammenarbeit und die Anzie-
hung besten weltweiten Fachwissens im Interesse des EU-
Handels und der Verwertung durch die EU konnten erheb-
lich zur Arbeit der ETP beitragen.

ETP sollten nachfrageorientierte Innovationsinstrumente mit
erganzenden Forschungsmaffnahmen verflechten, um die
Markteinfithrung beschleunigen.

ETP konnten zur Sensibilisierung fur die Bedeutung der ver-
schiedenen industriellen Herstellungsprozesse fiir die Siche-
rung des sozialen Netzes und der Lebensqualitit in Europa
beitragen.

Auf die Bediirfnisse der Menschen bezogene allgemeine und
berufliche Aus- und Weiterbildung sollte innerhalb der ETP-
Landschaft beibehalten werden.
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5.5 Risiken

— Den ETP zufolge reichen die Finanzmittel fiir den Betrieb
der Plattformen nicht aus.

— ETP konnten vom Niedergang der EU-Wirtschaft in Mitlei-
denschaft gezogen werden. Die Wirtschaft der EU ist dabei,
ihre weltweite industrielle Fithrungsstellung einzubiiBen;
problematisch ist, dass in der EU allgemein wenig Risiko-
bereitschaft vorhanden ist und dass unternehmerische Ini-
tiative im Gegensatz zu anderen Teilen der Welt kaum an-
erkannt wird.

— Wenn der Vereinfachungsprozess des EU-Rechtsrahmens
(einschlieflich der Mitwirkung an EU-Projekten) wirksamer
umgesetzt wird sowie die gegen die Zerstiickelung und die
Konkurrenz institutioneller Initiativen gerichteten Anstren-
gungen verstirkt, Strategien besser koordiniert und ETP in
Zukunft auf institutioneller Ebene besser sichtbar werden,
konnte dies die Wirksamkeit von ETP steigern.

— Die gesellschaftliche Attraktivitat von Herstellungsprozessen
und herstellungsbezogenen FuE-MaRnahmen fiir die Offent-
lichkeit und insbesondere fiir junge Menschen ldsst nach.
Dies ist auch eine Folge der Verlagerung der Herstellung
in Lander auflerhalb Europas.

6. Zusammenarbeit der ETP untereinander und mit der
Europiischen Kommission

ETP wirken aktiv an der Umsetzung des 7. Rahmenprogramms
fur Forschung und Entwicklung der EU mit. Derzeit bringen ETP
Informationen und Vorschlige in die laufenden Arbeiten an
Horizont 2020 ein, um das Rahmenprogramm auf die wahren
Bediirfnisse der Gesellschaft der EU und insbesondere des pro-
duzierenden Gewerbes sowie der Dienstleistungsbranche aus-
zurichten.

6.1 Horizont 2020

6.1.1  Horizont 2020 ist das Instrument zur Umsetzung der
Europa-2020-Leitinitiative Innovationsunion, mit der die welt-
weite Wettbewerbsfahigkeit Europas gesichert werden soll. Das
von 2014 bis 2020 laufende Programm mit einem Budget von
80 Mrd. EUR ist Teil der Bemithungen, neues Wachstum und
neue Arbeitsplatze in Europa zu schaffen. Horizont 2020 soll

— die Stellung der EU im Wissenschaftsbereich stirken,
— die fithrende Rolle der Industrie im Bereich Innovation kon-
solidieren, wofiir z.B. betrichtliche Investitionen in Schliis-

seltechnologien sowie verstirkter Zugang zu Kapital und
Beihilfen fir KMU vorgesehen sind, und

Briissel, den 11. Juli 2012

— auf wesentliche Anliegen der Biirgerinnen und Biirger der
EU eingehen, wie etwa Klimawandel und Entwicklung nach-
haltigen Verkehrs und nachhaltiger Mobilitt.

6.1.2  Horizont 2020 zielt auf die Behebung gesellschaftlicher
Probleme ab, indem zur Uberbriickung der Kluft zwischen For-
schung und Markt beigetragen wird. Dieser marktorientierte
Ansatz umfasst die Schaffung von Partnerschaften mit der Pri-
vatwirtschaft und den Mitgliedstaaten.

6.1.3  Horizont 2020 wird von weiteren Maflnahmen zur
Planung und Einrichtung des Europiischen Forschungsraums
bis 2014 flankiert. Ziel dieser Maflnahmen ist es, Hindernisse
bei der Schaffung eines echten Binnenmarktes fiir Wissen, For-
schung und Innovation abzubauen.

6.2 Europa 2020

6.2.1  Europa 2020 ist die Wachstumsstrategie der EU fiir das
kommende Jahrzehnt. Die EU-Wirtschaft soll intelligent, nach-
haltig und integrativ werden. Diese drei sich gegenseitig verstir-
kenden Priorititen sollen die EU und ihre Mitgliedstaaten dabei
unterstiitzen, eine hohe Beschaftigungs- und Produktivititsquote
sowie einen hohen Grad an sozialem Zusammenhalt zu errei-
chen.

6.2.2  Auf der praktischen Ebene hat sich die EU finf ehr-
geizige und bis 2020 zu verwirklichende Ziele in den Bereichen
Beschiftigung, Innovation, Bildung, soziale Eingliederung und
Klima bzw. Energie gesetzt. Jeder Mitgliedstaat hat in den jewei-
ligen Bereichen eigene nationale Ziele festgelegt. Die Strategie
wird durch konkrete Mafinahmen auf der Ebene der EU und der
Mitgliedstaaten flankiert.

6.3 Kiinftige Rolle der ETP

6.3.1  Die Rolle der ETP wird kiinftig wohl dieselbe bleiben.
ETP konnten aber auch die Umsetzung der Instrumente der
Europdischen Kommission unterstiitzen, die zum Teil bereits
im 7. Rahmenprogramm getestet wurden. Die Europdische
Kommission diirfte im Rahmen von Horizont 2020 verstarkt
auf (allerdings zahlenmifig wenige) Umsetzungsinstrumente zu-
riickgreifen, z.B. auf OPP und die GTL

6.3.2  Die Wirtschaft und die im weiteren Sinne Beteiligten
haben starke Bereitschaft signalisiert, die Umsetzung der ge-
nannten Instrumente zu unterstiitzen. Zu den Beispielen zdhlen
die OPP Biowirtschaft OPP (Biowirtschaft fiir Wachstum), Nach-
haltige Verarbeitungsindustrie durch Ressourcen- und Energieeffizienz
(SPIRE), Forschungsinitiative der Industrie zu Energieerzeugnissen
(EMIRI) und Forschungen zu kiinftigen Infrastrukturnetzen in Europa
(reFINE).

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Notwendigkeit

einer europiischen Verteidigungsindustrie:

industrielle, innovative und soziale Aspekte“

(Initiativstellungnahme)

(2012/C 299/04)

Berichterstatter: Joost VAN IERSEL

Ko-Berichterstatterin: Monika HRUSECKA

Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012 gemifs Artikel 29 Absatz
2 seiner Geschiftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Notwendigkeit einer europdischen Verteidigungsindustrie: industrielle, innovative und soziale Aspekte".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission fiir den industriellen Wandel nahm ihre Stel-

lungnahme am 11. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
132 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 9 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Die Welt unterliegt raschem geopolitischem Wandel. Die
Fithrungsposition der westlichen Welt wird sowohl in wirt-
schaftlicher als auch in politischer Hinsicht in Frage gestellt.
Wihrend die Verteidigungshaushalte tiberall in der Europdischen
Union gekiirzt werden, steigen die Riistungsausgaben in China,
Indien, Brasilien, Russland und anderen Lindern an. Der EWSA
fordert den Rat und die Kommission deshalb auf, eine Gesamt-
bewertung ausschlaggebender Faktoren der Stellung und Rolle
der EU in der Welt vorzunehmen, die in einer tiberzeugenden
Aktualisierung der europdischen Auflen-, Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik miindet.

1.2 Die Verteidigungspolitik wird durch die strategischen In-
teressen, wahrgenommenen Bedrohungen und politischen Ziele
der Lander geprigt; in Europa sind diese hauptsichlich national
definiert. Uberholte Ansitze fithren offenkundig zu zunehmen-
der Zersplitterung, Liicken, Uberkapazitit und fehlender Inter-
operabilitit der europiischen Verteidigungsfahigkeiten. Die Ar-
gumente zugunsten einer Verbesserung sind tiberwiltigend; es
ist lediglich eine Frage des politischen Willens. So wurde schon
1986 iiberzeugend argumentiert (*). Heute ist die Situation po-
litisch, wirtschaftlich und verteidigungspolitisch gesehen wesent-
lich dringlicher. Der EWSA fordert den Rat auf, ernsthaft an
einem EU-Verteidigungsschirm zu arbeiten.

1.3  Die Sicherheits- und Verteidigungspolitik sollte das
Selbstvertrauen der EU und der Mitgliedstaaten starken. Sie
sollte in der Gesellschaft und in der breiten Offentlichkeit, bei

(") Siehe "Towards a Stronger Europe", Bericht einer unabhingigen Stu-
diengruppe, die von den Verteidigungsministern der unabhingigen
europdischen Programmgruppe eingesetzt wurde, um Vorschlige zur
Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit der europdischen Verteidi-
gungsgiiterindustrie zu unterbreiten.

den adidquat ausgeriisteten Soldaten, bei Unternehmen und bei
den Arbeitnehmern des Sektors Vertrauen erwecken. Die EU-
Biirger haben ein Recht auf angemessenen Schutz. Angemessene
zukunftsfahige europiische Riistungsgiiter werden immer drin-
gender bendtigt. Daher sind isolierte Maffnahmen von Mitglied-
staaten vollig unzureichend und eine Verschwendung von Steu-
ergeldern.

1.4 Im Einklang mit den Politiken und aktuellen Praktiken
der USA und anderer (aufstrebender) Weltakteure sowie ange-
sichts der Tatsache, dass es die ausschlieBliche Zustindigkeit der
Staaten ist, die Biirger zu schiitzen und die Sicherheit zu ge-
wiahrleisten, unterstreicht der EWSA die Notwendigkeit, im Rah-
men der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik
(GSVP) europiische strategische Interessen zu definieren (?).
Das Dreieck aus AufSenpolitik und Sicherheit, Verteidigung
und Industriekapazitit ist letztlich unteilbar; es unterstiitzt Eu-
ropas Stellung in der Welt sowie seine wirtschaftlichen und
politischen Interessen und Werte (Menschenrechte, Demokratie).
Der Europdische Auswirtige Dienst (EAD) sollte direkt einbezo-
gen werden.

1.5 Der EWSA unterstreicht, dass substanzielle Verinderun-
gen der Denkweise und Politik erforderlich sind, wenn Europa
eine solide Sicherheits- und Verteidigungsindustrie beibehalten
will, um eine kritische Masse fiir Wirksamkeit und Kosteneffi-
zienz zu schaffen. Fir die Streitkrifte muss es eine dem wirt-
schaftlichen und technologischen Gewicht Europas angemessene
stabile und vorhersehbare Zukunft geben. Angesichts der gro-
Ben Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten fallt dies in ers-
ter Linie in die Zustandigkeit der wichtigsten produzierenden
Mitgliedstaaten.

(®) Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik als integraler
Bestandteil der Gemeinsamen Auflen und —Sicherheitspolitik, Vertrag
iiber die Europiische Union (EUV), Artikel 42 ff., ABL. C 115 vom
9.5.2008.
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1.6 Nach Ansicht des EWSA sprechen iiberzeugende Argu-
mente fiir die Starkung der europiischen Planung und engagier-
ten Koordinierung:

— Der Sektor ist komplex und wissensintensiv; er erfordert
langfristige Planung.

— Trotz Privatisierung haben die Staaten nach wie vor grofSes
Interesse an der Verteidigungsindustrie als Kunde, Regulie-
rungsbehorde und Bereitsteller von Ausfuhrlizenzen.

— Die Unzulinglichkeiten der derzeitigen Struktur und (ein-
schneidende) Haushaltszwinge erfordern geordnete Neu-
anpassungen statt stindiger bruchstiickhafter Ansitze, die
die interne und externe Glaubwiirdigkeit untergraben.

— Es sollte eine wirksame Koordinierung zwischen den wich-
tigsten produzierenden Landern und den gering- oder nicht-
produzierenden Lindern gewihrleistet werden, um den An-
kauf von Riistungsgiitern in Europa zu férdern und Nutzen
aus allen verfiigbaren Kenntnissen und aus den Grofunter-
nehmen und KMU in ganz Europa zu ziehen.

— Ein erfolgreicher Ertrag der europdischen Industrie weltweit
wird schlieSlich von der Entwicklung eines stabilen Heimat-
markts in Europa abhingen.

1.7 Neben der Europiischen Verteidigungsagentur (EDA) und
dem Verteidigungspaket von 2007 (}) fordert der EWSA eine
gut konzipierte europdische Industriepolitik fiir den Verteidi-
gungssektor, der durch seine besonderen Merkmale der staatli-
chen Anforderungen und offentlichen Finanzierung gekenn-
zeichnet ist. Im Rahmen von Europa 2020 muss diese Industrie-
politik auf geteilten Kompetenzen der Mitgliedstaaten und der
EU - mit EDA und Kommission als vollwertigen Partnern —
sowie auf Konsultationen mit der Verteidigungsindustrie und
anderen Interessentragern, darunter den Sozialpartnern, und
dem Erfordernis eines gut organisierten sozialen Dialogs beru-
hen.

1.8  Investitionen auf EU- und nationaler Ebene sollten iiber
EU-Mafnahmen und -Finanzierung verkniipft werden, was zu
einer geringeren Zersplitterung und Dopplung der 6ffentlichen
Ausgaben fithren und Qualitit und Interoperabilitit verstirken
wiirde.

1.9  Modernste FuE ist fir die Entwicklung von dringend
notwendigen Riistungsgiitern der "neuen Generation" von we-
sentlicher Bedeutung. Solche FuE kann nie ausschlieflich Auf-
gabe der Industrie sein. Die Hauptzustindigkeit liegt bei den
Staaten. Sie ist daher sehr anfillig fir Haushaltskiirzungen.
Der Rat und die Interessentrdger sollten dringend Forschungs-
programme festlegen, die der europdischen Industrie helfen, die
unerwiinschte Abhangigkeit von Drittlindern anzugehen, und
diese schnellstmoglich auf den Weg bringen. Die Dual-Use-
Technologie, d.h. Technologie mit doppeltem Verwendungs-
zweck, die sowohl fiir zivile als auch fiir militirische Anwen-
dungen genutzt werden kann, ist eine Notwendigkeit. Die Fuk-
Programme der EU sollten hier Unterstiitzung bieten und eine
wirksame grenziiberschreitende Zusammenarbeit in Sachen FuE
sicherstellen.

() Richtlinien 2009/43EG (ABL. L 146 vom 10.6.2009) und
2009/81/EG (ABL L 216 vom 20.8.2009). Das Verteidigungspaket
wurde 2009 von Rat und EP angenommen. Es hitte von den Mit-
gliedstaaten im Sommer 2011 umgesetzt werden sollen. Das Ver-
teidigungspaket enthielt auch die Mitteilung "Eine Strategie fiir eine
stirkere und wettbewerbsfihigere europiische Verteidigungsindus-
trie", COM(2007) 764 vom 5.12.2007.

1.10  Die weitere Stiarkung der Technologie- und Industrieba-
sis der europiischen Verteidigung muss so weit wie moglich
geplant werden. Hierfiir bedarf es zufriedenstellender Mafinah-
men auf EU-Ebene (%).

1.11  Es ist eine engere Zusammenarbeit zwischen Kommis-
sion, EDA und weiteren relevanten EU-Interessentrigern erfor-
derlich. Die Verpflichtung, die Prisident Barroso (°), Vizepri-
sident Tajani und Kommissionsmitglied Barnier erneut bekraftigt
haben, sowie die Einrichtung der Task Force Verteidigung kom-
men zeitlich sehr gelegen. Der EWSA begriifst ferner die letzten
Dezember veroffentlichte vorausschauende Entschlieung des EP
tiber den europdischen Verteidigungssektor und das breite Spek-
trum wesentlicher Themen (°).

1.12  In diesem Sinne und mit Blick auf die Stirkung der
Initiative der von der Kommission eingerichteten Task Force
Verteidigung fordert der EWSA die Kommission nachdriicklich
auf, diese Fragen offentlich zu thematisieren. Die Kommission
sollte auch erwigen, gegebenenfalls Losungsansitze fiir die Fol-
gen zu liefern, die sich aus den unterschiedlichen industriellen
und technologischen Fahigkeiten der Mitgliedstaaten sowie der
unterschiedlichen Hohe der Forschungs- und Verteidigungs-
investitionen im Allgemeinen ergeben.

2. Einfithrung

2.1  Laut Artikel 42 des Vertrags iiber die Européische Union
ist die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik inte-
graler Bestandteil der Gemeinsamen Aufen- und Sicherheitspoli-
tik. In Artikel 42 Absatz 3 heiflt es zudem, dass die Mitglied-
staaten der Union fir die Umsetzung dieser Politik zivile und
militarische Fahigkeiten zur Verfiigung stellen. Die Europdische
Verteidigungsagentur (EDA) arbeitet seit 2005 daran, die Indus-
trie- und Technologiebasis des Verteidigungssektors zu stirken
und den Soldaten eine bessere Ausriistung bereitzustellen. Bis-
lang wurden jedoch nur wenige Fortschritte erzielt.

2.2 Die Vollendung des Binnenmarkts und eine wirksame
finanzielle Koordinierung haben nunmehr oberste Prioritit.
Durch die Europa-2020-Strategie erhalten beide Ziele starke
Unterstiitzung. Dieser Sprung nach vorn sollte auch zu neuen
Schritten auf dem Weg zu einer europdischen Verteidigungs-
politik animieren.

2.3 Im Verteidigungssektor ist jedoch keine vergleichbare
Entwicklung zu verzeichnen. Der Militirpakt zwischen Frank-
reich und dem Vereinigten Ko6nigreich von 1998 schien eine
neue Denkweise und einen neuen Anfang zu verheiflen. Der-
selbe Geist einer engeren Verteidigungszusammenarbeit spie-
gelte sich auch in der Griindung der European Aeronautic De-
fence and Space Company (EADS) 2003 wider. Hierauf folgte
jedoch keine weitere Konsolidierung. Es ist bezeichnend, dass
die Unterzeichnerstaaten der Absichtserklarung (Letter of Intent,
Lol) — eine Gruppe von Lindern mit grofler Produktionskapazi-
tdt, d.h. Frankreich, Deutschland, Vereinigtes Konigreich, Italien,
Spanien und Schweden — entgegen vorheriger Absichten noch
keinen umsetzbaren Rationalisierungs- oder Konsolidierungsvor-

schlag eingebracht haben.

(*) Die europdischen Fonds sollten in diesen Prozess einbezogen wer-
den: das kommende 8. FRP, der Europdische Fonds fiir regionale
Entwicklung, der Kohisionsfonds, der Europdische Sozialfonds.

(°) Lage der Union, November 2011.

(°) Entschliefung des Europdischen Parlaments vom 14. Dezember
2011 iiber die Auswirkungen der Finanzkrise auf den Verteidigungs-
sektor in den EU-Mitgliedstaaten (2011/2177(INI)).
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2.4  Stagnation hat zu einzelstaatlichen Ansdtzen und einer
Schwerpunktverlagerung auf die nationale Produktion gefiihrt.
Es findet eine gewisse Renationalisierung statt. In Europa ansds-
sige Industrieunternehmen konzentrieren sich allesamt auf Ex-
portmirkte. Es gibt kein gemeinsames strategisches Konzept,
weder unter den Staaten noch den Industriepartnern.

2.5  Wihrenddessen werden potenzielle Mirkte zunehmend
vor neue Herausforderungen gestellt. Eine gewaltige Aufgabe
ist die Entwicklung von Riistungsgiitern in aufstrebenden Volks-
wirtschaften. Brasilien, Russland, Indien und China (die BRIC-
Lander), gefolgt von einigen kleineren Lindern, sind auf dem
Weg. Der Verteidigungshaushalt Chinas wird voraussichtlich
von derzeit 120 Mrd. EUR auf 250 Mrd. EUR im Jahr 2015
anwachsen. Russland hat eine enorme Aufstockung seines Ver-
teidigungsbudgets bis 2015 angekiindigt. Die USA geben mehr
als das Doppelte des gesamten europaischen Haushalts aus, 450
Mrd. EUR im Vergleich zu 204 Mrd. EUR im Jahr 2007, wih-
rend das europdische Budget immer weiter abnimmt. Der euro-
pdische Gesamthaushalt fiir FuE betragt hochstens 20 % des US-
amerikanischen. 50 % des europdischen Verteidigungsbudgets
entfillt auf Humanressourcen, gegeniiber 25 % in den USA.
Europas Streitkrifte haben mehr Personal, das jedoch weit we-
niger gut ausgeriistet ist. Die weltweiten Bedingungen werden
nie mehr so sein, wie sie einmal waren. Die Zeit ist nicht auf
unserer Seite.

2.6 In den letzten Jahrzehnten ist in vielen Studien dafiir
pladiert worden, die Verteidigungsindustrie an den globalen
Markt anzupassen. Es wird durchweg auf die andauernden Min-
gel hingewiesen, da die Verteidigungsmarkte recht unzuldnglich
sind, wobei die meisten Staaten weiterhin ihre eigene Industrie
unterstiitzen. In Bestrebungen zur Verbesserung der Markte wie
dem EU-Verteidigungspaket von 2007 wird versucht, einige
Marktdefizite sowie abweichende nationale Praktiken zu tiber-
winden.

2.7  Die Probleme sind komplex, was teilweise auf die sehr
grofBe zeitliche Verzogerung zwischen der Entwurfsphase und
der Inbetriecbnahme der Produkte zuriickzuftihren ist. Deshalb
ist der EWSA der Ansicht, dass diese Problematik von einem
weit gefassten technologischen, wirtschaftlichen und sozialen
Standpunkt aus erortert werden sollte, statt sie nur von der
Verteidigungsperspektive aus anzugehen.

2.8  Ein zentraler Punkt sind die divergierenden strategischen
Konzepte der Linder mit einer entwickelten Riistungsindustrie,
insbesondere in Bezug auf die Definition von "wesentlichen
nationalen Sicherheitsinteressen”, und das Verhaltnis zwischen
nationaler Sicherheit und Exportmarkten. Einige kleinere Lander
verfiigen {iber eine relativ gut entwickelte Industrie, wahrend
sich in anderen Lindern praktisch keine Produktionsstitten be-
finden. Die Ansitze aller Linder unterscheiden sich eindeutig je
nach Erfordernissen und Potenzial. Das Ergebnis: Zersplitterung
und eine uneinheitliche Sicht der Verteidigungsindustrie. Ein-
sitze wie in Libyen fithren die zunehmenden Liicken bei den
verfiigbaren Waffensystemen schmerzhaft deutlich vor Augen.
Die Folgen sollte klar anerkannt und abgeschitzt werden.

2.9  Diese Entwicklungen betreffen sowohl die Investitionen
als auch die Beschiftigung. Die Verteidigungsindustrie ist eine
Spitzentechnologiebranche, die direkt 600 000 qualifizierte Ar-
beitnehmer und indirekt weitere zwei Millionen Menschen be-
schiftigt. Es besteht besorgniserregender Druck, weitere Kiirzun-
gen vorzunehmen. Haufig sind die Standorte stark regional kon-
zentriert, wodurch sie zu Exzellenzzentren werden konnten,

laufen stattdessen jedoch Gefahr, von Finanzkiirzungen getrof-
fen zu werden. Fur diese Standorte wire es ein harter Schlag,
wenn Umstrukturierungen und Kiirzungen planlos und unstruk-
turiert durchgefiihrt wiirden.

2.10  Die derzeitige Beschiftigungslage ist natiirlich auch fiir
die einzelnen Staaten ein grofles Anliegen. Dies wiederum be-
hindert moglicherweise die Entwicklung einer gemeinsamen
Sicht, die erforderlich ist, um auf adiquate Weise die sozialen
Folgen einer im Niedergang befindlichen Verteidigungsindustrie
angehen zu konnen, einschlieflich des Verlusts an Fachwissen
und der entsprechenden Auswirkungen auf das Humankapital.
Eine gemeinsame Sicht hingegen wird eine ausgewogene Schaf-
fung von Arbeitspldtzen begiinstigen und die Gefahr einer Ab-
wanderung von Forschern und technisch und wissenschaftlich
hoch spezialisierten Fithrungskriften in Drittlinder bannen, die
den Zielen zuwiderlduft, die sich die EU in der Europa-2020-
Strategie gesetzt hat.

2.11  Die Ansitze der EU und der zwischenstaatliche Rahmen
konnen und sollten die gleiche Perspektive haben. Solange die
nationale Souverdnitdt Vorrang hat, wird jedem gemeinsamen
Rahmen nur mifSiger Erfolg in Form von geringfiigigen Verbes-
serungen im Hinblick auf Uberkapazitdt, Uberschneidung und
Zersplitterung beschieden sein. Diese Widerspriiche zwischen
dem Konzept der nationalen Souverinitit einerseits und den
Erfordernissen im finanziellen, technologischen, wirtschaftlichen
und sozialen Bereich andererseits liegen auf der Hand.

2,12 Es gibt daher Anlass zur Sorge, dass das Ziel der "Biin-
delung und gemeinsamen Nutzung" von Ressourcen, d.h. die
Organisation der europdischen Interdependenz, noch nicht in
den Rahmen einer gemeinsamen Strategie einbezogen wurde.
Trotz des allgemein anerkannten Bewusstseins fiir den verinder-
ten internationalen Gesamtzusammenhang ist der Druck von
auflen offenbar noch nicht stark genug, um gemeinsame An-
sitze und Losungen zu propagieren. Dahingegen sind die euro-
paischen Lander tiberraschenderweise immer noch bereit, fiir die
Beschaffung von Verteidigungsgiitern von den USA abhingig zu
bleiben, statt in Europa zu kaufen.

2.13  Will Europa eine solide Sicherheits- und Verteidigungs-
industrie, die modernste Systeme entwickeln und produzieren
kann, beibehalten und damit seine Sicherheit selbst gewihrleis-
ten, sind substanzielle Verdnderungen der Denkweise und Poli-
tik erforderlich. Noch linger zu warten, wiirde bedeuten, die
Fahigkeiten so weit zu reduzieren, dass es der EU in wesentli-
chen Bereichen nicht mehr moglich wire, wieder an die Spitze
zu gelangen, insbesondere da Kiirzungen in FuE-Ausgaben un-
mittelbar eine Generation von Forschern und qualifizierten Ar-
beitnehmern betreffen wiirden. Wenn Europa dies nicht gelingt,
konnten Unternehmen schlieSen und Arbeitsplatze und Kennt-
nisse verloren gehen, sodass Europa auf Drittlinder angewiesen
wire. All jene, denen an Europa und seiner Sicherheit gelegen
ist, miissen sich dieser Dringlichkeit bewusst werden und han-
deln.

3. Politischer Hintergrund

3.1 Im Vertrag iiber die Europiische Union wird zu Recht
die untrennbare Verbindung zwischen Aufen-, Sicherheits- und
Verteidigungspolitik unterstrichen. Eine wirksame Aufenpolitik
muss auf iberzeugenden Verteidigungsfihigkeiten aufbauen.
Angemessene Verteidigungsfahigkeiten wiederum miissen vor
dem Hintergrund wahrgenommener Bedrohungen und verein-
barter Ziele in einem sehr komplexen und anfilligen interna-
tionalen Kontext entworfen und ausgebaut werden.
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3.2 Der zentrale Faktor ist die Stellung und Rolle der EU in
der Welt von morgen unter Beriicksichtigung der sich rasch
verindernden geopolitischen Gegebenheiten, in denen immer
mehr weltweite Akteure auftreten. Von dieser Warte aus ist es
nach Ansicht des EWSA hochste Zeit fiir ein konzertiertes Vor-
gehen in Europa. Wie die Erfahrung aus Vergangenheit und
Gegenwart zeigt, birgt das Festhalten an traditionellen Konzep-
ten die Gefahr, dass Europa und die Mitgliedstaaten an den
Rand gedringt werden.

3.3 Der EWSA fordert eine dem wirtschaftlichen und tech-
nologischen Gewicht Europas angemessene stabile und vorher-
sehbare Zukunft fur die europdischen Streitkrifte. Aufgrund der
sehr groflen zeitlichen Verzogerung zwischen dem Entwurf der
Systeme und ihrer Inbetriebnahme verstirkt sich die Notwendig-
keit, schon in diesem Jahr Entscheidungen zu treffen.

3.4 Vom sozialen und politischen Standpunkt aus hebt der
EWSA vier wichtige Aspekte in Bezug auf die Notwendigkeit
wirksamer europdischer Verteidigungsfihigkeiten hervor:

— Schutz der Bevolkerung
— Notwendigkeit adiquat ausgeriisteter Soldaten
— stabile und vorhersehbare Arbeitsplitze

— gut konzipierte humanitire und militdrische Einsitze Euro-
pas in der Welt.

3.5  Derzeit wird iiber die Zukunft der GSVP diskutiert, auch
wenn dies nur selten so formuliert wird. Viele Fragen, wie der
Einsatz von Gefechtsverbinden, die Kontroverse iiber die Ent-
wicklung eines einzigen Hauptquartiers fur Operationsfithrung,
die Finanzierung der Missionen der EU im Rahmen der GSVP,
die Sicherung von Beitrigen fiir diese Missionen sowie Forde-
rungen nach einer Uberpriifung der europaischen Sicherheits-
strategie, laufen im Grunde auf eine Diskussion iiber die Ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik hinaus, wenn
auch nicht dem Namen nach. Es wire ein Schritt vorwirts,
wenn das Thema so angegangen werden konnte. Dariiber hi-
naus sollte bei allen Uberlegungen iiber diese wichtigen Fragen
auch tiber die Auswirkungen von Entscheidungen (bzw. deren
Fehlen) auf die Industrie nachgedacht werden. Dies wird auch
die enge Verbindung zwischen den industriellen Fahigkeiten und
der Umsetzung einer GSVP beweisen. Die Hauptzustindigkeit
liegt bei den Staaten.

3.6 Das transatlantische Verhaltnis und die NATO sind von
zentraler Bedeutung. Die Amerikaner kritisieren bereits seit Lan-
gem, wie die Europder ihren Verteidigungsverpflichtungen inner-
halb der Allianz nachkommen. Auf beiden Seiten des Atlantiks
wird immer wieder eine "europdische Siule" in der NATO ge-
fordert. Bislang kann davon jedoch keine Rede sein.

3.7  Das Fehlen einer echten "europiischen Siule" hat tief
greifende politische Ursachen. Es mangelt immer noch am po-
litischen Willen in Europa, die europiischen "strategischen" In-
teressen oder gemeinsamen zentralen militdrischen Fahigkeiten
zu definieren. Dahingegen verwenden die USA und andere Lin-
der das Konzept der strategischen Aktivititen, die simtliche
zivilen oder militdrischen Forschungs- und Industrietitigkeiten
beinhalten, die zur umfassenden Sicherheit der Biirger beitragen.

3.8 Vor diesem Hintergrund sollte die itbermaflige Abhingig-
keit der europdischen Militirkapazitit von den USA nach Auf-
fassung des EWSA mit dem Aufbau einer "europdischen Saule"
durch ein ausgeglicheneres Verhiltnis abgelost werden. Parallel
zur dringend notwendigen Diskussion iiber europdische strate-
gische Interessen, die in der ausschlieflichen Zustindigkeit der

Staaten liegt, sollte so bald wie maoglich eine geordnete Planung
durch die Zusammenarbeit zwischen den europiischen Institu-
tionen, den Mitgliedstaaten und der Verteidigungsindustrie so-
wie eine schrittweise Uberpriifung der Angewohnheit der Mit-
gliedstaaten, automatisch in den USA "von der Stange" zu kau-
fen, beginnen.

3.9  Eine Verbesserung der Bedingungen fiir eine gleichbe-
rechtigtere Zusammenarbeit mit der US-Industrie wird sowohl
vom wirtschaftlichen als auch vom finanziellen Standpunkt aus
nutzbringend sein.

4. Die europiische Verteidigungsindustrie

4.1  Es besteht ein enges Verhiltnis zwischen der Aulen- und
Verteidigungs-/Sicherheitspolitik und der Verteidigungsindustrie.
Trotz Privatisierung haben die Staaten nach wie vor grofies
Interesse an der Verteidigungsindustrie als Kunde, Regulierungs-
behérde und Bereitsteller von Ausfuhrlizenzen.

42 Die Verteidigungsindustrie verfiigt ber erheblichen
Spielraum bei den Exportmirkten. Dies ist teils auf die Privati-
sierung und teils auf entsprechende Anreize von staatlicher Seite
zuriickzufihren: Die Wirtschaftskrise macht einige Verteidi-
gungsminister zu ausdriicklichen Exportbefiirwortern. Die Krise
zwingt also den Verteidigungssektor dazu, Exporte als zentrales
Merkmal seines Geschiftsmodells zu betrachten. 2011 war ins-
gesamt ein sehr lukratives Jahr fiir die européische Industrie. Die
Unternehmen verbuchen auch mit der Entwicklung der Dual-
Use-Produktion relativ viel Erfolg.

4.3 Weltweite Akteure wie China, Indien und Brasilien haben
eigene aufenpolitische Ambitionen, die in steigenden Verteidi-
gungshaushalten gipfeln. Derzeit ergeben sich dadurch Chancen
fur die europdischen Exporte. Doch wie lange noch? Der Indus-
trie geht es noch relativ gut, wobei ihre Leistung allerdings
grofitenteils auf Investitionen beruht, die vor 20 bis 25 Jahren
getdtigt wurden. Wiirden die Investitionen zum jetzigen Zeit-
punkt weiter abnehmen oder stagnieren, so hitte dies fur die
nahe Zukunft schon jetzt irreversible Folgen.

4.4  Auferdem ist realistischerweise zu erwarten, dass die auf-
strebenden Machte unabhingig von der westlichen Industrie mit
dem Aufbau ihrer Industrie beginnen und folglich — als Europas
kiinftige Konkurrenten in Drittmarkten — zunehmend Importe
aus dem Westen blockieren oder diese an Bedingungen kniipfen
werden.

4.5  Derzeit stehen in Europa keine groffen Programme vor
dem Start, was den kiinftigen Exporterfolg zweifellos beeinflus-
sen wird. Zudem hat schon seit lingerer Zeit keine der groflen
aufstrebenden Volkswirtschaften mehr den Transfer von Tech-
nologie und Produktion in nennenswertem Umfang angefordert.

4.6 Einmalige Exportvertrige werden aller Wahrscheinlich-
keit nach dazu verwendet, um die Technologie aus der west-
lichen Industrie nachzuahmen. Hier konnten alternativ zur Ver-
hinderung von Importen Anlagen fiir die Produktion (und Ent-
wicklung) in den betreffenden Lindern eingerichtet werden.
Derzeit lasst sich nur dariiber spekulieren, in welchem Maf§
eine solche Entwicklung die Industrieanlagen und Beschifti-
gungsmoglichkeiten in Europa beeintrichtigen wird. Langerfris-
tig wird die Stellung der europiischen Industrie durch aufstre-
bende Wirtschaftsgiganten wahrscheinlich untergraben werden.
Die Verstirkung von Technologie und Produktion in diesen
Lindern wird auch die (potenziellen) europiischen Export-
mirkte in anderen Drittlindern treffen. Der Wettbewerb um
Produkte und Preise wird sich verschirfen.
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4.7 Aufgrund des langen Zeitraums zwischen Entwicklung
und Produktion sowie der Technologieinvestitionen und kon-
tinuierlichen Innovation braucht Europa eine gezielte Koordinie-
rung, um sich eine moderne, eigenstindige Verteidigungsindus-
trie zu sichern. Solange die Marktgrofle vorrangig durch Landes-
grenzen bestimmt wird, liegt sie selbst in grofen Mitgliedstaaten
fast automatisch unter der kritischen Masse. Exporte in Dritt-
lander konnen dies bis zu einem gewissen Grad ausgleichen; die
Zukunft ist jedoch ungewiss, und die Marktbedingungen sind
hdufig alles andere als stabil.

4.8  Bestindig abnehmende Budgets, die unter den derzeiti-
gen Umstinden erhebliche Beschrinkungen bedeuten, sollten
ein Weckruf sein. Sie betreffen die Haushaltsmittel fiir Investi-
tion und Beschaffungswesen — gerade auch dann, wenn die
Betriebs- und Wartungskosten gleich bleiben oder infolge lau-
fender Militdreinsitze (Afghanistan, Libyen, Antipiraterie-Opera-
tionen, um nur einige zu nennen) ansteigen.

4.9  Dies fuhrt dazu, dass Investitionen, die die Industrie un-
bedingt braucht, um ihre Produktions- und Entwicklungskapa-
zitdten aufrechterhalten und erneuern zu konnen, aufgeschoben
oder gestrichen werden. In schwierigen Zeiten wird die Industrie
selbst zudem weniger Bereitschaft zeigen, in die Aufrechterhal-
tung oder auch in neue Aktivititen zu investieren. Nur durch
eine kohirente Zusammenarbeit kénnen die notwendigen Inves-
titionen gesichert werden.

4.10  Der EWSA plddiert fiir eine gut konzipierte europiische
Industriepolitik fiir den Verteidigungssektor, vom Entwurf von
Systemen bis hin zur operativen Phase. Es geht hier um eine
spezifische Industriepolitik, einen dem Wesen nach offentlichen
Markt: FuE muss aufgrund der anfinglich unrentablen Margen
und der spezifischen staatlichen Anforderungen tiber das Start-
kapital hinaus finanziert werden. Um eine solide europiische
Produktion zu férdern, miissen die zentralen européischen In-
dustriekapazititen sowie Investitionspolitiken ermittelt werden.
Da kein einzelnes Land iiber ausreichende Ressourcen zur Fi-
nanzierung von Ristungsgiitern der "neuen Generation" verfiigt,
miissen die nationalen und europdischen Ziele und auch die
nationalen und europdischen Ressourcen in finanzieller und
industrieller Hinsicht zusammengebracht werden. Die Entschei-
dungsstrukturen sollten entsprechend der vereinbarten Europa-
2020-Strategie auf geteilten EU- und nationalen Kompetenzen
beruhen. Dies ist auch ein wirksames Giitezeichen zur Optimie-
rung der Koordinierung zwischen den europdischen Institutio-
nen und innerhalb der Kommission, die immer noch weit unter
ihrem Potenzial operiert. In dieser Hinsicht kann die Task Force,
die in Kiirze als Plattform — Kommission, EDA, EAD - ihre
Arbeit aufnehmen wird, um Priorititen, Kapazititen und Defi-
zite zu diskutieren, wertvolle Hilfestellung leisten.

411  FuE ist ein zentrales Thema. Die Verteidigungsindustrie
ist ein wissensintensiver Sektor der Spitzentechnologie, der auch
fir die Entwicklung ausgereifter Prototypen benotigt wird. FuE
ist fast nie ausschlieflich Aufgabe der Industrie. Entwicklungs-
und Systemslebenszyklen sind einfach zu lang und die finan-
ziellen Auswirkungen zu groff, als dass die Industrie das ge-
samte finanzielle Risiko allein tragen konnte. Die Geschichte
zeigt, dass alle erfolgreichen Programme von Staaten und Indus-
trie gemeinsam durchgefithrt werden.

4.12  Ein sehr hoher Prozentsatz der weltweiten Verteidi-
gungs-FuE kommt von den Staaten, und zwar entweder direkt

oder indirekt durch Ankdufe. Angesichts der Art der Produkte
tiberrascht es nicht, dass die Verteidigungsindustrie ein zu hohes
finanzielles Risiko generell scheut. Kiirzungen der Staatsaus-
gaben betreffen besonders oft FuE fiir Verteidigungszwecke.

4.13  Folglich bedarf es fiir Forschung, Technologie und Ent-
wicklung neben einer Konsolidierung der Industrie einer ausrei-
chenden, von Mitgliedstaaten, Kommission und Industrie ver-
einbarten Finanzierung und Biindelung. Verteidigungsinvestitio-
nen erfordern ein hohes Maff an Finanzierung fir FuE- und
Technologieprojekte. Dariiber hinaus muss der Zugang zu kri-
tischen Technologien sichergestellt werden. Wiren kritische
Technologien fiir Entwicklung und Produktion aufgrund von
Exportbeschrankungen, die von anderen auferlegt wurden, nicht
mehr verfiigbar, entstinden beim Erreichen der europiischen
Sicherheitsziele grofle Probleme.

414  FuE auerhalb von Verteidigungsorganisationen spielt
aufgrund des Fortschritts der unabhingigen Wissenschaft und
Technologie in vielen Bereichen eine immer wichtigere Rolle.
Hiufig wird erst in der abschlieBenden Entwicklungsphase
durch die letztendliche Anwendung bestimmt, ob FuE dem Ver-
teidigungs- oder dem Zivilbereich zugeordnet werden kann. Die
fur beide Bereiche in Frage kommende Dual-Use-FuE ist fur
Verteidigungsanwendungen von wachsender Bedeutung, vgl.
z.B. IT. Fir die Entwicklung der verteidigungstechnologischen
und -industriellen Basis Europas (DTIB) ist die Forderung dieser
FuE "mit doppeltem Verwendungszweck" in Europa daher von
vorrangiger Bedeutung, da sie eine Finanzierung von auflerhalb
des Verteidigungssektors ermaoglicht.

4.15  Die Mitgliedstaaten sollten sich darauf verstindigen, FuE
aus oOffentlichen EU-Mitteln zu finanzieren. Dies kann iiber das
ndchste Forschungsrahmenprogramm (FP8) oder iiber einen se-
paraten Fonds erfolgen, vorzugsweise durch Pakete fiir spitzen-
technologische Forschungsvorhaben wie Nanotechnologie und
kiinstliche Intelligenz. Aufgrund des Verhiltnisses zwischen
der Verteidigungsindustrie und dem offentlichen Sektor miissen
spezielle Verfahren geplant werden.

416 Die EDA und die Kommission sollten eine heraus-
ragende Rolle spielen, wie in der Rahmenvereinbarung fir Zu-
sammenarbeit vorgesehen, auch um eine tigliche politische Ein-
mischung zu vermeiden. Die EDA sollte die Moglichkeit erhal-
ten, ihre umfassende Aufgabe wahrzunehmen, wie sie im Ver-
trag von Lissabon festgelegt ist (7).

4.17  Fir ein Industrie- und FuE-Programm im Bereich der
Verteidigung sind geeignete Arbeitskrifte mit Kenntnissen auf
dem neuesten Stand erforderlich (8). Dies ist ein weiteres starkes
Argument, das fiir einen stabilen Rahmen fur FuE und die
Industrie statt einer ungeordneten Umstrukturierung spricht.
Es darf nicht vergessen werden, dass die Arbeitnehmer im Ver-
teidigungssektor das Fundamt sind, auf dem die Zukunft der
Verteidigungskapazititen aufgebaut wird. Die Konsultation und
Kommunikation mit der Industrie sowie mit FuE-Einrichtungen,
Hochschulen, Militdrorganisationen und interessierten Gewerk-
schaften muss dazu beitragen, dass sowohl die laufenden Um-
strukturierungen als auch die zukunftsorientierte Produktion
von Riistungsgiitern in Europa ordnungsgemif$ organisiert wer-
den.

(') Siche Artikel 45 Absatz 1 und Artikel 42 Absatz 3 EUV, ABL. C 115
vom 9.5.2008.

(°) Siche "A comprehensive analysis of emerging competences and skill
needs for optimal preparation and management of change in the EU
defence industry”, Abschlussbericht, Mai 2009, ein Bericht von Eu-
rostrategies fiir die Europiische Kommission.
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4.18  Haushaltszwiinge machen es erforderlich, gegen Uber-
schneidungen und Ineffizienz anzugehen. Kontrollierte Konsoli-
dierung ist nicht unbedingt gleichbedeutend mit dem Aufbau
grofler Unternehmen: Sie bedeutet die Entwicklung der nach
internationalen Standards ausreichenden kritischen Masse und
Qualitdt, die die Wettbewerbsfahigkeit in den EU- und Dritt-
mirkten gewahrleisten. Es besteht zunehmender Bedarf an einer
Koordinierung der Planung von Projekten auf europiischer
Ebene durch Staaten, relevante EU-Akteure und die Industrie.

4.19  Unterschiede bei der Grofle und Leistungsfihigkeit der
Industrie sind eine Tatsache. Die Mitgliedstaaten unterscheiden
sich wesentlich hinsichtlich des Umfangs ihrer Industrie. Es
sollte Teil einer Vereinbarung unter teilnehmenden Mitgliedstaa-
ten sein, sicherzustellen, dass die Industrie in anderen als den
Unterzeichnerstaaten der Absichtserklirung (= Hauptproduzen-
ten) in relevante Projekte eingebunden wird. Dieser Ansatz ist
nicht nur politisch wiinschenswert, sondern fordert auch eine
ertragreiche Beziehung zwischen groflen und kleineren Unter-
nehmen sowie Forschungseinrichtungen. Als Zulieferer sollten
KMU erfolgreich einen zusitzlichen Beitrag zu intelligenten Spe-
zialisierungsketten leisten.

420  Besondere Aufmerksamkeit muss der in einigen mittel-
europdischen Landern aufgrund ihrer exponierten geografischen
Lage wahrgenommenen Unsicherheit gelten. Angesichts der
Notwendigkeit, den Biirgern dieser Linder das Gefuhl zu ver-
mitteln, gut beschiitzt zu sein, und des Anliegens, das spezi-
fische Fachwissen im Verteidigungsbereich vollstindig zu nut-
zen, unterstreicht der EWSA, dass die in den mitteleuropaischen
Lindern verfiigbaren Kenntnisse und Kompetenzen auf an-
gemessene Weise in laufende und kiinftige Verteidigungspro-
jekte integriert werden miissen.

421  Durch einen integrierten europdischen Markt fiir Ver-
teidigungsgiiter wiirde ein stabilerer Heimatmarkt geschaffen.
Ein europiischer Markt wire nicht nur eine Kombination be-
stehender nationaler Mirkte, sondern wiirde dariiber hinaus eine
Harmonisierung, ja Standardisierung von Anforderungen und
Vergabevorschriften zwischen den verschiedenen Mitgliedstaaten
begitinstigen. Durch mehr Harmonisierung oder Standardisie-
rung wiirden die finanziellen und wirtschaftlichen Bedingungen
fiir eine Starkung der Wettbewerbsfahigkeit europdischer Unter-
nehmen in einem globalen Markt verbessert.

422 Ein europdischer Verteidigungsmarkt hitte eine kriti-
sche Masse. Vor diesem Hintergrund weist der EWSA auf die
negativen Auswirkungen hin, die entstehen werden, wenn die
Mitgliedstaaten weiterhin im Ausland, insbesondere in den USA,
"von der Stange" kaufen. Erstens werden dadurch die Vorteile
eines europdischen Markts fiir diese Branche unterwandert: Die
Preise fiir solche Verteidigungsgiiter wiirden fir die europii-
schen Kunden ansteigen, wenn die Industrie daran gehindert
wiirde, in Drittmirkten zu verkaufen, in denen der (staatliche)
Wettbewerb definitiv immer schirfer werden wird. Zweitens
bezahlen europiische Linder, die in den USA "von der Stange"
kaufen, die im Preis dieser Produkte enthaltenen amerikanischen
Technologiekosten.

423 Angesichts der finanziellen und internationalen politi-
schen Aussichten sind eine europdische Grundsatzdiskussion
und umsetzbare Schlussfolgerungen unerldsslich. Wenn nicht
alle Mitgliedstaaten willens sind, an einem gemeinsamen Rah-
men mitzuwirken, sollte das Prinzip der verstarkten Zusammen-
arbeit gelten. Mehr Integration und eine positivere Einstellung

zum Ankauf europdischer Riistungsgiiter werden sich als die
einzige Moglichkeit erweisen, um Marktgrofen zu erreichen,
die mit denen der USA vergleichbar sind. Ohne einen wirk-
samen EU-Markt besteht Anlass zu ernsthaften Zweifeln, ob
fur die europdische Industrie iiberhaupt die Hoffnung besteht,
auf globaler Ebene mitzuhalten.

5. Einige spezifische Fragen

5.1  Die Industrielandschaft der verschiedenen Militirgattun-
gen — Land, See, Luft — unterscheidet sich von Land zu Land
erheblich. In einigen Bereichen kann von keinem Land mehr
behauptet werden, es besitze die Fahigkeit, eigenstindig neue
Generationen von Riistungsgiitern zu entwickeln.

5.2 Im Landbereich sind nur einige wenige grofle system-
integrierende Unternehmen in der Lage, Kampfpanzer und leich-
tere Militdrfahrzeuge produzieren. Die wichtigsten europiischen
Produzenten sind Frankreich, Deutschland und Grof8britannien.
Es gibt auch ein breites Spektrum an Teilsystemherstellern und
Zulieferern, wobei Mitteleuropa unterreprasentiert ist.

5.3  Viele Lander entwickeln ihre eigene Marineindustrie und
bauen Schiffe mit von Land zu Land héchst unterschiedlicher
Grofle und Komplexitit. Die Unterzeichnerstaaten der Absichts-
erklarung und die Niederlande sind fithrend, auch in den Berei-
chen Konzeptdesign und komplexe Marineforschungsanlagen,
die sich von der Entwicklung des zivilen Schiffbaus relativ stark
unterscheiden. Auch hier wieder findet sich ein breites Spek-
trum an Teilsystemherstellern und Zulieferern.

5.4 Militarflugzeuge werden nur in einigen wenigen Lindern
entwickelt und hergestellt. Die Industrie ist auf eine kleine An-
zahl zumeist multinationaler Unternehmen konzentriert, die auf
europdischer Ebene und dariiber hinaus operieren: hauptsichlich
EADS, BEA-Systems, Dassault und Saab-Aircraft. Die fort-
geschrittene Aerodynamikforschung ist auf wenige Linder be-
schrankt.

5.5  Der Elektroniksektor, einschlieflich Befehls-, Leit- und
Fernmeldeeinrichtungen, ist fir die Verteidigung zunehmend
von Bedeutung; die wichtigsten Industricakteure sind Thales,
BAE Systems und Finmeccanica. Fiir die grofiten europiischen
Elektronikkonzerne Philips und Siemens ist die Verteidigung
weniger wichtig. Das Produktionsvolumen fur die kosteneffi-
ziente Massenproduktion von spezifischen Elektronikkom-
ponenten wie Schaltkreisen fiir die Verteidigung ist fur diese
Unternehmen ohnehin zu klein. Diese grofSen Industriekonzerne
mit ins Boot zu holen, zeigt jedoch, wie wichtig der doppelte
Verwendungszweck auf diesem Gebiet ist.

5.6 In der Munitions- und Explosivstoffindustrie ist die Zahl
der Unternehmen in den letzten Jahrzehnten — z.T. aufgrund
von Umweltanforderungen — schrittweise zuriickgegangen.
Diese Unternehmen sind aus Griinden der offentlichen Sicher-
heit hiufig gezwungen, iltere Produktionsstitten entweder zu
verlagern oder schlichtweg zu schliefen.

5.7  Der Zugang zu kritischen Technologien ist wesentlich
und sollte im Rahmen der GSVP unterstiitzt werden. Gleiches
gilt fiir bestimmte Materialien wie Kohlenstoftfasern oder Mate-
rialien fur Elektronikkomponenten.
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5.8 Das 2009 verabschiedete Verteidigungspaket 2007 kann
sehr hilfreich sein. Die Mitgliedstaaten sollten die Richtlinien im
Sommer 2011 umgesetzt haben. Es ist noch zu frith, um ihre
Folgewirkungen fur die Schaffung eines Binnenmarkts positiv
oder skeptisch zu bewerten. Der Prozess ist noch nicht abge-
schlossen, und die Umsetzung des Ziels des innergemeinschaft-
lichen Transfers von Verteidigungsgiitern sowie von Begriffen
wie "wesentliche nationale Sicherheitsinteressen” bleibt weiter
offen.

5.9  Nach Artikel 346 AEUV ist fir wesentliche nationale
Sicherheitsinteressen eine Ausnahme von den EU-Vergabevor-
schriften vorgesehen. Diese weit gefasste Formulierung kann
verhindern, dass sich die Mirkte gebiihrend weiterentwickeln,
insbesondere in wiinschenswerten Lieferketten. Der EWSA pla-
diert fir eine engere Auslegung von Artikel 346, die hinrei-
chende Moglichkeiten fiir europiische Losungen und optimale

Briissel, den 11. Juli 2012

europdische Beschaffungsketten eroffnet, um die Beschaffungs-
sicherheit, das in den Mitgliedstaaten verfigbare Spezialwissen
und ein gutes Preis-Leistungs-Verhaltnis zu férdern.

5.10  Die nationale Sicherheit von Informationen schafft dhn-
liche Probleme wie die in Ziffer 5.9 genannten und muss eben-
falls iiberpriift werden. Sie ist auch im Zusammenhang mit der
Teilnahme der europdischen Industrie an Verteidigungsprojekten
in den USA ein wichtiges und heikles Thema.

511 Die "gemeinsame Nutzung und Biindelung" von Res-
sourcen, einschlieSlich gemeinsamer Schulungsprogramme,
sollte ein zukunftsorientiertes Programm sein. Eine grund-
legende Voraussetzung ist, dass Lippenbekenntnisse durch kon-
krete Planung und einen gezielten Ansatz mit klar festgelegten
Etappen ersetzt werden. Solange es allerdings keine tibereinstim-
menden Verteidigungsdoktrinen gibt, wird es sehr schwer sein,
die "gemeinsame Nutzung und Biindelung" auf gangbare Weise
durchzufiihren.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des  Europiischen

Wirtschafts- und

Sozialausschusses zum  Thema

,Unternehmerinnen — Gezielte Maflnahmen zur Steigerung von Wachstum und Beschiftigung in
der EU“ (Initiativstellungnahme)

(2012/C 299/05)

Berichterstatterin: Madi SHARMA

Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012, gemafS Artikel 29 Absatz
2 seiner Geschiftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Unternehmerinnen — Gezielte Mafnahmen zur Steigerung von Wachstum und Beschdftigung in der EU".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 28. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
121 gegen 7 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen zur Forderung
des Unternehmertums von Frauen in Europa

1.1 Diese Stellungnahme umfasst vier konkrete, zentrale
Vorschlige fiir politische Mafnahmen zur Forderung und Ent-
wicklung des Unternehmertums von Frauen, um so zu einem
nachhaltigen Wachstum in Europa beizutragen. In der Stellung-
nahme wird lediglich die unternehmerische Tatigkeit von Frauen
und nicht die weiter gefasste Dimension der Vertretung von
Frauen auf dem Arbeitsmarkt oder in den Beschlussfassungsver-
fahren behandelt.

1.2 Die politischen Empfehlungen sind nicht kostenneutral,
doch wird die Rendite aus dem wirtschaftlichen Mehrwert, der
aus der Zunahme der von Frauen gefithrten Unternehmen in der
Volkswirtschaft und aus der Schaffung von Arbeitsplitzen in
diesen Unternehmen resultieren wird, die von der Europaischen
Kommission und den Mitgliedstaaten geforderten geringen In-
vestitionen iibersteigen. Auch konnten Mittel aus wenig effekti-
ven Projekten zur besseren Unterstiitzung der Ziele umgewid-
met werden.

1.3 Dariiber hinaus erfordern die politischen Empfehlungen
keine neuen Strukturen, sondern lassen sich in die bestehenden
Ministerien fiir wirtschaftliche Entwicklung integrieren. Sie diir-
fen jedoch nicht in den Ministerien fiir Gleichstellungsfragen
angesiedelt werden, da das Thema Unternehmertum von
Frauen von wirtschaftlicher Bedeutung ist.

1.4 Fir den Nutzen dieser Empfehlungen sprechen die Ergeb-
nisse dhnlicher Mafinahmen in den USA, durch die sich die Zahl
der Unternehmerinnen verdoppelt hat, mehr Arbeitsplatze ge-
schaffen wurden und der 6konomische Input in die Gesellschaft
gestiegen ist. Am wirkungsvollsten war der obligatorische As-
pekt der Datenerhebung und der Politik des offentlichen Auf-
tragswesens (1).

1.5  Einrichtung eines Biiros fiir von Frauen gefiihrte Un-
ternehmen in der EU in der Europdischen Kommission und in
den zustindigen Ministerien der Mitgliedstaaten (vorzugsweise
nicht in den fir Gleichstellungsfragen zustindigen Ministerien,

(') 1988: Women’s Business Ownership Act (HR5050) http://www.
nwbc.gov/sites/default/files/nwbc05.pdf.

damit zwischen Zustindigkeiten fiir wirtschaftliche Tatigkeiten
und fur Gleichstellungsfragen unterschieden wird), ohne dabei
komplett neue Strukturen zu schaffen.

1.6  Ernennung eines Direktors/einer Direktorin oder Be-
auftragten bzw. Hochrangigen Vertreters/Vertreterin fiir
von Frauen gefiihrte Unternehmen in der Europiischen Kom-
mission und in den Wirtschaftsministerien der Mitgliedstaaten,
der/die ressortiibergreifend iiber den wirtschaftlichen Nutzen der
Ermutigung von mehr Frauen zur Griindung und Weiterent-
wicklung von Unternehmen informiert.

1.7 Datenerhebung sowie jihrliche Aktualisierung der
Maf$nahmen und Forschungen iiber die von Frauen gefiihrten
Unternehmen in den EU-Regionen, um den Zugang zu ge-
schlechtsspezifischen Daten in den Ministerien und Agenturen
zu verbessern.

1.8  Durchsetzung der geltenden Rechtsvorschriften im
Bereich der Gleichstellung. Hierbei sollte unter anderem
eine geschlechtsspezifische Analyse der Ressourcen- und Mittel-
zuweisung im Mittelpunkt stehen, die auf Transparenz und Re-
chenschafts- und Sorgfaltspflicht bei dem Nachweis einer echten
Gleichstellung abzielt.

1.9 Ferner sollten bei der Schaffung giinstiger Rahmenbedin-
gungen fiir Unternehmerinnen folgende Aspekte beriicksichtigt
werden:

— Einbeziehung der Manner in die Debatte und Kommunika-
tion;

— Beseitigung von Geschlechterstereotypen, insbesondere in
den Bildungs- und Karrierewegen;

— Forderung akademischer Studien mit Blick auf etwaige Un-
ternehmensgriindungen durch Frauen;

— Gewihrleistung eines gleichberechtigten Zugangs zu Finanz-
mitteln und Ressourcen unter gleichen Bedingungen sowie

— Verbesserung der sozialen Sicherheit fur Selbststindige.


http://www.nwbc.gov/sites/default/files/nwbc05.pdf
http://www.nwbc.gov/sites/default/files/nwbc05.pdf
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2. Hintergrund

2.1 Wachstum in der EU und kleine und mittlere Unternehmen
(KMU)

2.1.1  In der EntschlieBung des Europiischen Parlaments tiber
die unternehmerische Titigkeit von Frauen in kleinen und mitt-
leren Unternehmen (%) wird festgestellt, "dass zwischen den Mit-
gliedstaaten Unterschiede hinsichtlich der Anzahl der Unterneh-
merinnen bestehen" und "dass weniger Frauen als Manner eine
Unternehmensgriindung als realistische Karrieremoglichkeit in
Betracht ziehen und in der Europdischen Union trotz der stei-
genden Zahl weiblicher Fihrungskrifte in KMU wiahrend der
letzten zehn Jahre nur eine von zehn Frauen Unternehmerin
ist, wihrend bei den Minnern jeder Vierte Unternehmer ist;
[...] dass Frauen etwa 60 % der Hochschulabsolventen aus-
machen, bei den Vollzeitarbeitsstellen auf dem Arbeitsmarkt
jedoch unterreprisentiert sind, speziell im Bereich der Wirt-
schaft; [...] dass Frauen unbedingt ermutigt und in die Lage
versetzt werden miissen, sich auf unternehmerische Projekte
einzulassen, damit die bestehenden Ungleichheiten zwischen
den Geschlechtern verringert werden".

2.1.2  Angesichts der Finanzkrise in Europa wurden Spar-
mafinahmen als Allheilmittel fiir einen Ausweg aus der Krise
propagiert, und erst seit kurzem ist davon die Rede, dass sie mit
Investitionen einhergehen miissen. Der Hauptschwerpunkt muss
nunmehr auf wachstumsférdernden Mafinahmen liegen.

2.1.3  In einer sich verindernden Welt, die von Unsicherheit,
kontinuierlichem Wandel und weitaus stirkerem globalen Wett-
bewerb als frither gepragt ist, ist die Anerkennung der Rolle der
Unternehmer bei der Ausrichtung solcher Investitionen auf die
Wiederbelebung der Wirtschaft ein zentrales Element fir eine
wettbewerbsfahige und dynamische europdische Wirtschaft.
Nach der Anerkennung der Rolle der KMU in unserer Gesell-
schaft hat die Europaische Kommission nun einen wesentlichen
Schwerpunkt auf die Nutzung der Moglichkeiten von KMU ge-
legt.

2.1.4  Unternchmer sind noch wichtiger geworden, da sie die
Menschen in Lohn und Brot bringen konnen und ihnen fiir das
Wobhlergehen der lokalen und regionalen Gemeinschaften eine
zentrale Rolle zukommt (3). Daher hat die EU mit der Lissabon-
Strategie fiir Wachstum und Beschiftigung, dem Small Business
Act, der Europa-2020-Strategie und dem neuen Programm COS-
ME (%) die Belange von KMU deutlich ins Zentrum ihres Han-
delns geriickt und damit positive Ergebnisse erzielt.

2.1.5 Die nationalen und lokalen Rahmenbedingungen fiir
die KMU unterscheiden sich innerhalb der EU sehr stark —
ganz so wie die einzelnen KMU selbst. Es ist daher unerlasslich,
dieser Vielfalt im Rahmen von Mafinahmen fiir die Belange von
KMU vollstindig Rechnung zu tragen und das Subsidiaritits-
prinzip ausdriicklich zu beachten (Vorfahrt fiir KMU — A Small
Business Act for Europe).

2.1.6 In seiner unlingst verabschiedeten Stellungnahmen
zum Thema "Kleine Unternechmen — groffe Welt: Eine neue

() (2010/2275(INI).

() Stellungnahme des EWSA zum Thema "Beschaftigungsfahigkeit und
Unternehmergeist — die Rolle der Zivilgesellschaft, der Sozialpartner
und der regionalen und lokalen Einrichtungen unter Beriicksichti-
gung des Gender Mainstreamings" (ABL C 256 vom 27.10.2007,
S. 114).

() Programm fiir die Wettbewerbsfihigkeit von Unternehmen und
KMU (COSME) 2014-2020.

Partnerschaft, um KMU zu helfen, ihre Chancen im globalen
Kontext zu nutzen" (°) stellt der EWSA fest, dass die Kommis-
sion die Gleichstellung von Mann und Frau in der Wirtschaft als
gegeben ansieht, jedoch keine spezielle Empfehlung zur For-
derung von KMU abgibt, die von Frauen geleitet werden und
international ausgerichtet werden sollen.

2.1.7  In Europa fehlt es an Infrastrukturen zur besonde-
ren Forderung der Titigkeit von Unternehmerinnen. In kei-
ner der oben genannten politischen Mafnahmen, spateren Ak-
tionen und Bestimmungen wurde ausdriicklich anerkannt, dass
die Frage des Unternchmertums geschlechtsspezifische Aspekte
aufweist; unerwihnt bleiben darin auch die Wachstumsmaglich-
keiten und die Vielfalt innerhalb der Wirtschaft (hdusliche Un-
ternehmen, Kleinstunternehmen, Betriebe in Familienbesitz).

2.2 Derzeitige Politik fiir von Frauen gefiihrte Unternehmen

2.2.1  Von Frauen gefithrte Unternehmen sind fur eine ge-
sunde europdische Wirtschaft von entscheidender Bedeutung.
Seit iiber einem Jahrzehnt erkennen Regierungen und eine Reihe
offentlicher, privater und universitirer Einrichtungen an, dass
die Forderung der von Frauen gefithrten Unternehmen von gro-
Bem politischem und praktischem Nutzen ist. Infolgedessen
stieg das Bewusstsein dafiir, welchen Beitrag diese Unternehmen
fir die Volkswirtschaft leisten.

2.2.2  Die Europdische Kommission sucht momentan zusam-
men mit den Mitgliedstaaten nach Méglichkeiten zur Uberwin-
dung der Faktoren, die Frauen von einer Unternehmensgriin-
dung abhalten, und es wurde eine Reihe von Initiativen auf
den Weg gebracht:

— Das Europdische Netzwerk fiir Botschafterinnen des Unter-
nehmertums, das am 15. November 2011 auf einer Ver-
anstaltung des polnischen Ratsvorsitzes ins Leben gerufen
wurde. Dieses Netzwerk zidhlt zu den im Rahmen der
SBA-Uberpriifung 2011 vorgeschlagenen Mafnahmen und
stirkt und ergdnzt die Manahmen zur Forderung und Un-
terstiitzung des Unternehmertums von Frauen.

— Das europdische Netzwerk fiir Entscheidungstriager zur For-
derung des Unternehmertums von Frauen (WES).

— Das Portal fiir Unternehmertum von Frauen ().

3. Das wirtschaftliche Potenzial

3.1  Trotz ermutigender Fortschritte muss die EU noch wei-
tere umfangreiche Malnahmen ergreifen, um das gesamte Po-
tenzial der von Frauen gefithrten Unternechmen — insbesondere
KMU - zu nutzen. Allzu oft bleiben Frauen in der Geschiftswelt
unsichtbar — in den Medien, in Unternehmerverbinden und
auch hinsichtlich der politischen Einflussnahme.

3.2 Beim Unternehmertum besteht nach wie vor ein Miss-
verhaltnis zwischen Madnnern und Frauen mit der Folge, dass es
weniger Unternehmerinnen als Unternehmer gibt. Momentan
sind in Europa nur 30 % aller Unternehmer weiblich. Auch
das ist ungenutztes Potenzial fiirr wirtschaftliches Wachstum.

() COM(2011) 702 final.
(°) Sieche auch: http:|[ec.europa.eufenterprise/policies/sme/promoting-
entrepreneurship/women/portal/.
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3.3 Im Jahr 2012 ist die Rolle der von Frauen gefiihrten
Unternehmen wichtiger denn je, tiberall in Europa und in Nach-
bargebieten wie dem Europa-Mittelmeerraum (7) gibt es in simt-
lichen Wirtschaftszweigen Unternehmen mit Frauen an der Spit-
ze, und sie sind in puncto Konjunkturbelebung und Wachstum
fir die Entwicklung der Volkswirtschaft sowie fiir die Schaffung
und den Erhalt neuer Arbeitsplitze von entscheidender Bedeu-
tung.

3.4  Es ist duferst besorgniserregend, dass gerade jetzt, da
staatliche Hilfen zur Unternehmensférderung in zahlreichen
Landern gekiirzt wurden und viele Unternehmen um ihr Uber-
leben und Wachstum kidmpfen miissen, Mafinahmen zur For-
derung der von Frauen gefithrten Unternehmen trotz lobens-
werter Absichten von der Tagesordnung gestrichen wurden. Be-
triecbe mit Frauen an der Spitze bieten jedoch ein Potenzial im
Umfang von mehreren Milliarden Euro (8). Dieses Potenzial gilt
es zu erkennen und nicht etwa zu leugnen.

3.5  Eines der grofiten Probleme bei der Bezifferung der von
Frauen gefithrten Unternehmen in Europa besteht darin, dass es
an quantitativen und qualitativen Daten fehlt. Unternehmens-
register und vielen Quellen staatlicher Statistiken (einschlielich
der MwSt.-Registrierung) enthalten keine geschlechtsspezifischen
Angaben. Auch von Banken und Einrichtungen zur Unterneh-
mensforderung sind geschlechtsspezifische Informationen nur
schwer zu erhalten.

3.6 Trotz dieser Mingel gibt es verschiedene verldssliche
Quellen zum Unternehmertum und zur selbststindigen Er-
werbstitigkeit, die tiber die geschiftliche Tatigkeit von Mannern
und Frauen informieren. Hierzu zahlen unter anderem der Glo-
bal Entrepreneurship Monitor (GEM) und die jdhrlichen Bevol-
kerungserhebungen in den meisten europdischen Lindern (Zen-
sus). Datenerhebungen in den Vereinigten Staaten verdeutlichen
die Moglichkeiten fur Europa (°).

3.7  Studien zufolge (1°) investieren von Frauen gefithrte Un-
ternchmen mehr in die Weiterbildung ihrer Belegschaft als Un-
ternehmer generell und wollen zwei Drittel die Fithrungskom-
petenzen ihrer Manager verbessern. Daher diirfte sich die For-
derung wachstumsorientierter Unternehmen mit Frauen an der
Spitze stiarker auszahlen als die Forderung von Unternehmen
allgemein.

3.8 Die meisten Statistiken sind vorsichtige Prognosen, und
relevante Studien haben ergeben, dass Unternehmerinnen -
auch die Mitter unter ihnen (') — ein weitaus grofferes Wachs-
tum anstreben. Nach Untersuchungen der Natwest Bank im
Vereinigten Konigreich prognostizieren 88 % der Frauen gegen-
iiber 74 % der Manner ein Wachstum fiir ihr Unternehmen. Die
erwartete Wachstumsrate betrug durchschnittlich 25 %.

4. Gleichstellung in Unternehmen

4.1 Die EU hat die moralische Pflicht, den Frauen das zu
geben, was sie tatsichlich verdienen. Gleichstellung muss stets

() Stellungnahme des EWSA zur "Forderung des Unternehmergeistes
der Frauen im Europa-Mittelmeerraum" (ABl. C 256 vom
27.10.2007).

(%) Siehe auch: www.wescotland.co.uk/wepg.

(°) http://womeninbusiness.about.com/od/wibtrendsandstatistics/a/
statswibindustr.htm.

(1% http:/[www.bis.gov.uk/assets|biscore/enterprise/docs/b/11-107 8-bis-
small-business-survey-2010-women-led-businesses-boost.pdf.

(") http:/[www.enterprising-women.org/static/ew_growthreport.pd.

ein zentrales Thema der Beschlussfassung in der EU sein. In
Krisenzeiten wird die "Geschlechtergerechtigkeit” noch wichti-
ger. Sowohl Frauen als auch Minner miissen sich an der De-
batte beteiligen, da Frauenfragen allzu oft nur von Frauen dis-
kutiert werden.

4.2 Eine Politik der durchgingigen Beriicksichtigung der
Gleichstellung von Frauen und Minnern (Gender Main-
streaming), darunter auch Rechtsvorschriften, gibt es bereits
EU-weit, doch liegt ihr Schwerpunkt nicht auf einer Analyse
der geschlechterspezifischen Ressourcen- und Mittelzuweisung.
Eine solche Analyse ist jedoch mit Blick auf die Transparenz
sowie die Rechenschafts- und Sorgfaltspflicht beim Nachweis
einer echten Gleichstellung notwendig.

4.3 Im Vereinigten Konigreich existiert eine "Gender Equality
Duty" (Gleichstellungsverpflichtung) genannte rechtliche Ver-
pflichtung (1?), wonach simtliche offentlichen Behorden bei
der Wahrnehmung all ihrer Aufgaben dazu verpflichtet sind:

— unrechtmifSige Diskriminierungen und Beldstigungen aus
Griinden des Geschlechts zu beseitigen;

— die Chancengleichheit zwischen Minnern und Frauen zu
fordern.

Entsprechend dieser Verpflichtung ist die Ressourcen- und Mit-
telzuweisung auf ihre Geschlechterneutralitit hin zu analysieren.

4.4 Das Konzept der Gleichstellungsverpflichtung ist wichtig
fir eine Gleichstellung durch die Wahrnehmung von Verant-
wortung sowie durch die Bewertung der Ressourcenzuweisung
und die Erhebung geschlechtsspezifischer Daten. Auf diese
Weise konnten die politischen Entscheidungstrager leichter die
tatsichlichen Auswirkungen auf das Unternehmertum von
Frauen ermessen (Beispiel: Mittel aus dem Europiischen Fonds
fir regionale Entwicklung (ERDF) bzw. aus dem Europiischen
Sozialfonds (ESF): Die EU stellt den Mitgliedstaaten Mittel bereit,
die diese wiederum einer regionalen Ebene zuweisen. Diese Mit-
tel werden oftmals fir die Schaffung von Arbeitsplitzen durch
neue Unternehmen verwendet, doch wird die Geschlechterfrage
dabei nie gestellt.) Zur Transparenz bei der Gleichstellung soll-
ten die politischen Entscheidungstriger jeder Ebene die ge-
schlechtsspezifische Verteilung der Gelder iiberpriifen und ana-
lysieren.

4.5  Die Geschlechterfrage kann als Brennglas fungieren, um
andere Ungleichheiten (in puncto Rasse, Behinderung oder Al-
ter) zu erkennen und dagegen vorzugehen. Das Gender Main-
streaming kann in Europa nur mit einem umfassenden Konzept
gelingen, wie es insbesondere in dem Bericht der OECD "Tackle
gender gap to boost growth" (Wachstumsforderung durch Uber-
windung der Geschlechterkluft) (*?) heifst. Die zentrale Beriick-
sichtigung der Geschlechterfrage deckt sdmtliche Gleichstel-
lungsaspekte ab und betrifft beide Geschlechter — Méanner und
Frauen. Durch die zentrale Beriicksichtigung der Geschlechter-
frage wird anerkannt, dass Ungleichheiten zwischen Méinnern
und Frauen die Folge von Ungerechtigkeiten oder Stereotypen
sind, die jeden betreffen.

() http://freedownload.is/doc/overview-of-the-gender-equality-duty-
11622854.html.

(") http:/[www.oecd.org/document/0,3746,fr_21571361_44315115_
50401407 1_1_1_1,00.html.
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4.6 Es bedarf einer geschlechtsspezifischen Analyse, um Res-
sourcenverschwendung in der allgemeinen und beruflichen Bil-
dung, hohere Krankenstinde, wirtschaftliche Kosten fiir Unter-
nehmen, in denen die Fihigkeiten von Frauen nicht entspre-
chend geschitzt und ihre Moglichkeiten und Talente nicht an-
erkannt werden, zu vermeiden. Aufferdem ist die Unterstiitzung
bei der Karriereplanung, die Uberwindung von Stereotypen und
die Beseitigung der gldsernen Decke eine wesentliche Voraus-
setzung zur Stirkung der Selbstbestimmung von Frauen jeden
Alters. Dariiber hinaus miissen weibliche Vorbilder und Fiith-
rungskrifte stirker in den Medien und in der Gesellschaft pri-
sent sein, um zu zeigen, dass Frauen die Wirtschaft positiv
verdndern.

5. Empfehlungen
5.1 Politische Mafnahmen

5.1.1 Der EWSA erkennt an, dass in Europa momentan
Spaflmafnahmen ergriffen werden, doch kénnten einfache ge-
zielte MaRnahmen fir von Frauen gefiihrte Unternehmen den
kleinen Beitrag, den die EU und die Mitgliedstaaten zur Umset-
zung dieser vier Vorschlige leisten miissten, mehr als aufwiegen.

5.1.2  Diese Vorschlige wurden nicht willkiirlich ausgewihlt,
sondern sind das Ergebnis von Konsultationen mit Unternehme-
rinnen und Wirtschaftsverbidnden. Ahnliche Empfehlungen wur-
den in der Entschliefung des Europiischen Parlaments ('4) aus-
gesprochen. Besonders wichtig ist, dass dhnliche Mafsnahmen in
den Vereinigten Staaten durch den Women's Business Ownership
Act (1988) eingefithrt wurden. Am wirkungsvollsten war hierbei
der obligatorische Aspekt der Datenerhebung und des offent-
lichen Auftragswesens. In den Vereinigten Staaten liegt das Ver-
haltnis von Unternehmerinnen zu Unternehmern jetzt bei 2:1
(der Anteil der Frauen unter den Unternehmensinhabern in den
Vereinigten Staaten ist zwischen 1992 und 2002 von 26 auf
57 % gestiegen). Folglich hat sich die Zahl der Unternehmerin-
nen verdoppelt, wurden mehr Arbeitsplatze geschaffen und der
okonomische Input in die Gesellschaft ist gestiegen.

5.1.3  Vorschlige:

5.1.3.1  Einrichtung eines Biiros fiir von Frauen gefiihrte
Unternehmen in der EU in der Europiischen Kommission und
in den zustindigen Ministerien der Mitgliedstaaten. Es sollte
vorzugsweise nicht in den fiir Gleichstellungsfragen zustdndigen
Ministerien angesiedelt sein, damit klar zwischen Zustindigkei-
ten fur wirtschaftliche Tatigkeiten und fiir Gleichstellungsfragen
unterschieden wird. Dieses Biiro muss ein verldssliches Mandat
mit Zielen und Ressourcen haben. Momentan gibt es unter den
900 Mitarbeitern der GD Unternehmen nur eine einzige Person,
die sich mit dem Unternehmertum von Frauen in Europa be-
fasst!

5.1.3.2  Ernennung eines Direktors/einer Direktorin oder
Beauftragten bzw. Hochrangigen Vertreters/Vertreterin fiir
von Frauen gefithrte Unternehmen in der Europiischen Kom-
mission und in den Wirtschaftsministerien der Mitgliedstaaten,
die/der ressortiibergreifend iiber den wirtschaftlichen Nutzen der
Ermutigung von mehr Frauen zur Griindung und Weiterent-
wicklung von Unternehmen informieren soll. Diese Posten soll-
ten zeitlich befristet sein (zwischen vier und zehn Jahren je nach
der Wirtschaft und der Finanzierungsstruktur) und einen prizi-
sen Aufgabenbereich mit konkreten Zielen und Verantwortlich-
keiten haben. Der Direktor/Die Direktorin oder Beauftragte bzw.

(%) (2010/2275(INI)).

Hochrangige Vertreter/Vertreterin fiir von Frauen gefithrte Un-
ternechmen konnte auch fur die Forderung berufspraktischer und
akademischer Ausbildungswege zustindig sein, die das Unter-
nehmertum von Frauen steigern, wie etwa Forschung, Wissen-
schaft, High-Tech, Direktverkauf und Online-/IT-Entwicklung.

5.1.3.3  Erhebung relevanter Daten zur Messung und
Quantifizierung der Mittelzuweisung fiir Unternehmerinnen —
ein zentraler Grund fiir die Diskriminierung von Frauen in der
Geschiftswelt und insbesondere wiahrend der Unternehmens-
griindung. Unterstiitzung fur die jdhrliche Aktualisierung der
Mafnahmen und Forschungen iiber von Frauen gefiihrte Unter-
nehmen in den EU-Regionen. Verstirkte Erhebung geschlechts-
spezifischer Daten und besserer Zugang zu solchen Daten in
den Ministerien und Agenturen. Die GD Unternehmen und in
den Mitgliedstaaten die Ministerien fiir wirtschaftliche Entwick-
lung miissen eine Bewertung geschlechtsspezifischer Aus-
wirkungen durch die Erhebung entsprechender Daten vorneh-
men — auch tber die Anzahl der Unternehmerinnen sowie der
von Frauen gefithrten Betriebe und der Beschiftigten in diesen
Unternehmen, die Mittelzuweisung an diese Betriebe und Un-
ternehmerinnen. Es ist wichtig zu erkennen, dass Lander wie
Australien, Kanada und die Vereinigten Staaten die Anzahl der
Unternehmerinnen durch die Erhebung und Auswertung solcher
Daten erfolgreich steigern konnten.

5.1.3.4  Durchsetzung der geltenden Rechtsvorschriften
im Bereich der Gleichstellung. Aktuellen Zahlen zufolge hat
die Arbeitslosenrate von Frauen in Europa den hochsten Stand
der letzten 23 Jahr erreicht. Die Arbeitslosenrate junger Men-
schen — darunter zahlreicher Hochschulabsolventinnen — ist
ebenfalls auf Rekordhohen geklettert. Die Einkommensunter-
schiede zwischen Mannern und Frauen sind eine Tatsache, au-
Berdem sind Frauen in den Beschlussfassungsverfahren in ganz
Europa unterreprasentiert. Die EU und die Mitgliedstaaten miis-
sen ihre Gleichstellungspflicht erfiillen, indem sie geschlechts-
spezifische Informationen, insbesondere iiber die Datenerhe-
bung und Mittelzuweisung, bereitstellen.

5.2 Mafnahmen der Zivilgesellschaft

5.2.1  Vorschlige:

5.2.1.1  Da simtliche Mafnahmen zur Forderung des Unter-
nehmertums von Frauen und der von Frauen gefithrten Unter-
nehmen der gesamten Gesellschaft und Wirtschaft zugutekom-
men, miissen Mdnner angeregt werden, an dieser Debatte teil-
zunehmen und den Mehrwert der Forderung von Unternehme-
rinnen anerkennen. Die einschlidgigen Kommunikationsmafinah-
men, Netzwerke und Fortbildungen sollten sich an beide Ge-
schlechter richten, und die soziale Sicherheit sollte auch die
Gleichbehandlung aller Mitglieder der Gesellschaft gewdhrleisten.

5.2.1.2  Es sollte garantiert sein, dass jeder als Unternehmer
tatig werden kann, indem geschlechtsspezifischen Stereotypen in
Bezug auf Unternehmer auf simtlichen Bildungsebenen ent-
gegengewirkt wird und indem die Sprache und Begriffe zur
Beschreibung von Unternehmern gesteuert werden. Zugleich
muss dafiir gesorgt sein, dass die derzeitige Unterstiitzung fur
Unternehmer durch Hochschulen und Einrichtungen der weiter-
fuhrenden Bildung fiir junge Frauen attraktiv und niitzlich ist
und so die Kluft zwischen der Anzahl junger Unternehmens-
griinder und junger Unternehmensgriinderinnen iiberwunden
wird.
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5.2.1.3  Traditionelle und nicht traditionelle Laufbahnen fur
Frauen jeden Alters sollten geschlechtsneutral gefordert werden.
Es gibt in Europa viele hochqualifizierte Frauen mit Bildungs-
abschliissen, von denen viele momentan infolge der Krise ar-
beitslos sind und die die Griindung eines eigenen Unternehmens
womoglich noch nicht erwogen haben.

5.2.1.4  Es sollten Zentren fiir Unternehmerinnen eingerichtet
werden, die wichtige Geschaftsinformationen, Netzwerke, Wis-
sensaustausch, Bildungsmafinahmen und Mentoring anbieten.
Solche Zentren fehlen in einigen EU-Lindern, wihrend sie in
der EU insgesamt in Unternehmensverbdnden und Handelskam-
mern angesiedelt und mit unzureichenden Mitteln ausgestattet
sind. Mit geniigend Ressourcen konnen diese Zentren bei der
Forderung des Unternehmertums von Frauen jedoch duferst
effektiv sein. In Deutschland gibt es zahlreiche Beispiele fiir
vorbildliche Verfahren.

5.2.1.5  Frauen, die ihre eigene Firma griinden oder ihre For-
schungsarbeiten und Innovationen weiterentwickeln mochten,
muss Unterstiitzung und der Zugang zu Informationen, Geldern
und Ressourcen in Forschung, Wissenschaft und Technik garan-
tiert werden.

5.2.1.6  Es ist dafiir zu sorgen, dass die Finanzinstitute die
Bereitstellung von geschlechtsspezifischen Informationen iiber

Briissel, den 11. Juli 2012

die Kreditvergabe iiberpriifen. Studien zufolge erhalten Frauen
selten Kredite und oftmals zu hoheren Zinsen als Minner ('%).

5.2.1.7  Die Bestimmungen zur sozialen Sicherheit fir alle
Unternehmer, aber insbesondere deren praktische Aspekte fiir
Unternehmerinnen in der Schwangerschaft sowie als Miitter und
als Betreuerinnen von Familienmitgliedern miissen iiberarbeitet
werden. In dem Aktionsplan der Kommission "Europdische
Agenda fiir unternehmerische Initiative" (%) wird die Verbes-
serung der sozialen Sicherheitssysteme gefordert, doch gehen
die entsprechenden Vorschlige nicht weit genug.

5.2.1.8  Es sollte eine EU-weit geltende Vereinbarung iiber
den offentlich-rechtlichen Rundfunk erarbeitet und umgesetzt
werden, um die Verantwortlichen des o6ffentlich-rechtlichen
Rundfunks der Mitgliedstaaten zu festen Zielvorgaben iiber ein
ausgewogenes Geschlechterverhiltnis in der Medienberichterstat-
tung tiber das Unternehmertum anzuhalten: Frauen miissen von
den Frauenseiten in den Wirtschaftsteil gelangen! Studien zu-
folge hat die Medienberichterstattung einen erheblichen positi-
ven Einfluss darauf, wie Unternehmerinnen wahrgenommen
und behandelt werden. Eine verstirkte Medienberichterstattung
tiber erfolgreiche Unternehmerinnen als Vorbilder hitte mess-
bare Auswirkungen auf die Einstellung der Gesellschaft gegen-
tiber dem Unternehmertum von Frauen.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON

(%) Siehe beispielsweise "Women and banks — Are female customers
facing discrimination?" (Frauen und Banken — Werden Kundinnen
diskriminiert?), IPPR-Bericht, November 2011, in: http://www.
wireuk.org/uploads|filesfwomen-banks_Nov2011_8186.pdf; "Wo-
men’s business ownership: a review of the academic, popular and
internet literature" (Unternehmerische Titigkeit von Frauen: Ein
Uberblick iiber die akademische, populirwissenschaftliche und In-
ternet-Literatur), in: http://www.bis.gov.uk/files/file38362.pdf.

(1) COM(2004) 70 final.


http://www.wireuk.org/uploads/files/women-banks_Nov2011_8186.pdf
http://www.wireuk.org/uploads/files/women-banks_Nov2011_8186.pdf
http://www.bis.gov.uk/files/file38362.pdf
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Die Rolle der
Frau als treibende Kraft fiir ein Entwicklungs- und Innovationsmodell in der Landwirtschaft und im
lindlichen Raum*“ (Initiativstellungnahme)

(2012/C 299/06)

Berichterstatterin: Daniela RONDINELLI

Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012, gemidfl Artikel 29 Absatz
2 der Geschiftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Die Rolle der Frau als treibende Kraft fiir ein Entwicklungs- und Innovationsmodell in der Landwirtschaft und im

landlichen Raum".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, landliche Entwicklung, Umweltschutz nahm

ihre Stellungnahme am 26. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
204 gegen 5 Stimmen bei 3 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Das Potenzial der Frauen, die in der Landwirtschaft und
im landlichen Raum arbeiten und/oder unternehmerisch titig
sind, muss in sdmtlichen Politiken der EU untersucht, erfasst
und gefordert und darf nicht durch EU-Mafinahmen eingeengt
werden. Nur so wird das notwendige Fundament gelegt, damit
Frauen aktiv an der Entwicklung und Innovation mitwirken und
der gesamten Branche aus der Krise helfen konnen.

1.2 Gleichbehandlung, Chancengleichheit und Maffnahmen
zur Forderung der Stellung der Frauen miissen in allen Rechts-
vorschriften und Programmen der EU gewihrleistet werden, und
zwar durch eine wirksame Gleichstellung von Frauen und Min-
nern, einen einfacheren Zugang zu den Mitteln und eine regel-
miRige Uberpriifung der Ergebnisse.

1.3 Die Frauen miissen in die Pline zur Entwicklung des
Sektors auf lokaler und regionaler Ebene einbezogen werden.
Dies setzt voraus, dass sie in die Lage versetzt werden, sich
einzubringen und ihre Bediirfnisse, Erfahrungen und Vorhaben
zum Ausdruck zu bringen ("Kapazititsaufbau").

1.4 Bei der Zusammenarbeit der Universititen und For-
schungszentren mit den betroffenen Frauen miissen deren Po-
tenziale und Bedirfnisse ermittelt, Fortbildungsmechanismen
und technische Instrumente zur Forderung der Entwicklung
der von Frauen gefithrten Unternehmen bereitgestellt und die
Arbeits- und Lebensbedingungen der in der Landwirtschaft td-
tigen Frauen verbessert werden.

1.5 IKT (") spielen bei der Entwicklung und Verbesserung der
Beschiftigung von Frauen in der Landwirtschaft eine entschei-
dende Rolle, sofern sie effizient, flichendeckend, zuginglich und
kostengiinstig (Breitbandanschliisse) sind. Auf diese Weise kon-
nen auch Arbeitsplatze fiir Fachkrifte im IKT-Bereich geschaffen
werden.

1.6  Die durch gute IKT erleichterte Griindung von Frauen-
netzwerken fordert die Kontaktaufnahme, die Mitwirkung, Be-
zichungen im Allgemeinen und den Austausch bewihrter Ver-
fahren zwischen Frauen aus der EU und Frauen aus Bewerber-
oder Drittstaaten, was sich positiv auf die internationale Zusam-
menarbeit und den Handel auswirkt.

(") Informations- und Kommunikationstechnologien.

1.7  Die Ausbildung muss auf die Bediirfnisse und Potenziale
der betroffenen Frauen ausgerichtet sein. Fiir innovative Formen
der Wissensverbreitung konnen die Frauen selbst sorgen (Dis-
kussionsgruppen, Selbstunterricht, Zeitungsartikel, Informations-
veranstaltungen in Bildungseinrichtungen usw.).

1.8 Damit Frauen sich iiberhaupt organisieren, einbringen
und dabei ihre Potenziale zur Entfaltung bringen kénnen, sind
effiziente, zugdngliche und flexible Dienste notwendig, die es
ihnen ermdglichen, sich zeitlich von ihrer Betreuungsarbeit frei-
zumachen. Dies gilt fir die Bereiche Gesundheit, Verkehr, Kre-
dit, Vertrieb, Vermarktung, Alten- und Kinderbetreuung, aber
auch fiir Sparten des Sozialwesens, um denjenigen Frauen Si-
cherheiten zu bieten, die nicht abgedeckt sind. Auch in diesem
Fall entstehen induzierte Arbeitsplitze in den jeweiligen Diens-
ten.

1.9 Alle EU-Mitgliedstaaten sollten die rechtliche Anerken-
nung der mitarbeitenden Ehepartnerinnen fordern, damit diese
sozial- und krankenversichert sind. Auf EU-Ebene wire es sinn-
voll, einen Rechtsrahmen fiir einen gemeinsamen Rechts-
anspruch festzulegen, z.B. durch ein Statut fir Frauen in der
Landwirtschaft und im ldndlichen Raum.

1.10  Frauen konnen zur Nachhaltigkeit der Landwirtschaft
und der Region beitragen, wenn sie mit dem notwendigen Wis-
sen und den erforderlichen technologischen Instrumenten aus-
gestattet sind (griine Technologien, wirksame Verwaltung und
Nutzung der Ressourcen, saubere Energieerzeugung). Fir die
Griindung solcher innovativer und nachhaltiger Unternehmen
ist ein beschleunigtes Verfahren vorzusehen, das den Zugang
zu den Ressourcen (insbesondere in der zweiten Siule der
GAP) vereinfacht.

1.11  Frauen konnen neue Impulse fiir einen Aufschwung des
Handwerks, traditioneller Qualititsprodukte und biologischer
Erzeugnisse geben, u.a. durch eine engere Zusammenarbeit zwi-
schen Erzeugerinnen und Verbraucherinnen. Diese Zusammen-
arbeit muss beleuchtet und gefordert werden (wie im Fall der
"kurzen Versorgungskette").

1.12  Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitk und die
Mafinahmen zur Entwicklung des lindlichen Raums miissen
so ausgerichtet sein, dass sie die Arbeit und Beschiftigung
von Frauen fordern, namentlich durch thematische Programme
nur fir Frauen (zweite Sdule).
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1.13  Mitgliedstaaten, Regionen, lokale Gebietskorperschaften
und Sozialpartner sind gemeinsam verantwortlich fur die For-
derung der Potenziale der in lindlichen Gebieten lebenden Frau-
en, indem sie fiir die rechtlichen Rahmenbedingungen sorgen
und die Umsetzung eines angemessenen Rechtsrahmens sicher-
stellen, der die Anwendung der Grundsitze der Gleichstellung
und der Vertretung auch in ihrer internen Struktur gewahrleis-
tet. Positive Beispiele in einzelnen Mitgliedstaaten sollten als
Ansporn daftir dienen, dass Frauen — wie auch vom Europii-
schen Parlament gefordert — in allen politischen, wirtschaftlichen
und sozialen Gremien des Agrarsektors und der landlichen
Riume angemessen vertreten sind.

2. Ein Potenzial, das es zu entfalten gilt

2.1  Das Potenzial der Frauen in der Landwirtschaft und im
landlichen Raum wird unterschitzt: Im Bericht iiber die GAP
2010 (?) wird nur im Zusammenhang mit den EUROSTAT-Sta-
tistiken Bezug auf die Frauen genommen, wihrend der Bericht
iiber die lindliche Entwicklung 2010 nur beildufig die Kluft
zwischen Mdnnern und Frauen bei der Erwerbsquote erwihnt
(76 % der Minner, 62 % der Frauen (})). Auch im aufschluss-
reichen Beschluss des Rates vom 20. Februar 2006 {iber "stra-
tegische Leitlinien der Gemeinschaft fiir die Entwicklung des
landlichen Raums" (*) werden Frauen nur im Zusammenhang
mit der notwendigen Forderung ihres Zugangs zur Beschifti-
gung erwahnt.

2.2 In sciner EntschlieBung zur "Rolle der Frauen in der
Landwirtschaft und im lindlichen Raum" (°) von 2011 fiihrt
das Europdische Parlament hingegen eingehend die Haupthin-
dernisse auf, denen Frauen gegeniiberstehen, und schligt einige
strategische Moglichkeiten vor, um sie in ihrer sozialen und
wirtschaftlichen Lage zu unterstiitzen. Der Europidische Wirt-
schafts- und Sozialausschuss schlieSt sich der Untersuchung
des EP und den darin enthaltenen Schlussfolgerungen an und
verweist gleichzeitig auf eine Reihe eigener Stellungnahmen (9).

2.3 Der EWSA begrifit den Vorschlag der Kommission fiir
eine Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen iiber die
Strukturfonds, die dazugehorigen Arbeitsdokumente der Kom-
missionsdienststellen (7) und die Mitteilung iiber die Europdische
Innovationspartnerschaft in der Landwirtschaft (). Alle diese
Texte enthalten interessante Elemente, die auf eine grofere Auf-
merksamkeit der Institutionen fiir Geschlechterfragen hoffen
lassen. Der EWSA hofft, dass der Rat entsprechende Beschliisse
folgen lasst.

2.4 Der EWSA wiirdigt ausdriicklich die Aktivititen von
Landfrauenorganisationen und vergleichbaren Netzwerken in ei-
ner Reihe von Mitgliedstaaten. Diese sind zum Teil eigenstindig
und zum Teil in die Bauernverbinde integriert. Auch gibt es

(®) Die Landwirtschaft in der Europiischen Union — Statistische und
wirtschaftliche Informationen - Bericht 2010, Mirz 2011.

() Siehe Seite 146, Tabelle 3.5.1.4 des genannten Berichts.

(*) Beschluss vom 20. Februar 2006 (2006/144/EG), Programmpla-
nungszeitraum 2007-2013 - ABL L 55 vom 25.2.2006, Seite 20.

(%) Siehe P7 TA(2011)0122.

(®) U.a. die Stellungnahmen CESE, ABL. C 256 vom 27.1.2007, S. 144-
149; CESE, ABlL. C 317 vom 23.12.2009 S. 49; CESE, ABL C 347
vom 18.12.2010, S. 41; CESE, ABI. C 376 vom 22.12.2011; CESE,
ABl. C 143 vom 22.05.2012, S. 35-39; CESE, ABL. C 191 vom
29.06.2012, S. 116-129.

(7) COM(2011) 615 final/2 und SWD 61 final, Teil I und IL

(8 COM(2012) 79 final.

teilweise Landjugendorganisationen mit beachtlichem Engage-
ment fiir die Gleichstellung der Geschlechter. Dadurch werden
viele Frauen qualifiziert und zu weiterem unternehmerischen,
sozialen, berufsstindischen und politischen Engagement moti-
viert. Auch haben sie einen groen Anteil an bisher erreichten
Fortschritten, z.B. bei der sozialen Absicherung der Bauernfami-
lien. In einigen Bauernverbinden — bisher traditionell von Min-
nern dominiert — sind heute Frauen mit grofem Einfluss ak-
tiv (°). Solche Beispiele sollten in allen Mitgliedstaaten als Vor-
bild dienen.

2.5 In dieser Stellungnahme sollen parallel zu den genannten
Dokumenten einige Kriterien und Mafinahmen ausgearbeitet
werden, die dazu beitragen, dass Frauen ihr Potenzial als Ar-
beitnehmerinnen und Unternehmerinnen entfalten kénnen, in-
dem sie eine innovative Rolle itbernehmen, die zu einer nach-
haltigen Entwicklung und einer hochwertigen Beschiftigung bei-
tragt. Durch eine bessere Erkennung der Potenziale und Bediirf-
nisse der in der Landwirtschaft und im lindlichen Raum er-
werbstdtigen und unternehmerisch titigen Frauen kann die Pro-
duktion verbessert, optimiert, strategischer gestaltet und diver-
sifiziert werden sowie eine stirkere Kohdrenz zwischen der GAP
und den Mafnahmen zur lindlichen Entwicklung und zum
territorialen Zusammenhalt hergestellt werden.

3. Daten und Interpretationskriterien

3.1  Die sukzessiven Reformen der GAP haben die konzep-
tuellen Nuancen zwischen Agrarwirtschaft, lindlicher Wirtschaft
und Bodenbewirtschaftung/Flichennutzung verwischt. Dadurch
erweitert sich zwar der Hintergrund ('°), vor dem die Probleme
von Frauen untersucht werden konnen, doch wird es auch umso
notwendiger, iiber genaue, aufgeschliisselte und qualitative Da-
ten zu verfigen und die bereits begonnene Arbeit von EUROS-
TAT zu vertiefen. Der Entschliefung des Europdischen Par-
laments von 2011 zufolge gibt es insgesamt 26,7 Mio. "regel-
mifig in der Landwirtschaft titige Personen”, von denen 42 %
(d.h. 11,2 Mio.) Frauen sind. Diese Zahlen umfassen jedoch
samtliche Tatigkeiten in der Landwirtschaft und im lindlichen
Raum, bei denen Personen eine beliebige Beschiftigung ausiiben
(die jedoch zumeist weder die einzige noch die Hauptbeschifti-
gung ist). EUROSTAT misst die Beschiftigung in der Landwirt-
schaft hingegen auf der Grundlage der Jahresarbeitseinheiten
(JAE), was die Gesamtzahl der in irgendeiner Form im Agrar-
sektor titigen Manner und Frauen fiir das Jahr 2010 (fir Tatig-
keiten in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Jagd
und Fischerei) auf 11,1 Mio., und fir Frauen folglich auf etwa
4,7 Mio. (1), schrumpfen lasst.

3.2 Dieser Verweis auf die statistische Methodik verdeutlicht,
dass das Problem nicht aufgrund der Menge entsteht, sondern
vielmehr aufgrund der strategischen Bedeutung des Agrarsektors
und des landlichen Raums in ihrer Interaktion mit stadtischen
und stadtnahen Gebieten und deren nachhaltiger Entwicklung
(in den Bereichen Umwelt und Gesellschaft). Die Situation der
Frauen in der Landwirtschaft und im lindlichen Raum muss
demnach aus einem doppelten Blickwinkel betrachtet werden:
das hohe Niveau der Produktionsnormen in der europiischen

(®) So steht beispielsweise eine aktive Biuerin als Prasidentin an der
Spitze des Zentralverbands schwedischer Landwirte (LRF).

("9 92 % Europas sind lindliches Gebiet. Dort leben etwa 56 % der
Bevolkerung, die 45 % der in der EU erzielten Wertschopfung aus-
machen (Daten aus dem unter Ziffer 2.1 aufgefiihrten Beschluss des
Rates entnommen).

(") Die Kommission arbeitet derzeit an einer Reihe von Berichten und
Studien zu diesem Thema. Der EWSA hofft, dass darin noch ge-
nauere qualitative und aufgeschliisselte Daten enthalten sein werden.
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Landwirtschaft und das Potenzial der Frauen, das mit beschei-
denen, aber effizient und gezielt eingesetzten Mitteln entfaltet
werden kann. Auflerdem wird auch der Tatsache Rechnung
getragen, dass wir uns immer noch in einer tiefen Krise befin-
den, die Probleme, aber gleichzeitig auch Chancen fiir die in der
Landwirtschaft und im ldndlichen Raum lebenden und arbeiten-
den Frauen mit sich bringt.

4. Landwirtschaft und lindliche Wirtschaft und die Folgen
der Krise

4.1  Jungsten Erhebungen iiber die Lage in der Landwirtschaft
und im lindlichen Raum zufolge kann die Branche nach einem
Riickgang von Produktion und Beschiftigung aufgrund des Kon-
sum- und Exporteinbruchs nun wieder steigende Wachstums-
zahlen und Einkommen verzeichnen. Insbesondere der Binnen-
markt scheint sich in Richtung Qualitit und Nachhaltigkeit zu
bewegen: So neigen die Verbraucher beispielsweise zunehmend
dazu, lokale Produkte (Direktvertrieb oder kurze Versorgungs-
kette (1?)) und/oder biologische Erzeugnisse zu kaufen.

4.2 In Bezug auf die Beschiftigung wurden zwischen 2007
und 2008 in der Landwirtschaft etwa 900 000 Arbeitsplitze
abgebaut, zwischen 2008 und 2009 gingen 200 000 Jahres-
arbeitseinheiten verloren (13). Der negative Beschiftigungstrend
konnte sich demnach auf einem Niveau festsetzen, das von
einem realen Riickgang der Beschiftigten im Zuge der Rationa-
lisierung der Betriebe zeugt, bei dem die Zahl der gering quali-
fizierten Arbeitskrafte zugunsten von mehr Fachkraften riicklau-
fig ist.

4.3 Trotz dieser Hoffnungssignale ist die Krise mitnichten zu
Ende, und auch die Situation der Frauen hat sich noch nicht
gebessert: Die Mehrzahl der Agrarbetriebe beschiftigt weibliche
Arbeitskrifte immer noch informell, obwohl diese ohnehin
schon stark benachteiligt sind, sowohl in der Vollzeitbeschifti-
gung (26 % der Frauen gegeniiber 52 % der Médnner) als auch in
der Teilzeitbeschiftigung (9,7 % der Manner gegeniiber 11,8 %
der Frauen) ('4). Neben diesen Daten gibt es noch die Saison-
arbeit (die einen riesigen Anteil der Beschiftigten im Vergleich
zum geringen Anteil der unbefristet Beschaftigten ausmacht), die
informelle Arbeit und die illegale Arbeit, die ein unsichtbares,
weites und nicht quantifizierbares Problemfeld darstellen, das
durch Legalisierung der Schwarzarbeit und Stabilisierung der
Beschiftigung von Frauen (im Rahmen des Moglichen) angegan-
gen werden miisste.

43.1  Besonders besorgniserregend ist die Lage der Einwan-
derinnen (ob aus der EU oder aus einem Drittstaat), denen
oftmals die elementarsten Rechte verwehrt werden, angefangen
bei verspdteten Lohnzahlungen oder unbegriindeten und unent-
schuldbaren Lohnkiirzungen. Diese Situation hat sich seit Be-
ginn der Krise noch verschlimmert und darf nicht dadurch ge-
rechtfertigt werden, dass kleine Agrar- und Verarbeitungs-
betriebe nur noch schwer Kredite bekommen. Es gibt zahlreiche
Fille, in denen die Arbeitnehmerinnen ohne Lohn in ihr Hei-
matland zuriickkehren mussten oder Ausbeutern, Kriminellen
und illegalen Handlern mit Arbeitskriften ausgeliefert waren,
die in einigen EU-Mitgliedstaaten leider immer noch nicht straf-
rechtlich verfolgt werden kénnen.

(') An dieser Stelle sei an die Konferenz "Local agriculture and short
food supply chains" ("Lokale Landwirtschaft und kurze Nahrungs-
mittelversorgungsketten”) am 20.4.2012 in Briissel erinnert.

(1) Cf. EUROSTAT-Daten.

("% Siehe Bericht iiber die GAP 2010, Tabelle 3.5.1.4 (http:|/ec.europa.
eufagriculture/agrista/2010/table_de/index.htm).

4.3.2  Aufgrund der weiten geographischen Streuung der zu-
meist nur kleinen Agrarbetriebe gestalten sich die Kontrollen
der Vorschriftsmifigkeit der Arbeitsverhaltnisse schwierig. Eine
sorgfaltige Verwaltung durch die lokalen Gebietskorperschaften
gemeinsam mit den Sozialpartnern und den Organisationen der
Zivilgesellschaft kann jedoch ein Ansatzpunkt sein, um Rechts-
widrigkeiten und Kriminalitit zu bekdmpfen und somit die
Rechte und die Sicherheit aller zu schiitzen.

5. Um die Lebens- und Arbeitsbedingungen von Frauen in
der Landwirtschaft und im lindlichen Raum zu verbes-
sern ...

5.1 Die Qualitit der landwirtschaftlichen Erzeugung ist ein
wichtiger Aspekt der Arbeit der Frauen, ob als Erzeugerinnen,
mitarbeitende Ehefrauen, Verbraucherinnen oder Ubermittlerin-
nen alter Traditionen, kreativer Ansitze und altbewihrter Ver-
fahren. Um diesen Umstand stdrker zur Geltung zu bringen,
sind abgestimmte Entscheidungen vor Ort notwendig.

5.2 Bei der Entwicklung und Anwendung fortschrittlicher
Produktionstechniken, der Forschung, der Berufsberatung und
der Ausbildung missen Forschungszentren und Universititen
mit den landwirtschaftlichen und landlichen Gebieten kooperie-
ren und die Bediirfnisse der Frauen sowie die Analyse ihrer
Potenziale in ihre Studien aufnehmen.

5.3  Oftmals wird die Auffassung vertreten, dass jedes Pro-
blem der qualitativen Verbesserung und Forderung der Wett-
bewerbsfahigkeit mit einer entsprechenden Ausbildung gelost
werden kann. Dies kann dazu fithren, dass es zwar ein groferes,
aber kein qualitativ besseres und gezielteres Ausbildungsangebot
gibt, das dann oftmals auch weder den konkreten Bediirfnissen
der Wirtschaft und der betroffenen sozialen Akteure noch den
gemeinsamen Strategien zur nachhaltigen Entwicklung an-
gemessen gerecht wird. Wenn sich die Landwirtschaft und der
lindliche Raum weiterentwickeln sollen, dann braucht es dazu
ausgebildete Arbeitnehmerinnen und Unternehmerinnen; doch
die Ausbildung alleine fithrt nicht unmittelbar zu einer Verbes-
serung der Arbeit, der Tatigkeit und des Lebens, wenn die ent-
sprechenden Strukturen und Dienste fehlen und keine nachhal-
tigen und guten Arbeitsplitze geschaffen werden.

6. ... Bediirfnisse und Potenziale vor Ort untersuchen

6.1  Jegliche Form der Ausbildung, der Dienstleistungserbrin-
gung oder der Rationalisierung muss von der Analyse der kon-
kreten Bedingungen und der Moglichkeiten der im ldndlichen
Raum lebenden und arbeitenden Frauen ausgehen. Dies impli-
ziert eine aufmerksame Analyse der Region, der Potenziale und
der Erwartungen der dort lebenden Menschen unter aktiver Ein-
beziehung der betroffenen Frauen. Im Rahmen der Mitwirkung
werden die nationalen, regionalen und lokalen Behorden, aber
auch die Berufsverbande in die Verantwortung genommen. Das
Gesamtpotenzial einer Region kann gesteigert werden, indem
die Potenziale der dort lebenden Frauen ausgeschopft werden.
Gezielte und wirksame Programme zur Forderung der Innova-
tion, des Unternehmertums und der Beschiftigung von Frauen
konnen Arbeitsplitze schaffen (insbesondere fur junge Men-
schen) und so den Trend der Landflucht verlangsamen und
mitunter sogar umkehren.

6.1.1  Die Universititen und Regionen miissen bei der Unter-
suchung dieser Potenziale zusammenarbeiten: Forschungszen-
tren miissen in die Ausarbeitung und Auswertung der Entwick-
lungspldne einbezogen werden. Daher miissen mittels


http://ec.europa.eu/agriculture/agrista/2010/table_de/index.htm
http://ec.europa.eu/agriculture/agrista/2010/table_de/index.htm
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fortschrittlicher und zugénglicher Informations- und Kommuni-
kationstechnologien leistungsfihige Verbindungen zwischen den
Universititen und den betroffenen Frauen gewdahrleistet werden,
um sorgfiltige Recherchen durchfithren und diese vor Ort er-
proben zu koénnen (*9).

6.1.2 In den regionalen Raumordnungsplinen sollten ge-
zielte Ausbildungsmalnahmen fiir Arbeitnehmerinnen, mit-
arbeitende Ehefrauen und Unternehmerinnen enthalten sein,
die ihrer Anpassungs- und Innovationsfihigkeit sowie ihrer
Kompetenz zur Ubermittlung von Wissen und Verfahrensweisen
Rechnung tragen. Frauen, die eine Ausbildung erhalten haben,
sollten dazu angeregt werden, diese an andere weiterzugeben,
sowohl durch formale Instrumente (Genossenschaften, Einrich-
tungen, die bei den Entscheidungen der lokalen Gebietskorper-
schaften mitwirken, Aktionsgruppen im Rahmen der nachhalti-
gen Entwicklung usw.) als auch durch informelle Instrumente
(Diskussionsgruppen und Selbstunterricht, Veranstaltungen in
Bildungseinrichtungen, Radio- und Fernsehsendungen, Zeitungs-
artikel, Sozialunternehmen usw.). Der notwendige Anreiz be-
steht nicht nur in finanziellen Mitteln, sondern auch darin,
dass die Frauen Zeit gewinnen durch entsprechende Vergiins-
tigungen und gute Dienste vor Ort (bezahlte Arbeitsbefreiung,
Kinderbetreuungsstrukturen, effiziente und kostenlose Verkehrs-
mittel (1), voriibergehende Vertretung in der Betreuungsarbeit,
Kindertagesstitten in lindlichen Gebieten usw.).

6.2 Angesichts der Tatsache, dass in einigen EU-Mitgliedstaa-
ten weniger als 60 % der Haushalte tiber einen Internetanschluss
verfiigen, ist eine wirksame, schnelle (Breitband) und kosten-
glinstige Internetanbindung eine Grundvoraussetzung. Eine brei-
tere Nutzung der IKT kann auch den Fernunterricht und die
Kommunikation zwischen weit auseinander liegenden Gebieten
vereinfachen. Sie stellt einen Anreiz fiir die Kommunikation mit
Frauen aus der Landwirtschaft und des lindlichen Raums in
anderen Lindern dar, wodurch das Interesse fiir den Erwerb
von Fremdsprachen geweckt und der Austausch von Erfahrun-
gen gefordert wird.

6.2.1  Dariiber hinaus férdern IKT die Griindung von Netz-
werken fir Unternehmerinnen, mitarbeitende Ehefrauen und
Arbeitnehmerinnen, welche durch die Teilnahme von Migranten
aus Drittstaaten dazu angeregt werden, sich auch mit Frauen aus
Bewerber- und Drittstaaten auszutauschen und zusammenzuar-
beiten. Dadurch kann ein fruchtbarer Erfahrungsaustausch, eine
bessere Entwicklungszusammenarbeit und sogar eine stirkere
Handelsintegration entstehen sowie ein Beitrag zur Losung des
weltweiten Nahrungsmittelproblems geleistet werden.

6.3  Die Gesundheit der in der Landwirtschaft und im land-
lichen Raum titigen Frauen ist eine Prioritit. Mit wirksamen
Gesundheitsdienstleistungen (einschlielich der Strukturen fiir
Telemedizin und Ferndiagnostik) und einer hochwertigen medi-
zinischen Ausstattung miissen die Gesundheit, die Sicherheit
und die Berufskrankheiten am Arbeitsplatz iiberwacht werden,
was wiederum Arbeitsplitze fiir Fachkrifte schaffen kann. Diese
Dienstleistungen (insbesondere fiir die reproduktive Gesundheit
und gynidkologische Untersuchungen) sollten kostenlos sein,
oder die Kosten sollten zumindest stets an das Einkommen

(%) In weiten Teilen des lindlichen Raums gibt es keine Hochschul- und
Forschungseinrichtungen. An dieser Stelle ist es interessant, auf die
Griindung einer Universitdt in Umed (Schweden), einem lindlichen,
kaum entwickelten Gebiet, hinzuweisen, das jedoch auflebte, als das
Studien- und Forschungszentrum erst einmal richtig in Betrieb war.

() Aus dem in Fufnote 7 bereits genannten SWD Teil II geht hervor,
dass Frauen héufiger auf offentliche Verkehrsmittel zuriickgreifen als
Manner.

der Familie und an die Familienlasten angepasst sein. Ein zen-
traler Aspekt sind die zahlreichen alteren Frauen in lindlichen
Gebieten: In einigen Landern, die stark von der Landwirtschaft
gepragt sind, liegt die Lebenserwartung von Frauen weit tiber
der von Minnern, sodass der Anteil an Frauen in der Alters-
gruppe der iiber 60-Jahrigen iiberwiegt (17). Fiir diese Frauen ist
das Vorhandensein von medizinischen, Betreuungs- und Begleit-
diensten unabdingbar, u.a. auch, damit jiingere Frauen nicht
dazu verpflichtet sind, zusitzliche familidre Lasten auf sich zu
nehmen.

6.4 Die Stellung der in der Landwirtschaft mitarbeitenden
Ehepartnerinnen wird immer noch sehr unterschiedlich von
Land zu Land gehandhabt. Formal werden sie nicht als Arbeit-
nehmerinnen anerkannt, obwohl sie intensive Arbeit leisten,
und so bleiben sie in einigen Mitgliedstaaten immer noch
ohne jegliche Gesundheits- und Rentenversicherung (bis auf
die Grundversorgung dort, wo diese vom Sozialsystem vorgese-
hen ist). Es sind daher Instrumente notwendig, die einen Ver-
sicherungsschutz fur diese Frauen gewihrleisten, z.B. durch ge-
zielte Pensionsfonds, die von den Sozialpartnern oder den re-
gionalen Behorden gefordert werden. Dariiber hinaus wire es
sinnvoll, Bestimmungen fiir einen gemeinsamen Rechtsanspruch
festzulegen, z.B. durch ein Statut fiir Frauen in der Landwirt-
schaft und im landlichen Raum.

6.5  Frauen spielen bei der rationellen Nutzung der Energie
und der Abfallentsorgung eine Schliisselrolle, da sie fiir den
familienwirtschaftlichen Bereich zustindig sind. Miilltrennung
und angemessene Kompostierungs- und Umwandlungsanlagen
(Biomasse) gehen Hand in Hand mit den Energiesparzielen und
dem "positiven Kreislauf" der landwirtschaftlichen und biologi-
schen Erzeugung, die auf dem Gebiet der Energie selbstversor-
gend ist. Der Zugang zu den neuen griinen Technologien zur
Erzeugung und wirksamen Nutzung der Ressourcen sollte ver-
einfacht werden und es sollten gezielte Anreize fiir von Frauen
geleitete Betriebe und Aktivititen vorgesehen werden.

6.6 In vielen Lindern wurden positive Erfahrungen im Be-
reich des landlichen Tourismus mit zumeist genossenschaftlich
von Frauengruppen gefithrten Betrieben gemacht, mit aus-
gezeichneten Managementergebnissen. Angesichts des wachsen-
den Interesses an dieser Art des Tourismus sollten solche Tatig-
keiten ins Netz gestellt und bewihrte Praktiken auf diesem
Gebiet ausgetauscht werden.

6.7  Damit der Vertrieb zur nachhaltigen Entwicklung und
zur (oftmals auf kleinen Fliachen ausgeiibten) Beschiftigung
der Frauen beitrdgt, muss er hochwertig, funktional und flexibel
sein: Ortliche Vertriebsgenossenschaften konnten relativ kosten-
giinstig den Verkauf lokaler Qualititsprodukte zu erschwing-
licheren Preisen fordern. Auch gezielte Veranstaltungen zur Ab-
satzforderung dieser Produkte haben sich als niitzlich erwiesen.

6.8  Es ist wichtig, das vom Aussterben bedrohte ortstypische
Handwerk zu fordern. Gezielte Informations- und Vermark-
tungskampagnen konnen dabei helfen, handwerkliche Tatigkei-
ten und Arbeitsplitze aufrechtzuerhalten bzw. zu schaffen und
der Landflucht und dem durch den Massenimport bedingten

(/) In Litauen leben Frauen im Durchschnitt 11 Jahre linger als Min-
ner, in Lettland 10 Jahre, in Polen, Ruminien und der Slowakei 8
Jahre und in der Tschechischen Republik, Portugal, Slowenien und
Spanien 7 Jahre.
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Qualitdtsverfall Einhalt zu gebieten. Aus diesem Grund ist ein
erfolgreiches Zusammenwirken von angemessenen Diensten,
Technologien und Verkehrsmitteln unabdingbar, um die landli-
chen Gebiete mit den stidtischen Mirkten zu verbinden ('$).

6.9  Der Zugang zu Krediten muss verbessert werden, um die
Griindung von Landwirtschafts- und Handwerksbetrieben und
-genossenschaften anzustoflen, indem einerseits mehr Verant-
wortung an die traditionellen Banken (insbesondere die Land-
wirtschaftskassen und ortlichen Sparkassen) tibertragen wird,
und andererseits Programme fiir Mikrokredite gefordert werden,
die vorrangig Frauen zugutekommen.

7. Die EU-Politik und die Einbindung der Zivilgesellschaft

7.1  Bis zur Verabschiedung des Vorschlags fiir eine Verord-
nung mit gemeinsamen Bestimmungen iiber die Struktur-
fonds (*%) ist auf die ELER-Verordnung zu verweisen, in der
betont wird, dass die Mittel aus dem Fonds fiir die Forderung
der Gleichstellung von Mannern und Frauen eingesetzt werden
sollen, und in der die Information und Einbindung der an der
Erreichung dieses Ziels beteiligten Einrichtungen vorgesehen
ist (29). Die neue gemeinsame Verordnung konnte noch durch
die Einfihrung eines beschleunigten Verfahrens fiir die Frauen
gestirkt werden, die innovative und nachhaltige Landwirt-
schafts- oder Handwerksbetriebe griinden wollen. Dies wiirde
den Organisationen der Zivilgesellschaft, die an der Partner-
schaft gemaf8 Artikel 6 der genannten Verordnung beteiligt sind,
mehr Macht und eine gréfere Initiativkompetenz verleihen.

7.2 In Bezug auf den Vorschlag fiir eine gemeinsame Ver-
ordnung iiber die Fonds (der bereits in einer EWSA-Stellung-
nahme behandelt wurde (2!)) bekraftigt der EWSA an dieser
Stelle seine starken Bedenken gegeniiber den Auswirkungen,
die die makrookonomischen Konditionalitdten (Artikel 21) auf
die Projekte zur Entwicklung von Initiativen zugunsten von
Frauen haben konnten. Der EWSA fordert, mit einer spezi-
fischen rechtlichen Bestimmung zu verhindern, dass die
schwichsten Glieder der Gesellschaft, darunter die Frauen, direkt
oder indirekt benachteiligt werden.

7.3 Der EWSA hofft, dass die Kommission zusitzlich zu
ihren Bemithungen in den bereits genannten Vorschligen auch
schneller auf die verinderten Gegebenheiten und Bediirfnisse der
Frauen reagiert, indem insbesondere darauf geachtet wird, die

Briissel, den 12. Juli 2012

Programme zur Forderung der Stellung der Frauen im lindli-
chen Raum inhaltlich und methodisch nicht zu starr zu gestal-
ten.

7.4  Eine stirkere und bessere Einbindung der Frauen in die
landwirtschaftliche und landliche Entwicklung sollte auch syste-
matisch in die europdischen Forschungs- und Entwicklungspro-
gramme, Ausbildungsprogramme (Europaischer Sozialfonds u.a.)
und Programme zur Forderung der Mobilitit von Arbeitneh-
mern aufgenommen und selbstverstindlich auch bei der Umset-
zung der wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Kohésions-
politik beachtet werden.

7.5  Die Regelungen, Programme und Projekte beziiglich der
Durchfithrung der zweiten Siule sollten im Rahmen der Uber-
wachungsmechanismen der GAP regelmifig iiberpriift werden,
um sicherzustellen, dass der Grundsatz der Chancengleichheit
wirksam umgesetzt und die verwendeten Mittel angemessen
eingesetzt werden.

7.6 Es miissen ebenfalls thematische Unterprogramme fiir
Frauen im Rahmen der Mafinahmen zur lindlichen Entwicklung
vorgesechen werden, und die Erfahrungen mit der Initiative
LEADER miissen angemessen gefordert und verbreitet werden.

7.7 Um Programme zu entwickeln, die vorrangig auf die
Entfaltung des Potenzials der Frauen abzielen, muss die Region
in ihrer geografischen, administrativen und soziologischen Be-
deutung die fuhrende Rolle im partizipativen Prozess spielen.
Die Sozialpartner und Organisationen der Zivilgesellschaft miis-
sen bei den Entscheidungen und der entsprechenden Durchfith-
rung eine direkte gemeinsame Verantwortung iibernehmen. Da-
fiir missen sie auch zeigen, dass sie in der Lage sind, die Bediirf-
nisse der Frauen konkret und wirksam zu vertreten und sie auf
allen Ebenen der Organisationen einzubezichen, indem sie eben-
falls ihren besonderen Kapazititsaufbau beriicksichtigen.

7.7.1  Der EWSA ruft alle in ihm vertretenen Organisationen
dazu auf, einen starken Fokus auf die in der Landwirtschaft und
im landlichen Raum arbeitenden und lebenden Frauen zu rich-
ten, sich zum Sprachrohr ihrer Bediirfnisse und Bestrebungen
zu machen und sie systematisch in die unterschiedlichen hori-
zontalen und vertikalen Partnerschaftsstrukturen einzubinden.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

('8) Das Thema des Handwerks im lindlichen Raum wurde eingehend
in CESE, ABl. C 143, 22.05.2012, S. 35-39, erortert.

(19 COM(2011) 615 final/2.

(%9 Siehe Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Septem-
ber 2005, ABL. L 277 vom 21.10.2005, Seiten 1-40, Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe c); Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe b); Artikel 76
Absatz 2 Buchstabe a).

(1) Siehe CESE, ABL. C 191 vom 29.06.2012, Seiten 30-37, v.a. Ziffer
3.3.3.

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,,Die Beziehungen
zwischen der Europiischen Union und der Republik Moldau: Welche Rolle kommt der
organisierten Zivilgesellschaft zu?“

(2012/C 299/07)

Berichterstatterin: Evelyne PICHENOT

Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss auf seiner Plenartagung am 13./14. Juli 2011,
gemdfd Artikel 29 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu
erarbeiten:

"Die Beziehungen zwischen der Europdischen Union und der Republik Moldau: Welche Rolle kommt der organisierten
Zivilgesellschaft zu?"

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe AufSenbeziehungen nahm ihre Stellungnahme am 28. Juni
2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung vom 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli)
mit 143 Stimmen bei 9 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Im Bewusstsein, dass eine Annéiherung zwischen der Eu-
ropdischen Union und der Republik Moldau in beidseitigem
Interesse ist, unterbreitet der EWSA im Anschluss an seine Fa-
chexkursion vom Mirz 2012 in der vorliegenden Stellung-
nahme folgende Empfehlungen, um:

— die Rolle der Zivilgesellschaft zu stirken, insbesondere durch
die Schaffung eines moldauischen Wirtschafts-, Sozial- und
Umweltrates (WSUR),

— ein vertieftes und umfassendes Freihandelsabkommen

(DCFTA) abzuschlieflen,
— die territoriale Unversehrtheit Moldaus wiederherzustellen.

1.2 In seinen Empfehlungen an die Europdische Kommis-
sion und das Europiische Parlament schligt der EWSA die
Ausarbeitung eines ausgeglichenen Freihandelsabkommens vor,
wobei darauf zu achten ist, dass die Organisationen der Zivil-
gesellschaft in jede Phase des Verfahrens einbezogen werden.
Zur Erzielung eines DCFTA sollten die Maflnahmen der Euro-
pdischen Kommission mit denen des Europdischen Auswirtigen
Dienstes (EAD) in Einklang gebracht werden. Dazu empfiehlt
der EWSA:

— die Gewihrleistung einer wirksamen Einbeziehung mol-
dauischer Organisationen durch einen Zugang zu den lau-
fenden 6ffentlichen Konsultationen (!) sowie zu den im
Rahmen der Nachhaltigkeitspriifung geplanten offentlichen
Anhorungen und Gesprachsrunden der Zivilgesellschaft,

— die Veranstaltung einer Konferenz iiber das Ergebnis der
Nachhaltigkeitspriifung mit dem moldauischen Parlament,
dem EWSA und der moldauischen Zivilgesellschaft sowie
die regelmiflige Inkenntnissetzung der Zivilgesellschaft
tiber den Inhalt der Verhandlungen,

(') GD Handel, Umfrage zu vertieften und umfassenden Freihandels-
zonen — EU/Moldau 2012.

— die Ermittlung der Auswirkungen auf Gesellschaft und Um-
welt, v.a. auf der Grundlage der Beobachtungen aus dem
Bericht uber die Millenniums-Entwicklungsziele fur die Re-
publik Moldau (?), um das Kapitel iiber nachhaltige Ent-
wicklung eines kiinftigen Abkommens zu vervollstindigen,

— die Einleitung einer Studie iiber die Bedingungen der Wie-
dereingliederung der Wirtschaft Transnistriens in das Ver-
fahren der Handelsoffnung,

— die Ausweitung der Ausbildungsmafinahmen zur wirksamen
Anwendung des gemeinschaftlichen Besitzstandes im Be-
reich des Handels fiir Entscheidungstrager berufsstindischer
und sozialer Gruppen und fiir die Medien,

— die Beriicksichtigung des Bedarfs an technischer Hilfe bei
der Anpassung an die Normen des gemeinschaftlichen Be-
sitzstandes, insbesondere in der Agrar- und Erndhrungswirt-
schaft,

— die Planung angemessener flankierender Maflnahmen mit
einem Angleichungsverfahren, um alle Vorteile einer echten
Integration in die europdische Wirtschaft bestmoglich aus-
zuschopfen, und eine besondere Wachsamkeit bei der Siche-
rung der Auflengrenzen unter Einbindung der Partner, de-
nen ein solches Abkommen zugutekommt,

— die Einsetzung eines gemeinsamen Begleitausschusses fiir
das Handelsabkommen und — mit der Unterstiitzung des
EWSA - die Einbindung der Zivilgesellschaft in die Uber-
wachung eines kiinftigen DCFTA unter Verwendung von
Finanzierungshilfen zur Strukturierung der moldauischen Zi-
vilgesellschatt,

(?) Vereinte Nationen, Zweiter Bericht iiber die Millenniums-Entwick-
lungsziele — Republik Moldau, 2010.
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— die Sicherstellung der Einbeziehung der moldauischen So-
zialpartner in das Forum der Ostlichen Partnerschaft
und die Thematisierung der sozialen Bedingungen des Ab-
kommens in Arbeitsgruppe 5 "Sozialer Dialog" der Ost-
lichen Partnerschaft,

— die Forderung des Austauschs mit der Zivilgesellschaft
Transnistriens, mit Unterstiitzung der OSZE zum Zweck
ihrer Einbindung in die Annaherungspolitik mit der EU.

1.3 In seinen Empfehlungen an die moldauischen Behor-
den regt der EWSA die Regierung und das Parlament dazu
an:

— ecine breite Palette an Organisationen der Zivilgesellschaft
iiber die Entwicklungen im EU-Anniherungsprozess zu in-
formieren und eine 6ffentliche Debatte iiber den EU-An-
niherungsprozess mit Sozialpartnern und unterschiedli-
chen Interessenverbinden (Landwirten, Verbrauchern, Um-
weltschiitzern, Frauenbewegungen, Menschenrechtlern usw.)
anzuregen,

— den Informationsaustausch mit berufsstindischen und so-
zialen Gruppen unter Federfuhrung des Ministeriums fiir
europdische Angelegenheiten fortzusetzen und die Rolle
des Nationalen Beteiligungsrates (CNP) als Beobachter bei
der Regierung fortzufiihren,

— einen moldauischen Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrat
(WSUR) auf der Grundlage der bereits gesammelten Erfah-
rungen in der EU oder im Rahmen der Nachbarschaft ein-
zurichten,

— die Interessengruppen in die Umsetzung der Energie- und
Forschungsabkommen mit der EU einzubeziehen,

— den sozialen Dialog auszubauen und die Umsetzung der
Sozialcharta des Europarates zu gewihrleisten, insbeson-
dere indem Bedenken ausgerdumt werden und das Protokoll
tiber das Kollektivbeschwerdeverfahren angenommen wird,

— der Integration junger Menschen und Frauen in den Ar-
beitsmarkt hochste Prioritit einzurdumen,

— die Vorkehrungen zur Bekimpfung der Korruption wirk-
samer zu gestalten.

1.4  In seinen Empfehlungen an die moldauischen Organi-
sationen der Zivilgesellschaft spricht sich der EWSA fiir den
Ausbau seiner Beziechungen zur moldauischen Zivilgesellschaft
im Rahmen der Ostlichen Partnerschaft aus. Er unterbreitet der
moldauischen Zivilgesellschaft folgende Vorschlige und wire
bereit, diese auf einer Konferenz in der Republik Moldau vor-
zustellen, um der "Plattform fur direkte Kontakte zwischen den
Menschen" der Partnerschaft eine konkrete Form zu verleihen.
Neben der Schaffung eines moldauischen WSUR empfichlt der
EWSA den Sozialpartnern und Partnern der Zivilgesellschaft
auflerdem:

— ein Zusammenwirken mit den groflen europidischen sek-
torspezifischen Plattformen, zB. mit der Europiischen
Plattform zur Bekdmpfung der Armut oder den Arbeitgeber-
verbanden der einzelnen Mitgliedstaaten sowie durch einen
Beobachterstatus im Europdischen Gewerkschaftsbund,

— die Stirkung einer Uberwachungsstelle in den Arbeitgeber-
und Arbeitnehmerverbanden und im obersten Tarifausschuss
fur europdische Angelegenheiten,

— einen Ausbau des sozialen Dialogs im Einklang mit den
ILO-Ubereinkommen und der Sozialcharta des Europarats,

— neue Impulse fiir den zivilen Dialog im Hinblick auf die
Uberwachung des DCFTA,

— eine Erweiterung des Fachwissens tiber okologische Kon-
zepte, z.B. iiber die Verringerung von Treibhausgasemissio-
nen, die Lebenszyklusanalyse, den CO,-Fuflabdruck oder die
Okosystemleistungen.

2. Die Rolle der moldauischen Zivilgesellschaft im EU-An-
niherungsprozess und in der Ostlichen Partnerschaft

2.1  Die moldauische Zivilgesellschaft bringt sich bereits mit
einigen bestehenden Mechanismen in den EU-Anniherungspro-
zess ein. Der Nationale Beteiligungsrat "CNP", ein im Januar
2011 gegriindetes, beratendes Gremium aus 30 Mitgliedern,
arbeitet mit der Regierung zusammen, wihrend es eine weitere
beratende Einrichtung auch beim Parlament gibt. Der im No-
vember 2010 gegriindete Nationale Konvent fiir die europdische
Integration umfasst mehrere Organisationen, die Vorschlige
zum europdischen Integrationsprozess vorlegen und dazuge-
horige Informationen verbreiten, um einen direkten und offenen
Dialog mit den Interessentrigern zu ermoglichen. Dariiber hi-
naus sind auch mehrere thematische Plattformen von Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft auf nationaler Ebene entstanden.

2.2 Moldauische Verbinde nehmen an den verschiedenen
Gruppen des Forums der Zivilgesellschaft der Ostlichen Partner-
schaft teil: Demokratie, Menschenrechte, verantwortungsvolle
Regierungsfithrung und Stabilitdt; allgemeine Empfehlungen;
Umwelt, Energie und Klimawandel sowie Kontakte zwischen
den Menschen. Der EWSA mochte die Entwicklung der fiinften
Arbeitsgruppe iiber den sozialen Dialog, in der es auch gene-
reller um wirtschaftliche und soziale Fragen geht (%), unterstiit-
zen.

2.3 Die Sozialpartner spiclen bei der Anndherung zwischen
der EU und der Republik Moldau eine zentrale Rolle. Die in der
Verfassung festgeschriebene Unabhingigkeit der Gewerkschaften
wird durch ein im Juli 2000 erlassenes Gesetz umrahmt, das die
Koalitionsfreiheit, Kollektivverhandlungen und den Schutz der
Vermogenswerte der Gewerkschaften gewahrleistet. Die Gewerk-
schaftslandschaft hat sich in den vergangenen Jahren stark ver-
indert: Die beiden bestehenden Gewerkschaften CSRM und

(}) EWSA-Stellungnahme zu dem "Beitrag der Zivilgesellschaft zur Ost-
lichen Partnerschaft”, ABl. C 248 vom 25.8.2011; EWSA-Stellung-
nahme "Eine neue Antwort auf eine Nachbarschaft im Wandel", ABI.
C 43 vom 15.2.2012.
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Solidaritate haben sich zu einer Einheitsgewerkschaft, dem Mol-
dauischen Gewerkschaftsbund (CNSM), zusammengeschlossen.
Seit der CNSM dem internationalen Gewerkschaftsbund bei-
getreten ist, ist er zunechmend bei internationalen Veranstaltun-
gen und Treffen vertreten. Er konnte ebenfalls einen Beobachter-
status im Europdischen Gewerkschaftsbund beantragen.

2.3.1 Die grofite Arbeitgeberorganisation ist der Verband
moldauischer Arbeitgeber, der 1996 gegriindet wurde und
sich aus 32 Mitgliedern zusammensetzt. Er sicht sich als
nicht-politische und unabhingige Vereinigung. Die nationale
Agentur fiir die Beschiftigung von Arbeitskriften verwaltet
das Projekt "Mobilitdtspartnerschaft" zwischen der EU und Mol-
dau, damit die Eingliederung des moldauischen Arbeitsmarktes
reibungslos vonstatten geht. Die Arbeitgebervereinigungen wir-
ken an dieser Eingliederung mit, indem sie die Beschliisse des
Projekts auf lokaler und regionaler Ebene umsetzen.

2.3.2  Es wire demnach niitzlich, die Informationszentren der
Sozialpartner fur Fragen beziiglich des DCFTA in Zusammen-
arbeit mit ihren europdischen oder nationalen Amtskollegen
auszuweiten.

2.4 Die Lage einiger Teile der Bevolkerung, insbesondere im
landlichen Raum, ist weiterhin prekir. Die Verschlechterung der
sozialen Lage bekommen vor allem Frauen zu spiiren: hohe
Arbeitslosigkeit, Dequalifizierung, sinkende Lohne, Saisonarbeit
oder auch schwache Sozialleistungen. Frauen haben &hnliche
Rechte wie Méanner, doch sind sie auf dem Arbeitsmarkt stirker
benachteiligt. Auflerdem machen Frauen nur 14 % der mol-
dauischen Arbeitgeberschaft aus. Unter den Menschen, die unter
der Armutsgrenze leben, ist die lindliche Bevolkerung weiterhin
iiberreprasentiert (), und der Anteil der armen Landbevolkerung
hat 2009 zugenommen. Besorgniserregend ist die Lage der Kin-
der in Moldau, die unterschiedlichen Gefahren wie Obdachlosig-
keit, Kinderarbeit, Kinderhandel und Prostitution ausgesetzt
sind. Das Phinomen der "Sozialwaisen", d.h. der Kinder, die
von ihren Familien aus Armutsgriinden in Kinderheimen abge-
geben werden, ist immer noch weit verbreitet.

2.5  Die Arbeitsweise der Medien hat sich in den vergangenen
Jahren zunehmend verbessert. Mit der Unterstiitzung der EU
und des Europarats nahm der Koordinierungsrat fiir audiovisu-
elle Medien Ende Oktober 2010 eine neue Methode zur Beauf-
sichtigung der politischen Medienberichterstattung an. Aufer-
dem wurden 2010 zwei neue Fernsehkanile (Jurnal TV und
Publika TV) sowie vier neue Radiosender (Radio Sport, Aqua-
relle FM, Publika FM und Prime FM) gegriindet. Die Ausbildung
von Journalisten im Bereich der europdischen Angelegenheiten
sollte eine Prioritdt sein. Durch die Fortschritte im Bereich der
freien Meinungsduflerung konnen Biirger und Wirtschaftstrager
besser tiber die Herausforderungen der EU-Anndherung infor-
miert werden, allen voran die Landwirte.

2.6 Trotz unbestreitbarer Fortschritte hat die Zivilgesellschaft
noch immer groffe Organisationsschwierigkeiten. Es gibt weiter-
hin territoriale Ungleichheiten: Nichtstaatliche Organisationen
sind zwar in den grofen Zentren Chisinau, Balti, Cahul und
Ungheni aktiv, in weiten Teilen des Landes aber weitaus weni-
ger. Im Gegensatz dazu decken die Gewerkschaften die einzel-
nen Gebiete besser ab. Aufgrund der anhaltenden Spaltung ist
die Zusammenarbeit zwischen den beiden Landesteilen links
und rechts des Dnjestr aber immer noch relativ begrenzt. Au-
Berdem sind die NGO relativ stark von einigen wenigen auslin-
dischen Geldgebern abhingig, was ihre Unabhingigkeit und

() "Moldova Statistics", siehe: http://www.ruralpovertyportal.org/web/
guest/country/statistics/tags/moldova.

ihren Fortbestand bedrohen kann. Schlieflich umfassen die Ex-
pertennetzwerke einen zwar hochqualifizierten, aber zu kleinen
Kreis von Experten, da sich die Liste der grofien etablierten
NGO in den letzten Jahren kaum erweitert hat.

3. Die Zivilgesellschaft und ein neues vertieftes und um-
fassendes Freihandelsabkommen (DCFTA)

3.1  Die Ausarbeitung eines DCFTA zwischen der EU und der
Republik Moldau betrifft Waren, Dienstleistungen und Investi-
tionen, doch weil es sich um ein umfassendes und vertieftes
Abkommen handelt, kann der gemeinschaftliche Besitzstand
im Bereich des Handels iibertragen und wirksam angewandt
werden. Vorraussetzung dafiir sind eine angemessene Begleitung
und grundlegende Reformen. Denn die moldauische Wirtschaft
leidet aufgrund unterschiedlicher Faktoren (der schwachen Ver-
kehrsinfrastruktur, v.a. im Straflennetz, des kleinen Inlandsmark-
tes, des wenig fortschrittlichen Umfelds, der anhaltenden Insta-
bilitat der Politik, des schwierigen Zugangs zu Finanzmitteln
und der Korruption) an einer mangelnden Wettbewerbstahig-
keit. Die Exporte richten sich nicht mehr nur ausschlieflich
an die Mdrkte der ehemaligen Sowjetunion. Die Neuausrichtung
des Auflenhandels nach Europa ist ein Faktum: Fast die Hilfte
der Exporte fliefit in die EU. Dies ist auf eine Steigerung des
Exportanteils der Textilindustrie (von 10 % im Jahr 1999 auf
22,7 % im Jahr 2008) (°) aufgrund billiger qualifizierter Arbeits-
krifte zurtickzufithren.

3.2 Derzeit wird eine begleitende Nachhaltigkeitspriifung
ausgefithrt, die bis September 2012 Erkenntnisse iiber die po-
sitiven und negativen Auswirkungen einer solchen Offnung des
Handels liefern soll (°). Laut dem Leistungsverzeichnis der Bera-
tungsfirma (7) muss der EWSA zu den Problematiken der Ver-
handlung sowie zu den Beitrigen zur offentlichen Konsultation
gehort werden. Aulerdem wird er dem "Positionspapier”, das
die Kommission im Anschluss an die Nachhaltigkeitspriifung
aufstellt, besondere Aufmerksamkeit widmen und auch die flan-
kierenden Mafinahmen genau beobachten.

3.3  Die mit dem Abkommen verbundenen Risiken halten
sich fir die EU in Grenzen: Sie betreffen in erster Linie die
Gesundheits- und Pflanzenschutznormen sowie die Investitions-
garantien. Die notwendige Verbesserung des Geschiftsklimas
zur Anlockung europiischer Investoren kann nur mit einer ver-
scharften Bekdmpfung der Korruption einhergehen. Im Korrup-
tionswahrnehmungsindex von 2011 belegt Moldau weltweit
den 112. Platz mit einer Note von 2,9 von 10 (¥). Die zustin-
digen Einrichtungen sind das Zentrum zur Bekdmpfung von
Wirtschaftsstraftaten und Korruption sowie die Antikorruptions-
abteilung der Sonderstaatsanwaltschaft. Der geltende Rechtsrah-
men ist angemessen, aber die Umsetzung der Antikorruptions-
politik ist immer noch unzureichend. Zu beanstanden sind die
mangelnde Finanzierung der Politik, eine eher fatalistische
Haltung der moldauischen Biirger und die unzureichende

(°) Florent Parmentier, "Moldova, a Major European Success for the
Eastern Partnership?" (Moldau — Ein grofer europiischer Erfolg fiir
die Ostliche Partnerschaft?), Fondation Robert Schuman, 22. Novem-
ber 2010, http:/[www.robert-schuman.eu/doc/questions_europe/qe-
186-en.pdf (auf Englisch).

(°) EWSA-Stellungnahme zum Thema "Nachhaltigkeitspriifungen und
EU-Handelspolitik", ABl. C 218 vom 23.7.2011.

(7) "Trade Sustainability Impact Assessment in support of negotations
of DCFTAs between the EU and respectively Georgia and the Repu-
blic of Moldova" (Handelsbezogene Nachhaltigkeitspriifung zur Un-
terstiitzung der DCFTA zwischen der EU und Georgien bzw. der
Republik Moldau), ECORYS, 6. Februar 2012.

(%) Europdische Kommission, "ENP Country Progress Report 2011 —
Republic of Moldova" (ENP-Fortschrittsbericht 2011 — Republik Mol-
dau), Memo, Briissel, 15. Mai 2012.
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Einbeziehung der Zivilgesellschaft in diese Themen. Die Be-
kimpfung der Korruption ist eine der wichtigsten Prioritdten
der internationalen Geldgeber (Europarat, EU, SIDA, Weltbank,
UNDP, USAID usw.). Auch mehrere NGO-Gruppierungen haben
sich dieses Bereichs angenommen: das Zentrum fir die Unter-
suchung und Vorbeugung von Korruption, Transparency Inter-
national Moldova, die Antikorruptionsallianz oder auch das
Zentrum fiir investigativen Journalismus. Die politischen Wech-
sel haben bisher noch nicht zu greifbaren Ergebnissen in diesem
Bereich gefiihrt.

3.4  Das DCFTA wird erhebliche Auswirkungen auf den so-
zialen Bereich haben. In diesem Zusammenhang hebt der EWSA
die Bedeutung des sozialen Dialogs fiir die Entwicklung des
Landes hervor. Er rit zur Annahme des Protokolls iiber Kollek-
tivbeschwerden der Sozialcharta des Europarates, zur Verbes-
serung der Arbeitsaufsicht und zur Schaffung von Arbeitsgerich-
ten. Im Bereich der Schwarzarbeit arbeiten die moldauischen
Behorden mit der ILO zusammen, um sich den europiischen
Normen anzunihern. Auflerdem nehmen sie am Europiischen
Jahr des aktiven Alterns und der Solidaritdt zwischen den Ge-
nerationen 2012 teil. Dariiber hinaus sollte die Aufnahme mol-
dauischer Migranten bei der Riickkehr in ihr Heimatland ver-
bessert und die Rechte der im Ausland lebenden moldauischen
Biirger gestarkt werden. Weitere Priorititen, die angegangen
werden missen, sind die Ausbildung und Umschulung von
Arbeitskraften.

3.5  Fir die Verhandlung des Abkommens ist die Agrar- und
Nahrungsmittelindustrie in Moldau von entscheidender Bedeu-
tung. Will die moldauische Landwirtschaft Erzeugnisse in die
europdischen Mirkte exportieren und die Lebensmittelsicherheit
gewidhrleisten, so muss sie noch Fortschritte bei der Herkunfts-
zertifizierung, der Kontrolle der Einhaltung von Gesundheits-
und Pflanzenschutznormen und der Einhaltung der Wett-
bewerbsregeln erzielen. Bisher wurden die Normen zwar an-
genommen, doch ihre konkrete Umsetzung ist ein langwieriger
und kostspieliger Prozess, insbesondere fiir tierische Erzeugnisse
(das einzige tierische Erzeugnis, das 2008 aus Moldau exportiert
werden konnte, war Honig). Die Angleichung an die europii-
schen Normen bringt erhohte Kosten fiir Kleinerzeuger mit sich.
Auflerdem miissen die Behorden eine Politik der institutionellen
Reformen und der Unterstiitzung der Nahrungsmittelindustrie
und des Weinbaus fithren. Fiir diese Anpassung wiren Projekte,
die durch die Initiative fiir Handelshilfe der Europdischen Kom-
mission finanziert wiirden, sehr begriilenswert.

3.6 Am Beispiel der raschen Entwicklung der Textilindustrie
wird deutlich, dass die lange Zeit schwichelnden Industrien
offenbar von einer vorteilhaften Preiswettbewerbsfahigkeit in
der Nahe der europdischen Mirkte profitieren kénnen. Diese
Leichtindustrie kann tiberall im Land angesiedelt werden, ins-
besondere in den benachteiligten Regionen im Stiden. In der
Automobilindustrie gab es kiirzlich dank deutscher Investoren
im Norden des Landes einen Durchbruch. Fiir die Entwicklung
des Landes wiren auch die Teilnahme Moldaus an der EU-Stra-
tegie fiir den Donauraum und die Modernisierung grofer Indus-
trieanlagen (insbesondere am Ostufer des Dnjestr) vorteilhaft.

3.7 Damit das Abkommen als umfassend und vertieft be-
zeichnet werden kann, muss ein solches Freihandelsabkommen
mit der EU auf der Fahigkeit Moldaus aufbauen, sich dem ge-
meinschaftlichen Besitzstand anzupassen. Das macht eine adi-
quate finanzielle Flankierung erforderlich. Die Erfahrungen mit
Erweiterungen im Binnenmarkt haben wiederholt gezeigt, wie
wichtig die Strukturfonds fiir den sozialen und territorialen Zu-
sammenhalt sind. Der EWSA empfichlt daher, gleichwertige

Flankierungsmaflnahmen vorzusehen, um die Gefahr einer Zu-
nahme sozialer Ungleichheiten oder territorialer Disparititen zu
mindern. Zu diesem Zweck wird der Begleitausschuss des Ab-
kommens sein besonderes Augenmerk auf die Umsetzung des
Europdischen Nachbarschaftsprogramms fiir Landwirtschaft und
landliche Entwicklung (ENPARD) richten.

3.8 Die Umweltbilanz Moldaus gibt Anlass zur Sorge fiir die
Zukunft (Boden, Wasser, Energie), was bei der Aushandlung des
Abkommens ebenfalls beriicksichtigt werden muss. Das sowje-
tische Erbe in diesem Bereich ist besonders schwer, v.a. in Bezug
auf den Umgang mit giftigen Rickstinden. Die Trockenperi-
oden, die in den vergangenen Jahren vorherrschten, zeigen,
dass die moldauische Wirtschaft empfindlich auf die Umwelt-
schidigung und den Klimawandel reagiert. Hinzu kommt, dass
die Hilfte der Grundwasservorkommen verseucht ist, das
Grundwasser aber zwei Drittel des Trinkwasserbedarfs der Be-
volkerung deckt. Trotz internationaler Bemithungen (z.B. der
EIB) ist die Mittelausstattung der Umweltpolitik immer noch
sehr bescheiden. Auflerdem ist es dringend notwendig, das Be-
wusstsein aller Wirtschaftsakteure, die sich der Herausforderun-
gen im Verkehrs- oder Bauwesen noch kaum bewusst sind, zu
schirfen. Die Republik Moldau, die der europiischen Energie-
gemeinschaft beigetreten ist, ist zudem sehr stark von der Ein-
fuhr fossiler Brennstoffe abhingig, die Energieeffizienz ist aber
immer noch gering. Der EWSA schligt vor, die Umweltver-
bande im Bereich der Energieeinsparung, der rationalen Ressour-
cennutzung und der Abfallwirtschaft zu unterstiitzen.

3.9  In der Nachhaltigkeitspriifung muss ein besonderes Au-
genmerk auf die Lage von Transnistrien gerichtet werden, um in
Anbetracht des DCFTA die moglichen Auswirkungen des Ab-
kommens auf die Sicherheit der Grenzen und auf Wirtschaft
und Gesellschaft bewerten zu konnen. Durch das Abkommen
konnten die internen Divergenzen nivelliert und die territoriale
Unversehrtheit sichergestellt werden.

4. Vorschlag zur Schaffung eines moldauischen Wirt-
schafts-, Sozial- und Umweltrates

4.1  Um die Fortschritte der Zivilgesellschaft beim Ausbau des
Dialogs und der Beratung zu unterstiitzen, empfiehlt der EWSA
die Schaffung eines moldauischen Wirtschafts-, Sozial- und Um-
weltrates (WSUR), analog zu anderen Lindern der Region. Eine
Studie zu den unterschiedlichen Erfahrungen in Europa wird es
ermoglichen, einen individuellen Weg fiir Moldau zu finden.

4.2 Der Vorschlag eines moldauischen WSUR wird dem
Strukturierungsbedarf der Zivilgesellschaft gerecht und stirkt
ihren Einfluss und ihre Relevanz. Die derzeitige Hiufung von
Ad-hoc-Strukturen schafft einen flexiblen und experimentellen
Rahmen, doch ist die Zukunftsfihigkeit dieser Strukturen unge-
wiss und ihre Arbeit steht auf wackeligen Fiifen. Das Neben-
einander der Standpunkte der Sozialpartner und der Vereinigun-
gen oder NGO fiihrt dazu, dass sie in der offentlichen Debatte
weniger sichtbar sind.

4.3 Ein moldauischer Wirtschafts-, Sozial- und Umweltrat
wiirde einen interessanten Beitrag zu einer Konsenslosung
iiber gesellschaftliche Entscheidungen leisten, indem den unter-
schiedlichen Interessen im Entwicklungsmodell Rechnung getra-
gen werden konnte. Um das Drei-Siulen-Modell der nachhalti-
gen Entwicklung herum muss eine auf Abstimmung beruhende
Zusammenarbeit entstehen. Dies wire auch ein wichtiger Schritt
in Richtung einer umsetzbaren Strategie zur Wiedereinglie-
derung von Transnistrien.
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4.4  Ein moldauischer WSUR wire ein Garant fir unabhingige Analysen, da diese abseits der Streitereien
der Parteien und losgelost von der Herkunft der Mittel ausgearbeitet wiirden, wahrend er gleichzeitig eine
Gegeniiberstellung von Standpunkten ermoglichte. AufSerdem kénnten im WSUR auch Fragen zur Bekdmp-
fung der Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Herkunft oder Glauben behandelt werden.

4.5  Ein moldauischer WSUR entspriche dem Bedarf an einer Bewertung der staatlichen Mafnahmen mit
Blick auf die Ubernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes. In Verbindung mit dem Europiischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss konnte diese Einrichtung auch den Begleitausschuss des Handelsabkommens
aufnehmen.

Briissel, den 11. Juli 2012

Der Prisident
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Die Rolle der
Zivilgesellschaft bei dem Mehrseitigen Handelsabkommen zwischen der EU, Kolumbien und Peru“

(2012/C 299/08)

Berichterstatter: Giuseppe IULIANO

Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 19. Januar 2012, gemidf3 Artikel 29 Absatz
2 der Geschiftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Die Rolle der Zivilgesellschaft bei dem Mehrseitigen Handelsabkommen zwischen der EU, Kolumbien und Peru".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Aufienbeziehungen nahm ihre Stellungnahme am 28. Juni

2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom11. Juli) mit
139 gegen 4 Stimmen bei 8 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Da es sich als nicht moglich erwies, die Verhandlungen
tiber ein Assoziationsabkommen mit simtlichen Lindern der
Andenregion zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen, ent-
schied sich die EU, entsprechend dem Wunsch Kolumbiens und
Perus den Aufbau neuer Handelsbeziehungen mit beiden Lin-
dern voranzutreiben. Die Verhandlungen wurden im Mai 2010
abgeschlossen, das Mehrseitige Handelsabkommen wurde von
den drei Vertragsparteien im Mai 2010 paraphiert und am
13. April 2011 offiziell unterzeichnet. Gegenwirtig liegt es
beim Europiischen Parlament zur Beschlussfassung iiber seine
Genehmigung oder Ablehnung ohne Moglichkeit der Vornahme
von Anderungen an. In dieser Phase trigt der EWSA seine
Einschdtzung sowie eine Reihe von Ausrichtungen an die
Adresse aller beteiligten Akteure vor, damit sie im Falle der
Billigung und Ratifizierung des Abkommens beriicksichtigt wer-
den konnen (1).

1.2 Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss ist der
Ansicht, dass ein Mehrseitiges Handelsabkommen der EU mit
Kolumbien und Peru sowohl fiir die EU als auch fur die betei-
ligten Andenldnder ein positives Instrument sein kann. Ecuador
und Bolivien wiren eventuell bereit, wieder an den Verhand-
lungstisch zuriickzukehren. Das Abkommen kann zur Schaffung
von Wachstum, Wettbewerbsfihigkeit und menschenwiirdiger
Arbeit beitragen, da der Handel ein wichtiges Instrument zur
Entwicklungsforderung und Abmilderung der Armut ist. Gleich-
wohl miissen seine wirtschaftlichen, sozialen und okologischen
Auswirkungen im Interesse aller Vertragsparteien in transparen-
ter und umfassender Weise sorgsam bewertet werden. In diesem
Zusammenhang kann und muss die Zivilgesellschaft eine grund-
legende Rolle iibernehmen.

1.3 Bei den Verhandlungen zu diesem Mehrseitigen Handels-
abkommen wurde auf einen unzureichenden Dialog mit der
organisierten Zivilgesellschaft der Vertragsparteien aufmerksam
gemacht. Um dieser Schwachstelle im Nachhinein zu begegnen
und den Dialog mit der Zivilgesellschaft zu institutionalisieren,
schligt der EWSA nach seinen Erérterungen, die er wihrend
seiner jiingsten Mission in Peru und Kolumbien mit institutio-
nellen Verhandlungsfihrern und Vertretern der organisierten

() Das Mehrseitige Handelsabkommen muss von den Parlamenten der
27 EU-Mitgliedstaaten sowie den Parlamenten Kolumbiens und Perus
ratifiziert werden.

Zivilgesellschaft beider Lander fithrte, die Einrichtung eines Ge-
mischten Beratenden Ausschusses (GBA) vor, der sich aus
Vertretern der Zivilgesellschaft Europas, Perus und Kolumbiens
zusammensetzt und beratende Funktion im Bereich der Men-
schenrechte, der nachhaltigen Entwicklung und der Bewertung
der sektoriellen Auswirkungen des Mehrseitigen Abkommens
hat. Dieser GBA soll eine Liste von Fragenkomplexen zur wei-
teren Behandlung (%) zusammenstellen, kann zu diesen Fragen-
komplexen auf Ersuchen der der unterzeichneten Seiten befasst
werden oder auch aus eigener Initiative zu diesen Themenkrei-
sen Stellungnahmen abgeben, Empfehlungen aussprechen oder
Studien durchfiihren. Sofern nicht einvernehmlich anders be-
schlossen, hilt der GBA gemeinsam mit der Vertretungsorgani-
sation der Vertragsparteien eine jihrliche Sitzung ab. Der GBA
wire kompatibel mit der in Artikel 282 des Abkommens vor-
gesehenen Sitzung, die der gesamten Zivilgesellschaft und den
Biirgern offensteht. Der GBA kann mit den Vertragsparteien die
Moglichkeit der Festlegung von Indikatoren fiir die sektoriellen
Auswirkungen des Abkommens aushandeln.

Die im Rahmen fritherer Handelsabkommen der EU mit ande-
ren Landern festgelegten Mechanismen koénnten als Vorbild fur
die Einrichtung eines Beratungsgremiums mit diesen Wesens-
merkmalen herangezogen werden.

1.4  Der EWSA erachtet die Stirkung der Zusammenarbeit
zwischen dem Europiischen Parlament und den Parlamenten
Kolumbiens und Perus als wichtig und begrii§t die vom Euro-
paischen Parlament angenommene Entschlieung, die parlamen-
tarische Mechanismen fur die gleichzeitige Weiterverfolgung der
getroffenen Vereinbarungen auf den Weg bringen konnte. Ins-
besondere beziiglich der Menschenrechtssituation, der Agenda
der ILO fur menschenwiirdige Arbeit betreffend die Arbeits-
bedingungen und gewerkschaftliche Tatigkeit, der Gleichberech-
tigung, der legalen Einwanderung mit garantierten Rechten, der
Umweltschutzabkommen sowie der eventuellen Einrichtung der
Schiedskommission fiir Beschwerdefille.

1.5 Nach Meinung des EWSA wird ein so angelegtes bera-
tendes Gremium es gestatten, die Zivilgesellschaft in das Mehr-
seitige Handelsabkommen einzubinden, die Beratungen zu in-
stitutionalisieren, die Ausgestaltung des Abkommens zu beein-
flussen, den damit einhergehenden Herausforderungen die Stirn

(%) wie sie etwa im Aktionsplan Arbeitnehmerrechte, der Teil des Ab-
kommens zwischen Kolumbien und den USA ist, und im APS+
vorgeschen ist.
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zu bieten, eine reibungslose und direkte Kommunikation mit
den fiir die Umsetzung dieses Abkommens Verantwortlichen
zu gewdhrleisten und spezifische Empfehlungen beziiglich der
positiven oder negativen Auswirkungen seiner Anwendung zu
formulieren.

1.6 Eine Delegation des EWSA stattete im Mai 2012 Kolum-
bien und Peru einen Besuch ab. Angesichts der Anzahl und des
Niveaus der befragten Seiten und der Aussagekraft der erhalte-
nen Informationen, die dazu beigetragen haben, dass in der
Stellungnahme die Standpunkte der Zivilgesellschaft beider Lin-
der ihren Niederschlag fanden und die Einrichtung eines Ge-
mischten Beratenden Ausschusses der Zivilgesellschaft zur Be-
obachtung des Abkommens vorgeschlagen wird, ist die Bilanz
dieser Mission als positiv zu werten. In der Stellungnahme wer-
den die wesentlichen Problembereiche in Kolumbien und Peru
analysiert, die von der OZG beobachtet werden miissen.

2. Allgemeine Bemerkungen

2.1  Die Europdische Union unterhilt zur Andenregion und
dabei zumal zu Kolumbien und Peru zunehmende Wirtschafts-
und Handelsbeziehungen. Inzwischen ist sie nach den Vereinig-
ten Staaten der zweitgrofte Handelspartner der Andenstaaten.
Der Warenverkehr zwischen der EU und den Andenstaaten hat
in den letzten zehn Jahren gewaltig zugenommen: die Handels-
strome in beiden Richtungen sind von 9 100 Mio. EUR im Jahr
2000 auf 15 800 Mio. EUR im Jahr 2007 gestiegen mit einer
durchschnittlichen Wachstumsrate von jahrlich 8,25 % (%). 2010
belief sich der Warenverkehr zwischen der EU, Kolumbien und
Peru auf ca. 16 000 Mio. EUR.

2.2 Die Vertragsparteien des Mehrseitigen Abkommens ha-
ben Bande gekniipft, die iiber den wirtschaftlichen Aspekt hi-
nausgehen und sich auf Bereiche erstrecken wie etwa politischer
Dialog, Kultur, Bildung und Wissenschaft. Die EU hat im Wege
von Solidarititszusagen die Prozesse des Ubergangs zur Demo-
kratie begleitet und zur Verteidigung der Grundrechte beigetra-
gen, was der EWSA begriilt und unterschreibt.

2.3 Vorldufer des jetzigen Mehrseitigen Handelsabkommens
sind das 2003 unterzeichnete "Abkommen iiber den politischen
Dialog und die Zusammenarbeit zwischen der Europiischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der An-
dengemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits" sowie
die diesbeziiglich von den Vertragsparteien als Mitglieder der
Welthandelsorganisation ibernommenen Rechte und Pflich-
ten ().

2.4 Aufgrund des Mehrseitigen Handelsabkommens konnen
Waren und Erzeugnisse der Vertragsparteien zu deutlich nied-
rigeren Zollsitzen auf die einzelstaatlichen Mérkte gelangen. Die
Industrie Kolumbiens und Perus wird in den Genuss flexiblerer
Zugangsbedingungen fiir zahlreiche ihrer Erzeugnisse kommen,
die im Rahmen des APS+ strengeren Normen unterliegen (°).
Unter anderem wurden fiir die Sektoren Petrochemie, Kunst-
stoffe, Textil und Bekleidung, Fischereierzeugnisse, Bananen, Zu-
cker und Kaffee andere Zollsitze vereinbart. Ferner wird es auch

(}) Sustainability Impact Assessment of Trade: im Auftrag der Europdi-
schen Kommission von Development Solutions, dem Centre for
Economic Policy Research (CEPR) und der Universitit Manchester
erstellter Bericht zur Bewertung der Nachhaltigkeitsfolgen des Han-
dels, 2009.

(*) Ferner die Ziele des Menschenrechtsprotokolls, EU-Kolumbien
(2009), die in der VI Ordentlichen Sitzung des Dialogmechanismus
iiber die Menschenrechte zur Bewertung und Forderung der Men-
schenrechtspolitik am 30. Januar 2012 in Bogota ratifiziert wurden.

(°) Allgemeines Praferenzsystem Plus.

wichtig sein, die Auswirkungen der Anwendung des Mehrseiti-
gen Handelsabkommens fir den Agrarsektor der Vertragspar-
teien zu beobachten, beispielsweise in den Bereichen Ursprungs-
bezeichnungen, Schutzklauseln, sektorielle Stabilisierungsmecha-
nismen, die Gegenstand der Beobachtung und Bewertung sein
miissen. Der Ausschuss begriifst die Verweise auf die Bedeutung
des Handels fiir eine nachhaltige Entwicklung und die Forderung
eines fairen und gerechten Handels ().

2.5 Die informelle Wirtschaft erreicht sowohl in Peru als
auch in Kolumbien enorme Ausmafe; eine ihrer schwerwie-
gendsten Folgen ist der hohe Anteil an informeller Arbeit,
was den Ausschuss dazu veranlasst, seine Besorgnis iiber die
Arbeitsnormen in Kolumbien und Peru zu bekunden. Die Situa-
tion der Jugendlichen und der Frauen ist besonders schwierig,
weil die Arbeitslosigkeit sie hérter trifft und die Beschaftigungs-
und Arbeitsbedingungen fiir sie ungiinstiger sind. Die Folgen-
abschitzungen miissen auch den Geschlechteraspekt betrachten
und den Arbeitsbedingungen fiir Jugendliche Augenmerk wid-
men, da Frauen und Jugendliche mit besonderen Schwierigkei-
ten konfrontiert sind (7). Des weiteren betont der EWSA einmal
mehr, dass konkrete und effiziente Mafnahmen zur stufenwei-
sen Abschaffung der Kinderarbeit - einem in beiden Lindern zu
beobachtenden besorgniserregenden Phidnomen - beschlossen
und durchgefiihrt werden miissen.

2.6 Die Menschenrechtssituation — einschlieBlich der Arbeit-
nehmer- und der Gewerkschaftsrechte — in Kolumbien und in
Peru war fiir die kolumbianische und peruanische Bevélkerung
und fiir die Zivilgesellschaft in Europa bereits mehrfach Anlass
zur Besorgnis. Der EWSA stellt zu seiner Zufriedenheit fest, dass
Artikel 1 des Mehrseitigen Abkommens klar und deutlich be-
sagt, dass Verletzungen der demokratischen Grundsitze und der
Grundrechte die zeitweilige Aussetzung oder endgiiltige Auf-
kiindigung des Abkommens nach sich ziehen konnen. Des wei-
teren begriifst der EWSA die Verpflichtungen, die die Vertrags-
parteien beziiglich der grundlegenden Ubereinkommen der ILO
in Artikel 269 Absatz 3 des Abkommentextes eingegangen
sind (), und duflert das Anliegen, dass bei der Durchfithrung
des Abkommens die Respektierung und umfassende Einhaltung
dieser grundlegenden Ubereinkommen gewéhrleistet werden.

2.7 Der EWSA hat bereits vielfach bekundet, wie nach seiner
Vorstellung die Verhandlungen iiber Handelsabkommen verlau-
fen sollten. Nach seiner Auffassung miissen die bilateralen Ab-
kommen sich mit dem Multilateralismusprinzip vertragen (°).
Die bilateralen Verhandlungen diirfen nach Einschitzung des
EWSA nicht dazu fithren, dass die EU ihre Forderungen im
sozialen, arbeitsrechtlichen und okologischen Bereich herunter-
schraubt. Auf diese Dimensionen muss sehr groffer Wert gelegt
werden, genau wie auf den wirtschaftlichen Aspekt, und es
miissen Mechanismen gefunden werden, um diese Dimensionen
bei der Durchfithrung des Abkommens unter einen Hut zu
bringen.

(%) Artikel 271 und 324 des Mehrseitigen Handelsabkommens.

(7) EWSA Stellungnahme zum Thema "Verhandlungen iiber neue Frei-
handelsabkommen - der Standpunkt des EWSA", Berichterstatter:
Jonathan Peel und Evelyne Pichenot (ABL. C 211 vom 19.8.2008,
S. 82).

(®) "Jede Seite verpflichtet sich zur Forderung und effektiven Anwendung der
internationale anerkannten Kernarbeitsnormen, wie sie in den grundlegen-
den Ubereinkommen der ILO festgelegt sind, in seinen Rechtsvorschriften
und Handlungsweisen auf ihrem gesamten Hoheitsgebiet" (Artikel 269
Absatz 3 des Mehrseitigen Handelsabkommens).

(°) ABL C 211 vom 19.8.2008, S. 82.
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2.8 Auf der anderen Seite lasst die Erfahrung eindeutig da-
rauf schlielen, dass eine aktive Rolle der Zivilgesellschaft bei der
Durchfithrung der Abkommens es ermoglicht, potentielle maf3-
gebliche Partner in den beteiligten Liandern zu ermitteln, fur alle
Seiten vorteilhafte Beziehungen aufzubauen, und auflerdem die
Beilegung von etwaigen Kontroversen erleichtert. Die Forderung
nach einer sozialen Dimension bei den von der EU ausgehan-
delten oder in Aushandlung befindlichen Abkommen ist inzwi-
schen ein fester Standpunkt des EWSA und wurde bereits in
fritheren Stellungnahmen des EWSA erhoben (1°).

2.9  Der EWSA hat in fritheren Stellungnahmen bereits den
Beschluss der EU begriifdt, Nachhaltigkeitspriifungen einzufiih-
ren, anhand derer Vorschlidge dargelegt und Korrekturmechanis-
men geschaffen werden konnen, um eine Maximierung der po-
sitiven Auswirkungen und eine Minimierung etwaiger negativer
Folgen eines Handelsabkommen zu bewirken. Er wiederholt
seine Forderung, dass die Nachhaltigkeitspriifungen unter voller
Beteiligung der Zivilgesellschaft und in der Weise durchgefiihrt
werden, dass die eingegangenen Verpflichtungen eingehalten
werden, die Risiken minimiert und die mit einer Marktoffnung
geschaffenen Moglichkeiten verbessert werden (1)

2.10  Der EWSA kann nicht umhin darauf hinzuweisen, dass
die Verhandlungen fiir das Abkommen mit Kolumbien und Peru
von sozialen Organisationen und Gewerkschaften der Vertrags-
parteien kritisiert und in Zweifel gezogen wurden ('?). Der
EWSA teilt insbesondere die Besorgnis tiber den mangelnden
Dialog mit der Zivilgesellschaft wihrend des Verhandlungspro-
zesses. Deswegen begriifdt er auch die Annahme einer Entschlie-
RBung des Europdischen Parlaments, in der die Bedeutung der
Einrichtung klarer Beobachtungs- und Follow-up-Mechanismen
unter Mitwirkung von Vertretern der Zivilgesellschaft wahrend
der Durchfihrung des Mehrseitigen Abkommens unterstrichen
wird (13).

2.11  Unter dem zivilgesellschaftlichen Aspekt miissen nach
Auffassung des Ausschusses die Handelsabkommen die Anbah-
nung von Verdnderungen erleichtern, die u.a. die Entwicklung
einer sozialen Verantwortung seitens der Unternehmen begiins-
tigen, zur Auflage machen, dass die europiischen Unternehmen
sich an die bei ihnen geltenden Beschiftigungspraktiken halten,
die Schaffung von hochwertigen und dauerhaften Arbeitsplitzen
bewirken, die Entwicklung von Kollektivverhandlungen begiins-
tigen, die Beobachtung der Nutzung der natiirlichen Ressourcen
aus nichster Nadhe gestatten, zum Abbau der informellen Wirt-
schaft beitragen. Aufferdem miissen sie der Eindimmung von
Menschenrechtsverletzungen dienen, der Bekimpfung von Ar-
mut und sozialer Ungerechtigkeit zutraglich sein und eine Ver-
besserung der Lebensbedingungen der Bevolkerung und dabei
zumal der am stirksten Benachteiligten ermoglichen.

(19 "Der EWSA hilt es fiir unabdingbar, eine soziale Dimension (...)
aufzunehmen, da dieses [Abkommen] iiber die eigentlichen Han-
delsaspekte hinausgehen und die Forderung des sozialen Zusam-
menhalts zum allgemeinen Ziel haben sollte." Berichterstatter: José
Maria Zufiaur (ABl. C 248 vom 25.8.2011, S. 55).

EWSA Stellungnahme "Nachhaltigkeitspriifungen und EU-Handels-
politik", Berichterstatterin: Evelyne Pichenot (ABL. C 218 vom
23.7.2011, S. 14).

Botschaft des Europdischen Gewerkschaftsbunds, des Internationa-
len Gewerkschaftsbunds IGB, der Confederacion Sindical de las
Américas (CSA) und des Council of Global Unions (CGU) an das
Europiische Parlament vom Februar 2012. Position der Confedera-
cién General de Trabajo Kolumbiens gegen das Handelsabkommen
EU-Kolumbien, Februar 2012.

Entschliefung des Europdischen Parlaments tiber das Mehrseitige
Handelsabkommen zwischen der Europiischen Union, Kolumbien
und Peru vom 13. Juni 2012.

—

(12

(13

2.12  Der EWSA ist der Ansicht, dass das Mehrseitige Han-
delsabkommen Bestimmungen umfasst — wie etwa Artikel 1
tiber die Menschenrechte, Artikel 282 iiber die Beteiligung der
Organisationen der Zivilgesellschaft oder Artikel 286 betreffend
Folgenabschitzungen —, die es ermoglichen, eine institutionali-
sierte, reprasentative und unabhangige, nicht zu grofl angelegte
Mitwirkung der Organisationen der Zivilgesellschaft beider Sei-
ten (%) im Wege der Einrichtung eines Gemischten Beratenden
Ausschusses als Forum ins Werk zu setzen, das der gesamten
Zivilgesellschaft Kolumbiens, Perus und Europas offensteht.

2.13  Der EWSA hofft, dass dieses Mehrseitige Handels-
abkommen den Vertragsparteien dabei hilft, den dringlichsten
wirtschaftlichen und sozialen Problemen die Stirn zu bieten, wie
etwa Armut, soziale Ungleichheit und Gewalt, und es ermog-
licht, die Lebensbedingungen der Bevélkerung und dabei zumal
der am stdrksten Benachteiligten zu verbessern, weswegen er es
fur unverzichtbar hilt, dass die Zivilgesellschaft der drei ver-
tragsschliefenden Seiten aktiv an der Umsetzung dieses Abkom-
mens und der Bewertung seiner Auswirkungen mitwirken kann.

2.14  Eine Delegation des EWSA stattete im. Mai 2012 Ko-
lumbien und Peru einen Besuch ab. Angesichts der Anzahl und
des Niveaus der befragten Seiten und der Aussagekraft der er-
haltenen Informationen, die dazu beigetragen haben, dass in der
Stellungnahme die Standpunkte der Zivilgesellschaft beider Lan-
der ihren Niederschlag fanden und die Einrichtung eines Ge-
mischten Beratenden Ausschusses der Zivilgesellschaft zur Be-
obachtung des Abkommens vorgeschlagen wird, ist die Bilanz
dieser Mission als positiv zu werten. Im Rahmen dieser Mission
konnten die aktuelle Situation bei den sozialen, arbeitsrecht-
lichen und wirtschaftlichen Problemen der beiden Linder und
das Misstrauen der OZG (mit Ausnahme der Arbeitgeberorga-
nisationen, die in beiden Lindern das Abkommen befiirworten)
beziiglich der Maoglichkeiten der Regierung ihres Landes wie
auch des Abkommens, zu einer Losung dieser Probleme bei-
zutragen, ausgemacht werden. Die Mission forderte die Diskre-
panz zwischen der Sichtweise der Regierungen, die nach eigener
Darstellung breit angelegte Konsultationen und Informations-
aktivititen entwickelt haben, und der diesbeziiglichen Wahrneh-
mung der OZG zu Tage (*).

2.15 In der Stellungnahme werden einige groften Problem-
bereiche der beiden lateinamerikanischen Partnerlinder des Ab-
kommens herausgestellt, die von den OZG der vertragsschlie-
Benden Seiten beobachtet werden miissen. In Bezug auf Kolum-
bien wird vor allem auf die Menschenrechtsfrage mit positiven
und negativen Aspekten, die Verletzungen der Gewerkschafts-
rechte, der Stand der Umsetzung des Gesetzes iiber Entschadi-
gungen fiir Opfer und iiber Landriickgabe und das Problem der
Straflosigkeit eingegangen. Beziiglich Perus werden die sozial-
und arbeitsrechtliche Situation, vor allem in den Bergwerken,
das Problem der Kinderarbeit, die Auswanderung nach Europa
und die Rechte der indigenen Bevolkerung analysiert.

2.16  Der EWSA fordert die vertragschliefenden Seiten auf,
unter Beteiligung der Zivilgesellschaft vorzugsweise tiber den
GBA einen verbindlichen und transparenten ergdnzenden Akti-
onsplan zum Mehrseitigen Handelsabkommen betreffend die
Menschen-, Umwelt- und Arbeitnehmerrechte aufzustellen. Die-
ser Aktionsplan sollte klare, an bestimmte Fristen gebundene
und ergebnisorientierte Ziele fiir jeden der oben genannten Be-
reiche enthalten. Von daher unterschreibt der EWSA die in
Ziffer 15 der EntschlieSung des Europiischen Parlaments vom
13. Juni 2012 erhobenen Forderungen.

(") Sprich auf europdischer Seite des EWSA.
(**) Dem Anhang B sind der Bericht und das Programm dieser Mission
zu entnehmen.
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3. Kolumbien
3.1 Die Menschenrechte — Licht und Schatten

3.1.1 Im August 2010 trat eine neue Regierung unter Pra-
sident Santos an, der in Menschenrechtsfragen einen ganz neuen
Ton anschldgt. Vizeprasident Garzon ist ehemaliger Generalse-
kretdr des Gewerkschaftsdachverbands Central Unitaria de Tra-
bajadores (CUT) und ehemaliger Arbeitsminister, der entspre-
chend seinem personlichen Werdegang eine Politik der Stirkung
des nationalen sozialen Dialogs verfolgt. Die Haltung von Pri-
sident Santos in Bezug auf die Menschenrechte unterscheidet
sich von der Einstellung der Verwaltung seines Amtsvorgangers
A. Uribe. Statt harter Rhetorik, die die Verfechter der Menschen-
rechte in Gefahr brachte, hat die Regierung eine sanftere Tonart
gewdhlt und Handlungsweisen an den Tag gelegt, die den Dialog
voranbringen diirften. Erstmals hat sie das Bestehen eines inter-
nen bewaffneten Konflikts zugegeben und scheint den Weg
einer endgiiltigen Losung fiir diesen Konflikt zu beschreiten.

3.1.2  Kolumbien leidet unter den Folgen eines seit iiber sech-
zig Jahren schwelenden schweren innenpolitischen Konflikts. Bei
diesem bewaffneten Konflikt sind verschiedene Akteure Urheber
und Hauptfiguren der Gewalt. Und trotz der nach Darstellung
von Amnesty International von der Regierung unternommenen
Anstrengungen ist die Situation nach wie vor schwierig (19).

3.1.3  In Kolumbien ist weiterhin die lteste Guerillaorganisa-
tion de siidamerikanischen Kontinents FARC (Revolutiondre
Streitkrifte Kolumbiens) aktiv. Genau wie die Nationale Befrei-
ungsarmee (ELN) rekrutiert auch die FARC weiterhin Jungen
und Midchen fir den Einsatz im bewaffneten Konflikt und
hat in zahlreichen Gebieten Antipersonenminen gestreut, und
finanziert sich u.a. iber ihre Beziechungen zum Drogenhandel.
Kolumbien ist hinter der Demokratischen Republik Kongo das
Land mit der zweitgrofiten Anzahl Kindersoldaten (V7).

3.1.4  Zwischen 1,5 und 3 Mio. Menschen wurden aus dem
Gebiet ihres stindigen Wohn- und Arbeitsaufanthalts vertrieben.
Die FARC hat im Februar 2012 angekiindigt, die Entfithrungs-
praxis aufzugeben, und 10 Militargeiseln freigelassen. Anderer-
seits befinden sich noch immer zahllose Zivilbiirger in der Hand
der Rebellen (18).

3.1.5  Jahr fir Jahr wurden seit den 70" Jahren u.a. Tausende
Bauern, Arbeiter, Gewerkschafter, Lehrer, Menschenrechtler, Lei-
ter von sozialen Organisationen auf Wohnviertel-, Gemeinde-
oder regionaler Ebene umgebracht. Angaben der Escuela Nacio-
nal Sindical (Nationale Gewerkschaftsschule), einer wegen ihres
Einsatzes fiir die Verteidigung der Menschen- und Gewerk-
schaftsrechte anerkannten Nichtregierungsorganisation, zufolge

('%) Erklirung von Amnesty International in der 19. Sitzung des UN-
Menschenrechtsrats 2012 in Genf.

(") Bericht 2012 des "Tribunal internacional sobre la infancia afectada
por la guerra y la pobreza", http:/[www.
tribunalinternacionalinfancia.org.

(') Am 28. April 2012 wurde der franzosische Journalist Langlois ent-
gegen gegebener Zusicherungen entfithrt und Wochen spiter wieder
freigelassen.

wurden seit 1986 mehr als 2 900 Gewerkschafter ermordet.
Der Drogenhandel ist nach wie vor eine weit verbreitete illegale
Titigkeit mit landesweiten Netzen und internationalen Verzwei-
gungen. Die Versuche, diese Erscheinung auf militdrischem
Wege auszumerzen, haben hiufig zu einer Beschleunigung der
Spirale der Gewalt gefithrt. Zahlreiche Mitglieder der Streitkrafte
und Sicherheitsdienste wurden von nationalen und internatio-
nalen Menschenrechtsorganisationen beschuldigt, vermeintliche
Guerillakimpfer - so genannte "Falschpositive" (1) - ermordet
zu haben.

3.1.6 In der kolumbianischen Gesellschaft werden Frauen
noch immer ungleich behandelt und diskriminiert. Die Un-
gleichheit zwischen Mann und Frau dufert sich im familidren
Umfeld in Form von geschlechterbezogener Gewalt, im wirt-
schaftlichen Bereich in hoher Arbeitslosigkeit, zunehmendem
Anteil der Frauen in informellen Beschiftigung (52 %) und an-
haltender Lohndiskriminierung und in der Politik durch die
geringe Anzahl von Frauen in hohen Entscheidungspositionen.

3.1.7 Angaben der Gewerkschaftsdachorganisationen des
Landes (CUT,CTC,CGT) zu Folge sind bei dem - unter fritheren
Regierungen sehr stark eingeschrinkten - sozialen Dialog noch
immer keine maRgeblichen Anderungen eingetreten, als dass
man von einer positiven Entwicklung sprechen konnte. Laut
den Gewerkschaftsverbanden ist infolge des mangelnden Dialogs
der Gewerkschaftszugehorigkeitsgrad von 14 auf 4 % zuriick-
gegangen. Kolumbien stand beziiglich der Gewerkschaftsrechte
in den letzten Jahren unter direkter Beobachtung der ILO (20),
die zahlreiche Untersuchungsmissionen durchgefithrt hat und
eine stindige Einheit in Kolumbien unterhdlt, um Fillen von
Verletzungen der Menschenrechte, der Arbeitnehmerrechte und
der gewerkschaftlichen Rechte nachzugehen. Im Jahr 2011 wur-
den 29 Gewerkschaftsfithrer und —aktivisten ermordet. In vielen
Fillen von "entmobilisierten" Paramilitirs. Zehn weitere Ge-
werkschafter waren Ziel von Mordversuchen. Daniel Aguirre,
Generalsekretdr der Nationalen Gewerkschaft der Zuckerrohr-
arbeiter (SINALCORTEROS), wurde am 27. April 2012 ermor-
det, womit sich die Zahl der in diesem Jahr umgebrachten Ge-
werkschafter auf 7 erhohte.

3.1.8  Auf der anderen Seite ist als positive Entwicklung zu
verzeichnen, dass das Personal der Generalstaatsanwaltschaft
(FGN) fiir die Aufklarung dieser Verbrechen und dhnlicher De-
likte aufgestockt wurde. AufSerdem hat der Nationalkongress auf
Initiative der FGN eine Reform des Artikels 200 des Strafgesetz-
buchs beschlossen, nach der die Gefingnis- und Geldstrafen fiir
die Verhinderung oder Stérung einer arbeitsrechtlichen Sitzung
oder der Wahrnehmung der Arbeitnehmerrechte bzw. fiir Re-
pressalien bei Streiks oder rechtmifigen Zusammenkiinften
oder Bildungen von Vereinigungen verschirft werden (*!). Im
Januar 2012 verstandigten sich die FGN und die Gewerkschafts-
schule Escuela Nacional Sindical auf einen Informationsaus-
tausch und die Entwicklung einer einheitlichen Methodik fur
die Definition, Ermittlung und Dokumentierung von Verbrechen
gegen Mitglieder von Gewerkschaftsorganisationen.

(*) Nach kolumbianischem Recht ist dies Mord an schutzbediirftigen
Personen.

(29) Quelle: Verschiedene Berichte des Normenausschusses der Interna-
tionalen Arbeitskonferenz der Internationale Arbeitsorganisation.
Genf, www.ilo.org.

(21 Bericht der Kolumbianischen Botschaft in Briissel iiber die Maf3nah-
men der Fiscalia General de la Nacién, Mirz 2012.
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3.1.9  Aber obwohl das Klima der Gewalt in diesem Land
nachgelassen hat, kommt es weiterhin zu terroristischen An-
schligen: Am Tag des Inkrafttretens des Freihandelsabkommens
mit den Vereinigten Staaten wurde ein Attentat gegen Ex -Mi-
nister Hoyos veriibt, bei dem seine zwei Leibwédchter ums Leben
kamen und 49 Personen verletzt wurden.

3.1.10 La Ley de Victimas y de Restitucion de Tierras
(Opfer- und Landriickgabegesetz). Das 2011 verabschiedete
Gesetz iiber Entschadigungen fur Opfer und iiber Landriickgabe
erkennt die Existenz eines bewaffneten Konflikts und die Rechte
der Opfer an. Es sicht Wiedergutmachungsleistungen fiir einige
Uberlebende von MenschenrechtsverstéBen vor, einschlieRlich
solcher Verstofe, die von im staatlichen Auftrag handelnden
Akteuren begangen wurden. Das Gesetz wird bislang sehr un-
regelmaflig und unvollstindig angewandst, stellt aber eine wich-
tige Verdnderung fiir die Opfer dar, deren Rechte zuvor iiber-
haupt nicht anerkannt wurden. Bei der Mission des EWSA ha-
ben Organisationen der Zivilgesellschaft signalisiert, dass Per-
sonen oder Gemeinden, denen ihr Land zuriickgegeben wurde,
Drohungen erhielten. Die Delegation des EWSA wurde vom
Landwirtschaftsministerium iiber die Ausbildung von Richtern
fir die Riickgabe von Lindereien unterrichtet, die aufgrund
missbrauchlicher Rechtsforderungen zugewiesen worden waren.
Diese Praktiken hatten das rechtmifige Eigentum fiir Personen
erleichtert, die die Bodenflichen zu sehr niedrigen Preisen nach
der Vertreibung der Bauern, denen diese Landereien gehorten,
kauften, wobei die Bodenflichen haufig fiir den illegalen Anbau
von Drogenpflanzen dienten. Auflerdem bietet es denjenigen
armen Familien Schutz, die die beschlagnahmten Territorien
unter dem Druck der Guerilla wiederbevolkerten, die auf diese
Weise die Territorien zu kontrollieren gedachte.

3.1.11  Straflosigkeit — eine Seuche in Kolumbien. Es gab
gewisse Fortschritte bei entscheidenden Ermittlungen in Men-
schenrechtsfragen, auch im Zusammenhang mit dem Parapoli-
tik-Skandal, bei dem illegale Verbindungen zwischen Gesetz-
geber und paramilitirischen Gruppen ans Licht kamen. Uber
120 ehemalige Parlamentsmitglieder wurden verhort und ca.
40 unter ihnen fur schuldig befunden (??). Im Februar 2012
jedoch wurde die Wahl zur Generalstaatsanwaltschaft (*}), an-
nulliert, der die wichtigsten Korruptionsfille und Ermittlungen
gegen Paramilitdrs, Drogenhdndler und Guerillakimpfer angetra-
gen worden waren und die starke Entschlossenheit gezeigt hatte,
der Straflosigkeit eine Ende zu bereiten. Die Ermittlungen for-
derten Verbindungen zwischen dem DAS und den Paramilitirs
und seiner unmittelbaren Verantwortlichkeit bei vielen der Falle
von Bedrohung und Mord an Menschenrechtsverteidigern, Poli-
tiker, Journalisten, Gewerkschaftern und Anwilten (>4). Im Ok-
tober 2011 kiindigte die Regierung die Auflosung des zivilen
Geheimdienstes (DAS) und die Einrichtung einer neuen Geheim-
dienstzentrale an.

3.1.12  Die Regierung hat eine umstrittene Reform von Ar-
tikel 221 der Verfassung vorgeschlagen, die der Militarstrafjustiz
die erste Kontrolle der Ermittlungen iiber von Mitgliedern der
Sicherheitskrifte begangenen Fille von Menschenrechtsverlet-
zungen zuweist. Diese Reform geht von der Annahme aus,

(*») Im Februar 2011 wurde der Ex-Senator Mario Uribe, Ex-Prasident
des Kongresses und Neffe von Prisident Alvaro Uribe, der Unter-
haltung von Bezichungen mit den Paramilitirs fiir schuldig befun-
den.

() Die Wahl von Dra. Morales wurde wegen Formfehlern bei ihrer
Nominierung fiir ungiiltig erklart.

(**) Im September 2011wurde J.N. Cotes, der 2002 bis 2005 das DAS
leitete, fiir schuldig befunden, den Geheimdienst in den Dienst
paramilitdrischer Gruppen gestellt zu haben, und fiir den Mord
an einem Universititsprofessor im Jahr 2004 verantwortlich zu
sein.

dass alle von Mitgliedern der Staatsgewalt bei Aktionen oder
Verfahren begangenen Delikte "mit der Dienstausiibung” im
Zusammenhang stehen und somit in erster Instanz der Militér-
gerichtsbarkeit unterliegen. Die Interamerikanische Menschen-
rechtskommission und die Vereinten Nationen haben wiederholt
auf die mangelnde Unvoreingenommenheit und Unabhangigkeit
der Militirjustiz hingewiesen, was die Glaubwiirdigkeit ihrer
Gutachten zweifelhaft erscheinen lasst (2°). Das Militdr und die
Sicherheitsdienste Kolumbiens wurden bereits mehrfach aufSer-
gerichtlicher Hinrichtungen beschuldigt, und das Hochkommis-
sariat der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte nimmt an,
dass in der Zeit von 2004 bis 2008 mehr als 3 000 Personen
von in staatlichem Auftrag handelnden Akteuren umgebracht
wurden. Seitdem ist die Zahl solcher Fille zwar deutlich zuriick-
gegangen, vollig verschwunden ist diese Praxis jedoch nicht (29).
Verschiedene nationale und internationale Organisationen haben
Prisident Santos aufgefordert, die vorgeschlagene Verfassungs-
dnderung zuriickzuziehen (¥).

3.1.13 Im Gegensatz zu den vorstchenden Meinungen hat
sich bei den Gesprichen mit dem Arbeitgebersektor ergeben,
dass nach dessen Auffassung das Abkommen der legalen Wirt-
schaft, der formellen Beschiftigung, den Menschenrechten und
der Umwelt zutriglich sein wird und zur Eindimmung der
Gewalt beitragen wird.

4. Peru

41 In den letzten zehn Jahren ist die Armut zwar zuriick-
gegangen, aber immer noch miissen nach Angaben der Welt-
bank (28) 15 % der Bevolkerung mit weniger als zwei Dollar am
Tag auskommen. Die Unterschiede zwischen stidtischem und
landlichem Raum sind nach wie vor gewaltig. Deswegen hat
sich das Wachstum bis heute in einer sehr ungleichmifigen
Verteilung der Einkommensentwicklung gedufert. Das Durch-
schnittseinkommen (und mithin der Privatverbrauch) ist gestie-
gen, aber nicht in geniigendem Mafse, und entsprach 2010
einem Betrag von 404 USD.

4.2 Situation bei den Arbeitnehmer- und Gewerkschafts-
rechten. Im Jahr 2009 hatten 73 % der Arbeitnehmer iiber-
haupt keinen Arbeitsvertrag, 7 % einen festen Arbeitsvertrag
und 20 % einen Zeitvertrag. (*%). Die ILO signalisierte 2011
eine Zunahme der informellen Beschiftigung und der Arbeits-
losigkeit, einen Riickgang der Mindestlohne und sehr hohe Kin-
derarbeit (42 %). Peru erlebt einen Exportboom bei Agrarerzeug-
nissen, der bislang aber den Arbeitnehmern dieses Sektors noch
nichts gebracht hat. Im Jahr 2008 vor dem Ausbruch der in-
ternationalen Krise waren knapp 200 000 Arbeitnehmer in die-
sem Sektor beschiftigt. Im ersten Halbjahr 2011 war eine Ver-
stetigung des Wiederaufschwungs festzustellen, das Beschafti-
gungsniveau befand sich auf einem geschichtlichen Hochststand.
Allerdings sind in diesem Sektor die Arbeitstage mitunter sehr
lang, die Entlohnung ist geringer als der ibliche Mindest-
lohn (39), Uberstunden werden schlechter bezahlt, und es
herrscht die zeitweilige Beschiftigung vor (*).

(*%) Bericht der Interamerikanischen Menschenrechtskommission iiber
Kolumbien.

(2%) Bericht iiber die Menschenrechtssituation in der Welt, 2012, Hu-
man Rights Watch.

(*’) Schreiben an Prasident Santos, Human Rights Watch, vom 9. Feb-
ruar 2012.

(*%) World Development Indicators, Weltbank 2011.

(*%) Angaben des peruanischen Arbeitsministeriums.

(*%) Der Tageslohn betrdgt zwischen 8,84 und 10 USD, das monatliche
Existenzminimum betrégt 259,61 USD.

(*") Ein auffilliges Beispiel fur die zeitweilige Beschiftigung ist im Palm-
olsektor zu beobachten.
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der ILO und der Agenda fir menschenwiirdige Arbeit einge-
gangenen Verpflichtungen als positiv, bekriftigt indes das Erfor-
dernis einer Beteiligung der organisierten Zivilgesellschaft Perus
wie der EU an der Beobachtung ihrer praktischen Anwendung,
Ein Schlisselfaktor bei dem Konzept der menschenwiirdigen
Arbeit ist die Dimension des sozialen Dialogs, d.h. die Mit-
wirkung der Unternehmerorganisationen und der Gewerkschaf-
ten an den Tarifverhandlungen. Diese sind sehr wichtig als Er-
ginzung zu den arbeitsrechtlichen Bestimmungen, um die Ar-
beitsbedingungen fir die Arbeitnehmer zu verbessern. Der Er-
fahrungsaustausch im Bereich des sozialen Dialogs ist eine wei-
tere Aufgabe, die nach Ansicht des EWSA in eine offizielle Form
gegossen werden sollte.

4.4  Kinderarbeit in Peru ist eine bereits lange bestehende
Besorgnis fiir die peruanische Zivilgesellschaft. Vor allem im
Bergbau werden Kinder und sogar Madchen als Arbeitskrafte
eingesetzt. Die Zahlen konnen nur als Naherungswerte betrach-
tet werden, weil die offiziellen Statistiken iiblicherweise nicht die
volle Grofenordnung dieses Phdnomens widerspiegeln, aber den
Daten von IPEC-OIT (*?) zu Folge sind bei zwei von drei Berg-
arbeiterfamilien Kinder unter 18 im Bereich Forderung, Ver-
arbeitung oder Transport von Material beschiftigt. Die Madchen
arbeiten zwar meistens nicht unter Tage, werden aber mehr und
mehr fiir Tatigkeiten im Bergwerkinneren eingesetzt und kiim-
mern sich um die Kommunikation zwischen der AufSenwelt und
dem Bergwerkbereich. Die ILO unterstreicht, dass die Abschaf-
fung der Kinderarbeit in Bergwerken dazu beitragt, dass tech-
nologische Anderungen angestofen werden, der soziale Schutz
verbessert wird und die Bildungsmoglichkeiten der betroffenen
Kinder erweitert werden. Die Mitwirkung der Zivilgesellschaft
bei diesem stufenweisen Prozess ist von grundlegender Bedeu-
tung. Die EU ist bei der Abschaffung der Kinderarbeit gegeniiber
seinen Handelspartnern konkrete Verpflichtungen sowie in Be-
zug auf EU-Unternehmen, die in anderen Kontinenten aktiv
sind, eingegangen. Die Fragen im Zusammenhang mit der so-
zialen Verantwortung der Unternehmen sowie mit den Arbeit-
nehmer- und Menschenrechten machen nicht an den europii-
schen Grenzen halt. Im Rahmen der Umsetzung des Mehrseiti-
gen Handelsabkommens miissen diese Zusagen erneuert wer-
den, auBerdem muss die Auswirkung des Abkommens auf die
derzeitige Situation hinsichtlich der Kinderarbeit bewertet wer-
den.

4.5  Emigration in die EU. Angaben des Nationalen Instituts
fur Statistik und Informatik (*°) zufolge betrug die Zahl der im

Briissel, den 11. Juli 2012

(*)) Programm der Internationalen Arbeitsorganisation fiir die Beseiti-
gung der Kinderarbeit. www.ilo.org.
(*3) Peru: Aus- und Einwanderungsstatistik, 1990 — 2009, Lima: 2010.

2038 107. Nach Spanien (mit ca. 200 000 peruanischen Re-
sidenten) ist Italien eines der Lander mit der groften Zuwan-
derung von Peruanern (**). Nach Auffassung des EWSA ist die
legale Zuwanderung mit garantierten Rechten eine positive und
bereichernde Erscheinung. Die Durchfithrung von Mafinahmen
zur Beobachtung und Uberwachung der Menschenrechtssitua-
tion der Zuwanderer und die Verhinderung des Menschenhan-
dels sollte bei dem mit dem Mehrseitigen Handelsabkommen
geschaffenen Beobachtungsmechanismus unter Beteiligung der
Zivilgesellschaft Beriicksichtigung finden.

4.6 Rechte der indigenen Bevolkerung. Der EWSA stellt
fest, dass das 2011 verabschiedete Ley de Consulta Previa (Ge-
setz zur vorherigen Konsultation der indigenen Bevolkerung) in
Kraft getreten ist (*°). Dieses Gesetz stellt eine Anerkennung der
Rechte der indigenen Bevolkerung dar, kann zur sozialen Inklu-
sion beitragen und bewirken, dass schlieSlich auch die Urein-
wohner in den Genuss der Vorziige der Demokratie kommen.
Es ist das Ergebnis der Bemithungen zahlreicher sozialer Akteu-
re, aber insbesondere der indigenen Bevolkerung selbst, die im-
mer wieder Rechtsvorschriften gefordert hatte, die die tatsdch-
liche Durchfithrung der Konsultierung gewahrleisten. Die voll-
inhaltliche Anwendung dieses Gesetzes wire ein Beleg fiir die
Erfullung der Verpflichtungen, die Peru im Rahmen der ILO-
Konvention Nr. 169 eingegangen ist.

4.7 Als die Regierung unter Ollanta Humala am 28. Juli
2011 antrat, hatte sie gewaltige Herausforderungen vor sich
und weckte gewisse Erwartungen. Die Unterzeichnung eines
mehrseitigen Handelsabkommens mit der EU kann dazu beitra-
gen, dass diese Herausforderungen gemeistert werden und die
Erwartungen in tatsichliche positive Veranderungen umgewan-
delt werden, allerdings unter der Voraussetzung, dass nicht irr-
tiimlicherweise angenommen wird, dass allein mit der Unter-
zeichnung dieses Abkommens sich die angestrebten Verdnde-
rungen einstellen werden. Es ist dem EWSA ein Anliegen, mit
dieser Stellungnahme zu einer kiinftigen Verbesserung der Be-
zichungen zwischen der EU und Peru beizutragen, und zwar
durch die gemeinsame Teilnahme mit der peruanischen Zivilge-
sellschaft an den zu beschlieRenden Beobachtungs- und Folgen-
abschitzungsmechanismen. Der EWSA mochte an dieser Stelle
einmal mehr betonen, dass diese Strukturen fiir die Einbindung
der Zivilgesellschaft reprasentativ und von der Exekutive un-
abhingig sein miissen.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON

(*#) Seit 2011 finanziert die EU das Projekt "Perti Migrante".

(*°) Gesetz N°. 29785, Gesetz zur vorherigen Konsultation der indige-
nen Bevélkerung. Im Ubereinkommen 169 der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) anerkanntes Recht.
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,,Genossenschaften
und Entwicklung der Agrar- und Ernihrungswirtschaft“ (Initiativstellungnahme)

(2012/C 299/09)

Berichterstatter: Carlos TRIAS PINTO

Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss auf seiner Plenartagung am 19. Januar 2012,
gemdfl Artikel 29 Absatz 2 seiner Geschiftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu

erarbeiten:

,Genossenschaften und Entwicklung der Agrar- und Ernghrungswirtschaft*

(Initiativstellungnahme).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, landliche Entwicklung, Umweltschutz nahm

ihre Stellungnahme am 26. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
144 gegen 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Auf der Suche nach einem nachhaltigeren Wirtschafts-
modell erweist sich das Genossenschaftswesen als eine wett-
bewerbsfahige und effiziente Alternative, die neue Antworten
auf die Ungleichgewichte der Nahrungsgiiter-Wertschopfungs-
kette bietet sowie Beschiftigung, lokale Lebensmittelversor-
gungsketten, Erndhrungssicherheit, soziale Teilhabe und Verant-
wortung fordert.

1.2 In den heutigen Mirkten firr Nahrungsgiiter miissen
Strukturreformen im Einklang mit den Zielsetzungen der Euro-
pa-2020-Strategie und anderer EU-Initiativen durchgefiihrt wer-
den. Die herkommlichen Vermarktungsketten weisen nicht die
erforderliche Transparenz der Preisbildung auf, was gravierende
Ungleichgewichte in der Verhandlungsfihigkeit ihrer Akteure
schafft und dadurch Erzeugern und Verbrauchern (dem ersten
und dem letzten Glied der Kette) schadet. Gleichzeitig entstehen
unnotige Umweltkosten infolge eines energetisch ineffizienten
Vertriebs, wie z.B. bei der Kiihllagerung frischer Nahrungsmittel
auflerhalb der Saison und deren Verbringung auf Markte, die
vom Erzeugungsort sehr weit entfernt sind.

1.3  Die Neuausrichtung des Marktes sollte nach einem zir-
kuldren Konzept erfolgen, das eine Verkiirzung der Absatzwege
begiinstigt. Ziel ist dabei eine bessere Verkniipfung von Angebot
und Nachfrage in einem Netz, das ausgehend von seinen kleins-
ten Grundbausteinen in einem innovativen und technisch fort-
schrittlichen Kontext geférdert wird.

1.4  Durch die ihnen eigenen Grundsdtze und Werte tragen
die Genossenschaften zu gleichberechtigten und synergistischen
Handelsbeziehungen bei, die dabei helfen, die Wertschopfungs-
kette der Agrar- und Erndhrungswirtschaft in ein neues Gleich-
gewicht zu bringen, indem Interessen verkniipft, die Wertschop-
fung besser geteilt und die Nachhaltigkeit der Produktions- und
Verbrauchsmuster gefestigt werden.

1.5  Der EWSA fordert die europdischen Institutionen folglich
auf, die Voraussetzungen fur die Forderung des genossenschaft-
lichen Modells zu schaffen, indem EU-Politiken verabschiedet
werden, die sich der geeigneten rechtlichen, wirtschaftlichen,
steuerlichen, technischen Maflnahmen usw. bedienen, um des-
sen harmonische Entwicklung zu garantieren.

2. Einleitung

2.1  Das genossenschaftliche Modell fordert die Verbesserung
des Unternehmensgefiiges der Europdischen Union sowie ins-
besondere die Wirtschaftsdemokratie und leistet somit einen
Beitrag zum notwendigen Wandel des Produktionsmodells.

2.2 Das Jahr 2012, das von den Vereinten Nationen zum
Internationalen Jahr der Genossenschaften ausgerufen wurde,
ist der ideale Rahmen fiir Uberlegungen iiber die Rolle der
Genossenschaften bei der Schaffung neuer Impulse fiir ein nach-
haltiges und integratives Wachstum, auf dessen Grundlage aus
der aktuellen Krise eine in hohem Mafe wettbewerbsfihige so-
ziale Marktwirtschaft hervorgehen kann (!).

2.3 Die Realitit des Genossenschaftssektors in der EU ist sehr
vielgestaltig. Einige Genossenschaften iiben eine Wirtschafts-
tatigkeit aus, die sich von der ihrer Konkurrenten in nichts
unterscheidet, wihrend andere ihre wirtschaftliche Tatigkeit
mit "politischen” Aktionen zugunsten der Verbraucher, der Um-
welt usw. kombinieren, die in ihre Informations- oder Verkaufs-
strategien eingebunden sind. Es muss auch unterschieden wer-
den zwischen Genossenschaften, die am Anfang (Produktion)
bzw. am Ende (Verbrauch) der Wertschopfungskette titig sind,
hiufig ohne dass eine Abstimmung zwischen ihnen stattfindet.

2.4 Im Zuge der Strukturreform der Mirkte zur Forderung
der Nachhaltigkeit in Produktion und Verbrauch muss die Wert-
schopfungskette der Agrar- und Erndhrungswirtschaft in ein
neues Gleichgewicht gebracht werden (?), wobei den Zusam-
menschliissen im Agrarbereich im Allgemeinen und den Genos-
senschaften im Besonderen eine modulierende und integrative
Funktion bei der Vornahme der notwendigen Anpassungen und
Anderungen im Wege eines sektoriibergreifenden Dialogs und
Zusammenspiels zuerkannt werden muss.

2.5 Dieser Ansatz flieft auch in die Entwicklung der vom
EWSA geduflerten Standpunkte ein und versucht, den kiinftigen
Herausforderungen der Gemeinschaftspolitiken im Zusammen-
hang mit der Europa-2020-Strategie, der neuen Gemeinsamen

(") Mitteilung der Kommission zur Binnenmarktakte, COM(2011) 206
final.

(®) Mitteilung der Kommission iiber den Aktionsplan fiir Nachhaltigkeit
in Produktion und Verbrauch und fiir eine nachhaltige Industriepoli-
tik, COM(2008) 397 final.
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Agrarpolitik, dem Aktionsplan fir Nachhaltigkeit in Verbrauch,
Produktion und Industrie sowie der Binnenmarktakte Rechnung
zu tragen.

2.6 In diesem Sinne muss hervorgehoben werden, dass in
dieser Initiativstellungnahme auf den Grundsatz eines intelligen-
ten, nachhaltigen und integrativen Wachstums — gestiitzt auf
Wissen, eine CO,-arme Wirtschaft (), Beschiftigungsfahigkeit
sowie sozialen und territorialen Zusammenhalt — abgestellt
wird.

2.7 SchlieBlich leistet ein solcher Ansatz einen Beitrag zu
anderen, fur die Gemeinschaftspolitiken sehr wichtigen Quer-
schnittsthemen, wie z.B. Fragen der Erndhrungssouverinitit
und —sicherheit, das Gleichgewicht unter den einzelnen Gebie-
ten, die Erhaltung lokaler Lebensmittelversorgungsketten (*), das
soziale Unternehmertum, den Schutz der Rechte und Interessen
der Verbraucher und die unmittelbare Einbezichung der organi-
sierten Zivilgesellschaft im Bereich der Agrar- und Ernihrungs-
wirtschaft (°).

3. Bemerkungen des EWSA

3.1 Analyse des aktuellen Markts

3.1.1  Die Funktionsweise des Marktes muss ein Angebot von
Produkten gewihrleisten, die hinsichtlich ihrer Art und Qualitit
von den Verbrauchern gewiinscht werden. Dies erfordert, dass
die Signale des Verbrauchers tiber die gesamte Wertschopfungs-
kette hinweg weitergeleitet werden und unverzerrt zu den Er-
zeugern gelangen. Leider ist der heutige Markt haufig durch
seine Linearitdt — was positive Riickkopplungen verhindert —
sowie durch eine hohe Komplexitit gekennzeichnet, die ihm
seine Aufgabe schwermacht, sodass er seinen eigentlichen
Zweck, namlich der Bevolkerung moglichst zufriedenstellend
seine Produkte zu liefern, nicht richtig erfillen kann.

3.1.2  Die Verbraucher verlangen in zunehmendem Mafe si-
chere, nachhaltige Erzeugnisse, die auf innovative, verantwor-
tungsvolle und umweltfreundliche Weise unter Achtung der ein-
schligigen Arbeits- und Tierschutzbedingungen produziert wer-
den; hier ist allerdings zu bedenken, dass auch giinstigere Nah-
rungsmittel nachgefragt werden, da der Preis nach wie vor ein
entscheidendes Kriterium fiir die Kaufentscheidung ist. In der
Wertschopfungskette der Nahrungsgiiter werden die relevanten
Informationen leider nicht zwischen den verschiedenen Gliedern
(Primérerzeugung, Konfektionierung, Lagerung, Vertrieb und
Verkauf) tibermittelt.

3.1.3  Die Absatzwege haben zu einer groferen Distanz in
der Beziehung zwischen Anbietern und Verbrauchern gefiihrt
und gleichzeitig die einzelnen Schritte intransparenter gemacht,
sodass die Produktionskosten unterbewertet sind und die den
Erzeugern gezahlten Preise hdufig nicht die Mindestbetrige er-
reichen, die ihnen das wirtschaftliche Uberleben ermoglichen.
3.1.4  Die schwache Verhandlungsmacht und die einschnei-
denden Abhingigkeiten der Akteure, die im Verhaltnis zu der
von ihnen geleisteten Arbeit ungerechte Preise verschmerzen
miissen, verschirfen das in der Lebensmittelversorgungskette
herrschende Ungleichgewicht (¢), sodass das anormale Marktver-
halten fortbesteht.

() Stellungnahme zur CO,-armen Wirtschaft: Fahrplan bis 2050 (ABL.
C 376 vom 22.12.2011, S. 110-116).

(% Vereinte Nationen, Generalversammlung "Bericht des Sonderbericht-
erstatters fur das Recht auf Nahrung", Olivier de Schutter (A/
HRC/19/59 - 26. Dezember 2011).

(°) Schlussfolgerungen von Prasident Nilsson im Anschluss an die Kon-
ferenz "Nahrung fiir jeden — auf dem Weg zu einem globalen Abkom-
men".

() Stellungnahme "Die Funktionsweise der Lebensmittelversorgungs-
kette in Europa verbessern" (ABlL. C 48 vom 15.2.2011, S. 145).

3.1.5  Folglich fihrt die — fiir seine Reform wichtige — Ana-
lyse des aktuellen Markts zu folgendem Schluss: Fragmentierung
auf der Angebotsseite, Konzentration auf der Vertriebsseite und
Unbestidndigkeit der Nachfrage. Diese Umstinde bilden einen
natiirlichen Nahrboden fiir die Entwicklung der Spekulation.

3.1.6  Hinzu kommen in der Vertriebsphase auch okologische
und soziale Auswirkungen, die sich durch weite Transportwege,
lange Kiihllagerung, die Verlagerung von Unternehmen usw.
ergeben.

3.2 Auf dem Weg zu einem starker genossenschaftlich strukturierten
Markt: ein Ansatz mit neuen Arten der nachhaltigen Produktion
und des nachhaltigen Verbrauchs

Der Genossenschaftsgedanke wird durch die Werte der Demokratie,
Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidaritit, Transparenz und sozialen Ver-
antwortung untermauert. Die International Co-operative Alliance (ICA)
hat sieben Grundsitze fiir die Tatigkeit von Genossenschaften auf-
gestellt: "freiwillige und offene Mitgliedschaft, demokratische Ent-
scheidungsfindung durch die Mitglieder, wirtschaftliche Mitwirkung
der Mitglieder, Autonomie und Unabhingigkeit, Aus- und Fortbil-
dung sowie Information, Kooperation mit anderen Genossenschaf-
ten und Vorsorge fiir die Gemeinschaft der Genossenschaft" (7).

Ein genossenschaftlicher Markt im Bereich der Agrar- und Er-
nahrungswirtschaft beruht auf Genossenschaften, die an der Ba-
sis des Angebots von und der Nachfrage nach Nahrungsgiitern
stehen, sowie auf der Wechselseitigkeit bzw. dem beiderseitigen
Nutzen der Beziehungen mit dem Ziel einer wirtschaftlich, so-
zial und Okologisch gerechteren und effizienteren Wertschop-
fungskette. Letztlich geht es darum, den Markt zu einem Posi-
tivsummenspiel zu machen, bei dem alle Beteiligten profitieren
und durch die Entwicklung langfristiger Biindnisse und Ver-
pflichtungen unter den Hauptakteuren (Erzeugern und Verbrau-
chern) im Rahmen gleicher Bedingungen eines fairen Wett-
bewerbs ein moglichst groer gemeinsamer Wert geschaffen
wird. Folgende Schliisselaspekte konnen fiir eine Neuausrichtung
des Marktes unter den Pramissen dieser Stellungnahme ange-
fuhrt werden:

3.2.1 Investitionen in die "Produktionspyramide” nach
einem grenziibergreifenden genossenschaftlichen Ansatz, bei dem
die kritische Masse die nétige Groenordnung und den erforderli-
chen Umfang erreicht. Ausgehend vom einzelnen Erzeuger oder
Familienbetrieb miissen an der Basis der Pyramide stehende Zusam-
menschliisse und Genossenschaften als belebender Faktor der Wirt-
schaft in lindlichen Gebieten geférdert und in umfassendere Struk-
turen — regionale Netze und Wettbewerbspole — eingebettet werden,
mit deren Hilfe die Landwirte in der Vermarktungskette an Bereiche
mit hoherer Wertschopfung herangefithrt werden. Diese genossen-
schaftliche Verflechtung wird es ermdglichen, die Ertrige zu maxi-
mieren und der vielfaltigen Nachfrage gerecht zu werden und auch
die Absatzwege zwischen den Produktions- und den Verbrauchszen-
tren zu verkiirzen (¥). Zugleich gewihrleistet die genossenschaftliche
Integration (’) eine bessere Riickverfolgbarkeit wahrend des gesam-
ten Prozesses, sowohl in puncto Qualitit als auch bei der Preis-
bildung, was wiederum einen optimalen Ressourceneinsatz und
eine hohere Effizienz bedeutet.

() Stellungnahme "Genossenschaften und Umstrukturierung”.

(®) Mitteilung der Kommission "Integrierte Produktpolitik”, COM(2003)
302 final.

(°) In diesem Zusammenhang ist die neu aufkommende Unternchmens-
form der integrierten Genossenschaft oder der genossenschaftli-
chen Gesellschaft von kollektivem Interesse anzufiihren, die da-
rauf ausgerichtet ist, durch die gemeinsame Mobilisierung der betei-
ligten Akteure Giiter oder Dienstleistungen zur Erfiillung kollektiver
Bediirfnisse eines bestimmten Gebiets anzubieten.
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3.2.2  Ausschiittung der sozialen Riickvergiitung Die
durch das Genossenschaftsnetz erwirtschafteten Ertrige flielen zu
den beteiligten Genossenschaften zuriick, wodurch sich ihre Mog-
lichkeiten zur Stirkung ihrer Marktposition erhdhen — zugunsten
einer besseren Beschiftigungsfihigkeit und eines breiteren Zugangs
zu grundlegenden Ressourcen und unter vorteilhafteren Bedingun-
gen fiir Erzeuger und Verbraucher, sodass die Entwicklung von
Synergien in diesem neuen Umfeld der Handelsbeziehungen gefor-
dert wird.

3.2.3  Konzentration der Nachfrage ('%). Durch Verbraucher-
genossenschaften sowie durch die Forderung von Verbraucher-
schutznetzen, die die Nachfrage der Biirgerinnen und Biirger zusam-
menfuhren, soll ein besserer Zugang zu den Erzeugnissen unter
vorteilhafteren Preis- und Qualititsbedingungen erméglicht werden.
Ein unmittelbarer Kontakt zu den Erzeugern wird tiber die lokalen
und nahe gelegenen Mirkte im Bemithen um eine weitere Optimie-
rung virtueller Handelsgeschifte iiber das Internet hergestellt. Dieser
Ansatz fallt mit den erkldrten Zielen der wichtigsten Organisationen
von Landwirten und agrar- und erndhrungswirtschaftlichen Genos-
senschaften der Europaischen Union zusammen, niamlich diejenigen
Initiativen von Landwirten anzustoflen bzw. zu unterstiitzen, die auf
den Direktverkauf ihrer Erzeugnisse an die Endverbraucher abzielen
(wie etwa Direktverkdufe ab Hof iiber landwirtschaftliche Genossen-
schaften, auf den lokalen Mirkten iiber kollektive Plattformen oder
iiber von den Erzeugern kontrollierte Unternehmen) ().

3.2.4  Zirkulires Marktkonzept ('2) mit kiirzeren Absatz-
wegen. Als Gegengewicht zu der zu starken Stellung von Markt-
teilnehmern, die keinen Mehrwert fiir die Nahrungsgiiter-Vermark-
tungskette erbringen, muss die Moglichkeit von Absatzwegen ge-
schaffen werden, bei denen eine moglichst geringe Entfernung zwi-
schen den Produktions- und Verbrauchseinheiten, d.h. zwischen Pri-
mirerzeugern und Endverbrauchern, besteht (). Auf diese Weise
wird die Entstehung von "Marktschleifen" begiinstigt, die in Bezug
auf Mittel und Kosten eine ideale Abstimmung zwischen dem Bedarf
der Bevolkerung und den Produktionsfaktoren ermdéglicht, sodass
Uberschiisse oder Defizite vermieden werden, die zudem kiinstliche
Preisfluktuationen zur Folge haben konnen. All dies wird ein ge-
rechteres, transparenteres und ausgewogeneres Funktionieren der
Lebensmittelversorgungskette bewirken, das zur Beseitigung wett-
bewerbsgefihrdender missbriuchlicher und illegaler Praktiken bei-
tragt.

3.2.5 Neue Technologien (#). Die technische Innovation ist
das Fundament, auf das sich das Konzept eines stirker genossen-
schaftlich strukturierten Marktes stiitzt, sowohl im Hinblick auf die
innovative Entwicklung der Produktionstechniken in der Agrar- und
Erndhrungswirtschaft als auch in Bezug auf den logistischen Unter-
bau, der erforderlich ist, um eine optimale Effizienz der Kommuni-
kationsprozesse beim Aufbau intelligenter Netze fir Produktion,
Vertrieb und Verbrauch (als Organisationsformen, die ein hohes
Maf an Selbstorganisation und evolutiver Flexibilitat besitzen und
lernfihig sind, wenn es darum geht, ihr Handeln auf die Erreichung

(' Mitteilung der Kommission "Die GAP bis 2020: Nahrungsmittel,
natiirliche Ressourcen und lindliche Gebiete — die kiinftigen He-
rausforderungen", COM(2010) 672 final.

(") Die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2013, Reaktion der Landwirte
und der landwirtschaftlichen Genossenschaften der EU auf die Le-
gislativvorschldge der Kommission (COPA-COGECA, 2012).

(%) Alejandro SALCEDO AZNAL: ;Sociedad de consumo o redes de consu-
midores? Esbozo para un andlisis social del consumidor actual (2008)
(Konsumgesellschaft oder Verbrauchernetze? Entwurf einer Sozialanalyse
des Verbrauchers von heute; der Artikel liegt nur auf Spanisch vor).

() Mitteilung der Kommission iiber den Aktionsplan fiir Nachhaltigkeit
in Produktion und Verbrauch und fiir eine nachhaltige Industrie-
politik, COM(2008) 397 final.

(") Stellungnahme zum Thema "Das gemeinschaftliche Agrarmodell:
Produktionsqualitdt und Verbraucherkommunikation als Elemente
der Wettbewerbsfihigkeit" (ABl. C 18 vom 19.1.2011, S. 5).

ihrer Ziele auszurichten) sicherzustellen. Diese Netze mit ihrem vi-
ralen Charakter, ihrer Interoperabilitit und ihrer gegenseitigen Ver-
kniipfung werden in einem digitalen Umfeld an die Stelle sinnloser
Zwischenakteure treten konnen. Daher miissten die neuen Tech-
nologien als Instrumente zur Gestaltung eines Prozesses genutzt
werden, der zu mehr kollektiver Effizienz fuhrt, indem die Nah-
rungsmittelketten und ihr Verarbeitungswert von Innovation getra-
gen werden.

3.3 Wie sich ein stirker genossenschaftlich strukturierter Markt ver-

wirklichen ldsst

Der weltweite Wandel hin zu verantwortungsvollen und nachhalti-
gen Produktions- und Verbrauchsmustern ist als ein Prozess mit
mehreren Interessentrigern aufzufassen, in dem jede einzelne Inte-
ressengruppe die genossenschaftliche Tatigkeit beeinflussen und von
dieser beeinflusst werden kann ("genossenschaftliche soziale Mitver-
antwortung"). Eine strategische Frage, die bei der Forderung genos-
senschaftlicher und zwischengenossenschaftlicher Konsum- und Pro-
duktionsmodelle beriicksichtigt werden muss, ist die Bereitstellung
institutioneller Instrumente und Mechanismen in einer Weise, dass
das Modell mit der herkommlichen Wertschopfungskette konkur-
rieren kann. Einige Erwdgungen konnen fur die einschligige Be-
schlussfassung zweckmifig sein:

3.3.1  Verabschiedung von Malnahmen im Rahmen der
EU-Politiken. Durch eine Reform des Rechtsrahmens und eine
angemessene Anreizpolitik unterstiitzt werden miissen Maffnahmen
zur Forderung von Genossenschaften iiber Entwicklungsagenturen,
Finanzkredite usw., Manahmen zur genossenschaftlichen Integra-
tion und Internationalisierung, MafSnahmen fiir den sozialen Zusam-
menhalt und die soziale Innovation sowie Mafnahmen zur For-
derung von Partnerschaften zwischen den offentlichen Einrichtun-
gen sowie kleinen und mittleren Unternehmen, Genossenschaften,
Verbraucherverbanden oder sonstigen Zusammenschliissen.

3.3.2  Genossenschaftliches offentliches  Auftrags-
wesen (). Die Fortschritte, die in den letzten Jahren im Rahmen
des "grinen" offentlichen Beschaffungswesens und neuerdings auch
bei der Annahme ethischer Kriterien fiir die offentliche Auftragsver-
gabe erzielt wurden, haben einen starken Effekt auf die soziale und
wirtschaftliche Projektion von Nachhaltigkeits- und Kooperations-
mafnamen gehabt. Das offentliche Auftragswesen ist aufgrund sei-
nes Vorbildcharakters und seines hohen Erwerbsvolumens zweifellos
ein unverzichtbares Instrument zur Forderung der angestrebten Zie-
le. Die Ankurbelung der Marktstrome zwischen den offentlichen
Verwaltungen und den Genossenschaftsnetzen kann fiir ein neues
Modell der nachhaltigen Produktion und des nachhaltigen Ver-
brauchs von entscheidender Bedeutung sein.

3.3.3  Qualititsmarken (*%). Qualititsmarken sind indirekte
Forderinstrumente zur Bestitigung der Herkunft, der Merkmale
und der Eigenschaften der gehandelten Produkte, wobei in diesem
Fall der Mehrwert der gesellschaftlichen Komponente ("Genossen-
schaftsmarke") hervorzuheben ist, der mit der genossenschaftlichen
Produktion einhergeht. Dieses Markenimage verleiht Bekanntheit
und ermglicht den Zusammenschliissen im Agrarbereich den Uber-
gang von einer Produktions- zu einer Marktorientierung.

3.3.4  Transparenz und Information der Verbraucher (V7).
In Verbindung mit Kampagnen zur Sensibilisierung und Auf-
klarung der Biirger iiber Kaufentscheidungen im Rahmen eines

(") Mitteilung der Kommission "Eine neue EU-Strategic (2011-2014)
fur die soziale Verantwortung der Unternehmen (CSR)",
COM(2011) 681 final.

(*%) Mitteilung der Kommission "Die GAP bis 2020: Nahrungsmittel,
natiirliche Ressourcen und lindliche Gebiete — die kiinftigen He-
rausforderungen”, COM(2010) 672 final.

() Mitteilung der Kommission iiber den Aktionsplan fiir Nachhaltigkeit
in Produktion und Verbrauch und fiir eine nachhaltige Industrie-
politik, COM(2008) 397 final.
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genossenschaftlichen Marktes ist Transparenz, insbesondere in
Bezug auf Qualitit und Rickverfolgbarkeit, ein Faktor des
Gleichgewichts in der Wertschopfungskette. Er fithrt zu groferer
Informationssymmetrie und einer Koordinierung von Produk-
tion und Verbrauch, beides notwendige Voraussetzungen fiir
die Effizienz eines nachhaltigkeitsgestiitzten Modells, indem An-
gebot und Nachrage zeitlich und raumlich an die Integration der
jeweiligen Vermarktungsprozesse gekoppelt sind. Einen Schwer-
punkt miissen auch Verbraucherzusammenschliisse und Riick-
verfolgungswege bilden, die zur entsprechenden Konzentration
der Endnachfrage nach Nahrungsgiitern fithren.

3.3.5  Bildung und Ausbildung fiir soziales Unternehmer-
tum und Genossenschaftswesen ('¥). Obgleich es sich hierbei
um ein eindeutig zukunftsorientiertes Instrument handelt, dessen
Wirkung sich nicht unmittelbar beobachten lasst, ist es fiir die Kon-
solidierung der auf dem Markt entstandenen Verdnderungen unver-
zichtbar. Die Kenntnis und Ubernahme von Genossenschaftsgrund-
sitzen in Schulen bewirken nicht nur, dass sich schon friih eine
positive Haltung gegeniiber dem genossenschaftlichen Modell und
gegeniiber der Zusammenarbeit als Quelle des Vertrauens heraus-
bildet; ihre praktische Anwendung tbertragt sich auch auf die El-
tern, indem ihnen Verbrauchsmuster vorgegeben werden, die mit
den vorgeschlagenen Mafinahmen synergistisch sind. Besondere Be-
deutung hat diesbeziiglich die Forderung des Unternehmergeistes
junger Menschen, um Anreize und Motivation fiir die Einrichtung
und Konsolidierung von Genossenschaften zu schaffen, sei es in der
Produktions-, Vermarktungs- oder Konsumphase. Die Kenntnis be-
wihrter genossenschaftlicher Verfahren sowie deren Austausch und
Verbreitung werden sicherlich einen Beitrag zu all diesen Punkten
leisten.

3.3.6  Steuerliche Sonderbehandlung (*°). Eine gerechtere
Besteuerung muss eine Neuausrichtung des Konsums in Richtung
einer effizienten Ressourcennutzung ermdglichen (%), damit stirker
berticksichtigt wird, was ein Produkt unter gesellschaftlichen und
Umweltaspekten beinhaltet und welcher soziale Mehrwert aus dem
genossenschaftlichen Modell erwichst. Ausgehend von einem spe-
ziellen Steuerrahmen gehoren Steueranreize und Ausgleichsbeihilfen
zu den direktesten Instrumenten mit dem grofSten Potenzial, die
Zielsetzungen zu erreichen. Wie die bisherige Erfahrung in verschie-
denen Mitgliedstaaten zeigt, fordert die Einfihrung einer steuerli-
chen Sonderbehandlung Autonomie und finanzielle Unabhingigkeit,
erfordert jedoch ebenso wie einige der vorstehend beschriebenen
Initiativen eine vorherige Wirkungsanalyse.

3.3.7  Technologieanwendung. Der technische Fortschritt und
der universelle Zugang dazu sind der beste Impuls fiir das Erreichen

Briissel, den 11. Juli 2012

(*8) Mitteilung der Kommission "Initiative fiir soziales Unternehmertum
— Schaffung eines "Okosystems" zur Forderung der Sozialunterneh-
men als Schliisselakteure der Sozialwirtschaft und der sozialen In-
novation", COM(2011) 682 final.

(") Stellungnahme "Unterschiedliche Unternechmensformen" (ABlL. C
318 vom 23.12.2009, S. 22-28).

(29 COM(2011) 571 final sowie Stellungnahme "Forderung der Nach-
haltigkeit in Produktion und Verbrauch in der EU" (ABL. C 191 vom
29.06.2012, S. 6).

der anvisierten Ziele. In diesem Zusammenhang sind die folgenden
Mafnahmen hervorzuheben: Anwendung von Forschung und Inno-
vation auf die agrar- und erndhrungswirtschaftliche Produktion,
Schaffung neuer Vermarktungsraume und -kanile sowie Verstirkung
der Qualititszertifizierung durch die Vergabe von Zusatzpunkten je
nach Nihrwert, Liefergarantien und sonstige Vorteile fiir die All-
gemeinheit, unter Abzug von Punkten u.a. fiir negative externe
Effekte fir Gesellschaft und Umwelt, sodass Kriterien wie Gesund-
heit und Lebensmittelsicherheit sowie okologischer bzw. sozialer
FuRabdruck zum Tragen kommen konnen und dariiber hinaus
von den Verbrauchern im Verhiltnis zum Preis und den jeweiligen
Produktions- und Vertriebskosten beachtet werden. Um dieses Zer-
tifizierungsinstrument umzusetzen, bedarf es eines Zusammenspiels
verschiedener Elemente wie Smartphones, spezieller Computerpro-
gramme und der sozialen Netze.

3.4 Wettbewerbsvorteile des genossenschaftlichen Marktes

Uber die offenkundigen Vorteile eines auf Nachhaltigkeit und
wirtschaftlicher und sozialer Zusammenarbeit beruhenden Mo-
dells hinaus hat der genossenschaftliche Markt eine Reihe von
Wettbewerbsvorteilen, was Auswirkungen auf Aspekte hat, die
fur die Unionspolitiken sehr wichtig sind, und zwar in folgen-
den Bereichen:

3.41  Wirtschaft: Stabiler und sicherer Marktzugang fir die Er-
zeugnisse der Landwirte, nachhaltige Finanzierung, sozial verant-
wortliche Investitionen, Marktdynamisierung, ~Aufrechterhaltung
des Wettbewerbs, Schutz der Rechte und Interessen der Verbraucher
usw.

3.4.2  Soziales: Raumplanung, landliche Entwicklung und Inklu-
sion, Kulturerbe und lokale und regionale Identitt, Erndhrungssou-
verdnitdt und -sicherheit, Vermeidung von Uberproduktion und
Zuginglichkeit von Lebensmitteln, Riickverfolgbarkeit der Produkte,
Unternehmensverlagerungen, Gewiéhrleistung angemessener Lohne
und Gehilter sowie Verbesserung der Arbeitsbedingungen, soziale
Verantwortung und verantwortungsvoller Verbrauch, Gesundheits-
wesen und gesunde Lebensfithrung, direkte Teilhabe der Biirger an
der Beschlussfassung der sie vertretenden Institutionen usw.

3.43  Umwelt: Energiecinsparungen, Erhalt von Okosystemen,
okologischer Fufabdruck, Agrardkologie, rationale und verantwor-
tungsbewusste Nutzung von Rohstoffen und natiirlichen Ressour-
cen, Lebenszyklus der land- und erndhrungswirtschaftlichen Erzeug-
nisse, Schaffung griiner Arbeitsplitze als Marktverbreitungsstrategie
usw.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON



4.10.2012

Amtsblatt der Europaischen Union

C 299/49

Stellungnahme des Europidischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,,Uberpriifung der
Luftverkehrs- und Flughafenleitlinien der EU aus den Jahren 1994 und 2005“ (erginzende
Stellungnahme)

(2012/C 299/10)

Berichterstatter: Jacek KRAWCZYK

Ko-Berichterstatter: Nico WENNMACHER

Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 14. Juli 2011, gemaf8 Artikel 29 Absatz 2
seiner Geschiftsordnung, eine erginzende Stellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten:

"Uberpriifung der Luftverkehrs- und Flughafenleitlinien der EU aus den Jahren 1994 und 2005".

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission fiir den industriellen Wandel nahm ihre Stel-

lungnahme am 11. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
143 gegen 2 Stimmen bei 1 Enthaltung folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Die Europiische Kommission plant einerseits eine Uber-
pritfung der EU-Leitlinien von 1994 zur Anwendung der Arti-
kel 92 und 93 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen im Luft-
verkehr und andererseits der EU-Leitlinien aus dem Jahr 2005
fir die Finanzierung von Flughdfen und die Gewahrung staatli-
cher Anlaufbeihilfen fiir Luftfahrtunternehmen auf Regionalflug-
hifen (in der Folge "die Luftverkehrsleitlinien").

1.2 Seit 2005 notifizieren die Mitgliedstaaten der Europii-
schen Kommission viele Fille, in denen Flughifen oder lokale
Gemeinschaften Subventionen gewihren, nicht mehr.

1.3 Der Ausschuss teilt die Meinung vieler Interessentrager,
dass die Uberarbeitung der geltenden Luftverkehrsleitlinien un-
erldsslich ist und unverziiglich vorgenommen werden muss, um
eine gleiche Ausgangslage fiir alle Akteure zu schaffen. Die
Entwicklung regionaler Flughifen ist fiir das Wirtschaftswachs-
tum und den territorialen Zusammenhalt von Bedeutung und
erfordert klare Regeln fiir die Vergabe staatlicher Beihilfen.

1.4 Nach Meinung des Ausschuss muss eine Studie erstellt
werden, in der der aktuelle Stand in Bezug auf staatliche Bei-
hilfen und vergleichbare Praktiken fur die Umsetzung von Luft-
verkehrsleitlinien dargelegt wird. Auflerdem sollte die Studie
neben der Analyse der gingigen Praktiken in diesem Bereich
detaillierte Informationen zu Umfang und Art der gewdahrten
Beihilfen, ihren Auswirkungen auf die tatsichliche Wirtschafts-
entwicklung sowie ihren quantitativen und qualitativen Folgen
fur die Beschiftigung enthalten.

1.5 In seinen in Ziffer 5 dieser Stellungnahme enthaltenen
Empfehlungen fur tiberarbeitete Luftverkehrsleitlinien

— spricht sich der Ausschuss fiir einen einheitlichen EU-
Rechtsrahmen fiir den gesamten Luftverkehrsbereich aus,
der der unkontrollierten Vergabe staatlicher Beihilfen ein
Riegel vorschiebt und eine gleiche Ausgangslage fiir alle
Marktteilnehmer auch auf lokaler Ebene sicherstellt;

— stimmt er dem allgemeinen Grundsatz zu, dass Privatinves-
titionen nicht als staatliche Beihilfen angesehen werden kon-
nen. Gleichzeitig kann ein offentlicher Betreiber als Privat-
investor auftreten, wenn die Investition kommerziell ge-
rechtfertigt ist;

— empfiehlt er, dass staatliche Beihilfen fiir Investitionen in
Flughafeninfrastruktur und Anlaufbeihilfen fir Luftverkehrs-
unternehmen nur in genau festgelegten Fillen maoglich oder
in Dauer und Hohe begrenzt sein sollten;

— weist er auf die Notwendigkeit hin, dass die fiir Flughdfen
und Luftverkehrsunternehmen verfiigbaren Beihilfen und die
Bedingungen fiir ihre Gewahrung offengelegt werden sollten;

— fordert er eine weitere Stiarkung des sozialen Dialogs und die
Unterbindung von Sozialdumping in diesem Sektor;

— betont er, dass die Leitlinien korrekt umgesetzt werden miis-
sen. Auf die Durchsetzung kommt es an;

— fordert er aulerdem eine langfristige Politik fiir die Entwick-
lung von Regionalflughifen. Luftverkehrsleitlinien konnen
nur dann erfolgreich durchgesetzt werden, wenn klare poli-
tische Priorititen fur die Entwicklung von Regionalflughifen
vereinbart werden.

2. Einleitung

2.1 In den letzten zwanzig Jahren hat die europiische Luft-
fahrt zahlreiche Veranderungen erfahren, insbesondere aufgrund
der Marktliberalisierung und der dadurch ausgelosten Schaffung
von Billigfluggesellschaften. Dank des europiischen Luftver-
kehrsbinnenmarktes und des Markteintritts neuer Luftfahrtunter-
nehmen, des Baus neuer Regionalflughifen und der Senkung der
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Flugpreise haben zwar mehr Biirger Zugang zum Luftverkehr,
doch brachte diese Entwicklung gleichzeitig auch erhebliche
Auswirkungen auf die Beschiftigung und die Arbeitsbeziehun-
gen in diesem Sektor.

2.2 Um gleiche Wettbewerbsbedingungen fiir Luftfahrtunter-
nehmen zu schaffen, hatte die Europdische Kommission 1994
vor dem Hintergrund der Liberalisierung des Markts fur Luft-
verkehrsdienste die ersten Luftverkehrsleitlinien mit Vorschriften
fur die Bewertung von Sozial- und Umstrukturierungsbeihilfen
fur Luftfahrtunternehmen angenommen. Sie wurden 2005
durch Leitlinien fiir die 6ffentliche Finanzierung von Flughifen
und die Gewihrung staatlicher Anlaufbeihilfen fiir Luftfahrt-
unternehmen auf Regionalflughifen erginzt.

2.3 Die Europdische Kommission plant einerseits eine Uber-
priffung der EU-Leitlinien von 1994 zur Anwendung der Arti-
kel 92 und 93 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen im Luft-
verkehr und andererseits der EU-Leitlinien aus dem Jahr 2005
fur die Finanzierung von Flughifen und die Gewahrung staatli-
cher Anlaufbeihilfen fur Luftfahrtunternehmen auf Regionalflug-
hafen.

2.4 Zahlreiche europiische Netzfluggesellschaften (von denen
die meisten Mitglieder der Vereinigung Europdischer Fluggesell-
schaften AEA sind) haben angegeben, dass sie in den letzten
Jahren mit einer neuen Art von Wettbewerb durch Luftfahrt-
unternehmen zu kdmpfen haben, die erhebliche Einnahmen aus
lokalen Gemeinschaften und Flughifen zichen. AEA-Mitglieder
vertreten den Standpunkt, dass diese Subventionen rechtswidrig
und eklatante Beispiele fuir staatliche Beihilfen sind, die eine
erhebliche Verzerrung des Wettbewerbs im europaischen Luft-
verkehrsmarkt verursachen.

2.5  Laut dem europdischen Verband der Niedrigtarif-Flugge-
sellschaften ELFAA hat die stirkere Konsolidierung der Netz-
fluggesellschaften zur Stiitzung ihrer Drehkreuzflughifen dazu
gefithrt, dass es fiir Regionen und ihre Flughifen, die ihr Spek-
trum an Direktflugverbindungen ausbauen wollen, weniger Al-
ternativen gibt. In vielen Fillen sind Niedrigtarif-Fluggesellschaf-
ten die einzige Wachstumschance fiir Regionalflughifen auf
dem europdischen Markt. Mit der jiingsten EU-Erweiterungs-
runde haben sich neue Marktchancen ergeben, und viele dieser
Markte beruhen in hohem Mafe auf einem Geschiftsmodell mit
niedrigen Tarifen, um Verkehrsstrome aufzubauen und aufrecht-
zuerhalten. Laut ELFAA sind diese Strecken im Kontext des
europdischen Zusammenhalts und der regionalen Entwicklung
aus sozialer und wirtschaftlicher Sicht von Belang.

2.6 Seit 2005 notifizieren die Mitgliedstaaten der Europdi-
schen Kommission viele Fille, in denen Flughifen oder lokale
Gemeinschaften Subventionen gewihren, nicht mehr; die Luft-
verkehrsleitlinien 2005 haben nicht zur Schaffung nationaler
Systeme gefiihrt, bei denen die Bedingungen fiir die Gewdhrung
von Beihilfen genau festgelegt sind. Schlimmer noch: In den
wenigen Fillen, die notifiziert wurden und ein formelles Ver-
fahren seitens der Europdischen Kommission zur Folge hatten,
wurden Entscheidungen, wenn iiberhaupt, allenfalls mit grofer
Verzogerung getroffen. Viele Flle blieben einfach ungeldst. Dies
hat dazu beigetragen, dass eine gewisse Praxis der Straflosigkeit
und des Gewihrenlassens Einzug gehalten hat.

2.7 Die Vision der Flughifen als Triebfedern fur die wirt-
schaftliche Entwicklung ihrer Region wurde durch den immer

starkeren direkten (finanziellen) Riickzug des Staates gefordert,
der den regionalen und lokalen Gebietkorperschaften die Auf-
gabe iibertragen hat, diese grundlegende Infrastruktur zu iiber-
wachen, zu verwalten und zu finanzieren. Die regionalen Ge-
bietskorperschaften sehen in Flughdfen immer mehr eines der
wichtigsten Mittel zur Forderung der Wirtschaft vor Ort.

2.8 In diesem Sektor liegen der Europdischen Kommission
derzeit zahlreiche Beschwerden ehemals staatlicher Fluggesell-
schaften gegen Billigfluglinien und umgekehrt vor. Seit 2005
ist im Vergleich zu der rasanten Zunahme der Zahl an Regional-
flughdfen in der EU nur eine geringe Zahl an Notifizierungen
bei der Europiischen Kommission eingegangen.

2.9 Zu den wichtigsten Ergebnissen der offentlichen Konsul-
tation der Europdischen Kommission zihlen:

— Die Leitlinien miissen vereinfacht und transparenter gestaltet
werden.

— Die Durchsetzung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen
fur Luftfahrtunternehmen und Flughdfen muss verbessert
werden.

— Es sollte eine neue Kategorie von Vorschriften zur Vermei-
dung von Wettbewerbsverzerrungen zwischen Flughifen im
gleichen Einzugsbereich festgelegt werden.

— Es bedarf eindeutigerer und vorhersehbarerer Vorschriften
iiber Investitionsbeihilfen (klare Definitionen der finanziellen
Parameter).

2.10  Daher teilt der Ausschuss die Meinung vieler Interes-
sentriger, dass die Uberarbeitung der geltenden Luftverkehrsleit-
linien unerlasslich ist und unverziiglich vorgenommen werden
muss, um eine gleiche Ausgangslage fiir alle Akteure zu schaf-
fen. Die Entwicklung regionaler Flughifen ist fiir das Wirt-
schaftswachstum und den territorialen Zusammenhalt von Be-
deutung und erfordert klare Regeln fir die Vergabe staatlicher
Beihilfen.

2.11  Nach Meinung des Ausschuss muss eine Studie erstellt
werden, in der der aktuelle Stand in Bezug auf staatliche Bei-
hilfen und vergleichbare Praktiken fur die Umsetzung von Luft-
verkehrsleitlinien dargelegt wird. Insbesondere fiir die Beurtei-
lung, ob und in welchem Mafle die geltende Praxis den Wett-
bewerb zwischen Flughdfen und Luftverkehrsunternehmen ver-
zerrt, sollten in der Studie detaillierte Informationen zu Art und
Umfang der gewihrten Beihilfen, ihren Auswirkungen auf die
tatsichliche Wirtschaftsentwicklung/Effizienz sowie ihren quan-
titativen und qualitativen Folgen fiir die Beschiftigung enthalten.

2.12  Die geltenden Vorschriften tiber staatliche Beihilfen fiir
die Entwicklung von Regionalflughifen konnten aufgrund der
aktuellen Weltwirtschaftkrise und insbesondere des immer gré-
Bere Drucks auf die Finanzen der EU und der Mitgliedstaaten in
Frage gestellt werden. Es muss geklart werden, inwieweit das
derzeitige Wirtschaftsmodell des Regionalflughafenbetriebs lan-
gerfristig tragfahig ist. Wie die aktuellen Diskussionen zum
mehrjahrigen Finanzrahmen 2014-2020 zeigen, steht die EU
vor der groflen Herausforderung, mit weniger Ressourcen
mehr Ergebnisse zu erzielen. Dies gilt selbstverstandlich auch
fur die in dieser Stellungnahme erdrterte Thematik.
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3. Das Marktumfeld

3.1  Es gibt ca. 460 fir die gewerbliche Luftfahrt genutzte
Flughifen in den Mitgliedstaaten. An rund 60 % der EU-Flughi-
fen wurden 2010 weniger als 1 Million Fluggiste abgefertigt.

3.2 Der Luftverkehrsmarkt hat sich in den letzten Jahren
drastisch verindert: Billigfluglinien haben fiir Regionalflughdfen
neue und umfassende Geschiftsmodelle entwickelt und dadurch
betrichtliche Marktanteile erobert. Gleichzeitig haben fast alle
ehemals staatlichen Fluggesellschaften eine Umstrukturierung
durchlaufen und so ihre Prisenz in Europa weiter konsolidiert.

3.3 Im Jahr 2005 entfiel ein Anteil von 25 % des Binnen-
marktes auf Billigfluglinien; dieser Anteil ist bis 2010 auf 39 %
gestiegen. Bei ausschlieflicher Beriicksichtigung direkter Flugver-
bindungen betragt dieser Anteil sogar 43 %. Im Zeitraum 2008-
2010 verzeichneten die traditionellen Netzfluggesellschaften —
und Mitglieder der Vereinigung Europdischer Fluggesellschaften
AEA — erhebliche Verluste bei ihren innereuropdischen Fliigen.
Trotz ihrer positiven Ergebnisse auf den Langstrecken (1 Mrd.
EUR im Jahr 2008, 100 Mio. EUR im Jahr 2009 und 1,1 Mrd.
EUR im Jahr 2010) fiel das operative Ergebnis (EBIT) aufgrund
der negativen Bilanz auf den innereuropdischen Kurzstrecken-
fliigen insgesamt negativ aus.

3.4 Laut dem europdischen Verband der Niedrigtarif-Flugge-
sellschaften ELFAA ist bei den aktuellen Trends und Plinen zur
Flottenerneuerung eine Zunahme des Anteils der Billigfluglinien
am innereuropiischen Flugverkehr bis 2020 auf 45 bis 53 %
und bei direkten Flugverbindungen sogar eine Steigerung auf 50
bis 60 % zu erwarten. Billigfluglinien haben wihrend der letzten
Krise weniger Verluste eingefahren als die Netzfluggesellschaften.

3.5  Der Markt fiir regionale Direktverbindungen wird weit-
gehend von Billigfluglinien beherrscht. In der Kategorie Billig-
fluglinien halten drei Unternehmen iiber mehr als 52 % der
Marktanteile, wihrend die drei groiten Netz-Luftfahrtunterneh-
men zusammen lediglich 22 % des Netz-Binnenmarkts halten.
Ausgehend von a) dem steigenden Marktanteil der Billigflug-
linien bei innereuropdischen Strecken und b) dem steigenden
Anteil von regionalen Direktfliigen im Vergleich zu traditionel-
len Fliigen zwischen Drehkreuzen scheint klar, dass zwar das
Angebot heute zwar grofer ist als frither, diese Angebotsaus-
weitung (namentlich bei Direktfliigen) aber teilweise durch eine
begrenzte Zahl an Anbietern gewahrleistet wird.

3.6  Bei Beriicksichtigung der realen Infrastrukturkosten kann
eine Vielzahl an Regionalflughdfen mit Ausnahme der groften
europdischen Drehkreuzflughifen und der groften Regionalflug-
hifen nicht als wirtschaftlich rentabel angesehen werden. Viele
kleine Regionalflughifen sind aufSerstande, die Infrastrukturkos-
ten zu tragen, die oftmals aus anderen auf regionaler Ebene
verfiigbaren Mitteln finanziert werden. Viele dieser Flughifen
miissten einfach schlieen, wenn sie selbst fiir die realen Infra-
strukturkosten aufkommen miissten.

3.7 Es darf nicht vergessen werden, dass Europa in den kom-
menden Jahren mit Kapazititsengpassen auf seinen Flughifen zu
kimpfen haben wird. In einer Studie "Challenges of growth"
(2008) und einer vor Kurzem veroffentlichten Langzeitprognose
(2010) von Eurocontrol wird auf den Kapazititsmangel auf
europdischen Flughdfen angesichts des prognostizierten Ver-
kehrszuwachses bis 2030 hingewiesen (16,9 Millionen Fliige,

d.h. 1,8 Mal mehr als 2009). Laut diesen glaubwiirdigen Be-
richten werden trotz einer geplanten Kapazititsaufstockung des
europdischen Flughafennetzes um 41 % bis 2030 alarmierende
10 % aller Fliige wegen unzureichender Flughafenkapazitit nicht
abgefertigt werden konnen.

3.8 Fir Grofflughifen ist die externe Infrastrukturfinanzie-
rung in der Regel kein wichtiges Thema, fiir viele Regionalflug-
hifen, die nicht iber die Groflenvorteile und Finnahmen ver-
figen, die den erforderlichen Spielraum fiir Infrastrukturfinan-
zierung schaffen konnten, ist sie jedoch von grundlegender Be-
deutung.

3.9  Ein neuer Markt fiir Direktfliige ist fiir bestimmte Regio-
nalflughifen Chance und Grund zur Besorgnis zugleich, da die-
ser Markt groflen Schwankungen unterliegt. So sind insbeson-
dere Billigfluglinien in der Lage, ihre Luftfahrzeuge und Besat-
zung sehr kurzfristig in ganz Europa umzuschichten, je nach
dem wirtschaftlichen Potenzial einer neuen Flugverbindung zu
einem anderen Zielflughafen. Stabilitit und Vorhersehbarkeit
dieser Einnahmenquelle der Flughifen steht daher in Frage.

3.10  Anlaufbeihilfen gemdfl den geltenden Leitlinien haben
zu einem "Investitionswettlauf" zwischen verschiedenen Regio-
nen gefithrt, um ihre Regionalflughifen oftmals auch unter Ein-
satz von EU-Mitteln auszubauen. Gerit ein Regionalflughafen in
finanzielle Schwierigkeiten, fordern die Regionen weitere Hilfe
mit dem Argument, dass diese Regionalflughifen nicht ausgelas-
tet und eine notwendige Ausgabe fiir die lokalen Gemeinschaf-
ten sind.

4. Besondere Bemerkungen

4.1  Langfristig ist die Luftfahrt ein Industriezweig mit gerin-
ger Rentabilitdt; in diesem Sektor herrscht bereits ein starker
Wettbewerb. In einem derartigen Umfeld konnen selbst geringe
Beihilfen den Wettbewerb beintrichtigen, daher muss dieses
Problem mit dufferster Umsicht angegangen werden.

4.2 Die wichtigste Frage ist, welche Art von Konzept fir die
Ausarbeitung der neuen Luftfahrtleitlinien erforderlich ist, da es
unterschiedliche Konzepte gibt.

4.2.1  Laut dem europdischen Verband der Niedrigtarif-Flug-
gesellschaften ELFAA muss das Potenzial der Regionalflughifen
erschlossen werden, um den territorialen Zusammenhalt in der
EU und die regionale Entwicklung zu fordern sowie Abhilfe fur
die Uberlastung der Drehkreuz-Flughdfen der Netzfluggesell-
schaften zu schaffen. Der Auf- und Ausbau von Regionalflug-
hifen bedeutet neue Arbeitsplitze, groffere Chancen fiir Unter-
nehmen in Regionen in Randlage in der EU, weniger Emissio-
nen durch direkte interregionale Verbindungen anstelle von in-
direkten Fliigen tiber Drehkreuzflughdfen und weniger Emissio-
nen durch den Landverkehr, da die Fluggiste ihre lokalen Flug-
hifen nutzen. Laut ELFAA muss der Ausbau der Regionalflug-
hifen durch flexible Leitlinien fiir staatliche Beihilfen gefordert
werden, die auf dem Grundsatz des marktwirtschaftlich han-
delnden Kapitalgebers anstelle auf strikten Vorschriften beruhen,
die Wachstum dort, wo die Nachfrage danach besteht, verhin-
dern.

4.2.2  Laut der Vereinigung Europdischer Fluggesellschaften
AEA sollten neue Leitlinien auf den Schutz aller Luftfahrtunter-
nehmen vor diskriminierenden und unklaren Finanzhilfen
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seitens Regionalflughifen oder lokaler Gemeinschaften an Luft-
fahrtunternehmen ausgerichtet sein. Derartige Beihilfen sollten
nur in ganz genau festgelegten Fillen moglich und in Dauer und
Hohe begrenzt sein. AufSerdem diirften derartige Beihilfen nur
in Einzelfillen unter Einhaltung der Grundsitze von Trans-
parenz, Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung zwischen
Unternehmen vergeben werden.

4.2.3  Laut Airport Council International (ACI) Europe sollte
die mogliche verkehrsvolumenbezogene Wettbewerbsverzerrung
durch einen Flughafen als Richtschnur fiir die Bewertung staat-
licher Beihilfen angelegt werden.

4.2.3.1  Ausnahme fiir Flughifen der Kategorie D (bis zu 1
Million Fluggiste): Es wird allgemein anerkannt, dass Flughifen
unter einer bestimmten Umschlagsgrenze normalerweise nicht
rentabel sind und offentliche Beihilfen benotigen konnten. Au-
Berdem gewihrleisten diese kleinen Flughifen oftmals die terri-
toriale Anbindung von Regionen und stddtischen Ballungsrau-
men und verursachen wegen ihres begrenzten Verkehrsaufkom-
mens in der Regel keine Beeintrachtigung der Handelsbedingun-
gen in der EU. Daher sollte laut ACI die Nutzung offentlicher
Mittel fiir den Bau neuer Infrastruktur und die Einrichtung neuer
Flugverbindungen ohne vorherige Notifizierung erlaubt sein. Al-
lerdings sollte die Bereitstellung 6ffentlicher Mittel enden, sobald
der Flughafen die Grenze von 1 Million Fluggisten erreicht.

4.2.3.2  Die offentliche Infrastrukturfinanzierung und die Fi-
nanzierung von Anlaufbeihilfen durch Flughdfen mit mehr als 1
Million Fluggdsten miissen den Anforderungen eines den spezi-
fischen Bediirfnissen des Flughafensektors angepassten Privat-In-
vestor-Tests geniigen.

4.3 Der Ausschuss teilt die Meinung der Europiischen Kom-
mission, dass bei der Uberarbeitung des allgemeinen Ansatzes
fur staatliche Beihilfen folgende Grundsitze festgeschrieben wer-
den sollten:

— Es darf keine Wettbewerbsverzerrung geben.

— Durch den Ausbau des Regionalluftverkehrs miissen die Ent-
wicklung und Zuginglichkeit der Regionen verbessert wer-
den.

— Der Betrieb mehrerer unrentabler Flughifen im gleichen Ein-
zugsgebiet ist zu vermeiden.

— Schaffung oder Aufrechterhaltung von Uberkapazititen sind
zu vermeiden.

4.4  Die Entwicklung von Flughifen, die sich selbst tragen
konnen, und eine stirkere Beteiligung privater Investoren miis-
sen gefordert werden. Gleichzeitig weist der Ausschuss aber
auch auf die Notwendigkeit einer Gemeinwohlverpflichtung
fiir Luftverkehrsdienste von wirtschaftlichem Interesse hin, ins-
besondere zur Anbindung abgelegener Regionen und Inseln.

5. Empfehlungen

5.1  Der Ausschuss spricht sich fiir einen einheitlichen EU-
Rechtsrahmen fir den gesamten Luftverkehrsbereich aus, der
der unkontrollierten Vergabe staatlicher Beihilfen einen Riegel
vorschiebt und eine gleiche Ausgangslage fiir alle Marktteilneh-
mer auch auf lokaler Ebene sicherstellt.

5.2 Privatinvestitionen konnen grundsitzlich nicht als staat-
liche Beihilfen angesehen werden. Gleichzeitig kann ein 6ffent-
licher Betreiber als Privatinvestor auftreten, wenn die Investition
kommerziell gerechtfertig ist.

5.3  Die von der Europiischen Kommission auszuarbeitenden
neuen Leitlinien sollten auf den Schutz aller Luftverkehrsunter-
nehmen und Flughdfen gegen diskriminierende, unklare und
wettbewerbsverzerrende finanzielle Hilfen durch regionale Re-
gierungen oder Regionalflughifen ausgerichtet sein. Offentliche
Beihilfen diirfen den Wettbewerb weder zwischen Flughifen
noch Luftfahrtunternehmen verzerren. Nach Ansicht des Aus-
schusses sind Gruppenfreistellungen fiir bestimmte Kategorien
von Flughdfen oder Luftfahrtunternehmen fur die Forderung
der regionalen Entwicklung nicht erforderlich.

5.3.1  Staatliche Beihilfen fiir Investitionen in Flughafeninfra-
struktur und Anlaufbeihilfen fir Luftverkehrsunternehmen soll-
ten nur in ganz genau festgelegten Fillen maoglich oder in Dauer
und Hohe begrenzt sein. Auflerdem sollten sie nur unter aufSer-
gewohnlichen Umstinden und unter Wahrung der Grundsitze
von Transparenz, Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung
gewihrt werden.

5.3.2  In Bezug auf die Transparenz sollten die Bedingungen
fur die Vergabe offentlicher Beihilfen veréffentlicht werden. Die
fur Flughifen und Luftverkehrsunternehmen verfiigbaren Beihil-
fen und die Bedingungen fiir ihre Gewahrung sollten offengelegt
werden.

5.3.3  Die neuen Leitlinien miissen in Form klarer und ein-
facher Regeln festgelegt werden, um Rechtssicherheit fiir den
europdischen Luftverkehr zu bieten. Der Ausschuss betont,
dass die Leitlinien korrekt umgesetzt werden miissen. Auf die
Durchsetzung kommt es an.

54 In denen neuen Leitlinien miissen den Interessen der
Arbeitnehmer und der Reisenden Rechnung getragen werden.
Da die Ressource Mensch ein grundlegender Faktor fiir die
Qualitdt des Luftverkehrssystems ist, muss eine nachhaltige Zi-
villuftfahrt qualitativ hochwertige Arbeitspldtze und gute Ar-
beitsbedingungen bieten. In diesem Sinne ist es wichtig, den
sozialen Dialog zu stirken und Sozialdumping in diesem Sektor
zu unterbinden.

5.5 Der Ausschuss fordert eine langfristige Politik fiir die
Entwicklung von Regionalflughifen. Luftverkehrsleitlinien kon-
nen nur dann erfolgreich durchgesetzt werden, wenn klare po-
litische Priorititen fiir die Entwicklung von Regionalflughdfen
vereinbart werden. Es wird Aufgabe der Europiischen Kommis-
sion sein, umgehend eine diesbeziigliche politische Agenda aus-
zuarbeiten.

5.6  Der Ausschuss fordert die Mitgliedstaaten auf, die Vor-
bereitung und Umsetzung neuer Leitlinien zu fordern und zu
unterstiitzen. Staatliche Beihilfen miissen notifiziert werden.

5.7 Die Schaffung einer effizienten Komodalitit zwischen
Schienen- und Luftverkehr muss eingehender untersucht und
auch bewerkstelligt werden, um geographische Riume verkehrs-
mafig besser zu erschliefen und Umweltziele zu erreichen.
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5.8  Dies ist aufgrund der Gewdhrung von EU-Mitteln im Rahmen des neuen mehrjahrigen Finanzrah-
mens von ganz besonderer Bedeutung. Um mit weniger Ressourcen mehr Ergebnisse zu erzielen, sind klare
Priorititen erforderlich. Die regionale Entwicklung ist sehr wichtig, doch sollte sie keinesfalls als Recht-
fertigung fiir den Bau von Flughidfen herangezogen werden, wenn es keine Mdglichkeiten zur Schaffung

einer ausreichenden Nachfrage gibt.

Briissel, den 11. Juli 2012

Der Prsident
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPAISCHER WIRTSCHAFTS- UND
SOZIALAUSSCHUSS

482. PLENARTAGUNG AM 11. UND 12. JULI 2012

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts-

und Sozialausschusses zu dem Griinbuch

,Umstrukturierung und Antizipierung von Verinderungen: Lehren aus den jiingsten Erfahrungen“
COM(2012) 7 final
(2012/C 299/11)

Berichterstatter: Antonello PEZZINI

Ko-Berichterstatter: Thomas STUDENT

Die Europdische Kommission beschloss am 17. Januar 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemafs Artikel 304 Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) um Stellung-

nahme zu folgendem Griinbuch zu ersuchen:

"Umstrukturierung und Antizipierung von Verdnderungen: Lehren aus den jiingsten Erfahrungen"

COM(2012) 7 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission fiir den industriellen Wandel (CCMI) nahm ihre

Stellungnahme am 11. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
134 Stimmen bei 7 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europidische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) mochte zunichst betonen, dass das Unternehmen de-
finitionsgemall Hauptgestalter der Strategien zur Anpassung sei-
ner auf den Mirkten titigen Geschiftsbereiche ist und somit
auch bei den entsprechenden Umstrukturierungsprozessen eine
zentrale Rolle spielt.

1.2 Der Ausschuss hebt die bedeutende Rolle hervor, die die
Beratende Kommission fiir den industriellen Wandel (CCMI) als
Forum des konstruktiven Dialogs und der Erarbeitung von Ideen
und Vorschligen fir die Kommission, den Rat und das Euro-
pdische Parlament auf dem Gebiet der Umstrukturierungen in
der Industrie gespielt hat und spielt.

1.3 Umstrukturierungen vollziehen sich im Allgemeinen in
Form komplexer Prozesse. Den Wandel antizipieren bedeutet,

die Unternehmen und die Beschaftigten auf die Bewiltigung der
neuen Herausforderungen vorzubereiten, um die sozialen Folgen
des Wandels zu minimieren und die Aussichten auf Erfolg zu
maximieren, wobei ein Klima des gegenseitigen Vertrauens ge-
schaffen wird und die Sozialpartner wie auch die organisierte
Zivilgesellschaft konsequent einbezogen werden.

1.4  Die Arbeitnehmer und Unternehmen in der EU sehen
sich verschiedenen Herausforderungen gegeniiber:

— einem raschen Wandel der relevanten heimischen und in-
ternationalen Mirkte;

— neu auf den Plan tretenden globalen Akteuren;

— technologischen Neuerungen, die ein immer schnelleres Ver-
alten zur Folge haben;



4.10.2012

Amtsblatt der Europaischen Union

C 299/55

— Verbrauchern, die sich ihrer Rolle bei der Ausrichtung von
Konsum und Investitionen auf Umweltbelange sowie eine
nachhaltige Entwicklung immer stirker bewusst sind;

— demografischen Entwicklungen, durch die sich die Alterung
der Erwerbsbevolkerung weiter verscharft;

— groflen Verinderungen auf den Arbeitsmarkten, die mit
massivem Sozialdumping einhergehen;

— der (gegenwirtig) andauernden Bedrohlichkeit der Finanz-
und Wirtschaftskrise und der deutlichen Schwiche Europas
auf den Weltmarkten.

1.5  Der EWSA ist daher der Auffassung, dass das Griinbuch
zur rechten Zeit kommt, hofft allerdings, dass tiber die damit
angestofenen Uberlegungen und Debatten hinaus konkrete
Maflnahmen folgen, die sich auf ein Gesamtkonzept auf simt-
lichen Produktions-, Verbrauchs- und Dienstleistungsebenen
stiitzen. Dies erfordert die Interaktion und den Informations-
austausch zwischen den einzelnen Ebenen der Produktions-
und Vertriebskette in Verbindung mit dem Austausch bewahrter
einschldgiger Verfahren sowie einen Zeitplan mit genauen Fris-
ten fiir die Umsetzung von Leitlinien, Standards und Referenz-
rahmen auf der Grundlage des Gemeinschaftsrechts und ge-
meinsamer Werte.

1.6 Nach Ansicht des EWSA ist es unbedingt notwendig, im
Rahmen der Antizipierungs- und Umstrukturierungsprozesse die
Rolle der Sozialpartner, der organisierten Zivilgesellschaft und
der Verbraucher auf simtlichen Ebenen — EU, national, regional,
lokal und Unternehmensebene — aufzuwerten und fiir die Betei-
ligung der Verantwortlichen vor Ort sowie der Wissens- und
Kompetenznetze zu sorgen.

1.7 Sozialer Dialog, Verhandlungen und Mitbestimmung sind
nicht nur Grundwerte des europdischen Sozialmodells, sondern
auch Instrumente zur erfolgreichen Unterstiitzung und For-
derung von sozialem Zusammenhalt, hochwertiger Beschifti-
gung, neuen Arbeitsplitzen sowie mehr Innovation und Wett-
bewerbsfahigkeit der europdischen Volkswirtschaften.

1.8 Die Struktur- und Kohisionspolitik der EU sollten nach
Auffassung des EWSA ebenso wie die Innovations- und For-
schungspolitik die Antizipierung und Begleitung der Umstruk-
turierungsmafinahmen vorausschauend unterstiitzen, damit sie
zu Instrumenten werden, von denen Arbeitnehmer wie Unter-
nehmen profitieren.

1.9 Der EWSA hilt eine stirkere Beteiligung der Wirtschafts-
und Sozialpartner an den Uberwachungsgremien fiir die Struk-
turfonds fiir unabdingbar, um den Erfolg der europiischen
Strukturpolitik zu gewihrleisten.

1.10  Der EWSA empfiehlt, die strukturpolitischen Mafnah-
men eng mit denjenigen zur Unterstiitzung von Forschung und
Innovation zu verkniipfen und zu koordinieren sowie mit In-
vestitionen und industriepolitischen Mafinahmen die Umstellung
auf eine kohlenstoffarme Wirtschaft zu férdern.

1.11  Die EU-Programme fiir allgemeine und berufliche Bil-
dung und Weiterbildung sollten nach Auffassung des EWSA
von den Behorden und Unternehmen gezielt zur proaktiven
Antizipierung des Wandels eingesetzt werden, um die kontinu-
ierlichen Anstrengungen der wirtschaftlichen Akteure — ins-
besondere der KMU - und der Arbeitnehmer zu flankieren.

1.12  Der EWSA empfichlt auf europiischer Ebene eine en-
gere Koordinierung zwischen den verschiedenen Politikfeldern
und Dienststellen der Kommission, um die Umstrukturierungs-
maflnahmen der Unternehmen klar und konsequent unterstiit-
zen zu konnen. Insbesondere den KMU und den Kleinstunter-
nehmen, denen die Antizipierung der Umstrukturierungen na-
tirlich Schwierigkeiten bereitet, sollten geeignete Unterstiit-
zungs- und Mentoringinstrumente zur Verfiigung stehen.

1.13  Der EWSA weist darauf hin, dass die staatlichen Bei-
hilfen zur Beschiftigungsforderung in den von Globalisierungs-
problemen betroffenen Unternehmen auf Bedingungen basieren
miissen, mit denen der freie und lautere Wettbewerb gewihr-
leistet wird.

1.14  Der EWSA fordert aulerdem verstarkte EU-Mafnahmen
zur Forderung partizipativer gebiets- und branchenbezogener
Vorausplanungen, um gemeinsam abgestimmte Vorstellungen
zu verwirklichen, u.a. durch die bessere Nutzung der jeweiligen
lokalen Gegebenheiten, durch die mehr und bessere Arbeits-
platze in gesunden und wettbewerbsfihigen Unternehmen ge-
schaffen werden konnen.

1.15  Angesichts der demografischen Entwicklungen in Eu-
ropa ist es nach Auffassung des EWSA besonders wichtig, mit
Blick auf die Alterung der Gesellschaft und die Seniorenwirt-
schaft (die so genannte Silver Economy) eine aktive Politik zu
betreiben und die Produktion und die Dienstleistungen an die
hier entstehenden neuen Chancen anzupassen.

2. Einleitung

2.1 Die europdische Wirtschaft wird noch lange brauchen,
um die schwerste Rezession zu iiberwinden, die Europa in
den letzten Jahrzehnten heimgesucht hat. Die Krise setzt die
Staatshaushalte und Regierungen stark unter Druck und zieht
Rationalisierungs- und Umstrukturierungsmafnahmen sowie
UnternehmensschlieBungen in der Realwirtschaft nach sich,
mit dramatischen Folgen fiir die Arbeitslosigkeit.

2.2 Die Umstrukturierungen vollzichen sich in Form kom-
plexer Prozesse, die unterschiedlichste Dimensionen annehmen
und Verdnderungen der Unternehmensstrategie hinsichtlich Or-
ganisation, Form, Grole und Tatigkeitsfeld des Unternehmens
mit sich bringen.

2.2.1  Insbesondere auf Branchenebene miissen vielfiltige
wirtschaftliche und operative Zielsetzungen ermittelt werden,
die mit der Lage auf den globalen Markten und in den Sektoren,
in denen das Unternehmen operiert, in Zusammenhang stehen.

2.3 Dieser Prozess sollte — unter gebithrender Beriicksichti-
gung der Interessen und Verhaltensweisen der Verbraucher — in
die Antizipierung der Beschiftigungsmoglichkeiten in den neu
entstehenden Branchen miinden, wobei den KMU, die von der
gegenwirtigen Krise am hirtesten betroffen sind, besondere
Aufmerksamkeit zu widmen ist.

2.4 Den Wandel antizipieren bedeutet nicht nur, die Unter-
nehmen und die Beschiftigten auf die kiinftigen Entwicklungen
vorzubereiten, sondern auch die fir die Bewiltigung dieser He-
rausforderungen notwendigen Umstrukturierungen vorzusehen,
um so die sozialen Folgen des Wandels zu minimieren, Stabilitit
zu garantieren, die Kosten gering zu halten und dabei Umwelt-
schutz und nachhaltige Entwicklung zu gewihrleisten: Die eu-
ropdischen Technologieplattformen und die von ihnen durch-
gefuhrten Studien konnen konkrete Ausblicke sowohl fur die
Arbeitnehmer als auch fiir die Unternehmen geben.



C 299/56

Amtsblatt der Europiischen Union

4.10.2012

2.5 In den letzten zwanzig Jahren waren in immer rascherer
Abfolge Neupositionierungen auf den Mirkten, Standortverlage-
rungen, die Reorganisierung und/oder Schliefung von Produk-
tionseinheiten, Fusionen, Unternehmenskiufe und/oder die Aus-
lagerung von Unternehmensbereichen zu beobachten. Infolge
des durch die Verschirfung der Wirtschafts- und Finanzmarkt-
krise bedingten schnellen Wandels und Umstrukturierungs-
drucks ist jedoch in den letzten vier Jahren in Europa eine
Starkung der Fihigkeiten zur Antizipierung derartiger Prozesse
immer dringlicher geworden. Auch Phinomene wie das starke
Umsatzwachstum im Internethandel und im grenziiberschreiten-
den Geschiftsverkehr beeinflussen die Mirkte in den einzelnen
Landern.

2.6 Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat nicht nur die Um-
strukturierungsprozesse auf verschiedenen Ebenen beschleunigt,
sondern auch zu Sparmafnahmen und Kiirzungen der Staats-
ausgaben gefithrt, was starke Arbeitsplatzverluste im offent-
lichen Sektor bewirkt und iiberdies in vielen Lindern die ver-
schiedenen Abfederungssysteme fiir Arbeitnehmer, lokale Ge-
meinwesen und Unternchmen ausgehohlt hat.

2.7 Das Ziel der Kommission beziiglich der Umstrukturie-
rung besteht darin, die Stirkung und Verbreitung einer Kultur
der Antizipierung und der Innovation in der Art und Weise, wie
die Umstrukturierung umgesetzt wird, zu férdern: die Union
und die Mitgliedstaaten arbeiten darauf hin, die Ziele des Arti-
kels 3 des Vertrags iiber die Europiische Union zu erreichen
(Art. 145 AEUV).

2.8  Bereits in ihrer Mitteilung "Umstrukturierung und Be-
schiftigung” von 2005 hat die Kommission die Probleme im
Zusammenhang mit den sozialen Kosten von Umstrukturie-
rungsmafinahmen eingerdumt, die nicht nur den Arbeitnehmern
in Form immer unsichererer Arbeitsbedingungen, sondern auch
den verschiedenen Wirtschaftssektoren entstehen.

2.9 Umstrukturierungen sind zwar im Wesentlichen auf na-
tionaler und regionaler Ebene geregelt, aber die Union ist in
starkem Mafe fiir die Leitung, Steuerung und Beschleunigung
der Prozesse verantwortlich, da sie tiber das korrekte Funktio-
nieren der EU-Rechtvorschriften betreffend die Unterrichtung
und Anhorung sowie den Schutz der Arbeitnehmer () wachen
muss und ihr aufgrund der Europa-2020-Strategie und der im
Vertrag festgelegten Verpflichtungen eine aktive Rolle zukommt.

2.10  Wenn die EU mit Erfolg auf die Herausforderungen der
Finanz- und Wirtschaftskrise, der Globalisierung, des Klimawan-
dels, der demografischen Trends und der zunehmenden Un-
gleichheiten infolge der sozialen Kosten der Sparprogramme
reagieren will, muss sie — auf der Grundlage eines gemeinsamen
Rahmens von Werten und Vorgehensweisen im Einklang mit
den groflen sozialen und wirtschaftlichen Zielsetzungen des Ver-
trags — proaktive Strategien fiir Umstrukturierungen und fiir die
Antizipierung von Verdnderungen entwickeln und ausbauen.

2.11 Im Rahmen der "integrierten Leitlinien" zu Europa
2020 (die am 22.4.2010 vom Rat angenommen wurden) sollen
die Union und die Mitgliedstaaten daher Reformen durchfiihren,

(') Richtlinie iber den Europdischen Betriebsrat 2009/38/EG, ABI. 2009
L 122; Richtlinie 2002/14/EG, ABL 2002 L 80, Richtlinie
2001/23/EG, ABL 2001 L 82, Richtlinie 98/59/EG, ABL 1998
L 225, Verordnung des Rates (EG) Nr.1346/2000, ABlL. 2000,
L 160.

die auf ein intelligentes, wissens- und innovationsgestiitztes
Wachstum abzielen und auf die Bediirfnisse und Verhaltenswei-
sen der Verbraucher ausgerichtet sind, um:

— koordinierte Strukturreformen zu fordern, die wirklich zu
Wachstum und Beschiftigung beitragen und die Wett-
bewerbsfahigkeit der Union in der Weltwirtschaft stirken;

— einen reibungslos funktionierenden Arbeitsmarkt zu gewihr-
leisten, indem in erfolgreiche Beschiftigungsiiberginge, eine
angemessene Qualifikationsentwicklung, die Verbesserung
der Arbeitsplatzqualitit und in die Bekdmpfung von struk-
tureller Arbeitslosigkeit, Langzeitarbeitslosigkeit und Nicht-
erwerbstitigkeit investiert wird;

— die Rahmenbedingungen fiir Unternchmen zu verbessern
und die Schaffung neuer Unternehmen und Arbeitsplitze
insbesondere in der grinen Wirtschaft und der Senioren-
wirtschaft zu fordern;

— die Qualitdt des Bildungssystems zu verbessern, indem allen
Menschen Zugang zur Bildung geboten wird und engere
Beziehungen zwischen Berufsbildung, Hochschulwesen und
Arbeitsmarkt hergestellt werden;

— proaktive Modelle bewihrter Praktiken fordern, mit denen
die fur einen im Wandel begriffenen Arbeitsmarkt erforder-
lichen Unternehmensumstrukturierungen antizipiert werden
konnen;

— den Regelungsrahmen weiter zu verbessern, um Innovation
und Wissenstransfer innerhalb der Union zu férdern;

— die unternehmerische Titigkeit zu fordern und dazu bei-
zutragen, kreative Ideen in innovative Produkte, Dienstleis-
tungen und Verfahren umzusetzen, durch die hochwertige
Arbeitsplitze entstehen kénnen;

— den territorialen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
halt zu fordern;

— die europdischen und weltweiten gesellschaftlichen Heraus-
forderungen wirksamer anzugehen.

2.12  Um die Umstrukturierung der Unternehmen und Sek-
toren zu unterstiitzen, sind Frithwarnsysteme (vgl. Europdisches
Beobachtungsinstrument fiir Umstrukturierungen — ERM) in den
Unternehmen fur eine wirksame Planung der Umstrukturie-
rungsprozesse unter Beteiligung aller betroffenen Parteien erfor-
derlich. Sie sind aber auch Voraussetzung, um die angemessene
Umschulung der Arbeitnehmer sowie den Aufbau branchenspe-
zifischer und brancheniibergreifender Netzwerke zu gewahrleis-
ten, die eine Bewidltigung des Wandels innerhalb eines Gesamt-
ansatzes ermoglichen; hierzu muss eine geeignete Berufsbera-
tung angeboten werden, um ein hohes Maf$ an Beschaftigungs-
fahigkeit sicherzustellen.

2.13  Die Kommission hat am 18. April 2012 in StraSburg
ihr neues Beschiftigungspaket — zu dem der EWSA Stellung
nehmen kann — vorgestellt, in dem die Mitgliedstaaten zur Star-
kung ihrer nationalen beschiftigungspolitischen Mafnahmen
aufgefordert werden und eine stirkere Koordinierung und Uber-
wachung dieser Mafinahmen vorbereitet wird.
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3. Das Griinbuch der Kommission

3.1  Die Kommission hat eine offentliche Debatte iiber Unter-
nehmensumstrukturierungen und die Antizipierung von Ver-
anderungen gestartet mit dem Ziel, "erfolgreiche Praktiken
und Strategien" in diesem Bereich zu ermitteln.

3.2 In dem Griinbuch werden mehrere Fragestellungen for-
muliert: zu den Lehren, die aus der Krise zu ziehen sind; zu den
eventuellen wirtschaftlichen und industriellen Anpassungen; zur
Anpassungsfihigkeit der Unternehmen und der Arbeitnehmer;
zur Rolle der regionalen und lokalen Behorden; zur Rolle der
Berufsausbildung beim Personalmanagement und beim Dialog
zwischen den wirtschaftlichen und sozialen Akteuren.

4. Allgemeine Bemerkungen

4.1  Nach Auffassung des Ausschusses wird mit dem Griin-
buch die Mitteilung "Umstrukturierung und Beschiftigung" von
2005 weitergefithrt, deren Ziel es war, die Rolle der EU im
Bereich Umstrukturierungen und Antizipierung von Verdnde-
rungen zwecks Forderung der Beschiftigung zu definieren.

4.2 Die Mitteilung aus dem Jahr 2005 hat nach Ansicht des
Ausschusses verschiedene positive Entwicklungen auf EU-Ebene
angestofSen, die auf einen europiischen Ansatz fur die Antizi-
pierung und Umstrukturierung abzielten, wie z.B. die zahlrei-
chen hochrangig besetzten Konferenzen zu diesem Thema so-
wie die im Rahmen des ESF initiierten Fachseminare (Forum
"Umstrukturierung"), verschiedene vergleichende Studien oder
die Ausarbeitung von "Toolkits" und Leitlinien wie das dem
Griinbuch beigefiigte Arbeitsdokument der Kommissionsdienst-
stellen "Restructuring in Europe 2011".

43 Der EWSA stellt besorgt fest, dass das Griinbuch keine
Vorschldge fiir Manahmen mit genau festgelegten kurzen Fris-
ten enthélt, um der gegenwirtigen schweren Krise zu begegnen,
sondern sich einer Reihe offener Fragen zuwendet, ohne genaue
Fristen und Modalititen fur die Durchfithrung festzulegen. Dem-
gegeniiber sind die in anderen Instrumenten wie z.B. im Be-
schiftigungspaket vom Mai 2012 vorgesehenen Mafinahmen,
zu denen der EWSA Stellung nehmen wird, effektiver.

4.4  Das Unternchmen ist definitionsgemaff Hauptgestalter
der Strategien zur Anpassung und Positionierung der eigenen
Geschiftsbereiche auf den Mirkten und spielt somit auch bei
den sich aus diesen operativen Strategien ergebenden Umstruk-
turierungsprozessen eine zentrale Rolle. Dabei diirfen jedoch
folgende Faktoren nicht unberiicksichtigt bleiben:

— der Kontext der Globalisierung der Volkswirtschaften, wo
neue Linder mit immer vielversprechenderen und wett-
bewerbsfahigeren Sektoren auf den europdischen Markt
und die internationalen Mirkte dringen;

— die Besonderheiten der einzelnen Linder innerhalb und au-
Rerhalb der Union;

— der vielschichtige Rahmen der einschlagigen europdischen
Politikbereiche, der die Funktionsweise und die Entscheidun-
gen der Unternehmen in Form anzuwendender Vorschriften
bzw. strategischer und operativer Chancen unmittelbar be-
einflusst;

— der nationale/regionale Rahmen, der das technische Ge-
schiftsumfeld der Unternehmen und Arbeitnehmer be-
stimmt;

— der territoriale Rahmen, in dem die Umstrukturierungsmaf-
nahmen und deren Antizipierung mittels Koordinierung
zwischen externen Interessentragern und Unternehmen tat-
sdchlich ablaufen und wo die Orientierungs- und Unterstiit-
zungsmafinahmen insbesondere fiir die KMU in der Praxis
umgesetzt werden;

— der Rahmen des sozialen Dialogs und der Tarifverhandlun-
gen sowie der Ausbau der Rolle der Tarifpartner und der
Gremien zur betrieblichen Interessenvertretung — sie sind
wichtiger denn je, um in der Krise Produktion, Organisation
und Arbeitsbedingungen an sich rasch verindernde Bedin-
gungen anzupassen und dabei auf gute Sozialpartnerschaften
zu setzen.

4.5  Wie bereits in einer fritheren Stellungnahme fordert der
EWSA, dass sich im Hinblick auf eine Entwicklungsstrategie auf
europdischer Ebene (%) "die Sozialpartner und die organisierte
Zivilgesellschaft um die Konzipierung eines 'sozial verantwort-
lichen Territoriums' (TSR) bemiihen sollten, in dem die folgen-
den, aufeinander abgestimmten Strategien verwirklicht werden
konnen":

— eine Durchhalte- und Uberlebensstrategie, die die Moglich-
keit bietet, auf hochentwickelten Mirkten mittels hoherer
Spezialisierung auf ein und demselben Markt mit Kostensen-
kungen oder ausgeprigter Diversifizierung in angrenzende
Sektoren hinein zu operieren;

— Strategien der Verfahrens-, Produkt- und Dienstleistungs-
innovation, die die ErschlieSung neuer Mérkte und den Ein-
satz neuer Technologien und Materialien ermdglicht, was
zur Schaffung neuartiger Produkte fiihrt;

— neue Initiativen, um mittels Vorausschau neue, erfolgver-
sprechende Produkte und Dienstleistungen (z.B. auf Leit-
markten) auszumachen, fiir die neue Investitionen getitigt
werden sollten;

— territoriales Marketing, wobei mittels Vereinbarungen mit
Forschungszentren Exzellenz anzustreben ist, um die Ver-
breitung neuer Technologien zu fordern;

— finanzielle Unterstiitzung mittels Entwicklungsfinanzierung,
auch unter Einsatz von -Biirgschaften des Europdischen In-
vestitionsfonds (EIF) und Strukturfondsmitteln;

— Kredite, um Kleinst- und Kleinunternehmen - vor allem im
Sinne der Erhaltung von Arbeitsplitzen — einen Zahlungs-
aufschub zu ermdéglichen;

— Konsolidierung der Schulden mit kurzer Laufzeit, um es
Kleinst- und Kleinunternehmen zu ermoglichen, sich auf
die Herstellung und Vermarktung ihrer Erzeugnisse und ent-
sprechender Serviceleistungen zu konzentrieren;

(%) EWSA-Stellungnahme zum Thema "Die Auswirkungen der globalen
Krise auf die wichtigsten europdischen Produktions- und Dienstleis-
tungssektoren”, ABL. 2009 C 318.
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— Forderung eines innovativen Dienstleistungssektors (6kologi-
sche Okonomie) und personenbezogener Dienstleistungen
(Seniorenwirtschaft) unter Ausschopfung innovativer Schu-
lungsmoglichkeiten im Rahmen des Europdischen Sozial-
fonds;

— Entwicklung anspruchsvoller personenbezogener Dienstleis-
tungen auch durch den Ausbau der Gesundheits- und Sozi-
alfirsorgedienste ()

— Infrastrukturmanahmen zur Erhéhung innovativerer Wahl-
moglichkeiten fiir eine kohlenstoffarme Wirtschaft;

— Starkung der Umwelt- und Energieeffizienzkriterien ins-
besondere in oOffentlichen Ausschreibungen;

— Verbesserung des Informationszugangs;

— Schaffung von intelligenten Spezialisierungsstrategien fiir die
Regionen unter Beteiligung der organisierten Zivilgesell-
schaft und aller wirtschaftlichen und sozialen Akteure.

4.6 Die Struktur- und Kohiasionspolitik der EU sollten nach
Auffassung des EWSA ebenso wie die Innovations- und For-
schungspolitik die Antizipierung und Begleitung der Umstruk-
turierungsmafnahmen vorausschauend unterstiitzen, damit sie
zu Instrumenten werden, von denen Arbeitnehmer wie Unter-
nehmen profitieren. Die Strukturfonds — insbesondere der Eu-
ropdische Sozialfonds, der Europdische Fonds fiir regionale Ent-
wicklung und der Europidische Fonds zur Anpassung an die
Globalisierung — kénnen erheblich zur Steigerung der Beschif-
tigungsfahigkeit der Arbeitnehmer und zur Minimierung der
sozialen Folgen des Personalabbaus beitragen.

4.7 Der EWSA hilt es fiir unabdingbar, die Wirtschafts- und
Sozialpartner und die Akteure der organisierten Zivilgesellschaft
stirker an den partnerschaftlichen Einrichtungen und den Uber-
wachungsgremien fiir die Strukturfonds zu beteiligen, und un-
terstreicht, dass die Sachkenntnis der beteiligten Akteure vor Ort
eine Grundvoraussetzung fiir den Erfolg der europiischen Struk-
turpolitik ist.

4.8  Von besonderer Bedeutung ist seiner Ansicht nach die
Verzahnung der Umstrukturierungsmaffnahmen mit den indus-
triepolitischen Mafnahmen zur Umstellung auf eine kohlen-
stoffarme Wirtschaft, die den zwingenden Klima- und Umwelt-
belangen Rechnung trdgt und mit einer angemessenen Finanzie-
rung das Entstehen neuer "griiner" Arbeitsplitze und Qualifika-
tionen ermoglicht, wie der Ausschuss in fritheren Stellungnah-
men unterstrichen hat (¥).

4.8.1  Auch im Hinblick auf die Ausrufung des Jahres 2012
als Europdisches Jahr fur aktives Altern hilt der EWSA den
Ausbau beruflicher Kompetenzen bei Dienstleistungen der
NGO, der Sozialwirtschaft und der Unternehmen fiir wichtig,
um ein aktives Altern in Gesundheit und Wiirde zu unterstiit-
zen und Produkte und Dienstleistungen zu entwickeln, die den
Bediirfnissen dieser Verbrauchergruppe entsprechen (°).

() Siehe Leitmarkt "Elektronische Gesundheitsdienste” in COM(2007)
860 final.

(*) Vgl. EWSA-Stellungnahme zum Thema "Forderung nachhaltiger grii-
ner Arbeitsplitze fir das Energie- und Klimapaket der EU",
ABL. 2011 C 44.

(°) Vgl. EWSA-Stellungnahme zum "Vorschlag fiir einen Beschluss des
Europiischen Parlaments und des Rates iiber das Europdische Jahr
fiir aktives Altern (2012)", ABL. 2011 C 51.

4.9  Darliber hinaus miissen die EU-Programme fur all-
gemeine und berufliche Bildung und Weiterbildung nach Auf-
fassung des EWSA gezielt zur proaktiven Antizipierung des
Wandels eingesetzt werden, um die kontinuierlichen Anstren-
gungen der Unternehmen und Arbeitnehmer zu flankieren: Laut
Businesseurope halten in der EU 72 % der Unternechmen eine
systematische Weiterbildung ihrer Beschiftigten fiir notwendig,
und 32 % der Arbeitnehmer haben 2010 an Weiterbildungs-
maflnahmen teilgenommen, die vom eigenen Arbeitgeber finan-
ziert wurden.

4.10  Als soziale Antwort auf die Krise haben sich die na-
tionalen Konjunkturpakete und die bislang angenommenen Vor-
schldge als unzureichend erwiesen. Die Schaffung von Arbeits-
plitzen oder Malnahmen zur Stimulierung der Nachfrage (wie
z.B. besser koordinierte Pakete steuerlicher Anreize und lohn-
politischer Malnahmen) werden darin nicht in ausreichendem
Mafe beriicksichtigt.

4.10.1  Die staatlichen Beihilfen und die vorgesehenen Struk-
turfondsmittel zur Unterstiitzung der Beschiftigung in den von
der Globalisierung und der Kreditklemme betroffenen Unterneh-
men misssen auf Bedingungen basieren, mit denen gewahrleistet
wird, dass solche Beihilfen nicht den freien Wettbewerb behin-
dern, die Mittel vor allem zur Stiitzung des Beschiftigungs-
niveaus verwendet und die Tarifvertrige eingehalten werden.
In diesem Zusammenhang missen die Entwicklungen in den
Niederlanden beriicksichtigt werden, wo Modelle fiir Einzel-
unternehmen (Ich-AG) ausgezeichnet funktionieren. Arbeitslose
erhalten dadurch die Moglichkeit, ihre Sachkenntnis einzubrin-
gen und ihren eigenen Arbeitsplatz zu schaffen.

411  Auf europiischer Ebene bedarf es nach Auffassung des
EWSA einer engeren Koordinierung zwischen den verschiede-
nen Politikfeldern und Dienststellen der Kommission, um die
Umstrukturierungsmafnahmen der Unternehmen klar und kon-
sequent zu unterstiitzen:

1. Beschiftigungs- und Bildungspolitik, Forschungs- und Inno-
vationspolitik, Unternehmens- und Industriepolitik, Energie-
und Umweltpolitik, griine Wirtschaft und IKT sowie Han-
dels- und AufSenpolitik — all diese EU-Politikbereiche sollten
eine gemeinsame klare Linie festlegen, um die Manager und
Arbeitnehmer der Unternehmen in Europa bei ihren An-
strengungen zur Anpassung der Strategien und der Qualifi-
kationen zu unterstiitzen.

2. Die EU-Agenturen wie beispielsweise Cedefop in Thessaa-
loniki und Eurofound in Dublin, die Beobachtungsstellen
wie die Europiische Beobachtungsstelle fir KMU oder die
Europiische Stelle zur Beobachtung des Wandels, die Ein-
richtungen der Gemeinsamen Forschungsstelle wie das IPTS
in Sevilla sowie die zukunftsgerichteten Forschungsaktivita-
ten der Programmlinie Wissenschaft in der Gesellschaft im 7.
EU-Forschungsrahmenprogramm sollten fur die Unterneh-
men und die Arbeitnehmer aufeinander abgestimmte, klare
und nachvollziehbare Rahmenkonzepte fiirr den Wandel vor-
geben.

412 Nach Auffassung des EWSA muss die Rolle der Sozial-
partner und der organisierten Zivilgesellschaft auf simtlichen
Ebenen aufgewertet werden: sozialer Dialog, Verhandlungen
und Mitbestimmung sind nicht nur Grundwerte des europii-
schen Sozialmodells, fiir die der EWSA stets eingetreten ist,
sondern auch Instrumente zur erfolgreichen Unterstiitzung
und Forderung von sozialem Zusammenhalt, hochwertiger Be-
schiftigung, neuen Arbeitsplitzen sowie mehr Innovation und
Wettbewerbsfahigkeit der europaischen Volkswirtschaften.
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413 In diesem Zusammenhang hebt der Ausschuss die Rolle
hervor, die die CCMI dank ihres reichen Erfahrungsschatzes seit
dem EGKS-Vertrag als privilegiertes Forum des konstruktiven
Dialogs und der Erarbeitung von Ideen und Vorschlagen spielt.

4.14  Zahlreiche Studien und Untersuchungen zu beispielhaf-
ten Verfahrensweisen auf europdischer und nationaler Ebene
haben gezeigt, dass Vertrauensbeziehungen zwischen den Sozi-
alpartnern und ein wirksamer sozialer Dialog Grundvorausset-
zungen fiir eine optimale Antizipierung und Bewdltigung des
Wandels sind.

415  Der EWSA vertritt insbesondere den Standpunkt, dass
Dialog, Konzertierung und Verhandlungen fiir Reformen und
Flexicurity-Optionen unverzichtbar sind. Zum einen miissen ge-
eignete Rahmenbedingungen geschaffen werden, die es den Un-
ternehmen innerhalb der vielgestaltigen nationalen Kontexte er-
moglichen, rasch und flexibel auf die Innovationen, die Markte
und die Erwartungen der Nutzer/Verbraucher zu reagieren, zum
andern muss die Anpassungsfihigkeit und die berufliche Weiter-
entwicklung der Arbeitskrifte unterstiitzt und gefordert werden.

4.16  Dariiber hinaus hat der EWSA betont, dass "die Flexi-
curity ... nur dann funktionieren kann, wenn die Arbeitnehmer
iiber eine gute Ausbildung verfiigen. Neue Kompetenzen und
die Schaffung neuer Arbeitsplitze hingen eng miteinander zu-
sammen. Auflerdem ist der Ausschuss der Auffassung, dass
Mafnahmen, die durch sichere Arbeitsplitze "den Sicherheits-
aspekt (im weitesten Sinne) der Flexicurity verstirken, gegen-
wirtig oberste Prioritit haben miissen”.

417  Der EWSA erachtet es als notwendig, dass sich die
Behorden, Bildungs- und Berufsbildungseinrichtungen und die
Unternehmen mit vereinten Kriften um die Verbesserung des
Beschiftigungs- und Berufsbildungsangebots bemiithen und da-
fiir neue, vielseitige Berufsprofile und berufliche Qualifikationen
entwickeln und Bildungsmafinahmen wihrend des gesamten
Erwerbslebens unterstiitzen.

418 In diesem Zusammenhang betont der Ausschuss, dass
durch entsprechende Mechanismen unbedingt der Zugang zu
Bildung und Fortbildung — insbesondere fiir junge Menschen —
gewihrleistet werden muss, um der Nachfrage nach neuen Be-
rufsbildern und Qualifizierungen gerecht zu werden. Dies steht
im Einklang mit den Perspektiven, die in der Agenda fiir neue

Briissel, den 11. Juli 2012

Kompetenzen und neue Beschiftigungsmoglichkeiten aufgezeigt
werden, zu der der Ausschuss bereits Stellung genommen

hat ().

419  Der EWSA unterstreicht die Bedeutung einer verstirk-
ten Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren auf
lokaler Ebene, da insbesondere ein sozialer Dialog in einem
vertrauensvollen Klima und eine positive Haltung gegeniiber
der Verdnderung wichtige Faktoren sind, um negative soziale
Folgen abzuwenden oder zu begrenzen.

420  Besondere Aufmerksamkeit muss nach Auffassung des
EWSA den KMU geschenkt werden: Fiir sie miissen seitens der
Behorden und der privaten Akteure (wie z.B. Arbeitgeber- und
Berufsverbiande, Industrie-, Handels- und Handwerkskammern
und andere Einrichtungen) insbesondere auf lokaler und regio-
naler Ebene geeignete Maflnahmen im Hinblick auf den bevor-
zugten Zugang zu Krediten und Bildungsangeboten sowie zur
Verringerung des biirokratischen und administrativen Aufwands
ergriffen werden.

421  Bei kiinftigen Konsultationen und bei der Festlegung
einer vorausschauenden Umstrukturierungspolitik sollten die Er-
gebnisse von mehr als sieben Jahren vertiefter Untersuchungen
und eingehender Berichte auf europiischer Ebene zugrunde ge-
legt werden.

422 Wihrend in der Vergangenheit der Schwerpunkt klar
auf Analysen sowie dem Informationsaustausch tiber bewahrte
Verfahren (7) und innovative Konzepte lag, sollte sich die EU in
der Zukunft stirker auf konkrete Mainahmen — d.h. auf Ent-
wicklung und Wachstum — konzentrieren und die Umsetzung
von Leitlinien, Standards und Referenzrahmen auf der Grund-
lage des Gemeinschaftsrechts und gemeinsamer Werte fordern.

423 Last but not least unterstreicht der EWSA die Bedeutung
des menschlichen Aspekts: In den von der Umstrukturierung
von Unternehmen und ganzen Branchen betroffenen Familien
und Haushalten spielen sich hiufig menschliche Tragodien ab,
die nicht immer gebiihrend beriicksichtigt werden. Uber die
notwendige Wiederankurbelung der Investitionen wie auch des
Wachstums und einer nachhaltigen Beschaftigungsentwicklung
hinaus sollten Mafinahmen fiir die psychosoziale Begleitung vor-
gesehen werden.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON

(°) EWSA-Stellungnahme zu der "Mitteilung der Kommission an das
Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine Agenda
fir neue Kompetenzen und Beschiftigungsmoglichkeiten — Europas
Beitrag zur Vollbeschiftigung”, ABL. 2011 C 318.

(') Zum Thema bewdhrte Verfahren siehe: The Restructuring Toolbox.
http://www.evta.net[restructuringtoolbox/toolbox/index.html Projekt
"Going Local to Respond Employment Challenges" http://www.
evta.net/going_local/catalogue/index.html Zielsetzungen: Durchfiih-
rung regionaler Mafnahmen zur Entwicklung von Strategien und
Dienstleistungen fiir die Antizipierung von Unternehmenskrisen;
Vernetzung von Akteuren und Verfahren, um eine permanente ver-
gleichende Bewertung in den an diesem Projekt beteiligten Bil-
dungseinrichtungen zu.schaffen.


http://www.evta.net/restructuringtoolbox/toolbox/index.html
http://www.evta.net/going_local/catalogue/index.html
http://www.evta.net/going_local/catalogue/index.html
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Stellungnahme des Europidischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,,Griinbuch iiber die
Durchfiihrbarkeit der Einfithrung von Stabilititsanleihen”

COM(2011) 818 final
(2012/C 299/12)

Berichterstatter: Gérard DANTIN

Die Europiische Kommission beschloss am 23. November 2011, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemif Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Griinbuch iiber die Durchfiihrbarkeit der Einfiihrung von Stabilitatsanleihen"

COM(2011) 818 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Wihrungsunion, wirtschaftlicher und
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 13. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
135 gegen 33 Stimmen bei 25 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Um die gegenwirtige Krise zu bewiltigen, eine lingere
Rezession zu vermeiden und die Voraussetzungen fir erneutes
Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplitzen zu ermdogli-
chen, ist mehr und nicht weniger Europa erforderlich. Dies setzt
den starken Willen der Europdischen Kommission voraus, die
Gemeinschaftsmethode wieder zur Geltung zu bringen und an-
zuwenden. Unter diesem Gesichtspunkt ist das Griinbuch zu begriifen.

1.2 Die Kommission muss aber dariiber hinaus — anstelle der
gescheiterten zwischenstaatlichen Ad-hoc-Abhilfemainahmen —
voll und ganz von ihrem Initiativrecht Gebrauch machen und
Vorschlidge vorlegen, die dem mittlerweile erreichten Ausmafl
der Krise entsprechen.

1.3 Mehr Europa, ein neues Europa muss Solidaritdt, Verant-
wortung und gegenseitiges Vertrauen miteinander verbinden.
Letzteres findet seine Quintessenz in einer symmetrischen und
ausgewogenen wirtschaftspolitischen Steuerung einer effizienten
und unverzichtbaren Harmonisierung im Haushalts- und Fiskal-
bereich. Mehr Europa fiir finanzpolitische Verantwortung und
Integration, mehr Europa fiir das gemeinsame Schultern der
Risiken im Zusammenhang mit den Staatsschulden, die Wieder-
herstellung langfristiger Zahlungsfahigkeit, die Erleichterung und
Durchfithrung von Strukturreformen und die Hebelung europa-
weiter Investitionen in Wachstum, Wettbewerbsfihigkeit und
Arbeitsplitze iiberall in der Welt, um ein soziales Europa und
Wohlstand fiir alle zu erreichen.

1.4 Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) begriflt deshalb nachdriicklich die Vorlage des Griin-
buchs iiber Stabilitatsanleihen. Sein Inhalt steht in der Logik
einer in immer stirkerem Mafle integrierten Europdischen Uni-
on, die nicht nur iiber einen Binnenmarkt, sondern auch einen
europdischen Kapitalmarkt verfiigt und die die notwendige Er-
ganzung der gemeinsamen Wahrungspolitik des Euroraums dar-
stellt. Andererseits konnten solche Euro-Anleihen das Vertrauen

potenzieller Anleger gewinnen und dadurch die Nachfrage nach
Staatsanleihen stabilisieren und zur Senkung deren Zinssitze
beitragen.

1.5  Gleichwohl ist der EWSA der Auffassung, dass das mora-
lische Risiko (moral hazard) und seine mogliche konkrete Aus-
pragung im Griinbuch fragwiirdig dargestellt wird. Es sollte zu-
erst Gegenstand einer vertieften Untersuchung sein, bevor strit-
tige Schliisse gezogen werden. Wenn die These des Griinbuchs
zutreffend sein sollte, dass die Schwichung der Disziplinierung
durch den Markt aufgrund der Vereinheitlichung der Zinssatze
zu einer unverantwortlichen Zunahme offentlicher Ausgaben
oder zu einem Anstieg des Haushaltsdefizits fihrt, dann hitte
eine solche Entwicklung bereits seit der Einfithrung des Euro zu
beobachten sein miissen. Dies ist jedoch nicht der Fall.

1.6 Der Ausschuss teilt den Standpunkt der Kommission,
dass die Stabilitdtsanleihen hohe Kreditwiirdigkeit haben miis-
sen, um von den Investoren und den Mitgliedstaaten des Euro-
raums akzeptiert werden zu konnen. Indessen ist die Unsicher-
heit aufgrund zogerlicher und verspiteter politischer Interven-
tionen heute so grof§, dass selbst Euro-Anleihen mit gemein-
schaftlichen und gesamtschuldnerischen Garantien morgen
wahrscheinlich nicht die Aufnahme finden wiirden, die sie
noch vor einigen Monaten gefunden hitten.

1.6.1  Der EWSA hilt es deshalb fiir unerlisslich, die EZB bei
der Krisenbewaltigung starker einzubezichen, indem z.B. die
Europiische Finanzstabilisierungsfazilitit (EFSF) oder der Euro-
pdische Stabilitditsmechanismus (ESM) eine Banklizenz erhalt.

1.7 In Bezug auf die verschiedenen "Optionen fur die Emis-
sion von Stabilititsanleihen" hilt der EWSA den Ansatz Nr. 2,
der einen "teilweisen Ersatz der nationalen Emission durch die
Emission von Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischer Ga-
rantie" vorsieht, fiir den erstrebenswertesten und im Allgemei-
nen akzeptabelsten Weg.
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1.8 Die Emission solcher Stabilitdtsanleihen kann natiirlich
nur erfolgen, wie der Prasident des Europiischen Rates betonte,
“solange ein robuster Rahmen fiir Haushaltsdisziplin und Wett-
bewerbsfahigkeit vorhanden ist, um risikotriachtigem Verhalten
entgegenzuwirken und Verantwortungsbewusstsein und Einhal-
tung der Vorschriften zu fordern. Der Prozess, der zur Emission
gemeinsamer Schuldtitel fiihrt, sollte sich auf Kriterien stiitzen
und schrittweise vollziehen, wobei Fortschritte bei der Biinde-
lung haushaltspolitischer Entscheidungen mit entsprechenden
Maflnahmen zur Biindelung der Risiken einhergehen miiss-
ten." (') Der Ausschuss ist damit einverstanden, dass die "Bau-
steine" dieses Prozesses integrierte Rahmen fiir die Bereiche
Finanzen, Haushalt und Wirtschaftspolitik umfassen. Diese
miissten von einem entsprechenden kohirenten Rahmen fiir
demokratische Legitimitdt und Rechenschaftspflicht auf europdi-
scher Ebene begleitet werden, ohne zu einer Verschirfung der
Sparpolitik zu fithren. Diesbeziiglich schligt der EWSA vor, dass
die Moglichkeiten risikotrichtigen Verhaltens von der Kommis-
sion griindlich untersucht werden, um fir diese Architektur
geeignete Losungen finden zu konnen.

2. Einleitung

2.1  Mit dem vorliegenden Griinbuch soll eine breit angelegte
offentliche Konsultation aller betroffener Akteure und interes-
sierter Parteien iiber das Konzept der Stabilititsanleihen (?)
angestoflen werden. Diese Konsultation dient der Kommission
als Grundlage, um eine Politik fiir diesen Bereich vorzuschlagen.

2.2 Die Verschirfung der Staatsschuldenkrise im Euroraum
hat eine breite Debatte tiber die Durchfiihrbarkeit der gemein-
samen Emission von Staatsanleihen ausgelost. Haufig wurde die
Vorstellung zum Ausdruck gebracht, dass dies eine maoglicher-
weise wirkungsvolle Antwort auf die Liquidititsengpdsse in
mehreren Mitgliedstaaten des Euroraums sein konnte. Vor die-
sem Hintergrund hat das Europiische Parlament die Kommis-
sion aufgefordert, die Durchfiithrbarkeit gemeinsamer Emissio-
nen im Zuge der Verabschiedung des Legislativpakets zur wirt-
schaftspolitischen Steuerung des Euroraums zu untersuchen.
Das EP hat darauf hingewiesen, dass die gemeinsame Emission
von Stabilititsanleihen auch weitere Schritte in Richtung einer
gemeinsamen Wirtschafts- und Finanzpolitik erfordern wiir-

de ().

2.3 Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat
diese Thematik bereits in zahlreichen Stellungnahmen

(") "Auf dem Weg zu einer echten Wirtschafts- und Wahrungsunion.
Bericht des Prisidenten des Europdischen Rates, Herman Van Rom-
puy, vom 26. Juni 2012, Teil II, Ziffer 2 Absatz 3 (EUCO 120/12).
http:/[www.consilium.europa.eu/uedocs/NewsWord/de/ec/131294.
doc.

In der offentlichen Diskussion und der Literatur wird normalerweise
der Begriff "Eurobonds” verwendet. Die Kommission ist der Ansicht,
dass das Hauptmerkmal eines solchen Instruments in einer hoheren
finanziellen Stabilitdt des Euroraums besteht. Aus diesem Grund und
im Einklang mit der Ansprache des Prisidenten der Europdischen
Kommission zur Lage der Union ist im Griinbuch von "Stabilitits-
anleihen" die Rede.

EntschlieRung des Européischen Parlaments vom 6. Juli 2011 zu der
Finanz-, Wirtschafts- und Sozialkrise (2010/2242(INI)).

—
=

—
™

aufgegriffen und insbesondere in der Initiativstellungnahme
"Wachstum und Staatsverschuldung in der EU: zwei innovative
Vorschldge" (*) seinen Standpunkt dargelegt.

2.4 Der EWSA begrifit die Veroffentlichung dieses Griin-
buchs, die offentliche Debatte, die es auslosen wird, sowie den
gewihlten Ansatz, der die Kommission schlieflich dazu fithren
soll, Vorschldge in diesem Bereich vorzulegen, die sich letztlich
wieder an der Gemeinschaftsmethode orientieren miissen.

3. Wesentlicher Inhalt des Griinbuchs

3.1 Nach der Beschreibung des Hintergrunds des Griinbuchs
werden verschiedene Aspekte ausgefihrt und erldutert, die die
Vorschlidge unterstiitzen und rechtfertigen.

3.1.1 Begriindung laut Grinbuch

3.1.1.1  Die Aussicht auf die Einfithrung von Stabilititsanlei-
hen konnte zu einer Eindimmung der derzeitigen Staatsanlei-
hekrise fithren, da die Hochzins-Mitgliedstaaten von der hoheren
Kreditwiirdigkeit der Niedrigzins-Mitgliedstaaten —profitieren
konnten. Damit derartige Auswirkungen von Dauer sind,
miisste ein Fahrplan fiir die Einfilhrung gemeinsamer Emissio-
nen mit parallelen Verpflichtungen zu einer stirkeren wirt-
schaftspolitischen Steuerung einhergehen, wodurch gewahrleis-
tet wiirde, dass die fur die Nachhaltigkeit der offentlichen Fi-
nanzen notwendigen haushaltspolitischen und strukturellen An-
passungen vorgenommen werden und somit das moralische
Risiko vermieden wird.

3.1.1.2  Stabilititsanleihen wiirden das Finanzsystem des Eu-
roraums gegeniiber kiinftigen Erschiitterungen widerstandsfahi-
ger machen und somit die finanzielle Stabilitit steigern. Durch
Stabilititsanleihen wiirde allen teilnehmenden Mitgliedstaaten
ein sichererer Zugang zur Refinanzierung gewihrt werden, in-
dem der plotzliche Verlust des Marktzugangs verhindert wird.
Gleichzeitig wiirde das Bankensystem des Euroraums von der
Verfugbarkeit von Stabilititsanleihen profitieren.

3.1.1.3  Stabilititsanleihen wiirden die Wirkung der Geldpoli-
tik des Euroraums beschleunigen und gleichzeitig die Effizienz
speziell des Staatsanleihemarkts des Euroraums und des Finanz-
systems des Euroraums im weiteren Sinne fordern. Sie wiirden
in Euro denominierte Portfolio-Investitionen erleichtern und zur
Ausgewogenheit des globalen Finanzsystems beitragen.

3.12 Voraussetzungen

Nach der Auflistung der erheblichen Vorteile von Stabilitits-
anleihen im Hinblick auf die finanzielle Stabilitit und wirtschaft-
liche Effizienz werden im Griinbuch die moglichen Nachteile
genannt.

3.1.2.1  In dem Kommissionsvorschlag wird auf folgende Ar-
ten des moralischen Risikos hingewiesen:

— bei einigen Formen der Stabilititsanleihen wiirde die Ver-
pflichtung zu Haushaltsdisziplin verringert oder ginzlich
ausgehohlt werden, da die Mitgliedstaaten des Euroraums

Siehe Stellungnahme des EWSA "Wachstum und Staatsverschuldung
in der EU: zwei innovative Vorschlage" (ABL. C 143 vom 22.5.2012,
S. 10) sowie die Stellungnahme "Intelligente Strategien der haushalts-
politischen Konsolidierung - Wo sind die Wachstumsmotoren fiir
Europa? Wie kann das Arbeitskriftepotenzial unserer Volkswirtschaf-
ten angesichts der unabdingbaren Haushaltskonsolidierung bestmog-
lich genutzt werden?", ABL. C 248 vom 25.8.2011, S. 8.

=
=


http://www.consilium.europa.eu/uedocs/NewsWord/de/ec/131294.doc
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Kreditrisiken fiir einen Teil oder die Gesamtheit ihrer Staats-
schulden biindeln wiirden. Dadurch wiirde ein moralisches
Risiko drohen, da das mit der fehlenden Haushaltsdisziplin
einzelner Mitgliedstaaten verbundene Kreditrisiko eventuell
von allen Teilnehmern getragen wiirde;

— da sich die Emission von Stabilititsanleihen negativ auf die
Marktdisziplin auswirken konnte, wiren wesentliche Ande-
rungen des Rahmens fiir die wirtschaftspolitische Steuerung
im Euroraum erforderlich, was Folgen fiir die Haushaltsauto-
nomie hitte;

— um von Investoren akzeptiert zu werden, miissten Stabili-
titsanleihen eine hohe Bonitdt aufweisen;

— die Erzielung einer hohen Bonitit wird dariiber hinaus den
Ausschlag dafur geben, dass alle Mitgliedstaaten des Euro-
raums die Stabilititsanleihen akzeptieren;

die Bonitdtsstufe von Stabilititsanleihen wiirde in erster Li-
nie von der Bonititsstufe der teilnehmenden Mitgliedstaaten
und der zugrunde liegenden Garantiestruktur abhingen.

3.1.2.2  Die Kohirenz mit dem Vertrag iiber die Europdische
Union wire unbedingt notwendig, um die erfolgreiche Einfiih-
rung der Stabilitdtsanleihe sicherzustellen. Denn einige Optionen
konnten gegen einschligige Bestimmungen des EU-Vertrags ver-
stoRen und Anderungen des Vertrags erforderlich machen, was
vor allem Artikel 125 AEUV betrifft, demzufolge es Mitglied-
staaten verboten ist, fiir die Verbindlichkeiten eines anderen
Mitgliedstaats zu haften. Im Falle einer Emission von Stabilitits-
anleihen auf der Grundlage gesamtschuldnerischer Garantien
wiirde automatisch gegen das Bail-out-Verbot verstoffen werden.
Die Emission von Stabilititsanleihen auf der Grundlage teil-
schuldnerischer Garantien wiére indes im Rahmen des geltenden
EU-Vertrags maoglich.

3.2 Optionen fiir die Emission von Stabilitdtsanleihen

3.2.1  Von der Vielzahl von Optionen, die in der 6ffentlichen
Debatte iiber die Einfithrung von Stabilititsanleihen ins Ge-
sprach gebracht worden sind, werden im Griinbuch drei vor-
geschlagen. Sie unterscheiden sich darin, in welchem Umfang
die nationale Emission (ganz oder teilweise) ersetzt wird und
wie die Garantie gestaltet ist (gesamtschuldnerisch oder teil-
schuldnerisch). Diese drei grundsitzlichen Ansitze sind:

3.2.1.1  Ansatz Nr.1: Vollstindiger Ersatz der nationalen
Emission durch die Emission von Stabilititsanleihen mit gesamt-
schuldnerischer Garantie

Bei diesem Ansatz wiirde die Staatsfinanzierung im Euroraum
vollstindig tiber die Emission von Stabilitatsanleihen erfolgen;
die nationale Emission wiirde eingestellt. Die Kreditwiirdigkeit
der wichtigsten Mitgliedstaaten des Euroraums wire aller Wahr-
scheinlichkeit nach ausschlaggebend fiir die Bonititseinstufung

der Stabilititsanleihen, was nahelegt, dass heute aufgelegte Sta-
bilitatsanleihen hohe Kreditwiirdigkeit genieSen konnten. Bei
diesem Ansatz konnten die Vorteile der Emission von Stabili-
tatsanleihen besonders effektiv realisiert werden, zugleich birgt
dieser Ansatz aber auch die grofite Gefahr eines moralischen
Risikos. Er wiirde einen sehr stabilen Rahmen erforderlich ma-
chen, um die Haushaltsdisziplin, die wirtschaftliche Wett-
bewerbsfihigkeit und den Abbau makrookonomischer Un-
gleichgewichte auf nationaler Ebene zu gewihrleisten.

3.2.1.2  Ansatz Nr. 2: Teilweiser Ersatz der nationalen Emis-
sion durch die Emission von Stabilititsanleihen mit gesamt-
schuldnerischer Garantie

Bei diesem Ansatz wiirde die Emission von Stabilititsanleihen
mit gesamtschuldnerischer Garantie erfolgen, die nationale
Emission aber nur teilweise ersetzt werden.

Fiir den Teil der Emission, der nicht in Stabilititsanleihen er-
folgt, bestiinden jeweils nationale Garantien. Demnach wiirde
der Markt fiir Anleihen der Staaten des Euroraums aus zwei
unterschiedlichen Teilen bestehen: den Stabilititsanleihen und
den nationalen Staatsanleihen. Eine Schliisselrolle hitten bei
diesem Ansatz die spezifischen Kriterien, nach denen das Ver-
hiltnis zwischen Stabilitdtsanleihen und nationaler Emission
festzulegen wire.

3.2.1.3  Ansatz Nr. 3: Teilweiser Ersatz der nationalen Emis-
sion durch die Emission von Stabilitdtsanleihen mit teilschuld-
nerischer Garantie

Bei diesem Ansatz wiirden Stabilititsanleihen die nationale
Emission wiederum nur teilweise ersetzen und durch anteilige
Garantien der Euroraum-Mitgliedstaaten gedeckt sein. Dieser
Ansatz unterscheidet sich insofern von Ansatz Nr. 2, als die
Mitgliedstaaten weiter sowohl fiir ihren jeweiligen Anteil an
der Emission von Stabilititsanleihen als auch fiir ihre nationale
Emission haften wiirden.

4. Allgemeine Bemerkungen

4.1  Die Vorlage ist vor dem Hintergrund der aktuellen Krise
der Europdischen Union zu sehen: einer Finanzkrise, Wirt-
schaftskrise, Zahlungsbilanzkrise, Staatsschuldenkrise, Sozial-
krise (mit ca. 23 Mio. Arbeitslosen) und Umweltkrise. Dies fiihrt
aber auch zu einer grundlegenden Krise der europiischen Inte-
gration selbst. Die Krise hat vor allem einige grundlegende Kon-
struktionsfehler der Wirtschafts- und Wihrungsunion zu Tage
treten lassen. Die gemeinsame Wihrung bedarf mehr als einer
gemeinsamen Zentralbank und eines Stabilitdts- und Wachs-
tumspakts, um Krisen (in puncto unterschiedliche Wettbewerbs-
fahigkeit, makrookonomische Ungleichgewichte und unausge-
wogene Zahlungsbilanzen) und hohe Spreads bei den Zinsen
auf Staatsanleihen zu vermeiden.
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4.2 Zur Uberwindung dieser Krise, zur Abwendung einer
lang anhaltenden Rezession und zur Schaffung der Vorausset-
zungen fiir Wachstum und Beschiftigung ist nicht weniger, son-
dern mehr und ein besseres Europa erforderlich: mehr Europa fur
finanzpolitische Verantwortung und Integration, mehr Europa fiir
das gemeinsame Schultern der Risiken im Zusammenhang mit
den Staatsschulden, die Wiederherstellung langfristiger Zah-
lungsfahigkeit, die Erleichterung und Durchfithrung von Struk-
turreformen und die Hebelung europaweiter Investitionen in
Wachstum, Wettbewerbsfahigkeit und Arbeitsplitze, um ein so-
ziales Europa und Wohlstand fiir alle zu erreichen. Es braucht
ein besseres Europa, das diese Ziele nachhaltig erreichen kann
und iiber wirksame Verfahren zum Schutz gegen das moralische
Risiko verfiigt.

4.2.1 Dies erfordert eine starke Fithrungsrolle der Europdi-
schen Kommission, und die Gemeinschaftsmethode sollte wieder
zur Geltung gebracht und angewandt werden. Unter diesem
Gesichtspunkt ist das Griinbuch zu begriiflen. Die Kommission
muss aber dariiber hinaus — anstelle der gescheiterten zwischen-
staatlichen Ad-hoc-Abhilfemafinahmen, die sich trotz ihrer gro-
fen Zahl im Wesentlichen als unwirksam, unerheblich und von
langwieriger und unsicherer Umsetzung erwiesen haben (°) -
voll und ganz von ihrem Initiativrecht Gebrauch machen und
Vorschldge vorlegen, die dem mittlerweile erreichten Ausmafd
der Krise entsprechen.

4.2.2  Mehr Europa, ein neues Europa macht eine umfassende
Biindelung der Ressourcen und eine Teilung der Zustindigkeiten
erforderlich. Dieses Konzept, das Solidaritdt mit geteilter Ver-
antwortung verbindet, bedarf eines Bindeglieds, einer Art Briicke
zwischen den beiden Begriffen des Konzepts: des Vertrauens.
Dieses findet seine Quintessenz und Wurzeln in einer symmetri-
schen und ausgewogenen wirtschaftspolitischen Steuerung einer
wirkungsvollen und unabdingbaren Harmonisierung im Haus-
halts- und Fiskalbereich.

4.2.2.1 Dieser Ansatz ist einer Situation vorzuzichen, in der
einzelne nationale Regierungen nicht mehr in der Lage sind,
dem Druck der Gldubiger und der privaten Ratingagenturen
standzuhalten. Es bedarf eines Quantensprungs in der europdi-
schen Integration: das heifdt nicht nur, neue Schuldtitel auflegen
und ein fur Investoren glaubwiirdiges Wachstumsmodell schaf-
fen, sondern auch und vor allem, die demokratische Staatsfiih-
rung wieder zur Geltung bringen.

4.2.2.2  Damit dies Wirklichkeit wird, muss die EU die wirt-
schaftspolitische Steuerung intensivieren, um Haushaltsdisziplin
in allen Mitgliedstaaten — insbesondere im Euro-Raum - zu

(°) Siche die Begriindung der Ratingagentur Standard & Poor’s vom
13. Januar 2012 fiir die Herabstufung der Schatzanweisungen von
16 Mitgliedstaaten des Euroraums: "the policy initiatives that have
been taken by European policymakers in recent weeks may be in-
sufficient to fully address ongoing systemic stresses in the eurozone"
(die von den europiischen Entscheidungstrigern in den letzten Wo-
chen ergriffenen Manahmen sind moglicherweise nicht ausreichend,
um dem anhaltenden systemischen Druck im Euroraum voll und
ganz gerecht zu werden),
http:/[www.standardandpoors.com/prot/ratingsfarticles/en/eu/
?articleType=HTML&assetID=1245327399569. Standard & Poor’s
stellte weiter fest: "We believe a reform process based on a pillar
of fiscal austerity alone risks becoming self-defeating, as domestic
demand falls in line with consumers’ rising concerns about job
security and disposable incomes, eroding national tax revenues"
(wir glauben, dass eine Reform, die ausschlieflich auf Sparpolitik
beruht, Gefahr liuft, kontraproduktiv zu sein, da die Binnennach-
frage sinkt und gleichzeitig die Sorgen der Verbraucher iiber die
Sicherheit ihrer Arbeitsplitze und des verfiigbaren Einkommens
steigt, was die nationalen Steuereinkiinfte schrumpfen lasst).

gewihrleisten. Das vereinbarte Reformpaket, das sogenannte
"Sechserpaket", muss, wenngleich zur Uberwindung der Krise
unzureichend (°), zusammen mit den neuen Legislativvorschla-
gen und dem zugehorigen Europdischen Semester fiir bessere
Koordinierung der Wirtschafts- und Haushaltspolitiken und en-
gere Uberwachung durch die EU korrekt umgesetzt werden.
Dieser Prozess beginnt in der praktischen Politik jetzt erst und
muss daher sorgfiltig beobachtet werden. Die Lehren aus diesen
Reformen im Hinblick auf ihre Erfolge kénnen erst gezogen
werden, wenn die praktischen Ergebnisse bei der Beseitigung
der wirtschaftlichen Ungleichgewichte vorliegen. Auflerdem
sollte den makrodkonomischen Ungleichgewichten, die den in
bestimmten Mitgliedstaaten aufgetretenen Schwierigkeiten zu-
grunde liegen, die gleiche Bedeutung beigemessen werden.

4.3 Deshalb begriilt der Ausschuss das Grinbuch tber die
Durchfiihrbarkeit der Einfiihrung von Stabilitdtsanleihen. Seiner
Auffassung nach werden strikte Auflagen im Bereich der wirt-
schaftspolitischen Steuerung, zusammen mit gemeinsamen Ga-
rantien fiir den gesamten Euroraum zum gemeinsamen Schul-
tern der Risiken im Zusammenhang mit der Staatsverschuldung
dazu beitragen, der Spar-Wachstums-Falle zu entkommen, die
sonst Europa unausweichlich in eine schwere Rezession fiihrt.

4.4 Eine solche Entwicklung wiirde es der EZB eventuell er-
moglichen, ihr Programm zum Aufkauf von Staatanleihen auf
dem Sekundidrmarkt (SMP) auslaufen zu lassen. Dieses ist gegen-
wartig erforderlich, um einzelnen Mitgliedstaaten die Refinanzie-
rung ihrer Staatsschulden zu ermdglichen. Die EZB konnte sich
stattdessen fiir die Unterstiitzung der neuen Stabilitdtsanleihen
entscheiden, was in einer Ubergangsphase den Marktakteuren
zusitzliche Sicherheit bieten wiirde (7).

4.5  Dies konnte durch die Vergabe einer Bankenlizenz an die
EFSF bzw. den ESM erfolgen und hitte zur Folge, dass die
problematische Vermischung von Geld- und Fiskalpolitik in
den Hinden der Europiischen Zentralbank aufgehoben und
ihre Unabhingigkeit gewahrt wird.

5. Besondere Bemerkungen

51  Der EWSA begrii§t ausdriicklich die Vorlage des Griin-
buchs der Kommission iiber die Stabilititsanleihen. Die Einfith-
rung von Unionsanleihen im Euroraum (sogenannte Euro-
bonds (}), im Griinbuch "Stabilititsanleihen" genannt) steht
zum einen in der logischen Folge einer zusammenwachsenden
Europdischen Union mit einheitlichem Binnenmarkt und einem
europdischem Kapitalmarkt und ist eine notwendige Ergdnzung
der schon bestehenden einheitlichen Geldpolitik im Euroraum.
Eurobonds erschweren Spekulation, fordern die Stabilitit der
Finanzmirkte und die Effektivitat der Geldpolitik.

(%) Siehe Ziffer 5.6.

(') Der nahezu unbegrenzte Handlungsspielraum der EZB konnte mit
einer einfachen Erklirung zu ihrer kiinftigen geldpolitischen Aus-
richtung auf massive Ankiufe von Staatsanleihen, die Opfer speku-
lativer Angriffe sind, ausgedehnt werden.

(®) Der Begriff Eurobonds wird hier dann verwendet, wenn es um das
Ziel einer politischen Union in Ergidnzung der Wirtschafts- und
Wihrungsunion geht. Ansonsten wird der von der Kommission be-
griindete Begriff der "Stabilitdtsanleihen" verwendet. De facto besteht
kein Unterschied in der Begrifflichkeit.


http://www.standardandpoors.com/prot/ratings/articles/en/eu/?articleType=HTML&assetID=1245327399569
http://www.standardandpoors.com/prot/ratings/articles/en/eu/?articleType=HTML&assetID=1245327399569
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5.2 Zum anderen konnten solche Eurobonds durch die Ein-
fuhrung einer gemeinsamen Haftung aktuell und kurzfristig Ver-
trauen bei potenziellen Anlegern schaffen, dadurch die Nach-
frage nach Staatsanleihen stabilisieren und die marktgangigen
Zinssitze fur Liander mit akuten Finanzierungsproblemen sen-
ken. Insofern begriifit der EWSA, dass die Kommission die Dis-
kussion um gemeinsame Eurobonds endlich — wenn auch spit -
voranbringt, und dass sie im Griinbuch auch die Vorteile von
Eurobonds korrekt herausarbeitet.

5.3 Voraussetzungen in Bezug auf Haushaltsdisziplin

5.3.1 Im Griinbuch wird — wie auch in der allgemeinen Dis-
kussion um Antworten auf die derzeitige Krise — immer wieder
die Notwendigkeit der Bekdmpfung von negativen Anreizen und
von moralischem Risiko betont und darauf verwiesen, dass
Mirkte die Haushaltspolitik der Mitgliedsstaaten disziplinieren
konnten. Es wird kritisiert, dass in der Zeit nach Einfithrung
des Euros nicht bei allen Mitgliedsstaaten dieselbe "Marktdiszip-
lin in der Haushaltspolitik" geherrscht habe. Und es wird be-
furchtet, dass die Disziplinierung durch die Finanzmarkte nach
Einfilhrung einer gemeinsamen Haftung fur Stabilitdtsanleihen
wirkungslos wiirde. Gleichwohl sind heute sogar einige Mitglied-
staaten, die die Haushaltszwinge des Stabilitits- und Wachs-
tumspakts respektiert haben, tief verschuldet aufgrund der Un-
gleichgewichte im Zusammenhang mit der Verschuldung des
Privatsektors; sie miissen ebenfalls iiberwacht werden.

5.3.2  Im Allgemeinen wird befiirchtet, eine gemeinsame Haf-
tung und dadurch die Unmoglichkeit einer "Bestrafung" mittels
vom Markt produzierter hoher Zinssitze fithre zu unverant-
wortlicher Haushaltsfithrung von Regierungen, das heifst, zu
hohen Haushaltsdefiziten. Regierungen wiirden die Staatsaus-
gaben unverantwortlich erh6hen, wenn sie nicht dem Druck
steigender Marktzinsen ausgesetzt wiren. Der EWSA ist indes
der Auffassung, dass die Gefahr eines moralischen Risikos und
dessen mogliche konkrete Ausformung im Griinbuch fragwiir-
dig dargestellt und zunichst eingehend untersucht werden soll-
ten, bevor strittige Schlussfolgerungen gezogen werden.

5.3.3  Eine genaue Analyse des Problems des moralischen
Risikos wiirde es auch ermdglichen, mafigeschneiderte Losungen
fur das Problem zu finden. Es gibt verschiedene Griinde, den
Glauben an die "Marktdisziplinierung" sowie an das Ausmafd des
Problems des moralischen Risikos in Frage zu stellen:

5.3.3.1  Im Griinbuch wird unterstellt, dass die Entwicklung
der Staatshaushalte Einfluss auf das Niveau der Renditen von
Staatsanleihen hat, und Folgendes festgestellt: "Die hohe Konver-
genz der Anleiherenditen im Euroraum im Laufe der ersten zehn Jahre
nach der Einfilhrung des Euro kann im Nachhinein nicht durch die
Haushaltsentwicklungen der Mitgliedsstaaten gerechtfertigt werden."
Obwohl es also offenbar keine Konvergenz der Haushaltspoliti-
ken gab, gab es eine massive Konvergenz der Anleiherenditen
und damit der Zinssitze fiir Staatsanleihen. Mit am stirksten
sanken die Renditen auf griechische, spanische, italienische, iri-
sche und finnische Staatsanleihen im Zuge der Euro-Einfithrung.
Lag die Rendite auf finnische Staatsanleihen mit zehn Jahren
Laufzeit beispielsweise 1995 noch bei rund 8,8 %, sank der
Wert bis 2005 auf 3,4 % und erreichte damit das Niveau deut-
scher Staatsanleihen.

5.3.3.2  Das ist dadurch zu erkldren, dass sich mit der Schaf-
fung des Euroraums bei den Investoren die Ansicht durchsetzte,
dass alle Staatsanleihen des Euroraums vergleichsweise sicher
seien. Von der Griindung des Euroraums 1999 bis zur Leh-
man-Krise 2008 herrschte also bereits eine Situation &hnlich
derjenigen, die fiir die Zeit nach der Einfithrung von Eurobonds
zu erwarten ist. Eine Disziplinierung der Haushaltspolitik durch
die Markte fand auch in den Jahren nach Beginn des Euroraums
nicht statt.

5.3.3.3  Wenn die im Grinbuch vertretene These stimmt,
dass eine Abschwichung der mit einer Vereinheitlichung der
Zinssdtze einhergehenden Disziplinierung durch die Mirkte zu
einem unverantwortlichen Anstieg der Staatsausgaben oder ei-
nem Anstieg der Haushaltsdefizite fithrt, dann hitte eine solche
Entwicklung seit Einfithrung des Euros zu beobachten sein miis-
ser.

5.3.3.4  Das war aber nicht der Fall: Im Falle Finnlands san-
ken die Staatsausgaben im Verhaltnis zum Bruttoinlandsprodukt
(BIP) nach der Euro-Einfithrung leicht und blieben immer unter
der Quote der Staatseinnahmen. In Spanien blieb das Verhiltnis
von Staatsausgaben (ohne Zinszahlungen) zum BIP konstant,
wihrend die Einnahmequote sogar anstieg. In Italien sank die
Quote der Staatsausgaben insgesamt, wobei der Anteil der Zins-
ausgaben an den Gesamtausgaben leicht abnahm. Hier ist aller-
dings ein Riickgang der Einnahmenquote des Staates festzustel-
len. Auch in Griechenland blieben die Staatsausgaben im Ver-
gleich zum BIP nach Eintritt in den Euroraum und nach Kon-
vergenz der Anleihe-Zinssitze insgesamt konstant, wobei der
Anteil der Zinszahlungen an den Ausgaben hier relativ deutlich
zuriickging. Noch deutlicher als in Italien war in Griechenland
aber der Riickgang der Staatseinnahmen — gemessen am BIP —
zu beobachten.

5.3.3.5  Offensichtlich haben die Abwesenheit der "Marktdis-
ziplinierung" und die hohe Konvergenz der Anleihezinsen durch
die angenommene hundertprozentige Sicherheit seitens der In-
vestoren nicht eindeutig zu moralischem Risiko gefiihrt. Ein
Anstieg der Staatsausgaben war gemessen am BIP nicht zu be-
obachten, eher das Gegenteil. Allenfalls konnte argumentiert
werden, dass die niedrigen und konvergierenden Zinssitze man-
cherorts einen Anreiz ausgeldst haben, die Steuereinnahmen zu
senken — zumindest war ein Sinken der Einnahmequoten in
zwei der genannten Fille beobachtbar.

5.3.4  Letzteres wire ein Argument dafiir, die Bekdmpfung
des moralischen Risikos zielgenau auf die Einnahmeseite zu
richten. Mit einer verstirkten Koordination der Steuerpolitik
konnte Steuerdumping verhindert werden. Auch kénnten im
Rahmen der vertieften wirtschaftspolitischen Koordinierung
und Steuerung der EU Steuersenkungen in bestimmten Fillen
kiinftig sanktioniert werden. Dies wiirde zu einer Symmetrie der
Mafinahmen in der wirtschaftspolitischen Steuerung fithren, die
der EWSA in fritheren Stellungnahmen angemahnt hat (°).

() Vgl. die Auflistung in der EWSA-Stellungnahme zum "Jahreswachs-
tumsbericht", ABL. C 132 vom 3.5.2011, S. 26 sowie die EWSA-
Stellungnahme zum Thema "Soziale Auswirkungen der neuen Vor-
schriften fiir die wirtschaftspolitische Steuerung”, ABL. C 143 vom
22.5.2012, S. 23.
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5.3.5  Dariiber hinaus ist sehr zweifelhaft, dass Anleger tat-
sdchlich vor allem auf eine solide Haushaltspolitik der Staaten
achten, denen sie Geld leihen wollen. Die Hohe des Haushalts-
defizits und der Staatsverschuldung ist tatsichlich gar nicht so
relevant fiir die Hohe der Marktzinsen, wie es das Griinbuch
unterstellt. Das zeigt sich beispielsweise darin, dass ausgerechnet
der haushaltspolitische "Musterschiiler" Spanien momentan Re-
finanzierungsprobleme hat und dass Linder mit dhnlich hohem
Schuldenstand, wie das Vereinigte Konigreich, sich zu historisch
niedrigen Zinsen finanzieren konnen.

5.3.6  Der EWSA ist daher der Auffassung, dass die Kommis-
sion fur die tiber das Griinbuch hinausgehenden Schritte ihre
Thesen zum moralischen Risiko und der Disziplinierung durch
die Mirkte dringend tiberpriifen muss. Sie konnen schnell zu
falschen Schlussfolgerungen mit verheerenden 6konomischen
Auswirkungen fithren: Fithrt die Bekimpfung des vermeintlichen
Problems des moralischen Risikos beispielsweise zu einer wei-
teren Verschiarfung von Schulden-Regeln im Stabilitits- und
Wachstumspakt oder zu automatischen Schuldenbremsen, so
ist ein kontraproduktiver (und im Sinne der Kommission wir-
kungsloser) Druck auf die Staatsausgaben zu erwarten. Dass eine
radikale Senkung der Staatsausgaben — entgegen der Annahmen
und dem Ansinnen der Kommission — negative Auswirkungen
auf das Vertrauen potenzieller Anleihenkdufer hat, zeigt sich in
den Krisenlindern, wo der radikale Sparkurs die Unsicherheit
noch erhéht hat und die Zinsen weiter steigen lief.

5.3.7  Dariiber hinaus ist die These der Notwendigkeit einer
Disziplinierung von demokratisch gewéhlten Regierungen durch
"Mirkte" aus Sicht des EWSA auch grundsitzlich in Frage zu
stellen. "Die Markte" sind in diesem Fall schlielich ein Syno-
nym fur Vermogensbesitzer, die als Glaubiger der Regierungen
in Erscheinung treten. Es ist nicht nachvollziehbar, warum es
begriifft werden sollte, wenn eine vergleichsweise geringe Zahl
von Vermogensbesitzern mehr Einfluss auf den offentlichen
Haushalt hat, als das von der Bevolkerung gewahlte Parlament.

5.4 Voraussetzungen fiir Marktakzeptanz als sehr sichere Vermagens-
werte

5.4.1 Der EWSA stimmt mit der Kommission iiberein, dass
Stabilitdtsanleihen eine hohe Bonitit haben missen, damit sie
bei Anlegern und den Mitgliedstaaten des Euroraums, die bereits
die hochste Bonitit besitzen, Akzeptanz finden. Eine hohe Bo-
nitdt wire ebenfalls notwendig, um Stabilitdtsanleihen zu einem
internationalen Mafistab zu erheben und die Entwicklung und
das effiziente Funktionieren der betroffenen Futures- und Opti-
onsmirkte zu stiitzen, die firr die Liquiditdtsversorgung von
Anleihemirkten eine Schliisselrolle spielen.

5.42  Der EWSA ist der Uberzeugung, dass Eurobonds mit
umfassender gemeinsamer Haftung hohe Attraktivitit fiir poten-
zielle Glaubiger haben werden, die nach sicheren Anlagen su-
chen. Durch das Volumen und die Liquiditit eines Marktes fir
gemeinsame Anleihen wiirden voraussichtlich auch neue Inves-
toren aus Regionen auflerhalb Europas angelockt. Der EWSA

teilt den Standpunkt, dass aufgrund der weltweiten makrodko-
nomischen Ungleichgewichte alles unternommen werden muss,
um die erheblichen liquiden Mittel aus den Schwellenlindern in
stabile Finanzinvestitionen wie die Euro-Anleihen zu lenken.
Diese wiirden somit zu einem wesentlichen Element zur Stabi-
lisierung der Finanzmirkte iiber die Grenzen der EU hinaus.

5.4.3  Allerdings wurde die Unsicherheit auf den Anleihe-
mirkten Europas durch das zogerliche Vorgehen der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten, politische Fehlentscheidungen und man-
gelhafte Bereitschaft zu umfassender Krisenlosung mittlerweile
enorm gesteigert. So ist die Unsicherheit derzeit so grofs, dass
auch Eurobonds mit voller gesamtschuldnerischer Garantie (Op-
tion 1, siche Ziffer 3.2.1.1) moglicherweise nicht mehr auf so
grofle Nachfrage treffen, wie es noch vor wenigen Monaten der
Fall gewesen wire. Darunter wiirde auch die Fihigkeit der Sta-
bilitdtsanleihen zur Krisenlsung leiden und ihr eigentliches Ziel,
die Stabilisierung, moglicherweise verfehlen.

5.44  Aus Sicht des EWSA ist es deshalb notwendig, zusitz-
lich die Europiische Zentralbank in eine Krisenlosung mit ein-
zubeziehen — etwa durch die Vergabe einer Banklizenz an den
EFSF oder den ab 1. Juli 2012 in Kraft tretenden ESM. Im
Unterschied etwa zur Federal Reserve, der Bank of Japan und
der Bank of England agiert die EZB nicht als Glaubiger der
letzten Instanz fiir Staaten. Dies erklirt ganz wesentlich den
Zinsunterschied zwischen dem Euroraum und den ungleich ho-
her verschuldeten Volkswirtschaften und tragt maflgeblich dazu
bei, dass die Krise kein Ende zu finden scheint.

5.4.5 Dass die Marktakzeptanz und damit eine niedrige Ver-
zinsung von Eurobonds durch eine moglichst rigide Spar- und
Haushaltskonsolidierungspolitik erreicht werden kann, ist hin-
gegen ein Trugschluss. Der EWSA hat in mehreren Stellung-
nahmen auf die konjunkturell schidlichen Auswirkungen einer
solchen Politik ausdriicklich hingewiesen und betont, dass eine
Konsolidierung der offentlichen Haushalte primar iiber Wirt-
schaftswachstum zu erzielen ist (1°).

5.5 Optionen fiir die Emission von Stabilitdtsanleihen

5.5.1  Option 1: Vollstindiger Ersatz der nationalen Emission
durch die Emission von Stabilititsanleihen mit gesamtschuldne-
rischer Garantie

Der EWSA ist der Auffassung, dass diese Option die langfristig
sinnvollste ist, und dem Ziel der Europdischen Union einer
Wirtschafts- und Sozialunion am besten entspricht. Gleichzeitig
konnte sie auch kurzfristig Finanzierungsprobleme am effektivs-
ten bekimpfen und der Krise damit ein Ende setzen. Jedoch
erfordert dieser Ansatz das hochste Mafl an europdischer Inte-
gration, weshalb seine Umsetzung zu den grofiten politischen

('9) Siehe oben Fufinote 8.
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Problemen fithren diirfte. Daher scheint die vollstindige Erset-
zung der nationalen Emissionen durch die Emission von Stabi-
litdtsanleihen mit gesamtschuldnerischen Garantien auf kurze
Sicht unwahrscheinlich zu sein.

5.5.2  Option 2: Teilweiser Ersatz der nationalen Emission
durch die Emission von Stabilitdtsanleihen mit gesamtschuldne-
rischer Garantie

5.5.2.1  Dieser Ansatz ist der erstrebenswerteste und akzep-
tabelste, da er im Wesentlichen dem oben genannten Ansatz
entspricht. Allerdings miissten die Mitgliedstaaten eine gewisse
Handlungsfreiheit gegeniiber den Finanzmirkten bewahren. Sie
wiirden daher Markt- und Finanzierungsbedingungen unterlie-
gen, die je nach Mitgliedstaat variieren und ihre unterschiedliche
Bonitit widerspiegeln konnten. Diese Option kann ebenfalls
sehr effektiv sein — sowohl beziiglich ihrer mittelfristigen als
auch ihrer kurzfristigen Wirkung. Da sie auch die Argumente
der angeblichen Gefahren eines moralischen Risikos deutlich
abschwicht, ist es eine dieser zwei Optionen, die der EWSA
ausdriicklich begriifst.

5.5.2.2  Allerdings ist es dabei unabdingbar, dass die Aus-
gestaltung und die Verschuldungsgrenze, bis zu der Stabilitits-
anleihen ausgegeben werden diirfen, so gewihlt werden, dass
das akute Problem der Staaten mit Finanzierungsproblemen
auch tatsachlich gelost wird. So ist der EWSA der Auffassung,
dass dann nicht (wie im Griinbuch auf Seite 17 beschrieben)
unmittelbar alle bestehenden nationalen Anleihen in "Stabilitits-
anleihen" umgetauscht werden diirfen, weil dann die Grenze der
auszugebenden Gemeinschaftsanleihen ("blaue Bonds") schnell
erreicht und zur Refinanzierung sofort wieder die Ausgabe na-
tionaler Anleihen ("rote Bonds") notig wire ('1).

5.5.3  Option 3: Teilweiser Ersatz der nationalen Emission
durch die Emission von Stabilititsanleihen mit teilschuldneri-
scher Garantie

5.5.3.1  Der EWSA stimmt mit der Kommission iiberein, dass
diese Option die geringste Reichweite der drei Ansitze erzielt,
da der Finanzbedarf der Mitgliedstaaten (wie bei Option 2) nur
teilweise gedeckt wiirde und nur teilschuldnerische Garantien
iibernommen wiirden. Diese Option diirfte daher nur begrenz-
tere Auswirkungen auf Stabilitit und Integration haben. Thre
Umsetzung konnte vergleichsweise rasch erfolgen, da sie unein-
geschrankt mit dem geltenden EU-Vertrag vereinbar erscheint.

(") Delpla, J. und von Weizsdcker, ]., The Blue Bond Proposal. Breugel
Policy Briefs 420, Briissel 2010, schlagen eine Verschuldungsgrenze
fur die Ausgabe von Blue Bonds in Hohe von 60 % BIP vor, die
dem urspriinglichen Maastricht-Kriterium der gesamtstaatlichen
Schuldenobergrenze entspricht. Unter der wachsenden Zahl mehr
oder weniger ausfithrlicher Untersuchungen siche die Vorschlige
des Sachverstindigenrats fiir Wirtschaft der deutschen Bundesregie-
rung fiir einen europdischen Schuldentilgungsfonds
(http:/[www.sachverstaendigenrat-wirtschaftde/fileadmin/
dateiablage/Pressemitteilungen/A_european_redemption_pact.pd)
oder auch Varoufakis, Y. und Holland, S. (2011), A modest proposal
for overcoming the euro crisis, Levy Economics Institute of Bard Col-
lege Policy Note 3/2011, http://www.levyinstitute.org/pubs/pn_11_
03.pdf.

5.5.3.2  Die Voraussetzungen dafiir, dass solche Finanzinstru-
mente ausreichend Bonitit haben, wiirden weitere, von den
Mitgliedstaaten zu hinterlegende Sicherheiten erfordern. Stabili-
titsanleihen nach Option 3 wiirden weitgehende Ahnlichkeiten
mit den von der Europdischen Finanzstabilisierungsfazilitit
(EFSF) emittierten Anleihen aufweisen, auch wenn ihr Umfang
und ihre potenziellen Auswirkungen auf Markteffizienz und
Integration etwas hoher ausfallen wiirden. Auf Grund ihrer vo-
raussichtlichen weitgehenden Wirkungslosigkeit entspricht diese
Option den Auffassungen des EWSA am wenigsten.

5.6 Fiskalischer Rahmen fiir Stabilitdtsanleihen

5.6.1  Der EWSA bekraftigt seine Auffassung, dass die Ver-
schirfung des Stabilitits- und Wachstumspakts im "Sechser-
paket", der Beschluss des Europdischen Rates iiber den Euro-
Plus-Pakt und die Einfithrung genereller Schuldenbremsen im
wesentlichen Mafnahmen sind, die zur Uberwindung der Krise
nicht ausreichen und deren soziale Folgen die Gefahr einer Des-
integration der Europdischen Union bergen ('?).

5.6.2  Die tiber das Griinbuch hinausgehenden weiteren Maf3-
nahmen seitens der Kommission und des Rates sollten die Re-
duktion von staatlichen Haushaltsdefiziten und Staatsschulden
nicht weiter ausschlieflich mit dem offentlichen Sparzwang
(Austeritdt) begriinden. Dieser hat in der Regel negative Aus-
wirkungen auf Wachstum, Beschiftigung und Sozialstaat,
schrinkt sinnvolle antizyklische Fiskalpolitik unnétig ein und
fihrt zudem nicht zu den von der Kommission erwarteten
Erfolgen.

5.6.3  Allerdings sind in den Lindern der Wahrungsunion
Mafinahmen nétig, um eine konvergierende Entwicklung der
Volkswirtschaften zu erreichen, Ungleichgewichte abzubauen
und die einheitliche Geldpolitik zu erginzen. Es bedarf dazu
einer Koordinierung der Wirtschaftspolitik, die die richtigen
Ziele verfolgt. Die im Griinbuch einige Male erwdhnte Ausrich-
tung der "Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit" in Form von
Kostensenkung und Druck auf die Lohne und Gehilter ist ein-
seitig und ignoriert die Rolle der gesamtwirtschaftlichen Nach-

frage.

5.6.4  Wird beispielsweise Druck auf die Einkommen in Lin-
dern mit Leistungsbilanzdefiziten gemacht, kann das zu einem
Riickgang der Nachfrage in diesen Landern und zu einem Riick-
gang ihrer Importe fihren. Die Leistungsbilanzungleichgewichte
im Euroraum wiirden damit zwar ausgeglichen, allerdings durch
eine Reduktion der Produktion und Wirtschaftsleistung ins-
gesamt, die sich am Ende auf einem niedrigeren Niveau befin-
den wiirde. Der EWSA bekriftigt seine Auffassung, dass zum
Erreichen der EU 2020-Ziele eine ausgewogene Wirtschaftspoli-
tik notwendig ist.

(2 Siehe oben Ziffer 5.3.


http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/Pressemitteilungen/A_european_redemption_pact.pdf
http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/Pressemitteilungen/A_european_redemption_pact.pdf
http://www.levyinstitute.org/pubs/pn_11_03.pdf
http://www.levyinstitute.org/pubs/pn_11_03.pdf
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5.6.5  Die Koordinierung der Wirtschaftspolitik muss sich deshalb auf eine Stirkung der Wachstumskrifte
und der Volkseinkommen ausrichten. Mitgliedstaaten mit vergleichsweise geringen offentlichen Investitionen
und einer schwachen Binnennachfrage in den vergangenen Jahren miissen Abhilfe schaffen, um die Nach-
frage zu stiitzen, wihrend Mitgliedstaaten mit vergleichsweise hohen Leistungsbilanz- und Haushaltsdefiziten
eine bessere Balance zwischen Einnahmen- und Ausgabeseite erzielen sollten. Die Einfithrung von Stabi-
lititsanleihen in der Europiischen Union nach dem Muster der Option 2 kann nach Auffassung des
EWSA den dringend notwendigen Abbau der internen makrookonomischen Ungleichgewichte in-
nerhalb der EU nachhaltig unterstiitzen.

Briissel, den 11. Juli 2012

Der Président
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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ANHANG

zur Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Folgende abgelehnte Anderungsantrige erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen:

Anderungsantrag 3 - Ziffer 3.2.1.2

Hinzufiigen:

“Ansatz Nr. 2: Teilweiser Ersatz der nationalen Emission durch die Emission von Stabilitdtsanleihen mit gesamtschuldnerischer
Garantie

Bei diesem Ansatz wiirde die Emission von Stabilitdtsanleihen mit gesamtschuldnerischer Garantie erfolgen, die nationale
Emission aber nur teilweise ersetzt werden.

Fiir den Teil der Emission, der nicht in Stabilititsanleihen erfolgt, bestiinden jeweils nationale Garantien. Demnach wiirde der
Markt fiir Anleihen der Staaten des Euroraums aus zwei unterschiedlichen Teilen bestehen: den Stabilitdtsanleihen und den
nationalen Staatsanleihen. Eine Schliisselrolle hdtten bei diesem Ansatz die spezifischen Kiriterien, nach denen das Verhdltnis
zwischen Stabilitdtsanleihen und nationaler Emission festzulegen wire, wobei das moralische Risiko, dass sich die Haushalts-
disziplin verschlechtert, nicht ausreichend beseitigt wire.”

Begriindung
Erfolgt miindlich.

Abstimmungsergebnis:
Nein-Stimmen: 117
Ja-Stimmen: 46

Enthaltungen: 18

Anderungsantrag 4 - Ziffer 3.2.1.3

Andern:

“Ansatz Nr. 3: Teilweiser Ersatz der nationalen Emission durch die Emission von Stabilititsanleihen mit teilschuldnerischer
Garantie.

Bei diesem Ansatz wiirden Stabilitdtsanleihen die nationale Emission wiederum nur teilweise ersetzen und durch anteilige
Garantien der Euroraum-Mitgliedstaaten gedeckt sein. Dieser Ansatz unterscheidet sich insofern von Ansatz Nr. 2, als die
Mitgliedstaaten weiter sowohl fiir ihren jeweiligen Anteil an der Emission von Stabilitdtsanleihen als auch fiir ihre nationale
Emission haften wiirden. Auf diese Weise wiirde das moralische Risiko im Bereich der Haushaltsdisziplin eingegrenzt und
zugleich wiirden die Vorteile einer Senkung der Liquiditdtsaufschldge beibehalten.”

Begriindung
Erfolgt miindlich.

Abstimmungsergebnis:
Nein-Stimmen: 127
Ja-Stimmen: 50

Enthaltungen: 6
Die beiden folgenden Anderungsantrige wurden zusammen zur Abstimmung gestellt:

Anderungsantrag 7 - Ziffer 4.3

Andern:

“Deshalb begriift der Ausschuss das Griinbuch iiber die Durchfiihrbarkeit der Einfiihrung von Stabilitdtsanleihen. Seiner
Auffassung nach werden strikte Auflagen im Bereich der wirtschaftspolitischen Steuerung, zusammen mit getneinsarmengerecht
verteilten Garantien fiir den gesamten Euroraum zum gemeinsamen Schultern der Risiken im Zusammenhang mit der Staats-
verschuldung dazu beltmgen dems Dilemma Sparen_oder-Wachstums—Falle zu entkommen;

; ._Der EWSA ist der Ansicht, dass Stabilititsauflagen erst dann eingefiihrt werden konnen, wenn das
im Griinbuch angefiihrte moralische Risiko beseitigt und hinreichend dafiir gesorgt wurde, dass es in der wirtschaftlichen Praxis
nicht_mehr vorkomm.”
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Begriindung
Erfolgt miindlich.

Anderungsantrag 1 - Ziffer 1.5
Hinzufiigen:

“Gleichwohl ist der EWSA der Auffassung, dass das moralische Risiko (moral hazard—_in allen fiinf angefiihrten Formen) und
seine mogliche konkrete Auspragung im Griinbuch fragwiirdig dargestellt wird. Es sollte zuerst Gegenstand einer vertieften
Untersuchung sein, bevor strittige Schliisse gezogen werden. Wenn die These des Griinbuchs zutreffend sein sollte, dass die
Schwichung der Disziplinierung durch den Markt aufgrund der Vereinheitlichung der Zinssitze zu einer unverantwortlichen
Zunahme dffentlicher Ausgaben oder zu einem Anstieg des Haushaltsdefizits fiihrt, dann hdtte eine solche Entwicklung bereits
seit der Einfiihrung des Euro zu beobachten sein miissen. Dies ist jedoch nicht der Fall. Der EWSA ist der Ansicht, dass
Stabilititsanleihen erst dann _eingefiihrt werden kinnen, wenn das im Griinbuch angefiihrte moralische Risiko beseitigt und
hinreichend dafiir gesorgt wurde, dass es in der wirtschaftlichen Praxis nicht mehr vorkommt.”

Begriindung

Im Griinbuch wird auf die unbefristete Einfilhrung sogenannter Stabilitdtsanleihen eingegangen, mit denen auf eine
Verringerung der Schuldendienstkosten (Anleiheemissionen) fiir Mitgliedstaaten mit geringer Haushaltsdisziplin abgezielt
wird, und zwar zulasten von Staaten mit solidem Haushaltsgebaren, die fiir derartige Anleihen hohere Renditen zahlen
miissen als fiir ihre eigenen Schuldtitel. Die Begiinstigten eines solchen Systems kommen in den Genuss einer einheit-
lichen (und aus ihrer Sicht geringeren) Rendite fiir derlei Anleihen sowie einer im gesamten Euroraum geltenden gesamt-
schuldnerischen Haftung (Garantie). Die Europaische Kommission hat selbst auf finf mogliche moralische Risiken (eine
Partei entscheidet iiber das Risiko, das sie auf sich nehmen will, wihrend jemand anderes die Kosten trdgt, wenn Probleme
auftreten) hingewiesen, die aus einer solchen Emission von Schuldtiteln erwachsen.

Abstimmungsergebnis:
Nein-Stimmen: 131
Ja-Stimmen: 49

Enthaltungen: 9

Anderungsantrag 8 - Ziffer 5.3.4
Andern:

“Letzteres ware ein Argument dafur dle Bekamp_ﬁmg des momllschen RlSlkOS ztelgenau auf die Einnahmeseite zu richten. Mit
eitte Ko der—Ste P e den- Der EWSA unterstiitzt den Gedanken
einer sogenannten ﬁska 1schen Abwertung, die auf dem dlesmhngen Brusseler Steuerforum als Instrument zur Bewaltigung
asymmetrischer Schocks unter den Bedingungen einer gemeinsamen Waihrung empfohlen wurde (). Auch kénnten im Rahmen
der vertieften wirtschaftspolitischen Koordinierung und Steuerung der EU Steuersenkungen in bestimmten Féllen kiinftig sank-
tioniert werden. Dies wiirde zu einer Symmetrie der Mafnahmen in der wirtschaftspolitischen Steuerung fiihren, die der EWSA in
fritheren Stellungnahmen angemahnt hat (2).”

Begriindung

Auch Ziffer 5.3.4 der Stellungnahme kann nicht zugestimmt werden. Die Behauptung, dass kiinftig Sanktionen auch bei
Steuersenkungen verhidngt werden konnten, ist willkiirlich und kann sich auf keinerlei Analyse oder Forschung stiitzen.
Mogliche Steuersenkungen und ihre Auswirkungen gehoren nicht zum Thema der Stellungnahme.

Abstimmungsergebnis:
Nein-Stimmen: 124
Ja-Stimmen: 54

Enthaltungen: 9
Die folgenden sechs Anderungsantrige wurden zusammen zur Abstimmung gestellt:

(1) Auf dem Briisseler Steuerforum wurde die “fiskalische Abwertung” definiert als Senkung der direkten Steuern (natiirliche und juristische

Personen was zu einer Senkung der Steuerlast und somit zur Erhdhung der Wettbewerbsfihigkeit der inlindischen Produzenten fiihrt

schen Maflnahmen miissen haushaltspolitisch neutral sein und entfalten dieselben Wirkungen wie eine Abwertung. Fiir die Linder mit
einer gemeinsamen Wihrung ist dies ein Instrument zur Bewiltigung asymmetrischer Schocks:
http://ec.europa.eu/taxation customs/taxation/gen info/tax conferences/tax forum[index de.htm.

(%) Vgl. die Auflistung in der EWSA-Stellungnahme zum “Jahreswachstumsbericht”, ABL. C 132 vom 3.5.2011, S. 26 sowie die EWSA-
Stellungnahme zum Thema “Soziale Auswirkungen der neuen Vorschriften fiir die wirtschaftspolitische Steuerung”, ABL. C 143 vom
22.5.2012, S. 23.
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Anderungsantrag 10 - Ziffer 5.4.2
Andern:

“Der EWSA ist der Uberzeugung, dass Eurobonds mit gesamtschuldnerischer, nicht aber gemeinsamer

Haftung hohe Attraktivitit fiir potenzielle Gliubiger haben werden, die nach sicheren Anlagen suchen. Durch das Volumen und
die Liquiditdt eines Marktes fiir gemeinsame Anleihen wiirden voraussichtlich auch neue Investoren aus Regionen auflerhalb
Europas angelockt. Der EWSA teilt den Standpunkt, dass aufgrund der weltweiten makroskonomischen Ungleichgewichte alles
unternommen werden muss, um die erheblichen liquiden Mittel aus den Schwellenlindern in stabile Finanzinvestitionen wie die
Euro-Anleihen zu lenken. Diese wiirden somit zu einem wesentlichen Element zur Stabilisierung der Finanzmdrkte iiber die
Grenzen der EU hinaus.”

Begriindung
Erfolgt miindlich.

Anderungsantrag 11 - Ziffer 5.5.1
Andern:

“Option 1: Vollstandiger Ersatz der nationalen Emission durch die Emission von Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischer
Garantie

tivsterbekampferund-derKrise-damit-einLEndesetzer: Dleser Ansatz eﬁorden Iedoch das hochste Maﬁ an
europdischer Integration_und birgt zugleich die grofSten moralischen Risiken.; weshatb—Seine Umsetzung diirfte daher zu den

grofsten politischen und rechtlichen Problemen fiihren-diifte. Daher scheint die vollstindige Ersetzung der nationalen Emissionen
durch die Emission von Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischen Garantien auf kurze Sicht unwahrscheinlich zu sein. Die
Einfithrung der Stabilititsanleihen kann jedoch erst erwogen werden, wenn das im Griinbuch angefiihrte moralische Risiko
beseitigt und hinreichend dafiir gesorgt wurde, dass es in der wirtschaftlichen Praxis nicht mehr vorkommt.”

Begriindung

Die in der Stellungnahme vorgeschlagene Option, in Bezug auf die Wahlmdglichkeiten im Zusammenhang mit der
Emission verschiedener Stabilititsanleihen den Ansatz Nr. 2 zu unterstiitzen, der den teilweisen Ersatz der nationalen
Emission durch Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischer Garantie vorsicht, ist abzulehnen. Unseres Erachtens ist es
nicht akzeptabel, dass einige Mitgliedstaaten verschwenderisch und, wie die Praxis zeigt, leider verantwortungslos mit
ihren Mitteln umgehen diirfen, und andere Staaten fiir diese Ausgaben aufkommen miissen. Gleichzeitig sei darauf
hingewiesen, dass die gesamtschuldnerische Garantie in direktem Widerspruch zu den Bestimmungen des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union steht, wonach kein Mitgliedstaat fiir die Verpflichtungen eines
anderen Mitgliedstaats haftet. Im Gegensatz dazu wird durch Option 3 (die durch den vorliegenden Anderungsantrag
unterstiitzt wird) das moralische Risiko fir die Durchfithrung der Wirtschafts- und Haushaltspolitik auf ein Minimum
reduziert. Anders als bei Option 2 wiirde dies staatliche Biirgschaften mit lediglich teilschuldnerischer Garantie bedeuten
und konnte daher relativ schnell, ohne Anderung der EU-Vertrige, umgesetzt werden.

Anderungsantrag 12 - Ziffer 5.5.2.1

Andern:

“Dieser Ansatz ist—der—erstrebenswerteste—und—akzeptabelste—da—er—entspricht im Wesentlichen dem oben genannten Ansatz

entspricht. Allerdings miissten die Mitgliedstaaten eine gewisse Handlungsfreiheit gegeniiber den Finanzmdrkten bewahren. Sie
wiirden daher Markt- und Fmanztemngsbedmgungen unterllegen dle je nach Mltglledsmat variieren und 1hre unterschledhche
Bonitdt w1dersplegeln konnten i€ f : effektiv v er-ittelfristigen—als—atch

gemeinsamen Smblltmtsanlelhen sowie deren geringe Ertmge ber;zen weiterhin das moralische Risiko einer haushaltspolitischen
Verantwortungslosigkeit auf hohem Niveau. Ihre Einfilhrung kann daher erst dann erwogen werden, wenn das im Griinbuch
angefiihrte moralische Risiko beseitigt und hinreichend dafiir gesorgt wurde, dass es in der wirtschaftlichen Praxis nicht mehr
yorkommt.”

Begriindung

Die in der Stellungnahme vorgeschlagene Option, in Bezug auf die Wahlmdglichkeiten im Zusammenhang mit der
Emission verschiedener Stabilititsanleihen die Option 2 zu unterstiitzen, die den teilweisen Ersatz der nationalen
Emission durch Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischer Garantie vorsicht, ist abzulehnen. Unseres Erachtens ist
es nicht akzeptabel, dass einige Mitgliedstaaten verschwenderisch und, wie die Praxis zeigt, leider verantwortungslos mit
ihren Mitteln umgehen diirfen, und andere Staaten fir diese Ausgaben aufkommen miissen. Gleichzeitig sei darauf
hingewiesen, dass die gesamtschuldnerische Garantie in direktem Widerspruch zu den Bestimmungen des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union steht, wonach kein Mitgliedstaat fiir die Verpflichtungen eines
anderen Mitgliedstaats haftet. Hingegen wird das moralische Risiko fir die Durchfithrung der Wirtschafts- und Finanz-
politik bei (der mit diesem Anderungsantrag unterstiitzten) Option 3 minimiert. Anders als bei Option 2 wiirde dies
Anleihen mit lediglich teilschuldnerischer staatlicher Garantie bedeuten und konnte daher relativ rasch umgesetzt werden,
ohne die EU-Vertrige dndern zu miissen.
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Anderungsantrag 13 - Ziffer 5.5.3.1
Andern:

“Der EWSA stimmt mit der Kommission iiberein, dass diese Option die geringste Reichweite der drei Ansdtze erzielt, da der
Finanzbedarf der Mitgliedstaaten (wie bei Option 2) nur teilweise gedeckt wiirde und nur teilschuldnerische Garantien iiber-
nommen wiirden. Diese Option wiirde das moralische Risiko einer Verschlechterung der Haushaltsdlsztvlm an starksten em—
orenzen und zugleich die Liguidititspramie senken.diirfte h ilitéitun ation
haben- Thre Umsetzung konnte vergleichsweise rasch erfolgen da sie unemgeschmnkt mit dem geltenden EU- Vertmg verembar
erscheint.”

Begriindung
Erfolgt miindlich.

Anderungsantrag 14 - Ziffer 5.6.5
Andern:

“Die Koordinierung der Wirtschaftspolitik muss sich deshalb auf eine Starkung der Wachstumskrdfte und der Volkseinkommen
ausrichten. Mitgliedstaaten mit vergleichsweise geringen offentlichen Investitionen und einer schwachen Binnennachfrage in den
vergangenen Jahren miissen Abhilfe schaffen, um die Nachfrage zu stiitzen, wihrend Mitgliedstaaten mit vergleichsweise hohen
Leistungsbilanz- und Haushaltsdefiziten eine bessere Balance zwischen Einnahmen- und Ausgabeseite erzielen sollten. Die
Einfithrung von Stabilitdtsanleihen in der Europdischen Union nach dem Muster der Option 32 kann sich nach Auffassung
des EWSA als praktikable Losung erweisen, um den dringend notwendigen Abbau der internen makroskonomischen Ungleich-
gewichte innerhalb der EU nachhaltig unterstiitzen.”

Begriindung

Die in der Stellungnahme vorgeschlagene Option, in Bezug auf die Wahlmoglichkeiten im Zusammenhang mit der
Emission verschiedener Stabilititsanleihen die Option 2 zu unterstiitzen, die den teilweisen Ersatz der nationalen
Emission durch Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischer Garantie vorsieht, ist abzulehnen. Unseres Erachtens ist
es nicht akzeptabel, dass einige Mitgliedstaaten verschwenderisch und, wie die Praxis zeigt, leider verantwortungslos mit
ihren Mitteln umgehen diirfen, und andere Staaten fir diese Ausgaben aufkommen miissen. Gleichzeitig sei darauf
hingewiesen, dass die gesamtschuldnerische Garantie in direktem Widerspruch zu den Bestimmungen des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union steht, wonach kein Mitgliedstaat fiir die Verpflichtungen eines
anderen Mitgliedstaats haftet. Hingegen wird das moralische Risiko fiir die Durchfithrung der Wirtschafts- und Finanz-
politik bei (der mit diesem Anderungsantrag unterstiitzten) Option 3 minimiert. Anders als bei Option 2 wiirde dies
Anleihen mit lediglich teilschuldnerischer staatlicher Garantie bedeuten und konnte daher relativ rasch umgesetzt werden,
ohne die EU-Vertrage dndern zu miissen.

Anderungsantrag 2 - Ziffer 1.7
Andern:

"In Bezug auf die verschiedenen ‘Optionen fiir die Emission von Stabilitdtsanleihen’ halt der EWSA den Ansatz Nr. 23, der
einen 'teilweisen Ersatz der nationalen Emission durch die Emission von Stabilitdtsanleihen mit teilschuldnerischer, nicht aber
gesamtschuldnerischer Garantie' vorsieht, fiir den erstrebenswertesten und im Allgemeinen akzeptabelsten Weg.”

Begriindung

Die in der Stellungnahme vorgeschlagene Option, in Bezug auf die Wahlmdglichkeiten im Zusammenhang mit der
Emission von Stabilititsanleihen den Ansatz Nr. 2 zu unterstiitzen, der den teilweisen Ersatz der nationalen Emission
durch Stabilititsanleihen mit gesamtschuldnerischer Garantie vorsieht, ist abzulehnen. Unseres Erachtens ist es nicht
akzeptabel, dass einige Mitgliedstaaten verschwenderisch und, wie die Praxis zeigt, leider verantwortungslos mit ihren
Mitteln umgehen diirfen, und andere Staaten die Zeche zahlen miissen. Gleichzeitig sei darauf hingewiesen, dass die
gesamtschuldnerische Garantie in direktem Widerspruch zu den Bestimmungen des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Europiischen Union steht, wonach kein Mitgliedstaat fiir die Verbindlichkeiten eines anderen Mit-
gliedstaats haftet. Durch den in diesem Antrag unterstiitzten Ansatz Nr. 3 hingegen wird das moralische Risiko in der
Wirtschafts- und Finanzpolitik minimiert. Anders als der zweite Ansatz wiirde er eine teilschuldnerische, aber keine
gesamtschuldnerische Garantie mit sich bringen und lieBe sich daher verhiltnismifSig rasch umsetzen, ohne dass die
EU-Vertrige gedndert werden miissten.

Abstimmungsergebnis:
Nein-Stimmen: 129
Ja-Stimmen: 59

Enthaltungen: 5
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der
Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss

der  Regionen  iiber das

Europdische

Erdbeobachtungsprogramm (GMES) und seine operativen Titigkeiten (ab 2014)“
COM(2011) 831 final
(2012/C 299/13)

Berichterstatter: Edgardo I0ZIA

Die Europiische Kommission beschloss am 30. November 2011, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemifS Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Mitteilung der Kommission an das Europdgische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen iiber das Europdische Erdbeobachtungsprogramm (GMES) und seine

operativen Tatigkeiten (ab 2014)"

COM(2011) 831 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre

Stellungnahme am 12. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
178 gegen 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen folgende Stellungnahme.

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Der EWSA bekriftigt seine riickhaltlose Unterstiitzung
der europdischen Raumfahrtpolitik, insbesondere der europii-
schen Grofprojekte Galileo und GMES, die seines Erachtens
von strategischer Bedeutung fiir die wirtschaftliche und wissen-
schaftliche Entwicklung in Europa sind. In all seinen Stellung-
nahmen (') hat der EWSA die Notwendigkeit anerkannt, der
Raumfahrt mehr Aufmerksamkeit und Mittel zu widmen. Die
EU muss ihre Spitzenstellung in der Raumfahrt auch weiterhin
behaupten.

1.2 Der EWSA lehnt eindeutig den Vorschlag der Kommis-
sion ab, die fur die Entwicklung und die Vollendung des GMES-
Programms erforderliche Finanzierung nach auffen, d.h. in einen
Ad-hoc-Fonds, zu verlagern.

1.3 Der EWSA verweist darauf, dass bei einem Programm,
dessen operative Phase unmittelbar bevorsteht, dringend Kon-
tinuitit gewdhrleistet werden muss, da es ansonsten scheitern
wird. Der gesamte Vorschlag — mit einer neuen Finanzierung,
Verwaltung und Lenkung in Abweichung von den in der EU
iiblichen und eingespielten Abldufen — erscheint tibereilt, unge-
rechtfertigt und sehr riskant. Der Einrichtung neuer Gremien
und Finanzierungskonzepte miissten ausgedehnte, ungewisse
Verhandlungs- und Studienphasen vorausgehen, die sich sicher-
lich iiber Jahre hinziehen wiirden. Dies ist mit einem Programm
wie dem GMES schwerlich vereinbar und erscheint sogar unné-
tig, da in der Kommission und in den iibrigen europdischen
Agenturen siamtliche fur die Durchfihrung dieses Programms
erforderlichen Kompetenzen und Befugnisse vorhanden sind.

() ABL C 43 vom 15.2.2012, S. 20.

1.4 Der EWSA fordert, das Programm innerhalb des mehr-
jahrigen Finanzrahmens 2014-2020 zu finanzieren und die Len-
kung so zu strukturieren, dass den heute in Europa vorhande-
nen Kapazititen Rechnung getragen und auflerdem vermieden
wird, die Verwaltungsinstanzen aufzusplittern und neue Instan-
zen zu schaffen, die nicht dafiir geeignet sind, die Verwaltung
eines Programms zu iibernehmen, das erst im Laufe des ver-
gangenen Jahrzehnts entwickelt wurde. Diese Forderung wurde
bereits in einer fritheren Stellungnahme (?) erhoben.

1.5  Die anschlieBende Mitteilung iiber die Ausarbeitung einer
zwischenstaatlichen Vereinbarung fiir den Betrieb des Europdi-
schen Erdbeobachtungsprogramms (GMES) (*) die wihrend der
Erarbeitung dieser Stellungnahme veréffentlicht wurde, dndert
jedoch nichts an deren Schlussfolgerungen, sondern bestitigt
diese im Gegenteil noch und veranlasst den EWSA, abermals
auf das Risiko hinzuweisen, das mit der verspateten Einfithrung
eines neuen und nicht erprobten Finanzierungs- und Verwal-
tungskonzepts auferhalb des mehrjahrigen Finanzrahmens und
der eingespielten EU-Verwaltungsabldufe verbunden ist.

1.6 Der EWSA ist sehr iiber die konkrete Gefahr besorgt,
dass beim GMES-Programm eine ganze Reihe von Problemen
auftreten konnte, womit bereits in Hohe von 3,2 Mrd. EUR
getitigte Investitionen zunichte gemacht wiirden. Angesichts
der Diskussionen unter den Mitgliedstaaten scheint diese Gefahr
vielmehr Gewissheit zu werden.

1.7  Der EWSA hilt es auch angesichts der strategischen Be-
deutung des Programms fiir die EU fuir hochst riskant und nicht
gerechtfertigt, weniger als ein Jahr nach der vorgesehenen

() ABL C 43 vom 15.2.2012, S. 20.
() COM(2012) 218 final, 11. Mai 2012.
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Inbetriecbnahme (der Start der A-Satelliten der Konstellationen
Sentinel-1, Sentinel-2 und Sentinel-3 ist fiir 2013 vorgesehen)
wie in der vorliegenden Mitteilung beschrieben ein komplexes
Finanzierungs- und Lenkungssystem fiir das GMES neu festzule-
gen.

1.8 Die Mitteilung enthilt keine Machbarkeitsanalyse, die
eine Beurteilung der Durchfiihrbarkeit im Hinblick auf Wirk-
samkeit und Effizienz ermoglichen wiirde. Auch ist die Recht-
fertigung der Notwendigkeit eines neuen Systems nicht klar
ersichtlich.

1.9 Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) weist darauf hin, dass die beiden Leitprogramme des
européischen Raumfahrtplans, Galileo und GMES, unterschied-
lich behandelt werden: Das erste ist im mehrjdhrigen Finanz-
rahmen erfasst, das zweite hingegen davon ausgeklammert.

1.10  Was die Lenkung anbelangt, ist erstaunlich, welch mar-
ginale Rolle in diesem komplexen System der Europdischen
Weltraumorganisation (ESA) zugedacht wird, die bislang den
GrofSteil der europdischen Satellitenstrukturen konzipiert, ver-
waltet und betrieben und bis heute in Partnerschaft mit der
Europiischen Kommission fast simtliche Mittel zur Verfugung
gestellt hat. Es gibt keine guten Griinde dafiir, sie durch neue
oder in der Verwaltung von Satellitensystemen und der damit
erhobenen Daten kaum erfahrene Gremien zu ersetzen.

1.11  Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) ist der Ansicht, dass eine derart grundlegende Neu-
bestimmung der Programmzustindigkeiten, wie sie in der Mit-
teilung vorgeschlagen wird, weniger als ein Jahr nach der Ein-
fihrung des Modells zur Finanzierung des GMES-Programms ein
enormes Risiko fiir die Inbetriebnahme des Systems darstellt.

1.12  Der EWSA weist darauf hin, wie vage und unklar der
Vorschlag der Kommission im Hinblick auf die Lenkung ist. Die
Schwichen des vorgeschlagenen Modells liegen auf der Hand:
Die technische Koordinierung wird Stellen tibertragen, die weder
mit der Raumfahrt vertraut sind noch tiber eine Kultur der
Zusammenarbeit mit anderen Agenturen verfiigen. Auferdem
betreffen 80 % der im GMES-Programm vorgesehenen Aktivita-
ten die Raumfahrt. Der EWSA fordert die Kommission auf, das
vorgeschlagene Modell zu iiberarbeiten und eine einheitliche
Lenkung beizubehalten und hierbei auch weiterhin der ESA
die technische Verantwortung fiir das Programm zuzuweisen,
unter der Aufsicht und Kontrolle der Kommission, wie ur-
spriinglich vorgesehen.

2. Einleitung

2.1  Die Mitteilung vom 30.11.2011 enthilt eine auflerhalb
des mehrjdhrigen Finanzrahmens 2014-2020 (*) angesiedelte
Losung der Europiischen Kommission zur Finanzierung der
operativen Phase des strategischen Programms fur die Erdbeob-
achtung und die Sicherheit (GMES), das bis heute konzipiert
wurde und dessen endgiiltige Durchfithrungsphase begonnen
hat. Auflerdem enthilt sie einen Vorschlag in Bezug auf die
Lenkung. Es handelt sich also um eine Mitteilung von fun-
damentaler Bedeutung fir das GMES.

(*) COM(2011) 500 final TEIL I/Il — Ein Haushalt fiir "Europe 2020".

2.2 Die anschliefende Mitteilung iiber die Ausarbeitung einer
zwischenstaatlichen Vereinbarung fiir den Betrieb des Europii-
schen Erdbeobachtungsprogramms (GMES) (°), die wihrend der
Ausarbeitung dieser Stellungnahme veréffentlicht wurde, tut den
Kommentaren und den Schlussfolgerungen dieser Stellung-
nahme keinen Abbruch, handelt es sich doch lediglich um
eine Ergdnzung, in der die finanziellen Aspekte des vorgeschla-
genen Fonds niher erldutert und ein neues Aufsichtsgremium,
der GMES-Rat, eingefithrt werden. Letzterer lisst Kompetenz-
tiberschneidungen in der Verwaltung der europdischen Raum-
fahrtprogramme entstehen und schafft klare Zustandigkeitskon-
flikte und Doppelungen der Entscheidungsstrukturen in Europa.

2.3 Das Programm fiir die globale Umwelt- und Sicherheits-
iberwachung (GMES) ist neben Galileo eines der beiden Leit-
programme des Raumfahrtsektors der Europiischen Union. Es
spielt eine grundlegende Rolle bei der Erdbeobachtung und lie-
fert die notwendigen Mittel fiir das Verstdndnis und die Uber-
wachung des Klimawandels, fir den Katastrophenschutz und die
zivile Sicherheit sowie die nachhaltige Entwicklung und die Kri-
senbewiltigung.

2.4 Die Ausklammerung der Finanzierung des strategischen
Programms fiir die Erdbeobachtung und die Sicherheit GMES
aus dem Vorschlag fiirr den mehrjihrigen Finanzrahmen 2014-
2020 hat grofle Besorgnis hinsichtlich des konkreten Risikos
hervorgerufen, ein fiir Europa strategisches Programm zu ver-
lieren, in das bereits ein Jahrzehnt lang Arbeit und mehr als 3
Mrd. EUR investiert wurden.

2.5 Der EWSA hat in seiner Analyse vom Dezember
2011 (%) bereits starke Bedenken hinsichtlich der Zukunft dieses
Programms geduflert, weil die Kontinuitit der Finanzierung
nicht gesichert ist.

2.6 Das Europdische Parlament hat in seiner Entschlieung
zur Zukunft des Programms GMES (/) im Februar 2012 fest-
gestellt, dass er es "nicht als tragfihige Option [erachtet], das
Programm GMES aufSerhalb des mehrjahrigen Finanzrahmens
(MFR) zu finanzieren und dabei die von der Kommission in
ihrer Mitteilung vorgeschlagene Finanzierungs- und Leitungs-
struktur vorzusehen".

2.7 Das Weltraumsegment des GMES basiert auf drei Satel-
litenkonstellationen, Sentinel-1, 2 und 3, und auf an Bord an-
derer Satelliten befindlichen Instrumenten (Sentinel 4 und 5).
Die ersten Satelliten der drei Konstellationen werden im Laufe
des Jahres 2013 gestartet. Es muss also dringend ein Finanz-
rahmen festgelegt werden, der die Finanzierung der nunmehr
unmittelbar bevorstehenden operationellen Mafinahmen garan-
tiert.

2.8 Da kein Vorschlag vorgelegt wurde, hat der Generaldi-
rektor der ESA auf der Pressekonferenz am 9. Januar 2012
bekriftigt, dass die ESA beabsichtigt, die vorgesehenen Satelli-
tenstarts nicht durchzufihren, wenn eine Entscheidung tiber die
Finanzierung des GMES-Betriebs ausbleibt ().

ABL. C 43 vom 15.2.2012, S. 20.

12/2509 (RSP).
tp:/[multimedia.esa.int/Videos/2012/01/ESA-Director-General-
12-Press-Briefing (68:00).
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2.9  Die Europiische Kommission schldgt in ihrer Mitteilung
vor, die notwendigen Mittel fiir den Aufbau und die Inbetrieb-
nahme der gesamten Infrastruktur aus einem neuen, speziellen
GMES-Fonds bereitzustellen, fir den ein zwischenstaatliches Ab-
kommen zwischen den im Rat vereinigten EU-Mitgliedstaaten
erforderlich ist.

2.10  Es wird die finanzielle Beteiligung aller 27 EU-Mitglied-
staaten auf der Grundlage ihres Bruttonationaleinkommens
(BNE) vorgeschlagen. In der Mitteilung ist der Entwurf des Ab-
kommens enthalten, dass in der anschliefenden Mitteilung wei-
ter spezifiziert wird (°).

2.11  Fir die Lenkung, die nicht weniger wichtig ist als die
Finanzierung, werden in der Mitteilung zahlreiche Akteuren vor-
geschlagen, in deren Verantwortung Teilaspekte und -bereiche
des GMES-Programms zu legen sind.

2.12  Die Einfihrung eines neuen, komplexen Finanzierungs-
systems und eines neuen Aufsichtsgremiums fiir das Erdbeob-
achtungsprogramm ("GMES-Rat") erscheint nicht gerechtfertigt
und ein Jahr vor dem Start des ersten Satelliten reichlich spit.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1  Das Erdbeobachtungsprogramm GMES und das Satelli-
tennavigationssystem GALILEO sind grofangelegte strategische
Programme der Europdischen Union, die der EU eine unabhin-
gige und fithrende Stellung in Weltraumbelangen sichern sollen.

3.2 In der Raumfahrt fihrend und unabhingig zu sein, wird
fir die Zukunft Europas als strategisch wichtig angesehen, da
weitreichende und bedeutungsvolle wirtschaftliche, technologi-
sche, geopolitische sowie kulturelle Dimensionen mit der Raum-
fahrt verbunden sind.

3.3 Das GMES ist ein strategisches Programm der Europii-
schen Union, das durch die Verordnung (EU) Nr. 911/2010 des
Europdischen Parlaments und des Rates geschaffen wurde.

3.4  Dazu heiflt es in der Mitteilung: "Um den stetig wach-
senden Herausforderungen auf globaler Ebene begegnen zu kon-
nen, benotigt Europa ein eigenes gut koordiniertes und zuver-
lassiges Erdbeobachtungssystem. GMES ist ein solches System."

3.5 In der Mitteilung wird ein neues Finanzierungskonzept
vorgeschlagen, das haushaltstechnisch auflerhalb der eingespiel-
ten Verwaltungsabldufe liegt und besondere Mafnahmen sowie
die Billigung simtlicher 27 Mitgliedstaaten erfordert. Es geht
hier von einem Mechanismus, der in der aktuellen Finanzlage
(man denke beispielsweise — aber nicht nur — an die Situation
Griechenlands und die moglichen Schwierigkeiten Frankreichs
und Italiens) eine Blockierung zumindest iiberaus wahrschein-
lich machen wiirde, was den Todesstofs des GMES-Programms
bedeuten wiirde.

() COM(2012) 218 final vom 11. Mai 2012.

4. Besondere Bemerkungen
Finanzierung:

4.1  Laut Mitteilung soll das GMES auferhalb des mehrjih-
rigen Finanzrahmens 2014-2020 finanziert werden.

4.2 Seine Finanzierung soll durch ein Abkommen zwischen
den im Rat vereinigten EU-Mitgliedstaaten erfolgen.

43  Im Abkommen ist vorgesehen, dass jeder einzelne Mit-
gliedstaat dem Generalsekretariat des Rates der Europdischen
Union den Abschluss der fiir das Inkrafttreten des Abkommens
erforderlichen Verfahren notifiziert.

4.4  Fiir sein Inkrafttreten bedarf das Abkommen der Ratifi-
zierung aller Mitgliedstaaten.

4.5  Das Abkommen kann erst nach der Notifizierung seiner
Genehmigung durch den letzten Mitgliedstaat in Kraft treten.
Wegen der derzeitigen Finanzlage in Europa im Allgemeinen
und der Lage in einigen Mitgliedstaaten im Besonderen, konnte
allein schon diese Bestimmung das GMES-Programms zum
Scheitern bringen.

4.6 Der Zeitplan und Modalitdten fiir die Einberufung dieser
Ratssitzung stehen derzeit noch nicht fest, was angesichts des
herannahenden Datums fiir den Start der Satelliten Sentinel 1-2-
3 (2013) riskant erscheint.

4.7  Hinsichtlich der Programmplanung, Verwaltung und
Ausfithrung des GMES-Fonds heifit es in der Mitteilung, dass
der Rat eine Verordnung auf Vorschlag der Kommission erldsst.
Derzeit ist diese Verordnung noch nicht in Sicht.

4.8  Zu der Verwendung der Mittel des GMES-Fonds, den
Bestimmungen fiir die Einrichtung und den Betrieb sowie die
Rechnungslegung und -priffung heifSt es in der Mitteilung, dass
hieriiber der Rat auf Vorschlag der Kommission beschliefst. Der-
zeit ist diese Verordnung noch nicht in Sicht.

4.9  Bis zum gegenwirtigen Zeitpunkt sind in die Entwick-
lung des Programms 3,2 Mrd. EUR investiert worden, fiir die
fast ausschlieflich die ESA (mit 1 890 Mio.) und die EU (mit
1 300 Mio.) aufgekommen sind.

4.10  Fir die vollinhaltliche Durchfithrung des Programms
mit Wartung, Weiterentwicklung und Aktualisierung fiir den
Zeitraum 2014-2020 werden Kosten in Hohe von 5,8 Mrd.
EUR veranschlagt, d.h. ca. 0,6 % des Gesamthaushalts der Euro-
pdischen Union fiir denselben Zeitraum, der sich nach dem
mehrjihrigen Finanzrahmen 2014-2020 auf 1 025 Mrd. EUR
belduft. Es sei auch darauf hingewiesen, dass der Haushalt der
Union seinerseits ca. 1 % des Bruttonationaleinkommens (BNE)
entspricht.
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4.11  Der Vorschlag, das Programm GMES auferhalb des EU-
Haushalts zu finanzieren, diirfte jedenfalls keine finanziellen
Vorteile mit sich bringen, denn die 27 Mitgliedstaaten miissten
ohnehin dessen Finanzierung garantieren, wenngleich iiber ei-
nen anderen Finanzierungskanal, der auf einem komplexen zwi-
schenstaatlichen Abkommen basiert. Was hiermit bezweckt
wird, ist nicht zu erkennen.

4.12  Fur die Raumfahrt verfugt die ESA iiber die notwendi-
gen Mittel zum Start der drei "A"-Satelliten der Konstellationen
Sentinel-1, -2 und -3. Fiir den Start von Sentinel-1 ist die Fi-
nanzierung bereits gesichert. Auch die beiden anderen diirften
ohne finanzielle Probleme in die Umlaufbahn gebracht werden
konnen. Von der Mittelplanung fir die Zeit nach 2013 hingt
somit ab, ob die gesamten Konstellationen in der vorgeschen
Weise weitergefithrt werden konnen, um den Dienstbetrieb, fiir
den sie geplant sind, sicherstellen zu konnen.

Lenkung:

413 Laut Mitteilung sollen an der operativen Phase des
GMES etliche Instanzen mitwirken.

414  Die Verwaltung und politische Uberwachung soll der
Kommission tibertragen werden.

4.15  Laut Mitteilung iiber die Ausarbeitung einer zwischen-
staatlichen Vereinbarung fiir den Betrieb des Europiischen Erd-
beobachtungsprogramms (GMES) (COM(2012) 218 final vom
11. Mai 2012), die die niheren Umsetzungsmodalititen des
hier erorterten Vorschlags enthilt, soll der "GMES-Rat" die Auf-
sicht iiber das Programm fiihren. Die Befugnisse dieses Gremi-
ums sind so weitreichend, dass sie neben den fiir die EU-Pro-
gramme typischen Verwaltungsaspekten auch noch solche um-
fassen, die zu einer Raumfahrtagentur gehoren. Hier zeichnen
sich Kompetenziiberschneidungen und Doppelung von Ent-
scheidungsgremien ab, die mit einer effizienten Bewirtschaftung
der ohnehin knapp bemessenen Mittel der Gemeinschaft nicht
vereinbar sind.

4.16  Fir folgende Stellen sind Teilaspekte vorgesehen: tech-
nische Koordinierung der Landiiberwachungsdienste — Europii-
sche Umweltagentur (EEA); technische Koordinierung der Kata-
strophen- und Krisenmanagementdienste — Europiisches Not-
fallabwehrzentrum (ERC); technische Koordinierung von Atmo-
sphirendiensten — Europdisches Zentrum fur mittelfristige Wet-
tervorhersage (EZMW). Fiir die Beobachtung des Klimawandels,
die Uberwachung der Meeresumwelt und die Sicherheit sind
noch keine verantwortlichen Stellen benannt worden. Sonstige

Briissel, den 12. Juli 2012

Dienste von Bedeutung fiir die Kommission und andere euro-
pdische Akteure sollen von weiteren Einrichtungen iibernom-
men werden, z.B. von der Europdischen Agentur fiir die Sicher-
heit des Seeverkehrs (EMSA), dem Satellitenzentrum der Euro-
pdischen Union (EUSC), der Europdischen Agentur fiir die ope-
rative Zusammenarbeit an den Auflengrenzen (FRONTEX) bzw.
der Europiische Verteidigungsagentur (EDA).

417  Mit dem operativen Betrieb der Weltraumkomponente
von GMES konnten beauftragt werden: die Europiische Welt-
raumagentur (ESA) (ad interim) fur die Landiiberwachung und
Beobachtung zielspezifischer Bereiche mit hochauflosenden Bil-
dern sowie die Europdische Organisation fiir die Nutzung von
meteorologischen Satelliten (EUMETSAT) fir die systematische
und globale Beobachtung der Atmosphire und Ozeane. Die
Weltraumentwicklungstatigkeiten konnten der Europdischen
Weltraumorganisation unter Beteiligung der Europiischen Kom-
mission angetragen werden.

4.18  Die vorstehend beschriebene Zwischenlosung erstreckt
sich auf den Betrieb der Gesamtkonstellation von Sentinel-1,
Sentinel-2 und der "Land"-Komponente von Sentinel-3. Es liegt
auf der Hand, dass es kein leichtes Unterfangen ist, fiir einen
Ubergangszeitraum derart schwerwiegende Verpflichtungen be-
ziiglich der Organisation und der Ressourcen einzugehen.

4.19  Die technische Koordinierung der In-situ-Komponente
von GMES wire Aufgabe der Europidischen Umweltagentur
(EUA).

420  Es ist nicht klar, wie diese Akteure in der Lage sein
sollen, mit ihren jeweiligen Kompetenzen und Verwaltungskapa-
zititen den operativen Erfordernissen eines Programms wie
GMES, das eine iiberwiegende Raumfahrtkomponente aufweist,
fur die eine ganz spezifische Sachkompetenz erforderlich ist,
gerecht zu werden.

421  In der anschlieBenden Mitteilung iiber die Ausarbeitung
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung fiir den Betrieb des Eu-
ropdischen Erdbeobachtungsprogramms (GMES) (1) ist ein
"GMES-Rat" vorgesehen, durch den zahlreiche Kompetenziiber-
schneidungen in Bezug auf die Verwaltung der europaischen
Raumfahrtprogramme geschaffen werden, was wiederum zu kla-
ren Zustindigkeitskonflikten und Doppelung von Entschei-
dungsstrukturen in Europa fuhrt. Dies liefe darauf hinaus, dass
- im Widerspruch zum Vertrag iiber die Arbeitsweise der Euro-
pdischen Union - gewissermaflen eine parallele Raumfahrtagen-
tur entstiinde.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON

(19 COM(2012) 218 final, 11.5.2012.



C 299/76

Amtsblatt der Europiischen Union

4.10.2012

Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europidischen

Parlaments und des Rates zur

Verbesserung  der

Wertpapierabrechnungen in der Europiischen Union und iiber Zentralverwahrer sowie zur
Anderung der Richtlinie 98/26/EG“

COM(2012) 73 final — 2012/0029 (COD)
(2012/C 299/14)

Berichterstatter: Peter MORGAN

Das Europiische Parlament und der Rat der Europdischen Union und beschlossen am 15. Mirz 2012 bzw.
am 3. April 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemafs Artikel 114 AEUV um

Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Verbesserung der Wertpapierabrech-
nungen in der Europdischen Union und iiber Zentralverwahrer sowie zur Anderung der Richtlinie 98/26/EG"

COM(2012) 73 final — 2012/0029 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre

Stellungnahme am 12. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
110 gegen 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europidische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) begriifit diesen Verordnungsvorschlag. Mit dem Inkraft-
treten der Verordnung iiber Zentralverwahrer wird die Kommis-
sion den auf drei Siulen basierenden neuen Regulierungsrahmen
fur die Finanzinfrastruktur in der EU vollendet haben: Zentral-
verwahrer, Verordnung iiber europidische Marktinfrastrukturen
(EMIR) und Richtlinie bzw. Verordnung tiber Markte fiir Finanz-
instrumente (MiFID/MiFIR).

1.2 Die Einfithrung des Euros hat als Katalysator fiir grenz-
iiberschreitende Anlagen in Wertpapieren gewirkt, und das rei-
bungslose Funktionieren grenziiberschreitender Anlagen basiert
auf gemeinsamen Normen in der EU. Ein hohes Mafy an Ab-
rechnungsdisziplin verringert das Gegenparteirisiko, oder genau-
er, das Liquidittsrisiko und das Ersetzungsrisiko. Wichtiger
noch ist, dass der Anlegerschutz verbessert wird und Transaktio-
nen zwischen Kiufern und Verkdufern von Wertpapieren sicher
und fristgerecht abgewickelt werden konnen. Unter diesem As-
pekt ist die Verordnung ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur
Vollendung des Binnenmarkts.

1.3 Ein mafgeblicher Anderungsvorschlag in Bezug auf den
Tatigkeitsbereich von Zentralverwahrern ist das Verbot be-
schrankter Banklizenzen fiir Zentralverwahrer. Das betrifft die
zwei grofen internationalen Zentralverwahrer, die ihre Bank-
lizenzen zur Unterstiitzung ihrer Abrechnungs- und Verwahr-
verfahren in sehr groem Mafstab einsetzen. Der EWSA an-
erkennt das Gewicht der Meinung internationaler Gremien
und Organe (G-20, Europdische Kommission, Internationale
Vereinigung der Wertpapieraufsichtsbehorden (I0OSCO) usw.),
die sich fiir die Abtrennung von Kreditinstituten starkmachen.
Der Ausschuss unterstiitzt den Standpunkt der Kommission und
ist der Auffassung, dass separate Banken die beste Losung dar-
stellen.

1.4 Sehr wichtig ist der Vorschlag, die Abrechnungsperiode
einheitlich auf zwei Tage nach dem Handel (T+2) festzulegen.
Wihrend dies innerhalb der EU zu realisieren sein diirfte, sind

in Bezug auf weltweite Transaktionen noch eine Reihe von
Fragen zu losen.

1.5 Die Vorschlige machen die Dematerialisierung handel-
barer Wertpapiere erforderlich. Dafiir ist eine Ubergangsfrist
bis zum 1. Januar 2020 vorgesehen. Gleichwohl haben die Mit-
gliedstaaten in diesem Bereich unterschiedliche Fortschritte er-
zielt, sodass ein politischer Kompromiss erforderlich sein konn-
te.

2. Einleitung

2.1  Die Zentralverwahrer sind Institute von systemischer Be-
deutung fur die Finanzmarkte. Jedem an oder auflerhalb einer
Borse getitigten Wertpapiergeschift folgen Nachhandelsverfah-
ren, die zur Abrechnung dieses Geschifts, d.h. zur Lieferung von
Wertpapieren gegen Barmittel fithren. Die Zentralverwahrer sind
dabei die entscheidenden Einrichtungen, die iiber sogenannte
Wertpapierabrechnungssysteme die Abwicklung ermoglichen.
Die Zentralverwahrer sorgen auch fur die Eroffnung und zen-
trale Fithrung von Wertpapierkonten, in denen erfasst wird, wie
viele Wertpapiere von wem begeben wurden, und jeder Wechsel
der Halter dieser Wertpapiere verbucht wird.

2.2 Ferner spielen die Zentralverwahrer eine Schliisselrolle
am Markt fur Sicherheiten, insbesondere fiir geldpolitische Zwe-
cke. Beispielsweise durchlaufen praktisch alle fiir geldpolitische
Operationen einer Zentralbank in Frage kommenden Sicherhei-
ten in der EU, vor allem im Euro-Wahrungsgebiet, von Zentral-
verwahrern betriebene Wertpapierabrechnungssysteme.

2.3 Von Wertpapierabrechnungssystemen in der EU wurden
2010 Transaktionen im Wert von anndhernd 920 Billionen
EUR abgerechnet und Ende 2010 Wertpapiere im Wert von
fast 39 Billionen EUR gehalten. Es gibt mehr als 30 Zentral-
verwahrer in der EU; im Allgemeinen existiert in jedem Land
eine solche Einrichtung, aulerdem bestehen zwei "internationa-
le" Zentralverwahrer (sogenannte ICSD — Clearstream Banking
Luxembourg und Euroclear Bank), die eine Unterkategorie von
Zentralverwahrern bilden und auf die Begebung internationaler
Anleihen, allgemein als "Eurobonds" bekannt, spezialisiert sind.



4.10.2012

Amtsblatt der Europaischen Union

C 299/77

2.4 Wahrend die Abrechnung innerhalb nationaler Grenzen
in der Regel sicher und effizient funktioniert, ist die grenziiber-
schreitende Abrechnung im Rahmen grenziiberschreitender An-
lagen komplexer und mit hoheren Kosten verbunden. So ist die
Zahl der gescheiterten Abwicklungen bei grenziiberschreitenden
Geschiften hoher als bei inlindischen Transaktionen, und die
Kosten fiir eine grenziiberschreitende Abrechnung fallen bis zu
viermal hoher aus als im Fall einer Abwicklung im Inland. In
der Regel sind die Kosten fiir Wertpapierabrechnungen iiber
Zentralverwahrer minimal im Rahmen der Gesamtkosten, die
fur die Nutzung aller Infrastruktureinrichtungen entstehen,
wenngleich sie fiir die Emittenten ein wichtiger Kostenfaktor
sind.

2.5 Diese Sicherheitsprobleme ergeben sich aus einer Reihe
von Faktoren, darunter:

— Die Linge des Abrechnungszyklus. Die Zeit zwischen dem
Handelsgeschift und der Abrechnung ist in der EU namlich
nicht harmonisiert, so dass es bei der grenziiberschreitenden
Abrechnung zu Beeintrachtigungen kommt.

— Ein kleiner, aber nennenswerter Anteil an Wertpapieren be-
steht nach wie vor in Papierform. Bei diesen Wertpapieren
dauert der Abwicklungszyklus deutlich linger, wodurch die
Anleger ein groferes Risiko eingehen.

— Gescheiterte Abwicklungen, d.h. Situationen, in denen eine
Transaktion nicht zum vorgesehenen Abrechnungstag abge-
rechnet wird, unterliegen nicht an allen Mirkten abschre-
ckenden Sanktionen; sofern solche Sanktionen bestehen, un-
terscheidet sich die Abrechnungsdisziplin zwischen den ein-
zelnen Markten erheblich.

— Zwar verringert sich durch die Richtlinie 98/26/EG tiber die
Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wert-
papierliefer- und -abrechnungssystemen die Beeintrachtigung
eines Wertpapierabrechnungssystems durch gegen einen
Teilnehmer des betreffenden Systems gefiihrte Insolvenzver-
fahren, andere Risiken des Systems oder die Belastbarkeit des
das System betreibenden Zentralverwahrers werden jedoch
nicht behandelt. Einige Zentralverwahrer unterliegen zusatz-
lichen Kredit- und Liquiditatsrisiken, die sich aus Bankdienst-
leistungen in Ergdnzung zur Abrechnung ergeben.

— Verbindungsvereinbarungen zwischen Zentralverwahrern
gelten zwar als ein erster Schritt zur Konsolidierung der
europdischen Abrechnungsmirkte, geben aber angesichts
fehlender spezifischer Aufsichtsregeln fiir solche Verbindun-
gen auch Anlass zu Sicherheitsbedenken. Dariiber hinaus
verstirken diese Vereinbarungen die Verflechtung der Zen-
tralverwahrer, was ein weiteres Argument fiir die Einfithrung
eines gemeinsamen Aufsichtsrahmens ist.

2.6 Dass kein effizienter Binnenmarkt fiir Abrechnungen
existiert, ist ebenfalls nicht ganz unbedenklich. Nach wie vor
bestehen am europiischen Markt fur Nachhandelstitigkeiten be-
deutende Hindernisse, zum Beispiel die Beschrinkung des Zu-
gangs von Wertpapieremittenten zu Zentralverwahrern, unter-
schiedliche nationale Zulassungsregelungen und Bestimmungen
fur Zentralverwahrer innerhalb der EU und ein eingeschrankter
Wettbewerb zwischen verschiedenen nationalen Zentralverwah-
rern. Aufgrund dieser Hindernisse ist der Markt stark fragmen-
tiert. Infolgedessen stiitzt sich die grenziiberschreitende Abrech-
nung von Transaktionen auf unnétig komplizierte Ketten von
Haltern, bei denen hiufig mehrere Zentralverwahrer und etliche
weitere Mittler involviert sind. Dies wirkt sich negativ auf die
Effizienz, aber auch auf die mit grenziiberschreitenden Geschif-
ten einhergehenden Risiken aus.

2.7  Diese Probleme sind von Bedeutung, da die grenziiber-
schreitenden Geschifte in Europa, vom gewohnlichen Kauf/Ver-
kauf von Wertpapieren bis zur Sicherungsiibereignung, immer
haufiger werden und die Verflechtung unter den Zentralverwah-
rern zunimmt. Die genannten Tendenzen diirften sich durch die
Inbetricbnahme von Target2 Securities (T2S) noch verstirken;
das vom Eurosystem initiierte Projekt soll ab 2015 eine linder-
iibergreifende gemeinsame Plattform fur die Wertpapierabrech-
nung in Europa bieten.

3. Wesentlicher Inhalt des Verordnungsvorschlags

3.1  Der Verordnungsvorschlag umfasst zwei Hauptteile:
Maflnahmen, die sich auf alle Marktteilnehmer im Zusammen-
hang mit der Wertpapierabrechnung beziehen (Titel 1I), und
Mafinahmen, die sich speziell auf Zentralverwahrer (Titel III,
IV und V) beziehen.

Wertpapierabrechnung

3.2 In Titel Il wird die sogenannte Dematerialisierung/Immo-
bilisierung von Wertpapieren vorgeschrieben, d.h. die Begebung
von Wertpapieren durch Verbuchung im Effektengiro. Diese
Mafinahme zielt auf die Steigerung der Abrechnungseffizienz
ab; sie fithrt zu kiirzeren Abrechnungsperioden und gewihrleis-
tet die Integritdt einer Wertpapieremission, indem der Abgleich
von Wertpapierbestanden erleichtert wird. In der vorgeschlage-
nen Verordnung ist ein ausreichend langer Ubergangszeitraum
vorgesehen, der sich bis zum 1. Januar 2020 erstreckt, damit
Marktbetreiber aus den Mitgliedstaaten, in denen es nach wie
vor betrichtliche Wertpapierbestinde in Papierform gibt, dieser
Bestimmung gerecht werden konnen.

3.3 Zudem wird in Titel II die Abrechnungsperiode fiir Wert-
papiergeschifte in der gesamten EU harmonisiert. In Europa
werden die meisten Wertpapiergeschifte je nach Markt zwei
oder drei Tage nach dem Handelstag abgerechnet. Die Abrech-
nungsperiode wird harmonisiert und auf zwei Tage nach dem
Handelstag festgelegt, wobei allerdings kiirzere Abrechnungs-
perioden zugelassen werden.

3.4  Ferner werden die Maflnahmen zur Abrechnungsdisziplin
EU-weit harmonisiert. Dazu gehoren Ex-ante-Mafnahmen, mit
denen ein Scheitern der Abwicklung verhindert werden soll, und
Ex-post-Mafinahmen fiir den Fall des Scheiterns von Abwick-
lungen.

Zulassung und Beaufsichtigung von Zentralverwahrern

3.5 In der Richtlinie 98/26/EG werden Wertpapierliefer- und
-abrechnungssysteme bereits als formliche Vereinbarung fest-
gelegt, die es gestattet, Wertpapiere zwischen verschiedenen
Teilnehmern zu iibertragen. Die genannte Richtlinie geht jedoch
nicht auf die Institute ein, die fir den Betrieb solcher Systeme
verantwortlich sind. Angesichts der zunehmenden Komplexitit
derartiger Systeme und der mit der Abrechnung verbundenen
Risiken ist es von entscheidender Bedeutung, dass Institute, die
Wertpapierabrechnungssysteme betreiben, rechtlich definiert,
zugelassen und gemdf gemeinsamen Aufsichtsgrundsitzen
tiberwacht werden.

3.6  Zentralverwahrer miissen kiinftig von den nationalen zu-
standigen Behorden des Ortes, an dem sie ansissig sind, zuge-
lassen und beaufsichtigt werden. Im Hinblick auf den immer
stirker grenziiberschreitenden Aspekt ihrer Tatigkeit wiren
auch andere Behorden mit Bezug zu den von den Zentralver-
wahrern betriebenen Wertpapierabrechnungssystemen und mit
anderen Unternehmen derselben Gruppe heranzuziehen. Die
ESMA wird bei der Erarbeitung von Entwiirfen technischer Stan-
dards zur Harmonisierung des Zulassungsprozesses und zur
Gewdhrleistung der Zusammenarbeit zwischen Behorden eine
wichtige Rolle spielen.
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3.7 Dem Vorschlag zufolge wird zugelassenen Zentralver-
wahrern ein "Pass" fur die Erbringung von Dienstleistungen in
der Europiischen Union ausgestellt, wobei entweder eine
Dienstleistung direkt in einem anderen Mitgliedstaat erbracht
oder eine Zweigniederlassung in diesem Mitgliedstaat errichtet
wird. Einem Zentralverwahrer aus einem Drittland kann Zugang
zur EU gewihrt werden, wenn er von der ESMA anerkannt
wurde.

Anforderungen filr Zentralverwahrer

3.8 Da die Zentralverwahrer systemrelevant sind und unver-
zichtbare Dienstleistungen fiir den Wertpapiermarkt erbringen,
miissen sie hohen aufsichtsrechtlichen Standards unterliegen,
damit ihr wirtschaftlicher Bestand und der Schutz ihrer Teilneh-
mer gewahrleistet sind. Die Anforderungen fiir Zentralverwahrer
werden in mehrere Kategorien eingeteilt: Organisatorische An-
forderungen, Wohlverhaltensregeln, Anforderungen fir Zentral-
verwahrungs-dienstleistungen, aufsichtsrechtliche Anforderun-
gen und Anforderungen fiir Zentral-verwahrer-Verbindungen.

3.9  Die Wohlverhaltensregeln schreiben nicht diskriminieren-
de, transparente und strikt risikobasierte Geschiftsvorginge so-
wie die vollstindige Offenlegung von Kosten und Einnahmen
gegeniiber den zustindigen Behorden vor.

3.10 Die Anforderungen fiir Zentralverwahrungsdienstleis-
tungen umfassen Verpflichtungen beziiglich des taggleichen
Kontenabgleichs sowie die Kontentrennung. Hinsichtlich der
Barzahlung ist im Vorschlag vorgeschrieben, dass die Zentral-
verwahrer auf Zentralbankkonten abrechnen, wann immer dies
praktisch durchfithrbar ist und solche Konten zur Verfiigung
stehen. Die Abrechnung in Geschiftsbankgeld ist zuldssig, sie
muss jedoch entgegen einigen derzeit angewandten Praktiken
iiber ein separates Kreditinstitut erfolgen, das als Verrechnungs-
stelle fungiert.

3.11  Die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Zentral-
verwahrer selbst enthalten wichtige Bestimmungen iiber die
Minderung des operationellen Risikos. Da es den Zentralverwah-
rern nicht gestattet wire, bankartige Dienstleistungen direkt zu
erbringen, besteht das Hauptrisiko fiir Zentralverwahrer im ope-
rationellen Risiko. Diese Bestimmungen enthalten geeignete
Maflnahmen, mit denen die Fortfithrung des Geschiftsbetriebs
einschlieflich der Abrechnung jederzeit gewihrleistet ist. Auch
die Eigenkapitalanforderungen werden unter Bezugnahme auf
die Betriebsausgaben festgelegt — die Zentralverwahrer sollten
Eigenkapital, Gewinn-riicklagen und sonstige Riicklagen halten,
um mindestens sechs Monate lang ihre Betriebs-ausgaben de-
cken zu konnen.

3.12  Die Anforderungen fiir Zentralverwahrer-Verbindungen
beinhalten die Festlegung identischer Regeln fiir die Wirksam-
keit von Abrechnungen.

Zugang zu Zentralverwahrern

3.13  Die Offnung des Marktes fiir Zentralverwahrungsdienst-
leistungen und der Abbau von Zugangshindernissen gehoren zu
den Zielen der vorliegenden Initiative. Drei Arten von Zugang
werden erwogen: a) zwischen Emittenten und Zentralverwah-
rern, b) zwischen Zentralverwahrern und c) zwischen Zentral-
verwahrern und anderen Marktinfrastrukturen.

3.14  Mit dem Vorschlag wird das Recht der Emittenten ein-
gefithrt, ihre Wertpapiere bei jedem in der Europiischen Union
zugelassenen Zentralverwahrer zu erfassen, und den Zentralver-
wahrern das Recht gewihrt, Dienstleistungen im Hinblick auf
Wertpapiere zu erbringen, die nach dem Recht eines anderen
Mitgliedstaats konzipiert wurden.

3.15  Ein Zentralverwahrer sollte das Recht haben, Transakti-
onsfeeds von zentralen Gegenparteien und Handelsplitzen zu
erhalten, und diese Infrastrukturen sollten Zugang zu von Zen-
tralverwahrern betriebenen Wertpapierabwicklungssystemen ha-
ben.

Kreditinstitute

3.16  Zentralverwahrer konnen ihren Teilnehmern die Ab-
rechnung in Geschiftsbankgeld anbieten, wenn eine Abrech-
nung in Zentralbankgeld unpraktisch ist oder nicht zur Ver-
fiigung steht. Zentralverwahrer sollten jedoch selbst keine Bank-
dienstleistungen in Ergdnzung zur Abrechnung erbringen, son-
dern von den fiir sie zustindigen Behorden ermichtigt werden,
ein Kreditinstitut als Verrechnungsstelle fiir die Eroffnung von
Geldkonten und die Gewidhrung von Kreditfazilititen zur Er-
leichterung der Abrechnung zu benennen.

3.17  Diese Trennung zwischen Zentralverwahrern und Ver-
rechnungsstellen ist eine wichtige Mafnahme zur Wahrung und
Erh6hung der Sicherheit von Zentralverwahrern. Bankdienstleis-
tungen in Erginzung zur Abrechnung vermehren die Risiken,
denen Zentralverwahrer ausgesetzt sind, und erhohen deshalb
die Wahrscheinlichkeit, dass Zentralverwahrer ausfallen oder
schweren Belastungen unterliegen.

3.18 Zwar werden die Bankdienstleistungen von einigen
Zentralverwahrern gewohnlich auf Intra-Tagesbasis erbracht
(sie sind durch Sicherheiten und andere Finanzmittel vollstindig
abgedeckt) und beschranken sich auf Dienstleistungen in Ergén-
zung zur Abrechnung. Die Betrdge, um die es dabei geht, sind
jedoch bedeutend, und ein Ausfall eines solchen Zentralverwah-
rers wiirde sich negativ auf die Wertpapier- und Zahlungsver-
kehrsmirkte auswirken. Durch die Vorschrift, dass die Bank-
dienste in einer von der die Zentralverwahrungs-Kerndienstleis-
tungen erbringenden Stelle getrennten rechtlichen Einheit zu
leisten sind, wird verhindert, dass die Risiken von den Bank-
dienstleistungen auf die Erbringung der Zentralverwahrungs-
Kerndienstleistungen tibergehen, vor allem im Fall einer Insol-
venz oder einer aus den Bankdienstleistungen resultierenden
gravierenden Belastung.

3.19  Fir derzeit Bankdienstleistungen erbringende Zentral-
verwahrer bestehen die Hauptkosten in Verbindung mit dieser
Vorschrift in den Rechtskosten fiir die Errichtung einer getrenn-
ten rechtlichen Einheit zur Erbringung von Bankdienstleistun-
gen. Die Kommission ist der Auffassung, dass keine Alternativen
bestehen, die weniger streng als die Abtrennung der Bankdienst-
leistungen wéren und die Gefahr der Ubertragung des Risikos
von den Bankdienstleistungen auf die Zentralverwahrungs-Kern-
dienstleistungen vollig beseitigen wiirden.

3.20  Damit Synergien genutzt werden kénnen, die durch die
Erbringung von Zentralverwahrungs- und Bankdienstleistungen
innerhalb einer einzigen Unternehmensgruppe entstehen, sollte
die Vorschrift, dass Bankdienstleistungen durch ein separates
Kreditinstitut erbracht werden miissen, dem nicht entgegenste-
hen, dass das Kreditinstitut zur gleichen Unternehmensgruppe
gehort wie der Zentralverwahrer.

3.21  Die zustindige Behorde sollte in der Lage sein, in jedem
Einzelfall nachzuweisen, dass durch die Erbringung von sowohl
Zentralverwahrungs- als auch Bankdienstleistungen durch die-
selbe rechtliche Einheit kein systemisches Risiko entsteht. In
einem solchen Fall konnte die Europdische Kommission auf
einen begriindeten Antrag hin eine Ausnahme gewihren. In
jedem Fall sollten die Tatigkeiten eines als Kreditinstitut zuge-
lassenen Zentralverwahrers auf die Erbringung von Bankdienst-
leistungen in Ergdnzung zur Abrechnung beschrinkt sein.
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Sanktionen

3.22  Eine Bestandsaufnahme der bestehenden nationalen Re-
gelungen hat beispielsweise gezeigt, dass die Hohe der Geldbu-
Ren zwischen den Mitgliedstaaten erheblich variiert, dass einige
zustandige Behorden nicht iiber alle wichtigen Sanktionsbefug-
nisse verfiigen und dass manche zustindigen Behorden keine
Sanktionen gegen natiirliche und juristische Personen verhdngen
konnen. Zu diesem Zweck sollte — so der Vorschlag der Kom-
mission — den zustindigen Behorden ein Mindestkatalog ver-
waltungsrechtlicher Manahmen und Sanktionen zur Verfiigung
gestellt werden, einschlieflich Entzug der Zulassung, offentliche
Warnungen, Entlassung der Mitglieder der Leitungsorgane,
Riickerstattung aufgrund von Verstofen gegen diese Verord-
nung erzielter Gewinne — soweit sich diese ermitteln lassen —
und GeldbufSen.

4. Standpunkt des EWSA

4.1 Der EWSA begriiffit diesen Verordnungsvorschlag. Mit
dem Inkraftteten der Verordnung iiber Zentralverwahrer wird
die Kommission den auf drei Sdulen basierenden neuen Regu-
lierungsrahmen fir die Finanzinfrastruktur in der EU vollendet
haben: Zentralverwahrer, Verordnung iiber europdische Marktin-
frastrukturen (EMIR) und Richtlinie bzw. Verordnung {iiber
Mirkte fiir Finanzinstrumente (MiFID/MiFIR). Zusammen erfas-
sen diese drei Instrumente zahlreiche Bereiche und weite Teile
des Marktes. Die Kommission muss daftir Sorge tragen, dass
diese Instrumente ohne Uberschneidungen, die zu unterschied-
lichen Auslegungen der neuen Bestimmungen fithren konnten,
ineinander greifen. Ebenso ist es von zentraler Bedeutung, dass
die verschiedenen Legislativvorhaben beziiglich der Schliissel-
bereiche kohdrent und konsistent sind.

4.2 Die ESMA wird fiir die Erarbeitung der technischen Stan-
dards dieser neuen Rechtsvorschrift sowie der beiden anderen
Saulen zustindig sein. Der Ausschuss nimmt das Ausmafl der
Aufgaben und Zustidndigkeiten zur Kenntnis, die der ESMA mit
relativ engem Zeitrahmen tiberantwortet wurden. Diese umfas-
sen u.a. die Zustindigkeit fiir die Regulierung der Ratingagen-
turen, die Uberwachung des Priifungssektors, die Einbeziehung
bei Leerverkdufen und Kreditausfallversicherungen und die Auf-
sicht bei der Richtlinie tiber alternative Investmentfonds. Es ist
von entscheidender Bedeutung, dass die ESMA iiber die zur
wirksamen Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen per-
sonellen Ressourcen mit den entsprechenden Qualifikationen
und Erfahrungen verfiigt.

4.3  Die Verordnung iber Zentralverwahrer bedeutet eine
weitere Reihe von Verdnderungen fiir die Finanzdienstleistungs-
branche, da die Finanzdienstleistungsunternehmen neuen
Rechtsvorschriften und neuen Kontrollen und aufsichtsrecht-
lichen Auflagen usw. unterliegen. Der EWSA begriifSt diese wei-
teren Verdnderungen, fordert aber die Regulierungs- und Auf-
sichtsbehorden — insbesondere die ESMA — auf, auf mogliche
Probleme infolge von Uberregulierung zu achten.

4.4 Die Einfilhrung des Euro hat als Katalysator fiir grenz-
tiberschreitende Anlagen in Wertpapieren gewirkt, und das rei-
bungslose Funktionieren grenziiberschreitender Anlagen basiert
auf gemeinsamen Normen in der EU. Ein hohes Mafy an Ab-
wicklungsdisziplin verringert das Gegenparteirisiko, oder genau-
er, das Liquidititsrisiko und das Ersetzungsrisiko. Wichtiger
noch ist, dass der Anlegerschutz verbessert wird und Transaktio-
nen zwischen Kiufern und Verkiufern von Wertpapieren sicher
und fristgerecht abgewickelt werden konnen. Unter diesem As-
pekt ist die Verordnung ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur
Vollendung des Binnenmarkts.

4.5  Der Vorschlag eines "Passes" fur Zentralverwahrer ist
auch mit Blick auf den Binnenmarkt zu begriien, da dieser
zum Abbau von Zugangshindernissen beitrdgt und Emittenten
gleichzeitig das Recht erhalten, ihre Wertpapiere bei jedem in
der EU zugelassenen Zentralverwahrer zu erfassen. Das Aufbre-
chen nationaler Monopole ist auch unter dem Aspekt des Bin-
nenmarkts zu begriifSen.

4.6 Der Ansatz der Risikobeschrinkung bei der Festlegung
des Geschiftsmodells von Zentralverwahrern kann — zusammen
mit der Tatsache, dass dieses Modell de facto durch die Ver-
ordnung begrenzt wird — voraussichtlich sowohl positive als
auch negative Auswirkungen auf die Wettbewerbs- und Innova-
tionsfihigkeit von Zentralverwahrern haben. Die Offnung des
Marktes fiir grenziiberschreitende Transaktionen ist zweifels-
ohne von Vorteil. Ansonsten diirfen Zentralverwahrer eine
breite Palette von Dienstleistungen erbringen, sofern sie zur
Verbesserung der Sicherheit, Effizienz und Transparenz der
Wertpapiermirkte beitragen. Der EWSA schlagt tiberdies zwecks
Stimulierung von Innovationen vor, dass es Zentralverwahrern
nur dann untersagt sein sollte, iiber das Kerngeschift hinaus-
gehende Aktivititen zu betreiben, wenn diese ihr Risikoprofil
beeintrachtigen wiirden.

4.7  Ein mafgeblicher Anderungsvorschlag in Bezug auf den
Tatigkeitsbereich von Zentralverwahrern ist das Verbot be-
schrinkter Banklizenzen fiir Zentralverwahrer. Das betrifft die
beiden grofen internationalen Zentralverwahrer — Euroclear und
Clearstream -, die ihre Banklizenzen zur Unterstiitzung ihrer
Abrechnungs- und Verwahrverfahren in sehr grofem MafSstab
einsetzen. Die Palette der Banktitigkeiten, die in der jiingsten
Krise keinerlei Probleme verursachten, ist stark eingeschrankt.
Gleichwohl anerkennt der EWSA das Gewicht der Meinung
internationaler Gremien und Organe (G-20, Europdische Kom-
mission, Internationale Vereinigung der Wertpapieraufsichts-
behorden (IOSCO) usw.), die sich fiir die Abtrennung von Kre-
ditinstituten starkmachen. Zentralverwahrern wird die Einrich-
tung einer Bank mit beschrinkter Lizenz im Besitz der gleichen
Unternehmensgruppe gestattet. Dies wird vermutlich nicht zu
einer wesentlichen Uberarbeitung des Geschiftsmodells von
Zentralverwahrern fithren.

4.8  Trotz der Feststellung der Kommission, dass es keine
Alternative fiir die Abtrennung der Bankdienstleistungen vom
Kerngeschift der Zentralverwahrer gibt, wiirde die in Ziffer 3.21
oben beschriebene Bestimmung eine Ausnahme erméglichen,
wenn diese von der zustindigen nationalen Beho6rde unterstiitzt
wird. Wenngleich es die Moglichkeit der Ausnahme gibt,
schliefBt sich der Ausschuss der Auffassung der Kommission
an, dass eine separate Bank das beste Ergebnis darstellt.

4.9  Die Vorschlige machen die Dematerialisierung handel-
barer Wertpapiere erforderlich. Dafiir ist eine Ubergangsfrist
bis 2020 vorgesehen. Gleichwohl sind die von den Mitglied-
staaten in diesem Bereich gemachten Fortschritte unterschied-
lich, was einen politischen Kompromiss erforderlich machen
konnte.

410  Von grofler Bedeutung ist auch der Vorschlag einer
einheitlichen Abrechnungsfrist von maximal zwei Tagen nach
dem Handel (T+2). Wahrend sich diese wahrscheinlich auf dem
Binnenmarkt realisieren ldsst, miissen in Bezug auf weltweite
Transaktionen noch eine Reihe von Fragen gelost werden. Diese
betreffen Komplikationen im Zusammenhang mit Wechselkurs-
geschiften, der Moglichkeit, dass die Wertpapiere auf Kredit
erworben wurden, die Zeitzonenproblematik, unterschiedliche
Abrechnungszyklen auf den Mirkten in anderen Regionen
und die erheblichen Kosten, die die Automatisierung der Sys-
teme zur Ermoglichung von T+2 nach sich ziehen konnte.
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411 Die Verordnung verpflichtet im Grunde alle Zentralverwahrer, Geldbuflen fur siumige Abrech-
nungsteilnehmer vorzusehen, aber die Regelung muss dem Instrument entsprechen. Das Verhidngen von
GeldbufSen fuir die verspitete Lieferung illiquider Aktien oder KMU-Beteiligungen wiirde die Marktliquiditit
von KMU beeintrachtigen. Fiir borsennotierte KMU sollte eine Ausnahme erwogen werden. Die Frage der
Verwendung der durch die Geldbufen eingehobenen Mittel wird im Verordnungsvorschlag nicht angespro-
chen.

Briissel, den 11. Juli 2012

Der Prasident
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine

Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates betreffend die Transparenz von Maflnahmen

zur Regelung der Preisfestsetzung bei Humanarzneimitteln und ihrer Aufnahme in die staatlichen
Krankenversicherungssysteme*

COM(2012) 84 final — 2012/0035 (COD)
(2012/C 299/15)

Berichterstatterin: Ingrid KOSSLER

Der Rat und das Europiische Parlament beschlossen am 14. Marz 2012 bzw. am 13. Mirz 2012, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemdfl Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender

Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates betreffend die Transparenz von Mafnahmen
zur Regelung der Preisfestsetzung bei Humanarzneimitteln und ihrer Aufnahme in die staatlichen Krankenversiche-

rungssysteme"

COM(2012) 84 final — 2012/0035 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre

Stellungnahme am 12. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
123 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 8 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Der EWSA betont, dass die Gesundheit fiir die EU-Biirger
hohe Prioritdt hat (1) und dass jedes in der EU zugelassene
Arzneimittel den Patienten in allen Mitgliedstaten zur Verfiigung
stehen sollte.

1.2 Er unterstreicht, dass der Zugang zu unentbehrlichen
Arzneimitteln Teil der Erfillung des Rechts auf das bestmogli-
che Gesundheitsniveau sowie der Verpflichtung der EU auf den
Grundsatz des "Wohlergehens" ist (Artikel 3 EUV).

1.3 Der EWSA betont, dass die Richtlinie nicht nur fiir einen
Teil des Arzneimittelmarktes gelten kann, sondern fiir den ge-
samten Markt gelten muss, inklusive privater Krankenversiche-
rungen und Offentlicher oder privater Einrichtungen als erheb-
licher Medikamentennachfrager, um einen gleichwertigen Wett-
bewerb und den Binnenmarkt herzustellen.

1.4 Der EWSA hilt fest, dass gesundheitliche Ungleichheiten
die EU im Jahr 2004 rund 141 Mrd. EUR bzw. 144 % des
BIP (%) gekostet haben.

() Trotz zunehmender Sorge iiber die wirtschaftliche Situation gehoren
Gesundheit und Gesundheitsfiirsorge gemifs Eurobarometer 2009
nach wie vor zu den fiinf wichtigsten Anliegen der EU-Biirger (z.B.
Nr. 71 Frithjahr 2009, Nr. 72 Herbst 2009). Siehe z.B.: http:/fec.
europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb72/eb72_en.htm.
Mackenbach J.P., Meerding W.J., Kunst A.E.: Economic implications
of socioeconomic inequalities in health in the European Union.
Europdische Kommission, Juli 2007.

—_
-

1.5  Der EWSA stellt besorgt fest, dass die Bedingungen fiir
die Preisfestsetzung und Kostenerstattung fiir den Zugang zu
Arzneimitteln in der EU-27 nicht hinlidnglich bekannt sind.

1.6 Der EWSA weist auf die derzeit bestchenden Mortalitits-
und Morbiditdtsunterschiede zwischen den EU-Mitgliedstaaten
insbesondere bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs und Atem-
wegserkrankungen hin (%).

1.7 Der EWSA merkt an, dass Preisfestsetzungs- und Kosten-
erstattungsverfahren, bei denen die in der Richtlinie festgelegten
Fristen iiberschritten werden, den Markteintritt innovativer Arz-
neimittel verzogern (*).

1.8 Der EWSA betont, dass dies Folgen fir Patienten mit
schweren oder lebensbedrohlichen Erkrankungen hat, fiir die
keine alternativen Behandlungsmaglichkeiten zur Verfiigung ste-
hen; Verzogerungen beim Zugang zu Arzneimitteln konnen
dramatische Auswirkungen auf die Lebensbedingungen von Pa-
tienten haben und deren Lebenserwartung verringern.

1.9 Der EWSA unterstreicht, dass Patienten, die ein bestimm-
tes Arzneimittel brauchen, vorab wissen miissen, welche Rege-
lungen fiirr den Zugang und die Kostenerstattung gelten. Dies
sollte den Patienten helfen, eine sachkundige Entscheidung zu

() Die WHO betrachtet die Zunahme chronischer Erkrankungen als
epidemisch und schitzt, dass sie bis 2030 im europiischen Raum
52 Millionen Menschenleben fordern werden. Quelle:
http://ec.europa.cu/health/interest_groups/docs/euhpf answer_
consultation_jan2012_en.pdf.

() Bericht tiber die Untersuchung des Arzneimittelsektors:
http://ec.europa.eu/competition/sectors/pharmaceuticals/inquiry/
communication_de.pdf.


http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb72/eb72_en.htm
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb72/eb72_en.htm
http://ec.europa.eu/health/interest_groups/docs/euhpf_answer_consultation_jan2012_en.pdf
http://ec.europa.eu/health/interest_groups/docs/euhpf_answer_consultation_jan2012_en.pdf
http://ec.europa.eu/competition/sectors/pharmaceuticals/inquiry/communication_de.pdf
http://ec.europa.eu/competition/sectors/pharmaceuticals/inquiry/communication_de.pdf
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treffen, und dazu beitragen, Irrtiimer und Missverstindnisse zu
vermeiden. Auch sollte dies einen hohen Grad an Vertrauen
zwischen dem Patienten und dem Gesundheitsdienstleister her-
stellen.

1.10  Ein offenes und transparentes Verfahren, wie dies die
Kommission z.T. vorschligt, wire nach Auffassung des EWSA
eine angemessene Losung zur Verwirklichung dieses Ziels.

1.11  Der EWSA ist der Auffassung, dass die Konzipierung
und Umsetzung der EU-Mafnahmen im Bereich der Trans-
parenz der Preisfestsetzung und Kostenerstattung eine enge Zu-
sammenarbeit mit den Fachgremien sowie die Einbeziehung der
"betroffenen Interessengruppen” erfordern und daher ein Rahmen
fiir regelmafSige Konsultationen geschaffen werden muss.

1.11.1  Der EWSA regt an, die Zusammensetzung der auf der
Grundlage von Artikel 10 der Richtlinie 89/105/EWG einge-
richteten und in dem vorliegenden Richtlinienvorschlag beibe-
haltenen Sachverstindigengruppe ("Transparenzausschuss”) im
Hinblick auf eine breitere Reprisentativitdt zu erweitern.

1.11.2  Der EWSA schldgt vor, dass diese "Sachverstindigen-
gruppe" im Offentlichen Interesse die Kommission bei der Fest-
legung und Umsetzung der EU-Mafinahmen beziiglich der ver-
schiedenen Bereiche der Verfahrenstransparenz unterstiitzt und
den Austausch einschldgiger Erfahrungen, Strategien und Ver-
fahren zwischen den Mitgliedstaaten und den verschiedenen
"betroffenen Interessengruppen” fordert.

1.11.3  Der EWSA betont, dass eine wirksame Uberwachung
und Unterstiitzung auf EU-Ebene durch eine effiziente Umset-
zung mit der entsprechenden Uberwachung und Evaluierung
durch die EU entscheidend ist, um Verzerrungen und Verzoge-
rungen beim Zugang zu den Markten fiir Patienten festzustellen.
Daher ist eine enge Zusammenarbeit und Abstimmung zwi-
schen der Kommission, den nationalen Behorden und den "be-
troffenen Interessengruppen” erforderlich (%).

1.11.4  Der EWSA unterstreicht, dass die Kommission einen
Jahresbericht iiber die effektive Durchsetzung der Transparenz-
richtlinie erstellen sollte, in dem die Preisfestsetzungs- und Kos-
tenerstattungsmechanismen sowie die Einhaltung der in der
Richtlinie festgelegten Fristen in simtlichen Mitgliedstaaten er-
fasst werden.

1.12 Der EWSA weist darauf hin, dass die Fristen nicht im-
mer eingehalten werden und der tatsichliche Zeitpunkt des
Marktzugangs und der Verwendung sowohl zwischen den Mit-
gliedstaaten als auch innerhalb der Mitgliedstaaten stark
schwankt (°).

1.12.1  Nach Auffassung des EWSA waren die in den Mit-
gliedstaaten zur Verfigung stehenden gerichtlichen Rechtsmittel
kaum von Bedeutung fur die Durchsetzung der Einhaltung der
Fristen, weil die betroffenen Unternchmen durch die haufig

(°) Kanavos P, Schurer WS, Vogler S.: Structure of medicines distribution in
EU-27 and its impact on prices, availability and on the efficiency of
medicines provision. Europiische Kommission, GD Unternehmen,
und EMINet, Januar 2011.

(°) Bericht iiber die Untersuchung des Arzneimittelsektors, Abschluss-
bericht, 8. Juli 2009. Verschiedene Untersuchungen wie z.B. die
Alcimed-Studie oder der EU-Bericht iiber die Untersuchung des Arz-
neimittelsektors bestitigen diese Schwankungen beim Zugang.
Durch europdische Referenznetzwerke zwischen den Fachzentren
konnen diese Schwankungen verringert werden.

langwierigen Gerichtsverfahren in den Mitgliedstaaten davon
abgehalten wurden, Rechtsmittel einzulegen.

1.12.2  Seiner Meinung nach bedarf es daher wirksamer Me-
chanismen, um die Einhaltung der Fristen fiir die Preisfestset-
zungs- und Kostenerstattungsentscheidungen zu kontrollieren
und durchzusetzen.

1.12.3  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, angemes-
sene Verfahrensrechte fur simtliche Interessengruppen festzule-
gen, die mindestens Folgendes umfassen: (i) das Recht auf An-
horung, (ii) das Recht auf Akteneinsicht, einschl. der Einsicht-
nahme in wissenschaftliche Beweismittel und Berichte, sowie (iii)
das Recht auf eine mit Griinden versehene Entscheidung.

1.13  Zu den verkiirzten Fristen gibt der EWSA zu bedenken,
dass die Patientensicherheit oberste Prioritit haben muss. Ins-
besondere sind alle neuen Erkenntnisse und Hinweise, die die
Patientensicherheit betreffen, durch Ergdnzungen der Gesund-
heitstechnologie-Bewertung, aber auch der Vergleich mit thera-
peutischen Alternativen im Preisfestsetzungs- und Kostenerstat-
tungsverfahren zu beriicksichtigen. Auch die in diesem Zusam-
menhang mit dem jeweiligen Unternehmen zu fithrenden, not-
wendigen Preisverhandlungen werden durch eine Fristverkiir-
zung nicht einfacher und kénnen daher nicht schneller abge-
schlossen werden.

1.13.1  Der EWSA betont, dass eine koordinierte Bewertung
auf nationaler Ebene erfolgen sollte, damit der Zugang zu Arz-
neimitteln fiir die Patienten in den verschiedenen Regionen der
einzelnen Mitgliedstaaten nicht durch regionale Vorschriften be-
hindert wird. Die nationalen und regionalen Behorden sollten
ihre diesbeziiglichen Mafinahmen stirker koordinieren, um allen
Biirgern innerhalb eines Mitgliedstaats den gleichberechtigten
Zugang zu Arzneimitteln zu ermoglichen ().

1.13.2  Nach Auffassung des EWSA konnten die Mitgliedstaa-
ten fiir wirksamere Fristen sorgen, indem sie klarstellen, dass die
Behorden den Eingang des Antrags innerhalb von 10 Tagen
bestitigen und eventuell fehlende Angaben in angemessener
Frist nach Eingang des Antrags anfordern miissen, damit keine
unnotigen Verzogerungen entstehen, bis der Antragsteller die
verlangten Zusatzangaben vorlegen kann.

1.14  Nach Auffassung des EWSA sollten Patienten- und Ver-
braucherorganisationen das Recht haben, die Aufnahme des
Verfahrens fiir die Einbeziehung von Arzneimitteln in die Kran-
kenversicherungssysteme zu beantragen und tber den Fort-
schritt dieses Verfahrens informiert zu werden.

1.14.1  Der EWSA stellt fest, dass die gesetzlichen und pri-
vaten Krankenversicherungen z.B. durch Rabattvertrage mit den
Arzneimittelherstellern eine immer einflussreichere Rolle spie-
len, und schligt daher vor, dass ihre Tatigkeiten mindestens
einmal pro Jahr von den Mitgliedstaaten tiberpriift werden. Wei-
ters sollten die Mitgliedstaaten regelmiRig eine Uberpriifung der
Preise und Riickerstattung jener Arzneimittel durchzufithren, bei
denen die Kosten fiir die Krankenversicherungssysteme und die
Patienten unverhiltnismafig hoch sind.

(7) Laut stindiger Rechtsprechung des Gerichtshofs ist die festgesetzte
Frist eine Ausschlussfrist, die von den nationalen Behorden nicht
tiberschritten werden darf — [1] Merck, Sharp und Dohme BV gegen
Belgischer Staat (C-245/03).
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1.15  Der EWSA befirwortet die Aufnahme von Kriterien
mittels entsprechender Leitlinien wie auch die Aufnahme von
Definitionen, damit die Kernziele des Vorschlags verwirklicht
werden. Dies unter Wahrung des Artikel 168 Absatz 7 AEUV,
wonach die Mitgliedstaaten die Verantwortung fiir die Organi-
sation des Gesundheitswesens und die medizinische Versorgung
einschlieflich der Zuweisung der dafiir bereitgestellten Mittel
tragen.

1.15.1  Der EWSA dringt darauf, dass die Mitgliedstaaten auf
ein standardisiertes Konzept fiir die Festlegung dieser Kriterien
hinarbeiten, um wertbasierte Preisfestsetzungssysteme in ganz
Europa einzufithren. Diese Kriterien sollten die Messung der
"medizinischen Versorgungsliicken", der "Innovation" und des
“gesellschaftlichen Nutzens" beinhalten.

1.15.2  Der EWSA schligt vor, dass die Kommission die An-
wendung von Standardkriterien tiberwacht und zwei Jahre nach
Umsetzung dieser Richtlinie einen Bericht tiber die Preisfestset-
zungs- und Kostenerstattungssysteme erstellt.

1.16  Der EWSA dringt darauf, Beschliissen iiber Preiserho-
hungen, Preisstopps, Preissenkungen und sonstigen Preisgeneh-
migungen transparente und objektive Kriterien zugrunde zu
legen.

1.17  Der Artikel 14 des Vorschlags (Irrelevanz der Rechte
des geistigen Eigentums) wird abgelehnt. Die Kommission hat
eine Balance zu finden zwischen der Erstattungsgenehmigung
fur einen Arzneimittelhersteller und den berechtigten Interessen
Dritter auf ihre Rechte am geistigen Eigentum.

1.18 Im Sinne des Artikels 3 Absatz 5 EUV fordert der
EWSA die Kommission auf, Sonderregeln fiir lebenswichtige,
hochpreisige Medikamente (z.B. AIDS) fur Entwicklungs- und
Schwellenldnder in internationalen, multi- und bilateralen Ver-
einbarungen zu akzeptieren.

2. Wesentlicher Inhalt des Kommissionsvorschlags

2.1 Seit dem Erlass der Richtlinie 89/105/EWG haben sich
die Entscheidungsverfahren fiir die Preisfestsetzung und Kosten-
erstattung weiterentwickelt und sind immer komplexer gewor-
den. Diese Richtlinie wurde seit ihrer Annahme noch nie gein-
dert.

2.2 In dem Vorschlag werden allgemeine Vorschriften und
Regelungsleitlinien festgelegt mit dem Ziel, Effizienz und Trans-
parenz bei den Preisfestsetzungs-, Finanzierungs- und Kosten-
erstattungsverfahren zu gewiahrleisten.

2.3 Von der Anderung betroffen sind u.a.:

a) Pharmaunternehmen, einschl. innovative Unternehmen und
Generika-Hersteller, fir die der Marktzugang entscheidend
ist, um die Wettbewerbsfahigkeit und Rentabilitdt der Bran-
che zu gewihrleisten;

b) die Biirger und Patienten in der EU, die die Folgen von
ungerechtfertigten Hemmnissen fir den Arzneimittelhandel
und Verzogerungen bei der Verfiigbarkeit von Arzneimitteln
tragen miissen;

¢) die offentlichen Gesundheitshaushalte, inklusive der gesetzli-
chen, beitragsfinanzierten Krankenversicherungen, da die
Preisfestsetzungs- und Kostenerstattungssysteme Einfluss auf
die Inanspruchnahme von Arzneimitteln und die Ausgaben
und potenziellen Einsparungen der Sozialversicherungssys-
teme haben.

2.3.1  Nicht erfasst sind private Krankenversicherungen und
offentliche und private Einrichtungen wie Krankenanstalten,
Groflapotheken und sonstige medizinische Dienstleister. Der
EWSA betont, dass die Richtlinie nicht nur fir einen Teil des
Arzneimittelmarktes gelten kann, sondern fiir den gesamten
Markt gelten muss, um einen gleichwertigen Wettbewerb und
den Binnenmarkt herzustellen.

2.4 Die Richtlinie gilt nur fiir Arzneimittel; Medizinprodukte
unterliegen u.U. den Preisfestsetzungsbestimmungen der Mit-
gliedstaaten undfoder Beschliissen iiber ihre Aufnahme in die
Krankenversicherungssysteme.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1  Angesichts der in mehreren Mitgliedstaaten bestehenden
Probleme begriifft der EWSA den Vorschlag der Kommission,
die Zusammenarbeit auf EU-Ebene zu intensivieren, um den
gleichberechtigten Zugang aller Patienten zu erschwinglichen
und dringend bendtigten Arzneimitteln sicherzustellen und zu-
gleich die Entwicklung neuer Arzneimittel zu fordern.

3.2 Der EWSA weist jedoch darauf hin, dass als Rechts-
grundlage nicht nur Artikel 114 AEUV heranzuziehen ist, son-
dern auch Artikel 168 Absatz 7 AEUV beriicksichtigt werden
muss, nach dem die Mitgliedstaaten die Verantwortung fiir die
Organisation des Gesundheitswesens und die medizinische Ver-
sorgung, einschlieflich der Zuweisung der dafiir bereitgestellten
Mittel haben.

3.3 Der EWSA weist darauf hin, dass die Preisfestsetzungs-
und Kostenerstattungsverfahren hiufig zu unnétigen Verzoge-
rungen und tiberzogenem Verwaltungsaufwand (%) beim Zugang
zu innovativen Arzneimitteln, Arzneimitteln fiir seltene Leiden
und Generika auf den EU-Mirkten fiihren, insbesondere in den-
jenigen Mitgliedstaaten, in denen die nationalen Markte klein
und die Ertrage der Unternehmen aus Investitionen niedrig sind.

3.4  Der EWSA begriifft die Beibehaltung des Transparenz-
ausschusses (Artikel 20), schldgt jedoch vor, dass diese "Sach-
verstandigengruppe" eine breitere Reprdsentativitit erhalt; dies
wiirde regelmifSige Konsultationen der "betroffenen Interessengrup-
pen" ermoglichen, um effiziente Preisfestsetzungs- und Kosten-
erstattungsverfahren fiir Arzneimittel zu gewahrleisten.

(®) Pharmaceutical Market Monitoring Study, Bd. 1, S. 83.
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3.5 Der EWSA nimmt das sich allmdhlich herausbildende
Einvernehmen dariiber zur Kenntnis, dass bei der Preisfestset-
zungs- und Kostenerstattungspolitik ein Gleichgewicht gefunden
werden muss zwischen (1) dem zeitgerechten und gleichberech-
tigten Zugang zu Arzneimitteln fir alle Patienten in der EU, (2)
der Steuerung der Arzneimittelausgaben fur die Mitgliedstaaten
und (3) der Notwendigkeit, dass sich wertvolle Innovationen
auszahlen miissen auf einem wettbewerbsfahigen und dyna-
mischen Markt, der auch Forschung und Entwicklung forderlich
ist.

3.5.1 Nach Ansicht des EWSA bedarf es daher wirksamer
Mechanismen, um die Einhaltung der Fristen fiir die Preisfest-
setzungs- und Kostenerstattungsentscheidungen zu kontrollieren
und durchzusetzen.

3.5.2  Der EWSA unterstreicht, dass ein Jahresbericht tiber die
effektive Durchsetzung der Transparenzrichtlinie erstellt werden
sollte, in dem die Preisfestsetzungs- und Kostenerstattungs-
mechanismen sowie die Einhaltung der in der Richtlinie fest-
gelegten Fristen in sdmtlichen Mitgliedstaaten erfasst werden.
Der EWSA betont, dass eine standardisierte Methodik fiir die
Erfassung der Angaben fiir diesen Bericht erforderlich ist, und
begriiflt den Vorschlag der Kommission, die Mitgliedstaaten zur
regelmifigen Berichterstattung iiber die Einhaltung der Fristen
(Artikel 17) zu verpflichten, wodurch eine wirksamere Umset-
zung der Richtlinie gewéhrleistet werden kann.

3.6  Gemdf Artikel 3 Absatz 5 EUV leistet die EU einen
Beitrag zur Beseitigung der Armut und zum Schutz der Men-
schenrechte auch in ihren Auflenbeziehungen. Der EWSA for-
dert die Kommission daher auf, Sonderregeln fiir lebenswichtige,
hochpreisige Medikamente (z.B. AIDS) fir Entwicklungs- und
Schwellenldnder in internationalen, multi- und bilateralen Ver-
einbarungen zu akzeptieren.

4. Besondere Bemerkungen
4.1 Begriffsbestimmung

Der EWSA macht auf die stindige Rechtsprechung des Europii-
schen Gerichtshofs aufmerksam, wonach anerkannt wird, dass
eine weite Auslegung der Bestimmungen der Richtlinie erforder-
lich ist, damit ihre Kernziele nicht durch nationale Systeme und
Politiken gefihrdet werden. Daher mochte der EWSA sein Ver-
stindnis folgender Begriffe unterstreichen:

4.1.1  "Gesundheitstechnologie-Bewertung": Der EWSA verweist
auf die Definition von EUnetHTA (%), deren Ubernahme er emp-
fiehlt.

4.1.2  "Einbeziehung der Interessengruppen" bedeutet die
rechtzeitige Einbindung der "betroffenen Interessengruppen” — da-
runter  Patienten- und  Verbraucherbeauftragte, Inhaber
der Genehmigung fiir das Inverkehrbringen und medizinische

(°) EUnetHTA verwendet die folgende Definition: Die Technologiefol-
genabschitzung im Gesundheitswesen (HTA — Health technology
assessment) ist ein multidisziplindrer Prozess, bei dem belastbare
Informationen {iiber die medizinischen, sozialen, wirtschaftlichen
und ethischen Aspekte der Nutzung einer Gesundheitstechnologie
systematisch, transparent und tendenzfrei zusammengefasst werden.
Ziel ist es, eine Grundlage fir die Festlegung einer sicheren und
wirksamen Gesundheitspolitik zu schaffen, bei der der Patient im
Mittelpunkt steht und ein bestmaogliches Preis-Leistungsverhiltnis
angestrebt wird. Abzurufen unter http:/[www.cunethta.eu/Public/
About_EUnetHTA[HTA/.

Sachverstindige einschl. unabhingiger Wissenschaftler — wih-
rend des gesamten Entscheidungsprozesses, um das Recht auf
Anhorung sowohl zum konzeptuellen Entwurf der Bewertung
als auch zu deren Durchfihrung zu ermoglichen.

4.1.3  "Einbeziechung der Patienten und Verbraucher" bedeutet,
dass Patienten aufgrund ihres spezifischen Wissens und ihrer
einschldgigen Erfahrungen als Patienten und Nutzer des Gesund-
heitssystems eine aktive Rolle bei Mafnahmen oder Entschei-
dungen wahrnehmen.

4.1.4  "Objektive und iiberpriifbare Kriterien" sollen fiir die Aus-
wahl, die Bewertungsmethoden und die Nachweisanforderungen
fir die einer Gesundheitstechnologie-Bewertung unterliegenden
Produkte definiert werden; dies beinhaltet die Vermeidung un-
notiger Doppelarbeit, insbesondere in Bezug auf das Verfahren
fiir die Genehmigung des Inverkehrbringens und die in anderen
EU-Mitgliedstaaten durchgefithrten Bewertungen.

4.1.5  "Fristen" sind eindeutig festzulegen: Wenn die Gesund-
heitstechnologie-Bewertung eine Voraussetzung fur die Preis-
steuerung gemdfl Artikel 3 undfoder die Aufnahme in eine
Positivliste gemdfl Artikel 7 ist, miissen bei der Bewertung die
in diesen Artikeln festgelegten Fristen eingehalten werden.

4.2 Anwendungsbereich

42.1  Der EWSA dringt auf Klarstellung, dass samtliche Mafs-
nahmen im Zusammenhang mit dem Beschlussfassungsverfah-
ren in den staatlichen Krankenversicherungssystemen einschlie3-
lich ggf. erforderlicher Empfehlungen in den Anwendungs-
bereich der Richtlinie fallen.

4.2.2  Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag, dass die Bestim-
mungen dieser Richtlinie fiir Manahmen gelten, mit denen
festgelegt wird, welche Arzneimittel in vertragliche Vereinbarun-
gen oder offentliche Beschaffungsverfahren aufgenommen wer-
den konnen.

4.3 Patientenorientierter Ansatz fiir die verfahrenstechnische Zuging-
lichkeit

Der EWSA befiirwortet bei der Bestimmung der verfahrenstech-
nischen Zuginglichkeit einen patientenorientierten Ansatz. Er
fordert die Mitgliedstaaten auf, folgende Kriterien zu beriicksich-
tigen: die Moglichkeit, ein Arzneimittel im Heimatland des Pa-
tienten zu bekommen; die Erstattung von Kosten im Zusam-
menhang mit der Verabreichung des Arzneimittels; die Zeit-
spanne zwischen dem Erhalt der Genehmigung fir das Inver-
kehrbringen einerseits und dem Zeitpunkt, zu dem das Arznei-
mittel in Verkehr gebracht und erstattet wird, andererseits.

4.4 Ausschluss von Arzneimitteln aus den Krankenversicherungssys-
temen

4.4.1  Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission,
dass fiir jede Entscheidung, ein Arzneimittel aus dem staatlichen
Krankenversicherungssystem auszuschliefen oder die diesbeziig-
lichen Bedingungen zu adndern, eine auf objektiven und iiber-
priifbaren Kriterien, dazu zdhlen auch wirtschaftliche und finan-
zielle, beruhende Begriindung gegeben werden muss.
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4.42  Der EWSA begriifit den Vorschlag der Kommission,
demzufolge die Mitgliedstaaten auf ein standardisiertes Konzept
fir die Festlegung dieser Kriterien hinarbeiten sollen, um wert-
basierte Preisfestsetzungssysteme in ganz Europa einzufithren.

4421  Der EWSA schligt vor, dass solche Kriterien die Mes-
sung von "medizinischen Versorgungsliicken" und des "Klinischen
Nutzens" beinhalten und zu "keinerlei Diskriminierung" fiihren
sollten (19).

4.5 Rechtsmittelverfahren bei Nichteinhaltung der Fristen fiir die
Aufnahme von Arzneimitteln in die Krankenversicherungssysteme

4.5.1  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, zu gewahr-
leisten, dass dem Antragsteller wirksame und rasche Rechtsmit-
tel zur Verfiigung stehen, falls die Fristen nach Artikel 7 des
Vorschlags nicht eingehalten werden.

4.5.2  Der EWSA ladt die Mitgliedstaaten ein, die Moglichkeit
zu erwdgen, in enger Zusammenarbeit mit einschligigen euro-
pdischen, regionalen und subregionalen Organisationen Wege
fur Patienten und Antragteller auszuloten, um gegen ungiinstige
Preisfestsetzungs- und Kostenerstattungsentscheidungen vor ei-
nem unabhidngigen Rechtsorgan (in der Regel ein Gericht) Klage
zu erheben.

4.5.2.1 Der EWSA dringt darauf, dass dieses Rechtsorgan
wirksame Mittel und volle Befugnis zur Uberpriifung von so-
wohl faktischen als auch rechtlichen Angelegenheiten haben
muss, einschlieSlich des Mandats, gegen Verstofle formliche Be-
schliisse zu fassen und geeignete Sanktionen zu verhidngen.

4.6 Zusammensetzung und Ziele der Sachverstandigengruppe fiir die
Umsetzung der hier erorterten Richtlinie

4.6.1  Die "Sachverstandigengruppe" soll sich zusammensetzen
aus Mitgliedern bzw. Vertretern

a) von Ministerien oder staatlichen Behorden der Mitgliedstaa-
ten,

b) Patienten- und Verbraucherorganisationen,

) der beitragsfinanzierten gesetzlichen Krankenversicherungs-
trager,

d) der gesetzlich versicherten Beitragszahler/-innen (Arbeit-
geber- und Arbeitnehmervertreter),

e) der Arzneimittelindustrie,

f) der Kommission, der Europdischen Arzneimittelagentur
(EMEA) sowie den Vorsitzenden oder stellvertretenden Vor-
sitzenden einschlagiger Agenturen,

g) internationaler und berufsstindischer Organisationen und
anderer Verbinde aus dem Bereich Preisfestsetzungs-, Finan-
zierungs- und Kostenerstattungsverfahren

h) sowie aus unabhingigen Wissenschaftlern.

4.6.2  Um dieses Ziel zu erreichen, soll "die Sachverstindigen-
gruppe”

('%) Rechtssache C-181/82, Roussel Laboratoria, Slg. 1983, 3849;
Rechtssache 238/82, Duphar u. a., Slg. 1984, 523.

a) die Kommission bei der Uberwachung, Bewertung und Ver-
breitung der Ergebnisse der auf EU- und nationaler Ebene
getroffenen Mafnahmen unterstiitzen,

b) zur Umsetzung der EU-Mafnahmen auf diesem Gebiet bei-
tragen,

¢) Gutachten und Empfehlungen abgeben oder der Kommission
auf deren Ersuchen oder auf eigene Initiative Berichte vor-
legen,

d) der Kommission bei der Erstellung von Leitlinien, Empfeh-
lungen und anderen Mafinahmen behilflich sein,

e¢) der Kommission einen jihrlichen o6ffentlichen Bericht iiber
ihre Tatigkeiten vorlegen.

4.7 Einstufung von Arzneimitteln im Hinblick auf ihre Aufnahme in
die Krankenversicherungssysteme

471 Der EWSA ersucht nachdricklich, die Bildung von
Kostenerstattungsgruppen auf transparente und objektive Krite-
rien zu stiitzen, die es Antragstellern wie auch Patienten und
Verbrauchern ermoglichen, nachzuvollziehen, wie mit Arznei-
mitteln verfahren wird.

4.7.2  Der EWSA anerkennt die Rechte von "betroffenen Inte-
ressengruppen”, von den zustindigen Behorden die objektiven
Daten anzufordern, die sie bei der Anwendung der Kriterien
und Methoden zugrunde gelegt haben, um die Modalitdten fiir
die Erstattung des Arzneimittels festzulegen.

4.7.3  Der EWSA fordert, Zulassungsinhabern wie auch Pa-
tienten- und Verbraucherorganisationen ggf. ein Anho6rungs-
recht in angemessener Frist zu gewédhren, bevor die Arzneimittel
in eine bestimmte Kostenerstattungsgruppe aufgenommen wer-
den, sowie das Recht einzurdumen, bei einem unabhingigen
Gericht Klage zur Uberpriifung der Bildung einer Erstattungs-
gruppe zu erheben.

4.8 Generika

4.8.1 Der EWSA unterstreicht, dass bei der Genehmigung
des Preises von Generika und ihrer Kostenerstattung durch das
Krankenversicherungssystem nicht in jedem Fall eine erneute
oder eingehende Bewertung erforderlich ist, wenn der Preis fur
das Referenzarzneimittel bereits festgesetzt und dieses in das
Krankenversicherungssystem einbezogen wurde und wenn die
Bewertung von der Europdischen Arzneimittelagentur durch-
gefithrt wurde.

4.8.2  Zum Vorschlag der Kommission, dass durch eine Ver-
kiirzung der Fristen — sowohl fiir die Preisfestsetzungs- als auch
die Kostenerstattungsverfahren — fiir Generika auf 30 Tage ein
fritherer Marktzugang fiir die Patienten in den Mitgliedstaaten
gewihrleistet und innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach
Verlust der Ausschlieflichkeitsrechte auf Originalpraparate der
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Preiswettbewerb auf dem patentfreien Markt stimuliert werden
kann, gibt der EWSA zu bedenken, dass zwar die medizinische
Priifung eines Generikums nicht so viel Zeit in Anspruch nimmt
wie jene eines innovativen Produktes, aber die Preisfestsetzung
und die Preisverhandlungen dennoch stattfinden miissen.

4.9 Preisgenchmigung

Der EWSA dringt darauf, dass die zustdndigen Behorden inner-
halb von héchstens 10 Tagen nach Erhalt eines Antrags auf
Genehmigung des Arzneimittelpreises dem Antragsteller eine
amtliche Eingangsbestitigung ausstellen. Die Mitgliedstaaten sol-
len gewihrleisten, dass der Antragsteller einen solchen Antrag
unmittelbar nach der Erteilung der Genehmigung fiir das Inver-
kehrbringen bzw. nach dem positiven Gutachten der Europii-
schen Arzneimittelagentur oder der zustindigen nationalen Be-
horden stellen kann.

4.10 Preisstopp und Preissenkung

4.10.1  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten auf, mindestens
einmal jihrlich eine Uberpriifung durchzufithren, um sich zu
vergewissern, dass die makrookonomischen Bedingungen eine
unverdnderte Weiterfuhrung des Preisstopps rechtfertigen. Inner-
halb von 60 Tagen nach Beginn dieser Uberpriifung erkldren die
zustdndigen Behorden, ob und welche Preiserhéhungen oder
-senkungen genehmigt werden. Gibt es derartige Falle, veroffent-
lichen sie eine auf objektiven und iiberpriifbaren Kriterien be-
ruhende Begriindung.

4.10.2  Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten weiters auf,
regelmiflig eine Uberpriifung der Preise und Riickerstattung je-
ner Arzneimittel durchzufithren, bei denen die Kosten fiir die
Krankenversicherungssysteme und die Patienten unverhltnis-
miflig hoch sind. Innerhalb angemessener Zeit nach Beginn
dieser Uberpriifung erkliren die zustindigen Behorden, ob
und welche Preissenkungen genehmigt werden. Gibt es derartige
Fille, veroffentlichen sie eine auf objektiven und tiberprifbaren
Kriterien (dazu zidhlen auch wirtschaftliche und finanzielle) be-
ruhende Begriindung.

4.10.3  Der EWSA schlidgt vor, dass die Kommission in den-
jenigen Fillen, in denen Mitgliedstaaten finanzielle Unterstiit-
zung erhalten, dariiber wachen sollte, dass Arzneimittel, die
fir die Verwendung innerhalb des betreffenden Landes be-
stimmt sind, nicht in andere Mitgliedstaaten ausgefithrt werden.

4.11 Preiserhéhung

4.11.1  Der EWSA betont, dass eine Erhohung des Preises fiir
ein Arzneimittel nur nach vorheriger Genehmigung der zustin-
digen Behorden und nach einer Anhérung der betroffenen In-
teressenvertreter, einschlieflich Patientenorganisationen, zuldssig
ist.

Briissel, den 12. Juli 2012

4.11.2  Der EWSA macht darauf aufmerksam, dass es not-
wendig ist, angemessene Verfahrensrechte fiir simtliche Interes-
sengruppen festzulegen, die mindestens Folgendes umfassen: (i)
das Recht auf Anhorung, (i) das Recht auf Akteneinsicht,
einschl. der Einsichtnahme in wissenschaftliche Beweismittel
und Berichte, sowie (iii) das Recht auf eine mit Griinden ver-
sehene Entscheidung.

4.11.3  Der EWSA dringt darauf, dass innerhalb von hochs-
tens 10 Tagen nach Eingang eines Antrags auf Erhohung des
Arzneimittelpreises bei einem Mitgliedstaat eine zustindige Be-
horde dem Antragsteller eine amtliche Eingangsbestatigung aus-
stellt.

4.12 Nachfragesteuernde Mafnahmen

Der EWSA begriiflt den Vorschlag der Kommission, klarzustel-
len, dass Mafinahmen zur Begrenzung oder Forderung der Ver-
schreibung von bestimmten namentlich bezeichneten Arznei-
mitteln unter die Transparenzrichtlinie fallen, und schligt vor,
diese Verfahrensgarantien auf simtliche Maflnahmen zur Be-
grenzung oder Forderung der Verschreibung von Arzneimitteln
auszuweiten.

4.13  Zusdtzliche Nachweise fiir Qualitdt, Sicherheit oder Wirksam-
keit

Generell sollen die Mitgliedstaaten im Rahmen der Preisfestset-
zungs- und Kostenerstattungsentscheidungen keine erneute Be-
wertung jener Elemente vornehmen, auf denen die Zulassung
der Europdischen Arzneimittelagentur erteilt wird, wie der Qua-
litat, Sicherheit oder Wirksamkeit des Arzneimittels (einschliefS-
lich Arzneimittel fiir seltene Leiden) und objektiver Informatio-
nen im Rahmen der europiischen Zusammenarbeit zur Gesund-
heitstechnologie-Bewertung.

4.14 Geistiges Eigentum

Der EWSA betont, dass die Rechte des geistigen Eigentums
geschiitzt werden miissen, da sie besonders wichtig sind, um
pharmazeutische Innovationen zu fordern und die Wirtschaft
der EU zu unterstiitzen. Der Artikel 14 des Vorschlags (Irrele-
vanz der Rechte des geistigen Eigentums) mit dem Wortlaut:
"Der Schutz der Rechte des geistigen Eigentums stellt keinen
triftigen Grund dafiir dar, eine Entscheidung tiber den Preis
eines Arzneimittels oder iiber dessen Aufnahme in das staatliche
Krankenversicherungssystem zu versagen, auszusetzen oder zu
widerrufen" wird abgelehnt. Die Kommission hat eine Balance
zu finden zwischen der Erstattungsgenehmigung fir einen Arz-
neimittelhersteller und den berechtigten Interessen Dritter auf
ihre Rechte am geistigen Eigentum. Die Zustindigkeit der Mit-
gliedstaaten fiir die Bewertung von Innovationen und fur die
Gewihrleistung der angemessenen Durchsetzung von Rechten
des geistigen Eigentums sollte unangetastet bleiben.

Der Prdsident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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ANHANG

zur Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

1. Folgende abgelehnte Anderungsantrige erhielten mindestens ein Viertel der abgegebenen Stimmen (Artikel 39 Absatz

&

=

2 der Geschiftsordnung):

Ziffer 4.5.2.1

"Der EWSA dringt darauf, dass dieses Rechtsorgan wirksame Mittel und volle Befugnis zur Uberpriifung von sowohl faktischen
als auch rechtlichen Angelegenheiten haben muss, einschlieflich des Mandats, gegen VerstofSe formliche Beschliisse zu fassen und
geeignete Sanktionen zu verhdngen. Die im Art. 8 des Vorschlages vorgeschlagenen Maglichkeiten, Schadenersatz bei Frist-
iiberschreitung zuzuerkennen und ein nach den Tagen der Uberschreitung zu berechnendes Zwangsgeld gegen die entscheidende
Behorde zu verhdngen, werden als unangemessen und iiberschiefend abgelehnt. Sie konnen auch dazu fithren, dass die Behorde
sich nicht in erster Linie an der Patientensicherheit orientiert."

Begriindung
Selbsterkldrend.
Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 71
Nein-Stimmen: 89
Enthaltungen: 19

Ziffer 1.11.2

Andern:

"Seiner Meinung nach bedarf es daher zusitzlicher, angemessener wirksamer Mechanismen, um die Einhaltung der Fristen fiir die
Preisfestsetzungs- und Kostenerstattungsentscheidungen zu kontrollieren und durchzusetzen. Die von der Kommission vorgeschla-
genen Moglichkeiten, Schadenersatz bei Fristiiberschreitung zuzuerkennen, ein Zwangsgeld gegen die entscheidende Behorde zu

verhdngen und ein automatische Preisgenehmigung, werden als unangemessen und iiberschiefend abgelehnt."

Begriindung

Siehe Anderungsantrag zu Ziffer 4.5.2.1.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 71
Nein-Stimmen: 89
Enthaltungen: 19

. Folgende Ziffern der Stellungnahme der Fachgruppe wurden zugunsten der Anderungsantrige geindert, die vom

Plenum angenommen wurden, erhielten jedoch mindestens ein Viertel der abgegebenen Stimmen (Artikel 54 Absatz

5 der Geschiftsordnung):

Ziffer 4.2.1

"Der EWSA dringt auf Klarstellung, dass simtliche Mafshahmen im Zusammenhang mit dem Beschlussfassungsverfahren in den
staatlichen Krankenversicherungssystemen einschliefflich ggf. erforderlicher Empfehlungen in den Anwendungsbereich der Richt-

linie fallen."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 79
Nein-Stimmen: 61

Enthaltungen: 47
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Ziffer 4.5.2.2

"Der EWSA regt an, eine automatische Kostenerstattungsgenehmigung einzufiihren, falls die Fristen nicht eingehalten werden."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 90
Nein-Stimmen: 73
Enthaltungen: 22

Ziffer 4.14

"Geistiges Eigentum

Der EWSA betont, dass die Rechte des geistigen Eigentums geschiitzt werden miissen, da sie besonders wichtig sind, um
pharmazeutische Innovationen zu fordern und die Wirtschaft der EU zu unterstiitzen. Die Zustindigkeit der Mitgliedstaaten
fiir die Bewertung von Innovationen und fiir die Gewdhrleistung der angemessenen Durchsetzung von Rechten des geistigen
Eigentums sollte unangetastet bleiben."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 53
Nein-Stimmen: 35
Enthaltungen: 5

Ziffer 1.12

"Der EWSA begriifst die von der Kommission vorgeschlagenen Fristen von 120 Tagen und schligt im Interesse einer weiteren
Straffung des Zugangs der Patienten zu Arzneimitteln vor, dass dieselben Fristen fiir alle innovativen Arzneimittel gelten sollten,
unabhdngig davon, ob sie der nationalen Gesundheitstechnologie-Bewertung unterliegen oder nicht."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 73
Nein-Stimmen: 41

Enthaltungen: 6
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Vereinfachung der Verbringung von in
einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Kraftfahrzeugen innerhalb des Binnenmarkts“

COM(2012) 164 final — 2012/0082 (COD)
(2012/C 299/16)

Hauptberichterstatter: Miklés PASZTOR

Der Rat und das Europiische Parlament beschlossen am 24. April bzw. am 18. April 2012, den Europii-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemidfl Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage

zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Vereinfachung der Verbringung von in
einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Kraftfahrzeugen innerhalb des Binnenmarkts"

COM(2012) 164 final — 2012/0082 (COD).

Am 24. April 2012 beauftragte das Prasidium die Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch mit

den Vorarbeiten zu diesem Thema.

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten beschloss der Ausschuss auf seiner 482. Plenartagung am
11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli), Miklés PASZTOR zum Hauptberichterstatter zu bestellen, und

verabschiedete einstimmig folgende Stellungnahme:

1. Empfehlungen

1.1  Der Ausschuss befiirwortet die Ziele der Europdischen
Kommission und unterstiitzt die Idee, die Vorschriften fur die
Zulassung von Fahrzeugen, die bereits in einem anderen Mit-
gliedstaat zugelassen sind, im Wege einer Verordnung zu regeln.
Dies steht im Einklang mit dem Subsidiaritdtsprinzip und den
Anforderungen eines "Europas der Biirger". Der Ausschuss zeigt
sich jedoch enttduscht, dass die urspriinglich geplante Einfiih-
rung einer einheitlichen EU-Zulassung nicht erreicht wurde.
Langfristig ist diese seiner Meinung nach unerlasslich.

1.2 Der Ausschuss geht davon aus, dass nach Annahme die-
ser Verordnung die Fahrzeugzulassung in einem anderen Mit-
gliedstaat genauso einfach wie die erneute Zulassung in dem
gleichen Mitgliedstaat ohne zusitzliche Gebiihren sowie unno-
tige Prifungen und Formulare ist. Sofern die Daten nicht un-
vollstindig oder ungiiltig sind, diirfen andere Mitgliedstaaten
keine zusdtzlichen ineffizienten und teuren Verwaltungsverfah-
ren wie etwa technische Untersuchungen vorschreiben. AufSer-
dem sollten die Kosten fiir eine grenziiberschreitende Zulassung
nicht mehr als die Kosten fiir die Zulassung im Ursprungsland
betragen.

1.3 Aus Sicht des Ausschusses ist die Tatsache, dass die Biir-
ger gemif$ der Verordnung selbst keine Daten beibringen miis-
sen, ein grofer Fortschritt. Der Ausschuss hofft, dass die Ver-
pflichtung zum Datenaustausch fiir die zustindigen Behorden
Auswirkungen auf die Zusammenarbeit in weiteren wichtigen
Bereichen haben konnte und so die europiischen Werte und
gemeinsamen Interessen wirksam unterstiitzt.

1.4  Der Ausschuss begriifit die Absicht der Europdischen
Kommission, in der Verordnung selbst eine Ex-post-Bewertung
vorzusehen, fordert gleichzeitig jedoch, dass diese Evaluierung
bereits zwei und nicht erst vier Jahre nach Inkrafttreten der
Verordnung vorgenommen wird.

2. Der Verordnungsvorschlag der Europdischen Kommis-
sion

2.1  Die Europdische Kommission hat groffe Anstrengungen
unternommen, um die Verbringung von in einem Mitgliedstaat
zugelassenen Kraftfahrzeugen in einen anderen Mitgliedstaat im
Wege einer Verordnung zu vereinfachen. Bislang waren die Vor-
schriften zur Koordinierung von Form und Inhalt der Fahrzeug-
zulassungsbescheinigungen lediglich in einer Richtlinie, nament-
lich Richtlinie 1999/37[EG, geregelt. Weitere, im Kontext des
Binnenmarkts wiinschenswerte Harmonisierungsmafsnahmen er-
folgten in Form von Merkblittern und hatten daher nur be-
grenzte Auswirkungen in den Mitgliedstaaten.

2.2 Bei der Ausarbeitung ihres Verordnungsvorschlags
musste die Europiische Kommission nicht nur obenstehende
Uberlegungen beriicksichtigen, sondern auch die Rechtsvor-
schriften zum Schutz personenbezogener Daten (') und zur Be-
kimpfung der grenziiberschreitenden Kriminalitit (?).

2.3 Unter Beriicksichtigungen der Anforderungen des Bin-
nenmarktes werden daher mit diesem Verordnungsvorschlag
folgende Ziele verfolgt:

— Harmonisierung der Vorschriften fiir Fahrzeuge, die in ei-
nem Mitgliedstaat zugelassen, aber regelmifSig in einem an-
deren Mitgliedstaat genutzt werden, einschl. Motorrider und
Mopeds (*). In einem Drittstaat zugelassene Fahrzeuge sind
nicht Gegenstand dieser Verordnung;

(") Richtlinie 95/46/EG (ABL. L 281 vom 23.11.1995, S. 31) und Ver-
ordnung 45/2001/EG (ABL. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

(%) Beschluss 2004/919/EG des Rates (ABL. L 389 vom 30.12.2004,
S. 28).

(% Richtlinie 2002/24/EG (ABL. L 124 vom 9.5.2002, S. 1).
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— Vorschlag, eine erneute Zulassung lediglich fiir Aufenthalte
von {iber sechs Monaten vorzuschreiben. Dies ist an eine
Anderung des gewdhnlichen Aufenthalts gekoppelt, d.h. des
wichtigsten Ortes fiir berufliche oder personliche Bindungen;

— Verbot der Anforderung von Priiffungen am Fahrzeug (tech-
nische Untersuchungen), es sei denn, es liegen spezifische
Griinde vor. Eine Priifung am Fahrzeug kann nur im Falle
unvollstandiger oder widerspriichlicher Zulassungsdaten, bei
Straftatverdacht, erheblichem Schaden oder Besitzerwechsel
durchgefithrt werden. In allen anderen Fillen muss die im
Ursprungsland vorgenommene technische Untersuchung an-
erkannt werden;

— Vorschriften fiir einen einheitlichen Ansatz im Binnenmarkt
fur vortibergehende Zulassungen und Zulassungen mit
Hindlerkennzeichen;

— Harmonisierung des grenziiberschreitenden Handels und der
Besitziibertragung von Gebrauchtfahrzeugen (ausschl. Dritt-
linder).

2.4 Gemidfl dem Verordnungsvorschlag sind die Behorden
dazu verpflichtet, frithere Zulassungsdaten bei den Behorden
des jeweiligen anderen Mitgliedstaates einzuholen. Dabei sollten
auch jiingste Fortschritte im Bereich der Informationstechnolo-
gien genutzt werden.

— Zur Gewihrleistung eines reibungslosen Informationsaustau-
sches sind die nationalen Behorden zur Nutzung einer Soft-
ware verpflichtet, die Behorden in anderen Mitgliedstaaten
den Datenzugriff erméglicht und gleichzeitig diese Daten
durch die Nutzung verschliisselter XML-Dateien vor dem
Zugriff durch Unbefugte schiitzt. Informationen miissen in
Echtzeit tiber eine Online-Plattform ausgetauscht werden; die
Kosten fiir die Softwareentwicklung tragt der jeweilige Mit-
gliedstaat;

— Die Europdische Kommission richtet eine offentliche Daten-
bank mit Kontaktangaben der nationalen Behorden ein;

— Die Européische Kommission stellt aufferdem die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung des IT-Systems mittels Durchfih-
rungsrechtsakten sicher.

2.5 In dem Verordnungsvorschlag sind strikte Bedingungen
fur die Zulassungsverweigerung festgehalten. Antragsteller ha-
ben das Recht, innerhalb eines Monats gegen eine Zulassungs-
verweigerung Widerspruch einzulegen.

2.6 Die Europdische Kommission verpflichtet sich in diesem
Verordnungsvorschlag dazu, die Verordnung nach vier Jahren
zu evaluieren.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1  Der Ausschuss befiirwortet die Ziele der Europiischen
Kommission und unterstiitzt die Idee, die Vorschriften fiir die
Zulassung von Fahrzeugen, die bereits in einem anderen Mit-
gliedstaat zugelassen sind, im Wege einer Verordnung zu regeln.
Dies steht im Einklang mit dem Subsidiarititsprinzip und den
Anforderungen eines "Europas der Biirger". Gleichzeitig werden

in diesem Vorschlag auch praktischen Erfahrungen mit der Bii-
rokratie Rechnung getragen, die bei der Behandlung geringfiigi-
ger Themen von Natur aus eher konventionell und zweckmafig
vorgeht, als sich strategischen Zielen anzupassen versucht.

3.2 Der Ausschuss zeigt sich jedoch enttduscht, dass die ur-
spriinglich geplante Einfithrung einer einheitlichen EU-Zulas-
sung nicht erreicht wurde. Langfristig ist diese seiner Meinung
nach unerldsslich.

3.3 Nach Ansicht des Ausschusses untergribt eine einheitli-
che Zulassung keinesfalls die Einnahmebediirfnisse der Mitglied-
staaten, da die Zulassungsgebiihren innerhalb des Systems er-
stattet werden konnen. Auflerdem bietet eine einheitliche Zu-
lassung mehr Transparenz und eine bessere Riickverfolgbarkeit.

3.4  Der Ausschuss hilt fest, dass die grundlegenden Pro-
bleme in dem Verordnungsvorschlag angemessen angegangen
und zweckdienliche Verfahrensvorschriften ausgearbeitet wer-
den, um mogliche Gefahren fiir Kunden und Behorden zu er-
mitteln und zu bewiltigen. In dem Verordnungsvorschlag wurde
daher ein ausgewogener Ansatz fiir das Risikomanagement an-
stelle ibermafiger Verwaltungsvorsicht gewihlt.

3.5 In dem Verordnungsvorschlag wird auflerdem die Frage
der Vorbeugung grenziiberschreitender Kriminalitdt angemessen
behandelt, wobei die Interessen des Gebrauchtfahrzeugmarkts
beriicksichtigt werden.

3.6 Der Ausschuss geht davon aus, dass nach Annahme die-
ser Verordnung die Fahrzeugzulassung in einem anderen Mit-
gliedstaat genauso einfach wie die erneute Zulassung in dem
gleichen Mitgliedstaat ohne zusitzliche Gebithren sowie unno-
tige Prifungen und Formulare ist. Sofern die Daten nicht un-
vollstindig oder ungiiltig sind, dirfen andere Mitgliedstaaten
keine zusidtzlichen ineffizienten und teuren Verwaltungsverfah-
ren wie etwa technische Untersuchungen vorschreiben. Aufier-
dem sollten die Kosten fiir eine grenziiberschreitende Zulassung
nicht mehr als die Kosten fiir die Zulassung im Ursprungsland
betragen.

3.7 Aus Sicht des Ausschusses ist die Tatsache, dass die Biir-
ger gemif der Verordnung selbst keine Daten beibringen miis-
sen, ein grofler Fortschritt. Der Ausschuss hofft, dass die Ver-
pflichtung zum Datenaustausch fiir die zustindigen Behorden
Auswirkungen auf die Zusammenarbeit in weiteren wichtigen
Bereichen haben konnte und so die europiischen Werte und
gemeinsamen Interessen wirksam unterstiitzt.

3.8 Nach Auffassung des Ausschusses sind die Beibehaltung
voriibergehender Zulassungen und Zulassungen mit Handler-
kennzeichen langerfristig nicht zweckdienlich, zumal Zulassun-
gen mit Handlerkennzeichen nur eine voriibergehende Losung
sind. Gleichzeitig ist es widerspriichlich, dass nichtkonforme
Fahrzeuge bedingt genehmigt werden und in einigen Fillen
groflere Entfernungen zwischen zwei Lindern zuriicklegen. Der-
artige Fahrzeuge sollten vielmehr transportiert werden oder, so-
fern ihr technischer Zustand dies erlaubt, eine voriibergehende
Genehmigung erhalten. Gleichzeitig wire es sinnvoll, den Wa-
ren- und Personentransport mit Fahrzeugen mit voriibergehen-
der Zulassung zu verbieten.
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3.9  Der Ausschuss begriifSt, dass Einzelpersonen und Unter-
nehmen mit diesem Vorschlag 1,5 Mrd. EUR einsparen. Die
jhrlichen Kosten der Verordnung in Hoéhe von 1,5 Mio. EUR
werden seiner Meinung nach nur minimale Auswirkungen auf
den EU-Haushalt haben. Gleichzeitig ist festzuhalten, dass die
Verordnung auch Auswirkungen auf die Haushalte der Mitglied-
staaten haben wird; um volle Klarheit zu schaffen, sollte eine
Schitzung der Gesamtkosten vorgenommen werden.

3.10  Der Ausschuss stimmt dem in der Verordnung enthal-
tenen Vorschlag zu, dass der Europiischen Kommission in Be-
zug auf die technischen Aspekte und den Dateninhalt in Ver-
bindung mit dem Betrieb des Systems auf europdischer Ebene
Befugnisse iibertragen werden sollten.

3.11  Der Ausschuss empfiehlt, dass die entscheidungsbefug-
ten EU-Organe — Europdisches Parlament, Rat und Kommission
— in Erwdgung zichen, bestimmte Aspekte oder die Gesamtheit
der urspriinglichen Zulassungskosten bei der erneuten Fahrzeug-
zulassung zu beriicksichtigen, mit Ausnahme einer erneuten
Zulassung aufgrund eines Besitzerwechsels.

3.12  Der Ausschuss begriifft die Absicht der Europiischen
Kommission, in der Verordnung selbst eine Ex-post-Bewertung

Briissel, den 12. Juli 2012

vorzusehen, fordert gleichzeitig jedoch, dass diese Evaluierung
bereits zwei und nicht erst vier Jahre nach Inkrafttreten der
Verordnung vorgenommen wird.

4. Besondere Bemerkungen

4.1 Nach Ansicht des Ausschusses entspricht der Verord-
nungsvorschlag in seiner derzeitigen Form sowohl in Bezug
auf die Details als auch insgesamt den Erwartungen.

4.2 Der Ausschuss unterstiitzt Bemithungen, die Zulassungs-
verfahren auf Grundlage der Daten der Typgenehmigung fiir das
vollstindige Fahrzeug (WVTA) durchzufiihren, die in der Uber-
einstimmungsbescheinigung verwendet werden. Diese Daten
sind zwar umfassender als der in Anhang I enthaltene Daten-
satz, jedoch international anerkannt; aufferdem beruhen die Zu-
lassungsverfahren in mehreren Mitgliedstaaten bereits auf diesen
Daten.

4.3 Neben den von den Herstellern bereitgestellten tech-
nischen Daten sollten auch reale Werte aus den aktuellsten
offiziellen Uberpriifungen integriert werden, beispielsweise be-
treffend Schadstoffemissionen.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der

Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen iiber verstirkte EU-interne Solidaritit im

Asylbereich - Eine EU-Agenda fiir weitergehende Teilung der Verantwortung und mehr
gegenseitiges Vertrauen”

COM(2011) 835 final
(2012/C 299/17)

Berichterstatter: Cristian PIRVULESCU

Die Europiische Kommission beschloss am 2. Dezember 2011, den Europiischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemifl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Mitteilung der Kommission an das Europdgische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen iiber verstirkte EU-interne Solidaritit im Asylbereich — Eine EU-Agenda

fiir weitergehende Teilung der Verantwortung und mehr gegenseitiges Vertrauen"

COM(2011) 835 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 27. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
116 gegen 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europidische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) begrufSt die Initiative der Europdischen Kommission
und hilt eine Uberpriifung und Anpassung der europiischen
Asylpolitik fiir notwendig.

1.2 Der EWSA ist der Ansicht, dass das Solidaritatsprinzip
der Eckstein dieser Politik bleiben muss, auch wenn die Zahl
und die Grofe der Mitgliedstaaten wie auch das unterschiedliche
Ausmaf$, in dem die einzelnen Mitgliedstaaten von den Fliicht-
lingsstromen betroffen sind, zu ungleichen Ausgangsbedingun-
gen fithren, die die Asylpolitik verkomplizieren. Solidaritit darf
nicht nur als ein Grundsatz zur Steigerung der Wirksamkeit der
Politik betrachtet werden, sondern vielmehr als ein Wertefun-
dament, das die ergriffenen Mafnahmen rechtfertigt und ver-
starkt.

1.3 Durch erhebliche Anstrengungen sollte sichergestellt wer-
den, dass die offentliche Meinung, die nationalen, regionalen
und lokalen Behorden und Entscheidungstrager die Grundwerte
der Asylpolitik unterstiitzen, nimlich die Wahrung der Grund-
rechte, Hilfe fiir Menschen in Gefahr, Solidaritit und Vertrauen
zwischen den Mitgliedstaaten.

1.4 Der EWSA ist der Ansicht, dass ein reibungsloses Funk-
tionieren der Asylpolitik durch eine auf Anreizen beruhende
Herangehensweise erreicht werden kann, wenn die wirksamsten
Anreize identifiziert und angemessen — auch finanziell — gefor-
dert werden.

1.5 Hinsichtlich der praktischen Zusammenarbeit ermutigt
der EWSA das Europiische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen
(EASO), rascher auf eine grofere operationelle Kapazitdt hin-
zuarbeiten. Eine Ausweitung der Kapazitit des EASO ist drin-
gend und notwendig und sollte mit dem Programm und der
Umsetzung des Migrations- und Asylfonds koordiniert werden.

1.6 Der EWSA pladiert aullerdem dafiir, die Mafnahmen zur
Integration von Fliichtlingen zu verbessern. Auch wenn das
europdische Asylsystem, dessen Aufbau wir uns wiinschen,
sehr wohl effizient arbeitet, wenn es um eine zigige und kor-
rekte Anwendung der Verfahren zur Anerkennung von Fliicht-
lingen geht, konnte dieses System jedoch an der Frage der
Integration scheitern.

1.7 Die Asylpolitik muss neben den bereits bestehenden be-
reichsiibergreifenden Strukturen vor dem Hintergrund des ge-
samten "Zyklus" des Asyls gesehen werden, wobei die Person im
Mittelpunkt stehen muss, die sich in einer gefihrlichen Lage
befindet. Auf diese Weise kénnen Hindernisse und Ungereimt-
heiten festgestellt werden.

1.8 Es muss daran erinnert werden, dass sich das Solidaritits-
prinzip nicht nur auf die zwischenstaatliche Ebene bezieht, son-
dern ein allgemeiner Grundsatz ist, auf dem die menschlichen
Beziehungen zwischen Personen und Gruppen beruhen. Das
Bewusstsein fir die menschliche Solidaritit muss als Teil der
Grundwerte der Europdischen Union gepflegt und geschirft
werden, jenseits rationaler Argumente und des Drucks der Ein-
wanderungs- und Asylpolitik.

1.9 Dank ihrer umfangreichen Erfahrung kénnen die organi-
sierte Zivilgesellschaft und der EWSA zu einer umfassenderen
und detaillierteren Bewertung der Asylpolitik beitragen.

2. Einleitung

2.1 In der Mitteilung der Europdischen Kommission heifSt es:
"Solidaritdt ist einer der Grundwerte der Europiischen Union
und eines der Grundprinzipien der gemeinsamen europiischen
Asylpolitik (...). Sie ist nunmehr in Artikel 80 des Vertrags tiber
die Arbeitsweise der Europiischen Union niedergelegt".
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2.2 Die Kommission weist in diesem Dokument darauf hin,
dass die Asylantragszahlen "zwischen dem Rekordwert von
425000 Antrigen fur die EU-27 im Jahr 2001 und 200 000
Antragen im Jahr 2006 (schwanken), wobei fiir 2011 ein star-
ker Anstieg erwartet wird".

2.3 Die Kommission schldgt vor, "die EU-interne Solidaritat
im Asylbereich entlang von vier Achsen zu stirken: praktische
Zusammenarbeit und technische Hilfe, finanzielle Solidaritit,
Aufgabenteilung sowie Verbesserung der Instrumente zur Steue-
rung des Asylsystems".

2.4 Die Kommission beabsichtigt mit ihrer Mitteilung auch,
"einen Beitrag zum 'Asylpaket' zu leisten, da die kommenden
Monate fiir die Erreichung des Ziels fiir das Jahr 2012 von
entscheidender Bedeutung sein werden. Die Dimension der So-
lidaritdt spielt dabei eine wichtige Rolle".

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1  Der EWSA begriifit die Initiative der Europdischen Kom-
mission und stellt fest, dass die europiische Asylpolitik einge-
hend analysiert werden muss, damit tiefgreifende Anpassungen
zur Erreichung ihrer Ziele vorgenommen werden konnen.

3.2 Derzeit wird die Asylpolitik in der EU infolge der jiings-
ten politischen Entwicklungen in Nordafrika, dem Mittleren und
dem Fernen Osten in Frage gestellt. Viele Menschen mussten
sich durch die Flucht in EU-Mitgliedstaaten in Sicherheit brin-
gen.

3.3 Der EWSA ist der Ansicht, dass das Solidarititsprinzip
der Eckstein dieser Politik bleiben muss, auch wenn die Zahl
und die Grofe der Mitgliedstaaten wie auch das Ausmafi, in
dem sie von den Fliichtlingsstromen betroffen sind, solidarisches
Handeln in der Praxis und eine entsprechende Koordinierung
insgesamt verkomplizieren.

3.4 Das Asylsystem muss flexibel sein, damit es die Schwan-
kungen bei den Fliichtlingsstromen auffangen kann, aber auch
solide, damit die behordlichen Verfahren und die weiteren In-
tegrationsmaffnahmen zu spiirbaren Ergebnissen fuhren.

3.5  Ebenfalls muss daran erinnert werden, dass sich das So-
lidaritatsprinzip nicht nur auf die zwischenstaatliche Ebene be-
zieht, sondern ein allgemeiner Grundsatz ist, auf dem die
menschlichen Beziehungen zwischen Personen und Gruppen
beruhen. Das Bewusstsein fiir die menschliche Solidaritit muss
als Teil der Grundwerte der Europdischen Union gepflegt und
geschirft werden, jenseits rationaler Argumente und des Drucks
der Einwanderungs- und Asylpolitik.

3.6 Esist zu begriifen, dass die Europdische Kommission das
Vertrauen in den Mittelpunkt stellt. Das Solidaritdtsprinzip wird
durch das Vertrauensprinzip ergdnzt, wodurch das Verantwor-
tungsbewusstsein der Mitgliedstaaten erhoht werden soll. Der
Erfolg dieser Politik beruht auf dem Beitrag und der gegenseiti-
gen Unterstiitzung der Mitgliedstaaten. Diese Wechselwirkung
der nationalen Anstrengungen ist der Grund dafiir, dass die
Koordinierung und Harmonisierung entschlossen weitergefiihrt
werden muss.

3.7 Der EWSA weist jedoch darauf hin, dass die Asylpolitik
bisher kaum konsolidiert und wenig wirksam ist. Zwischen den
Mitgliedstaaten bestehen nach wie vor Ungleichheiten beziiglich
der Offenheit und Bereitschaft zur Aufnahme von Fliichtlingen,
aber auch zur Ausarbeitung einer europdischen Asylpolitik.
Durch erhebliche Anstrengungen sollte sichergestellt werden,
dass die offentliche Meinung, die nationalen, regionalen und
lokalen Behorden und Entscheidungstriger die Grundwerte der
Asylpolitik unterstiitzen, namlich die Wahrung der Grundrechte,
Hilfe fiir Menschen in Gefahr, Solidaritit und Vertrauen zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Auferdem muss der Umsetzung der
Mafinahmen mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden. Konkrete
Fille zeigen, dass Asylsuchende nicht nur in ihren Herkunfts-,
sondern auch in den Aufnahmeldndern benachteiligt sind.

3.8 Die organisierte Zivilgesellschaft, die sich oft mit der
Stimme des EWSA dufSert, hat auf den Mangel an Strategie,
Struktur und Umsetzung der Asylpolitik hingewiesen und eine
ganze Reihe von Empfehlungen fiir entsprechende Verbesserun-
gen abgegeben. Mit den bisher durchgefithrten Anpassungen in
den Bereichen Harmonisierung, Finanzierung spezifischer Pro-
gramme oder auch institutionelle Reformen konnte die gemein-
same Asylpolitik nicht vorangebracht werden. Diese Politik
muss reformiert werden; der EWSA bietet hierfiir erneut seine
Unterstiitzung an.

3.9  Der EWSA ist iiberzeugt, dass es nun an der Zeit ist, das
Solidaritits- und das Vertrauensprinzip entschlossen in die Pra-
xis umzusetzen. Hierzu schligt er zwei einander ergdnzende
Aktionsbereiche vor. Mit dem ersten Aktionsbereich soll eine
mittel- und langfristige Anderung der Meinungen und Haltun-
gen zur Asylproblematik erreicht werden, insbesondere hinsicht-
lich der Meinungsmacher, der politischen Entscheidungstriger
und der Beamten im 6ffentlichen Dienst auf lokaler und natio-
naler Ebene.

3.10  Der zweite Bereich wird von den derzeitigen Anstren-
gungen bereits teilweise abgedeckt, muss jedoch besser struktu-
riert und formuliert werden. Hierbei geht es um die Ergianzung
des Solidaritdts- und des Vertrauensprinzips durch institutionelle
Instrumente, mit denen die Einbeziehung nationaler, regionaler
und lokaler Behorden gefordert wird. Ein reibungsloses Funk-
tionieren der Asylpolitik durch eine auf Anreizen beruhende
Herangehensweise kann erreicht werden, wenn die wirksamsten
Anreize identifiziert und angemessen — auch finanziell — gefor-
dert werden.

311 Der EWSA plddiert auflerdem dafiir, die Manahmen
zur Integration von Fliichtlingen zu verbessern. Den in diesem
Bereich titigen Organisationen sind zahlreiche Fille bekannt, in
denen Asylbewerber Diskriminierungen ausgesetzt sind, ihnen
kein Zugang zu grundlegenden offentlichen Diensten gewihrt
wird und sie Probleme in Bezug auf ihre Unterbringung und
ihre personliche Sicherheit haben. Auch wenn das europdische
Asylsystem, dessen Aufbau wir uns wiinschen, sehr wohl effi-
zient arbeitet, wenn es um eine ziigige und korrekte Anwen-
dung der Verfahren zur Anerkennung von Fliichtlingen geht,
konnte dieses System jedoch an der Frage der Integration schei-
tern.

3.12  Vor dem Hintergrund dieser Tatsache empfiehlt der
EWSA, die Asylpolitik parallel zu der bestehenden Querschnitts-
struktur auch aus der Perspektive eines umfassenden "Zyklus"
des Asyls zu analysieren, der dem personlichen Werdegang der
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gefahrdeten Personen folgt, und zwar vom Betreten des Hoheits-
gebiets der Union iiber die Antragsverfahren einschlielich der
Integrationsmaffnahmen bis zu den mittel- und langfristigen
Aussichten auf Integration oder ggf. auf eine Riuckfihrung in
ihr Herkunftsland. Die Ausarbeitung der Politik, bei der der
gesamte "Zyklus" betrachtet wird und die gefihrdete Person
im Mittelpunkt steht, kann bei der Feststellung von Hindernis-
sen und Ungereimtheiten eine grofe Hilfe sein.

3.13  Dank ihrer umfangreichen Erfahrung kénnen die orga-
nisierte Zivilgesellschaft und der EWSA zu einer umfassenderen
und detaillierteren Bewertung der Asylpolitik beitragen, die im
Zuge der politischen Entwicklungen in Nachbarlindern der EU
zu Recht in Frage gestellt wird. Der EWSA ist der Ansicht, dass
die Rolle der Organisationen der Zivilgesellschaft in der Mittei-
lung der Kommission priziser erortert werden sollte.

3.14  Der EWSA begriifdt ebenfalls die Einbeziehung des Aus-
schusses der Regionen und der lokalen Behérden bei der Aus-
arbeitung der Asylpolitik, da er sich der entscheidenden Bedeu-
tung der Gebietskorperschaften fiir eine gelungene Asylpolitik
und insbesondere fiir eine erfolgreiche Umsetzung der Integra-
tionsmaflnahmen bewusst ist. Die Gebietskorperschaften miis-
sen — auch mittels Mafnahmen finanzieller Art — dazu ermutigt
werden, eine wichtigere Rolle bei der Integration der Fliichtlinge
einzunehmen.

4. Besondere Bemerkungen

4.1  Der EWSA begriiflt, dass die Europiische Kommission
die Aspekte der praktischen Zusammenarbeit in den Mittelpunkt
stellt. Die praktische Zusammenarbeit wird — so wie die (durch-
aus notwendigen) Anderungen, die an dem Legislativpaket vor-
genommen werden auch — zur Beseitigung punktueller Pro-
bleme fithren, die im Asylverfahren auftauchen. Die verbesserte
praktische Zusammenarbeit sollte eine Beschrinkung des Ver-
waltungsaufwands und der Dauer der Asylverfahren bewirken.

41.1 Die Schaffung des EASO ist begriilenswert; obwohl
diese Aufgabe noch in der Anfangsphase steckt, wird deutlich,
dass die Mitgliedstaaten iiber ein erhebliches Potenzial fiir Zu-
sammenarbeit verfiigen. Das EASO konzentrierte sich zunachst
auf Unterstiitzung und Weiterbildung. Der EWSA fordert das
EASO auf, seine operationelle Kapazitit rascher auszubauen.
Eine Ausweitung der Kapazitit des EASO ist dringend und not-
wendig und sollte mit dem Programm und der Umsetzung des
Migrations- und Asylfonds koordiniert werden. Die Entsendung
von Personal und das Eingreifen in dringenden Fillen konnten
die Wahrnehmung dieser Struktur in der Offentlichkeit verbes-
sern und das ihr entgegengebrachte Vertrauen steigern. Der
vorgesehene Jahresbericht konnte zur Sammlung relevanter Da-
ten im Asylbereich beitragen. Der EWSA empfiehlt, die zahlrei-
chen Belege in den Jahresbericht aufzunehmen, die die auf die-
sem Gebiet titigen Organisationen der Zivilgesellschaft zur Ver-
fiigung stellen kénnen.

4.1.2  Der EWSA ruft das EASO auf, das System rasch zu
entwickeln, mit dem Informationen aus den Herkunftslindern
der Flichtlinge gesammelt werden. Hierdurch kénnte das Sys-
tem den Mitgliedstaaten aktuelle, glaubwiirdige und vergleich-
bare Angaben liefern, was zu einem ziigigeren und ggf. gerech-
teren Verfahren beitragen kann. Auch Informationen aus un-
abhingigen Quellen sollten in diese Bewertungen einflieen.

4.1.3  Obwohl eine Stirkung des EASO eine willkommene
Mafnahme darstellt, sollten die Mitgliedstaaten hierdurch nicht
davon abgehalten werden, eigene Organe und Kapazititen fur
die Bewiltigung der Asylfragen zu entwickeln. Im Einklang mit
der auf Anreizen fuflenden Strategie sollte eine Stirkung des
EASO mit Mechanismen einhergehen, durch die sichergestellt
wird, dass die nationalen Behorden offener fiir eine Zusammen-
arbeit auf europiischer Ebene und eine wirksame Herangehens-
weise an Asylfragen sind.

4.1.4  In den Krisensituationen kann die Durchfithrbarkeit der
institutionellen Losungen getestet werden, was im Falle der
Asylpolitik zu gemischten Ergebnissen fithrt. Die Europdische
Union und die Mitgliedstaaten sind im Allgemeinen schlecht
auf auflergewohnliche Fliichtlingsstrome vorbereitet, obwohl
eine einfache Analyse nahelegt, dass diese vorhersehbar sind —
zumindest hinsichtlich der Orte, an denen die Fliichtlinge das
Gebiet der EU betreten. Der EWSA empfiehlt, dem Ausbau der
Kapazititen der am stirksten von — gewohnlichen oder aufier-
gewohnlichen — Fliichtlingsstromen betroffenen Mitgliedstaaten
besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

4.1.5 Die Fortfilhrung und Vertiefung der Zusammenarbeit
zwischen dem EASO und anderen Fachagenturen der EU wie
FRONTEX ist erwiinscht. Der EWSA besteht darauf, dass das
EASO den Grundrechten der Menschen, mit denen es direkten
oder indirekten Kontakt hat, besondere Aufmerksamkeit wid-
met. Eine Zusammenarbeit mit der Grundrechte-Agentur ist un-
erldsslich, wenn ein strukturelles und operationelles Gleichge-
wicht zwischen den Instrumenten der Asylpolitik erreicht wer-
den soll.

4.1.6  Der EWSA hilt den Einsatz des Zivilschutzes im Falle
aufergewohnlicher Fliichtlingsstrome fiir angemessen. Diese
Moglichkeit darf jedoch nicht zu einer Verringerung der Moti-
vation der Mitgliedstaaten zur Entwicklung robuster Asylsys-
teme fithren, mit denen schwankende Fliichtlingsstrome bewil-
tigt werden konnen.

4.1.7  Zunichst sollten die im laufenden Haushaltsjahr zur
Verfiigung stehenden Mittel fiir eine wirksame Umsetzung des
erneuerten Legislativpakets eingesetzt werden. Der EWSA
mochte jedoch darauf aufmerksam machen, dass die Kapazititen
der mit Flichtlingsstromen konfrontierten Mitgliedstaaten er-
hoht werden miissen. Angesichts der nach wie vor instabilen
geopolitischen Lage der Linder, von denen diese Fliichtlings-
strome ausgehen, sollte nicht von einem deutlichen Riickgang
der Zahl der Fliichtlinge ausgegangen werden. Daher muss die
Konsolidierung der Systeme in den betroffenen Lindern parallel
zu den Bemithungen um eine Harmonisierung und Umsetzung
der Rechtsvorschriften fortgefithrt werden. Bestehende, zumeist
innovative Vorhaben miissen weitergefithrt und entsprechend
unterstiitzt werden. Ein Scheitern dieser Vorhaben wiirde das
Vertrauen der Mitgliedstaaten in die europdischen Hilfen unter-
graben und ihren Willen schwichen, sich kiinftig noch mehr zu
engagieren.

4.1.8  Ab 2014 steht den Mitgliedstaaten ein neuer Asyl- und
Migrationsfonds (AMF) zur Verfiigung. Der EWSA ermutigt die
Kommission, einen tiefgehenden Dialog mit den Mitgliedstaaten
aufzunehmen, um den Bedarf und die Priorititen auf nationaler
Ebene genau festzulegen. Der Europiische Wirtschafts- und So-
zialausschuss als Vertreter der organisierten Zivilgesellschaft
muss ebenso wie der Ausschuss der Regionen und die lokalen
Gebietskorperschaften unbedingt an diesem Dialog beteiligt wer-
den. Bei der Planung dieses Fonds miissen der Bedarf
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und die Priorititen der Mitgliedstaaten sowie die vorhandenen
Ressourcen und Instrumente angegeben werden. Gleichfalls ist
der EWSA der Ansicht, dass das Erfordernis einer jihrlichen
Berichterstattung iiber die Verwendung der Mittel das Verant-
wortungsbewusstsein der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Ver-
wirklichung der Ziele der Asylpolitik scharft.

4.1.9  Der EWSA stellt fest, dass es fiir die Organisationen der
Zivilgesellschaft schwierig ist, die notwendigen Mittel abzurufen,
wenn es um die Durchfithrung von Projekten geht, die erheb-
liche Wirkung vor Ort erzielen. Die Verfahren miissen verein-
facht werden, um die Einbindung der Zivilgesellschaft und der
Asylsuchenden zu fordern.

4.1.10 Der EWSA unterstiitzt die Absicht der Kommission,
die vorhandenen Mittel in erster Linie fiir Linder zu verwenden,
die derzeit Ziel von Flichtlingsstromen sind. Hierdurch werden
diese Linder dazu ermutigt, sich zu beteiligen und ihre Kapazi-
titen auszubauen. Es handelt sich hierbei aufferdem um eine
Mafinahme, die die Umsetzung des Schliisselprinzips der Asyl-
politik veranschaulicht, nimlich die Solidaritit.

4.1.11 In diesem Sinne unterstiitzt der EWSA auch uneinge-
schrankt die finanziellen Anreize, die den Mitgliedstaaten in
Aussicht gestellt werden, die denjenigen adhneln, die derzeit fur
die Neuansiedlung bestimmter Fliichtlingskategorien (schutz-
bediirftige Gruppen und Personen aus den regionalen Schutz-
programmen) verwendet wurden, um diejenigen Mitgliedstaaten
zu entschidigen, die der Umsiedlung von unter internationalem
Schutz stehenden Personen aus einem anderen Mitgliedstaat zu-
stimmen.

4.1.12  Auferdem miissen die vorhandenen Mittel durch wei-
tere Finanzierungsquellen erginzt werden, etwa durch den Eu-
ropdischen Sozialfonds und den Europdischen Fonds fiir Regio-
nale Entwicklung; es empfichlt sich aufferdem, die Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft und die lokalen und regionalen Ge-
bietskorperschaften in gréflerem Umfang an den Vorhaben zu
beteiligen.

4.2 Der EWSA unterstiitzt die Bemithungen fiir eine Reform
der Dublin-Verordnung. U.a. aus den Reihen der Organisationen
der Zivilgesellschaft gibt es zahlreiche Hinweise darauf, dass
dieses System in Bezug auf seine Ziele nicht wirksam ist. Die
Urteile und Empfehlungen des Europdischen Gerichtshofs fur
Menschenrechte sind im Rahmen der mittel- und langfristig
notwendigen Diskussionen iiber die Reform dieser Verordnung
ebenfalls von grundlegender Bedeutung. Der EWSA ist fiir eine
solche Debatte jederzeit aufgeschlossen und unterstiitzt alle Be-
mithungen in Richtung Analyse, Bewertung und Festlegung ge-
eigneter Regeln und Instrumente. Der Verweis auf die Grund-
rechte als Hauptkriterium fiir die Bewertung des Dublin-Systems
ist iiberaus willkommen.

4.3 Beziiglich der Umsiedlung von internationalen Schutz
beantragenden Personen vertritt der EWSA den Standpunkt,
dass diese insofern nicht notwendig ist, als dass diese Personen
in den Lindern, in denen sie ihren Antrag stellen, menschen-
wiirdige Bedingungen vorfinden und ihre Antrige ziigig bearbei-
tet werden. Die Auffangkapazititen der Mitgliedstaat miissen
ausgebaut werden. Ist das nicht moglich, konnte sich ein freiwil-
liger, auf Anreizen beruhender Mechanismus zur Umsiedlung
der Antragsteller als zielfihrend erweisen.

43.1 Obwohl die Notwendigkeit zur Umsiedlung unter in-
ternationalem Schutz stehender Personen allgemein anerkannt
wird, ist die Kooperationsbereitschaft der Mitgliedstaaten wenig
tiberzeugend. Das von der Europdischen Kommission geforderte

Pilotprojekt fithrte nicht zu einem funktionstiichtigen Auftei-
lungssystem. Der EWSA ruft die Europdische Kommission, das
EASO und die Mitgliedstaaten auf, ihre diesbeziigliche Zusam-
menarbeit fortzusetzen und ein entsprechendes, dauerhaftes Pro-
gramm auf freiwilliger Basis einzufithren. Ebenso kommt es
darauf an, Anreize festzulegen und zu bieten, mittels derer die
Mitgliedstaaten ihre Beteiligung an einem solchen stindigen Pro-
gramm ausweiten. Bei der vorgesehenen Bewertung durch die
Kommission sollten der Umfang der Anreize und ihre Begriin-
dung im Mittelpunkt stehen.

4.4  Die Einfilhrung einer gemeinsamen Antragsbearbeitung
konnte ein niitzliches Instrument zur Umsetzung der Asylpoli-
tik sein. Der EWSA erwartet die Ergebnisse der vorgesehenen
Bewertung dieser rechtlich und operationell komplexen Frage
durch die Europiische Kommission mit Interesse. Der EWSA
ist der Ansicht, dass die gemeinsame Bearbeitung eine angemes-
sene Reaktion auf die schwankende Zahl der Antragsteller sein
kann. Auferdem konnte ein Standardverfahren geschaffen wer-
den, auf das sich die Mitgliedstaaten fiir ihre eigenen Titigkeiten
stiitzen konnen. Der EWSA hilt eine Forderung der gemein-
samen Bearbeitung bei gleichzeitiger Erweiterung der nationalen
Kapazititen fiir angemessen, solange diese Folgenabschitzung
beriicksichtigt wird. Diese Kapazititen beziehen sich auf weit
mehr als die bloBe Bearbeitung der Antrige; den Mitgliedstaaten
miissen Anreize in Aussicht gestellt werden, damit sie sich auch
weiterhin in allen Bereichen der Asylpolitik engagieren.

4.5  Der EWSA begriiflt die Aktivierung des in der Richtlinie
zur Gewdhrung voriibergehenden Schutzes vorgesehenen Ver-
fahrens, solange die Voraussetzungen erfiillt sind. Obwohl es
nur selten zu auflergewohnlichen Fluchtlingsstromen kommt,
fuhren diese zu kritischen Momenten, fiir die die europaischen
Institutionen und die Mitgliedstaaten gewappnet sein miissen.
Der EWSA lenkt die Aufmerksamkeit im Ubrigen auf die bei
Rettungsmissionen angewandten Praktiken und weist erneut da-
rauf hin, dass der Grundsatz der Nichtzuriickweisung vollstin-
dig eingehalten werden muss.

4.6 Der EWSA begriiflt, dass die Asylpolitik im Falle Grie-
chenlands an Reife und Feinheit gewonnen hat. Die Instrumente
zur Sanktionierung der Verletzung europdischen Rechts miissen
durch Unterstiitzungsmafinahmen flankiert werden. Der Aus-
schuss fordert die Europiische Kommission und die Fachagen-
turen dazu auf, gegeniiber den Mitgliedstaaten, die die Leistung
ihres Asylsystems verbessern miissen, einen vorausschauenden
und prdventiven Ansatz zu wihlen. Das Unterstiitzungspro-
gramm fur Griechenland ist zwar ein wichtiger Fortschritt, es
muss jedoch auch weiterhin angemessen finanziert werden.
Griechenland und auch Malta sind Priifsteine fiir die Asylpolitik.
Konnen die Mitgliedstaaten und die europiischen Institutionen
das Prinzip der Solidaritit mit den von Fliichtlingsstromen be-
troffenen Lindern nicht in die Praxis umsetzen, dann wird dies
zu einem Scheitern der Asylpolitik mit verheerenden Folgen fiir
unzahlige gefihrdete Menschen fithren. Die Unterstiitzung muss
diversifizierter, umfangreicher und besser koordiniert werden.

4.7 Der EWSA plidiert fur eine Stirkung des Dublin-Systems
im Sinne einer besseren Uberwachung und der Schaffung eines
Frithwarnsystems. Durch diese Instrumente konnen sich die Mit-
gliedstaaten besser auf die Bewiltigung von Fliichtlingsstromen
vorbereiten und die Asylpolitik wirksam koordinieren. Die In-
strumente missen vor dem Hintergrund der erforderlichen
Wahrung der Grundrechte von Fliichtlingen eindeutig auf die
Bediirfnisse der Mitgliedstaaten zugeschnitten sein.
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4.8  Ein verbesserter Grenzschutz und eine bessere Visumpolitik konnen einer Konsolidierung der Asyl-
politik zutrdglich sein. Der EWSA begriifSt die auf diesen Gebieten erzielten Fortschritte, halt jedoch eine
Schutzklausel, aufgrund derer die visumfreie Einreise aus einem Drittland ausgesetzt werden kann, fiir
potenziell problematisch, selbst wenn zundchst statistisch nachgewiesen werden muss, dass die visumfreie
Einreise zu einem Missbrauch des Asylsystems gefiihrt hat.

Briissel, den 11. Juli 2012

Der Président
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der
Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Initiative ,Chancen fiir junge Menschen

“““

COM(2011) 933 final
(2012/C 299/18)

Berichterstatter: Tomasz JASINSKI

Die Europiische Kommission beschloss am 20. Dezember 2011, den Europiischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemif Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-

ausschuss und den Ausschuss der Regionen — Initiative ,Chancen fiir junge Menschen

COM(2011) 933 final.

a

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 27. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
212 Stimmen bei einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Zusammenfassung der Empfehlungen

1.1  Der EWSA unterstreicht den Nutzen der Kommissions-
initiative "Chancen fiir junge Menschen", in der auf aktuelle
Probleme hingewiesen wird und zugleich die Grundsitze der
Mitteilung "Jugend in Bewegung" betont werden. Der EWSA
ist bereit, an der Durchfithrung der Initiative mitzuwirken, in-
dem er mit den Sozialpartnern und den Organisationen der
Zivilgesellschaft zusammenarbeitet sowie gemeinsam mit den
Interessentragern fiir sie eintritt.

1.2 Der EWSA weist darauf hin, dass die Sparpolitik (austerity
policy) sowie das Fehlen einer deutlichen und allgemein an-
erkannten Wachstumspolitik den Erfolg von "Chancen fiir junge
Menschen" beeintrichtigen kénnten. Aus dieser wichtigen Ini-
tiative konnen neue Moglichkeiten fiir junge Menschen erwach-
sen, doch fiir sich genommen und aus dem Zusammenhang
gerissen wird sie nicht fiir einen einzigen neuen Arbeitsplatz
sorgen. Daher ist es zur Gewihrleistung einer angemessenen
Durchfithrung der Initiative unverzichtbar, angemessene wirt-
schaftliche und finanzielle Rahmenbedingungen zu schaffen.

1.3 Der EWSA ist der Meinung, dass an den Mafinahmen zur
Verhinderung frithzeitiger Schulabginge festgehalten werden
sollte. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die fiir die
Verhinderung frithzeitiger Schulabginge vorgesehenen und
von den Mitgliedstaaten verwalteten Mittel nach Moglichkeit
in gleicher Hohe erhalten bleiben oder aufgestockt werden.

1.4  Der EWSA ist sich bewusst, dass sich die Situation junger
Minner von der junger Frauen unterscheidet, und unterstreicht
die Bedeutung einer angemessenen allgemeinen und beruflichen
Bildung sowie Berufsberatung, durch die junge Menschen bei
der Verbesserung von Bildung, Qualifikationen und Kompeten-
zen sowie bei der Wahl der Schule, Hochschule oder Ausbil-
dungsstatte unterstiitzt werden missen, die es thnen ermdglicht,
einen passenden Arbeitsplatz zu finden.

1.5  Der EWSA unterstiitzt die Entwicklung der auf dem Ar-
beitsmarkt notigen Kompetenzen unter aktiver Mitwirkung der
Arbeitswelt und von Bildungseinrichtungen. Er begriiflt, dass
zusidtzliche Finanzmittel fiir die Programme "Dein erster EU-
RES-Arbeitsplatz" und "Erasmus fiir Unternehmer" sowie fiir
die Unterstiitzung der Mobilitdt junger Menschen bereitgestellt
werden.

1.6 Der EWSA erachtet es als richtig, dass erste Berufserfah-
rungen unterstiitzt und die Qualitit der innerbetrieblichen Aus-
bildung angehoben werden sollen. Der EWSA teilt die Meinung,
dass Praktika und Lehrstellen, aber auch Freiwilligenprogramme
fur junge Menschen wichtig sind, um Fahigkeiten zu erwerben
und Berufserfahrung zu sammeln. Praktika, Auszubildendenver-
hiltnisse und Freiwilligenprogramme diirfen keinesfalls Ersatz
fur reguldre Beschiftigungsverhaltnisse sein; daher sollte unter-
strichen werden, wie wichtig simtliche Initiativen zur Qualitats-
verbesserung von Praktika sind, etwa die Europiische Qualitit-
scharta fiir Praktika und Lehrlingsausbildungen (European Quality
Charter on Internships and Apprenticeships).

1.7 Der EWSA betont, dass Qualititsnormen fiir Praktika
und Lehrstellen unverzichtbar sind. In diesem Zusammenhang
begriilt er die Kommissionsinitiative, 2012 einen Qualititsrah-
men fiir die Bereitstellung und Inanspruchnahme hochwertiger
Praktika verabschieden zu wollen.

1.8 Der EWSA weist darauf hin, wie wichtig es ist, die So-
zialpartner in den Prozess des Austausches iiber bewihrte Aus-
bildungsverfahren sowie der Gestaltung, Umsetzung und Uber-
wachung eines Lehrstellensystems einzubeziehen.

1.9 Der EWSA hilt die Aufstockung der von der Kommis-
sion unmittelbar fur den Europdischen Freiwilligendienst bereit-
gestellten Haushaltsmittel fiir zweckmifig. Uberdies begriifit er
die Einrichtung eines Europdischen Freiwilligenkorps fiir huma-
nitdre Hilfe. Besorgt ist der EWSA allerdings iiber das Fehlen
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einer angemessenen Bewertung der laufenden Pilotphase, und er
fragt sich, ob diese Initiative wirklich auf Freiwilligkeit beruht.

1.10  Berufseinsteigern sollten Mindestarbeitsnormen garan-
tiert werden, die nicht von denen abweichen diirfen, die fiir
dltere Arbeitnehmer gelten. Wesentlich ist hierbei das Verbot
jeglicher Diskriminierung aufgrund des Alters. Der EWSA be-
kraftigt, dass Mittel tiberaus wichtig sind, die dazu beitragen,
jungen Menschen bereits ganz am Anfang ihrer Berufslaufbahn
eine dauerhafte, angemessen entlohnte, hochwertige und garan-
tiert sozialversicherte Beschiftigung zu sichern.

1.11  Der EWSA betont, dass eine aktive Arbeitsmarktpolitik
zur Unterstiitzung der Jugendgarantie erforderlich ist, um die
Diskrepanz zwischen dem Bildungs- bzw. Ausbildungssystem
und dem Arbeitsmarkt zu verringern, und zwar fiir junge
Frauen und Minner gleichermafSen.

1.12  Der EWSA wiederholt die kiirzlich in seiner Stellung-
nahme zu den beschiftigungspolitischen Leitlinien vorgebrach-
ten konkreten Vorschliage, wie der in der Krise katastrophal
verschirften Arbeitsmarktlage Jugendlicher in vielen Mitglied-
staaten begegnet werden soll:

— zur Festschreibung ambitionierter EU-Zielvorgaben zur Ju-
gendbeschiftigung;

— zur konsequenten Umsetzung der Jugendgarantie in allen
EU-Landern;

— zur Bereitstellung vermehrter EU-Mittel sowie dem erleich-
terten Zugang in besonders betroffenen Lindern;

— zur Sicherstellung vermehrter Mittel im neuen EU-Budget
zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit;

— zum verbesserten Zugang Jugendlicher zu Unterstiitzungs-
leistungen bei Arbeitslosigkeit;

— zum Kampf gegen prekire Arbeit und nicht regulierte For-
men im Bereich Lehre/Praktika;

— zur Forcierung des dualen Systems der Berufsbildung als
Vorbild in der EU (1.

1.13  Der EWSA merkt an, dass bei der Planung der finan-
ziellen Vorausschau fiir den Zeitraum 2014-2020 besonders
darauf geachtet werden muss, dass im Rahmen des Europii-
schen Sozialfonds Mittel fiir junge Menschen bereitgestellt wer-
den.

1.14  Der Schwerpunkt muss auch kiinftig auf der Schaffung
neuer hochwertiger Arbeitsplitze liegen. Der EWSA schligt vor,

(") Siche dazu die konkreten Ausformulierungen in der Stellungnahme
des EWSA (ABL. C 143 vom 22.5.2012, S. 94), Kap. 5.

im Rahmen der nichsten finanziellen Vorausschau die Umset-
zung einer europdischen Jugendbeschiftigungsstrategie (European
Youth Employment Strategy) zu priifen.

1.15  Als wesentlich angesehen werden sollte die Bereitschaft
der Kommission, Mittel fiir die technische Unterstiitzung ver-
fugbar zu machen, um den Mitgliedstaaten bei der Ausschop-
fung noch vorhandener Finanzmittel der EU zu helfen. Gemeint
sind hier vor allem Mittel des Europiischen Sozialfonds, aus
dem den Mitgliedstaaten noch 30 Mrd. EUR fiir Projekte im
Rahmen der finanziellen Vorausschau 2007-2013 zur Ver-
fugung stehen.

2. Wesentlicher Inhalt der Kommissionsinitiative und Hin-
tergrund

2.1  Die Arbeitsmarktprobleme junger Menschen sind struk-
tureller Natur, und waren bereits vor Jahren, d.h. vor der ak-
tuellen Krise, offensichtlich. Durch die seit 2008 zu beobach-
tende Wirtschaftkrise haben sich die Probleme junger Menschen
weiter verscharft. Unter den 15- bis 24-Jahrigen ist die Arbeits-
losenquote mehr als doppelt so hoch wie die entsprechende
Quote fir die gesamte Erwerbsbevolkerung und fast dreimal
so hoch wie die der erwachsenen Erwerbstitigen. Zwischen
2008 und 2010 stieg die Zahl der erwerbslosen jungen Euro-
pder um eine Million an, und derzeit sind tiber fiinf Millionen
junge Menschen in der Europiischen Union ohne Arbeit. Be-
sorgniserregend ist, dass augenblicklich jeder Funfte in der Eu-
ropiischen Union keine Beschiftigung findet. Ebenso beunruhi-
gend ist der Anstieg der Langzeitarbeitslosigkeit unter jungen
Menschen. Im Schnitt sind 28 % der jungen Arbeitslosen unter
25 Jahren mehr als zwolf Monate ohne Beschaftigung.

2.2 In der Europa-2020-Strategie hat die Europiische Union
ehrgeizige Ziele festgelegt, durch deren Verwirklichung zum
intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstum in der
EU beigetragen werden soll. Dabei ist die Jugend von entschei-
dender Bedeutung. In der Initiative "Jugend in Bewegung" vom
September 2010 werden eine hochwertige allgemeine und be-
rufliche Bildung fir alle, erfolgreiche und dauerhafte Einglie-
derung in den Arbeitsmarkt, adiquate und angemessen bezahlte
Arbeit und Moglichkeiten fiir grofere Mobilitit als wesentliche
Elemente fiir die Freisetzung des Potenzials aller junger Men-
schen und fur die Verwirklichung der Ziele der Europa-2020-
Strategie bezeichnet. Entscheidend ist jedoch, dass das im Rah-
men der Strategie verabschiedete Modell umgesetzt wird.

2.3 Die Wirtschaftskrise hat sich als derart schwerwiegend
erwiesen, dass die in der Initiative "Jugend in Bewegung" fest-
gelegten Ziele fiirs Erste unerreichbar geworden sind. Schlimmer
noch: Die Arbeitsmarktlage fiir junge Menschen verschlechtert
sich auf breiter Front. Die Europdische Union muss in ihre
Jugend investieren und wirksame Sofortmafinahmen zur Ver-
hinderung und Einddimmung der hohen Arbeitslosenquoten er-
greifen, darunter auch der Langzeitarbeitslosigkeit unter Jugend-
lichen. Die fiir die Ankurbelung der Wirtschaft bereitgestellten
Mittel sind fur die Schaffung neuer Arbeitsplatze unverzichtbar,
reichen aber fiir sich allein nicht aus, um das Problem der
Jugendarbeitslosigkeit zu bewiltigen.

2.4 Im Anschluss an das erste Europiische Semester fur die
Koordinierung der Wirtschaftspolitik 2011 betonte die Kommis-
sion in ihrem Jahreswachstumsbericht 2012, es gebe erste An-
haltspunkte, dass die Mitgliedstaaten nicht wirksam genug auf
die Empfehlungen reagierten.
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2.5  Da sich die Beschiftigungslage fiir junge Menschen ver-
schlechtert hat, versucht die Kommission nun ein weiteres Mal,
Abhilfe zu schaffen, und schligt die Initiative "Chancen fiir
junge Menschen" vor, die sich vor allem an junge Menschen
wendet, die weder im Erwerbsleben stehen, noch eine schulische
oder berufliche Ausbildung absolvieren. Ziel ist, die konkreten
Maflnahmen der Mitgliedstaaten und der EU zu kombinieren,
deren Priorititen in der Europa-2020-Strategie, in den Schluss-
folgerungen des Rates zur Jugendarbeitslosigkeit vom Juni 2011
und in der Empfehlung des Rates fiir politische Strategien zur
Senkung der Schulabbrecherquote festgelegt sind.

2.6 Angesichts der dufSerst ernsten Lage ist die Kommission
der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten, vor allem diejenigen
mit den hochsten Jugendarbeitslosenquoten, entschlossene Maf3-
nahmen in folgenden vier Bereichen treffen sollten, ohne die
landerspezifischen Empfehlungen 2012 abzuwarten:

— Verhinderung frithzeitiger Schulabginge;

— Entwicklung von Kompetenzen, die auf dem Arbeitsmarkt
niitzlich sind;

— Unterstiitzung erster Berufserfahrungen und innerbetriebli-
cher Ausbildung;

— Zugang zum Arbeitsmarkt: einen (ersten) Arbeitsplatz fin-
den.

2.7  Die Kommission stellt Mittel fiir die technische Unter-
stiitzung bereit, um den Mitgliedstaaten bei der Nutzung noch
vorhandener Finanzmittel der EU zu helfen, und zwar vor allem
der Mittel des Europdischen Sozialfonds, aus dem noch 30 Mrd.
EUR fiir Vorhaben im Rahmen der finanziellen Vorausschau
2007-2013 zur Verfiigung stehen.

2.8 Durch die Initiative "Chancen fir junge Menschen", die
auf der engen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
und der Kommission griindet, werden konzertierte Mafinahmen
gefordert, damit sdmtliche Interessentriger Finanzhilfen und In-
strumente der EU umfassend nutzen.

3. Allgemeine Bemerkungen des Ausschusses zur Mittei-
lung der Kommission

3.1  Die Mitteilung "Chancen fiir junge Menschen" sollte im
engen Zusammenhang mit den in den Leitinitiativen der Euro-
pa-2020-Strategie ("Jugend in Bewegung" und "Eine Agenda fuir
neue Kompetenzen und Beschiftigungsmoglichkeiten") enthalte-
nen Empfehlungen der Kommission sowie mit den Schlussfol-
gerungen des Rates iiber die Jugendbeschiftigung aus dem Juni
2011 und den Empfehlungen des Rates fiir politische Strategien
zur Senkung der Schulabbrecherquote bewertet werden.

3.2 Der EWSA bedauert, dass es die Kommission ahnlich wie
im Falle der Initiative "Jugend in Bewegung" auch dieses Mal
versdumt, Mafinahmen zur Stirkung und zum Ausbau der so-
zialen und biirgerschaftlichen Dimension der Frage der jungen
Menschen in Europa zu ergreifen. Die Initiative sollte in Zu-
sammenarbeit mit jungen Menschen durchgefiihrt werden, und
in ihr sollten nicht nur Informationen tiber sie bereitgestellt

bzw. Mafnahmen zu ihrem Wohl vorgeschlagen werden. Der
EWSA fordert die Kommission daher ein weiteres Mal auf, die
Initiative um die erforderlichen Mafinahmen zu erweitern. Er
betont, dass junge Menschen auf jeder Ebene in die Durchfiih-
rung der Initiative eingebunden werden miissen.

3.3 Seit der Veroffentlichung der Mitteilung "Jugend in Be-
wegung" hat sich die Arbeitsmarktlage fiir junge Menschen
nicht etwa verbessert, sondern sogar verschlechtert. Der EWSA
weist darauf hin, dass die gesamtwirtschaftliche Sparpolitik der
Mitgliedstaaten im Rahmen der neuen Vorschriften fur die wirt-
schaftspolitische Steuerung sowie das Fehlen einer deutlichen
und allgemein anerkannten Wachstumspolitik den Erfolg von
"Chancen fur junge Menschen" beeintrichtigen konnten. Bei
Mafnahmen, die auf der Grundlage einer restriktiven Finanz-
politik der Mitgliedstaaten ergriffen werden, muss beriicksichtigt
werden, wie sie die Arbeitsmarktchancen junger Menschen be-
einflussen. Der EWSA vertritt daher die Auffassung, dass aus
dieser wichtigen Initiative neue Moglichkeiten fur junge Men-
schen erwachsen konnen, dass sie jedoch fiir sich genommen
und ohne Beriicksichtigung des grofleren Zusammenhangs nicht
fur einen einzigen neuen Arbeitsplatz sorgen wird. Daher ist es
zur Gewdhrleistung einer angemessenen Durchfithrung der Ini-
tiative unverzichtbar, ein angemessenes wirtschaftliches und fi-
nanzielles Umfeld zu schaffen. Bei allen Manahmen zur Uber-
windung der Wirtschaftskrise und der Staatsverschuldung ist
darauf zu achten, dass sie nicht der Belebung von Nachfrage
und Beschiftigung wahrend und nach der Krise sowie der Ab-
federung sozialer Hirten zuwiderlaufen. Insbesondere sind 6f-
fentliche Investitionen in die aktive Arbeitsmarktpolitik und die
allgemeine und berufliche Bildung abzusichern.

3.4  Der EWSA unterstreicht, dass der Mangel an wirksamen
Sofortmafinahmen zur Verbesserung der Arbeitsmarktlage in
der EU die mit der Arbeitsmigration verbundenen Phinomene
der Vergeudung von Potenzial (brain waste) und der Abwan-
derung Hochqualifizierter (brain drain) weiter vertiefen wird.
Dies ist nicht nur gleichbedeutend mit dem oft unwiederbring-
lichen Verlust offentlicher Bildungsinvestitionen, sondern auch
mit dem Verlust menschlichen Potenzials auf der Ebene der
Mitgliedstaaten sowie der gesamten EU.

3.5 Vor diesem Hintergrund begriiffit der EWSA die neue
Initiative der Kommission, durch die zugleich auf aktuelle Pro-
bleme hingewiesen wird und die Grundsitze der Mitteilung
"Jugend in Bewegung" betont werden. Der Nutzen der Mittei-
lung "Chancen fur junge Menschen" besteht darin, dass mit ihr
auf konkrete MaBnahmen der Mitgliedstaaten abgezielt wird und
Moglichkeiten der finanziellen Unterstiitzung aufgezeigt werden,
die sich nach Meinung des EWSA durchaus positiv auf die
Situation junger Menschen im Bildungsbereich und auf dem
Arbeitsmarkt auswirken kénnen.

3.6 Durch die Kommissionsmitteilung sollen die Mitglied-
staaten dazu bewegt werden, konkrete Sofortmafinahmen im
Beschaftigungsbereich einzuleiten und die Frage der Beschifti-
gung junger Menschen (und zwar vor allem derjenigen, die der
sogenannten NEET-Gruppe angehoren und weder im Erwerbs-
leben stehen noch an einer Mafinahme der allgemeinen oder
beruflichen Bildung teilnehmen) mit dem Bildungs- und Aus-
bildungssystem zu verkniipfen. Zugleich sollen die Rechtsvor-
schriften angesichts des Umstands, dass haufig eine enge Ver-
kniipfung zwischen der NEET-Gruppe und der Schattenwirt-
schaft besteht, verbessert und gestirkt werden.
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3.7 Verhinderung friihzeitiger Schulabginge

3.7.1  Der EWSA befiirwortet die erneute Initiative zur Ver-
hinderung frithzeitiger Schulabginge und betont, dass die Ver-
ringerung der Schulabbrecherquote fiir manche Mitgliedstaaten
von ganz besonderer Bedeutung ist. Zudem ist sie ein zentrales
Ziel der Europa-2020-Strategie (%). Nach Auffassung des EWSA
sollten diese Mafinahmen fortgefithrt werden, indem die fuir die
Verhinderung frithzeitiger Schulabginge vorgesehenen und von
den Mitgliedstaaten verwalteten Mittel nach Maoglichkeit in glei-
cher Hohe erhalten bleiben oder aufgestockt sowie Anstrengun-
gen unternommen werden, das Bildungsangebot attraktiver zu
machen. Der EWSA betont zugleich, dass die Integrationsfahig-
keit des Bildungssystems unbedingt gestirkt werden muss.

3.7.2  Der EWSA teilt die Meinung der Kommission, dass
unverziigliches Handeln durch Wiedereingliederung in die Be-
rufsbildung notwendig ist, und fordert daher auch die Mitglied-
staaten auf, wirksame Sofortmafnahmen zur Senkung der
Schulabbrecherquote, die derzeit im EU-Durchschnitt 14 % be-
tragt, auf 10 % zu ergreifen.

3.8 Entwicklung von Kompetenzen, die auf dem Arbeitsmarkt niitz-
lich sind — Mobilitdt

3.8.1  Der EWSA stimmt zu, dass die Entwicklung von Kom-
petenzen, die fiir den Arbeitsmarkt benotigt werden, fir die
Eingliederung junger Menschen in den Arbeitsmarkt von zen-
traler Bedeutung ist. Als allerwichtigste Aufgabe sollte gelten,
Arbeitswelt und Bildungseinrichtungen einander anzunihern,
und zwar mit besonderem Gewicht auf dem dualen Berufsaus-
bildungssystem. Der EWSA weist darauf hin, wie wichtig es ist,
den Unternehmergeist und die Zusammenarbeit zwischen der
Wirtschaft, sowohl der Landwirtschaft als auch der Industrie
und der Dienstleistungsbranche, und dem Bildungssystem auf
simtlichen Bildungsebenen zu fordern. Uberdies verweist der
EWSA auf die Bedeutung der Bildung fiir allgemeine, iiber
den Arbeitsmarkt hinausreichende gesellschaftliche Bediirfnisse.
In diesem Sinne wire es wichtig, arbeitsrechtliche Fragestellun-
gen in die Schullehrpline einflieen zu lassen und durch deren
Gestaltung zu gewahrleisten, dass den Schiilern der Erwerb von
Wissen {iber die Chancen ermdglicht wird, die die EU in dieser
Hinsicht bietet. Dies wire im Zusammenhang mit der Sensibi-
lisierung junger Menschen noch vor ihrem Berufseinstieg von
Bedeutung, und es wiirde bewirken, dass sie sich stirker mit
Europa identifizieren.

3.8.2 Der EWSA weist auf das Kommuniqué von Briigge
iiber die verstirkte europdische Zusammenarbeit in der beruf-
lichen Aus- und Weiterbildung fiir den Zeitraum 2011-2020
hin. Europa benotigt flexible und hochwertige Systeme zur be-
ruflichen Aus- und Weiterbildung, mit denen auf die derzeitigen
und kiinftigen Bediirfnisse reagiert werden kann. Durch stindige
Beratung im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung
sowie in Beschiftigungsfragen ldsst sich die Wirksamkeit der
Initiative moglicherweise steigern. Dies ist vor diesem Hinter-
grund des Problems der Abwanderung Hochqualifizierter beson-
ders wichtig.

3.8.3  Gestirkt werden sollten Instrumente, mit denen auf die
Mobilitdt junger Menschen hingewirkt wird. Der EWSA unter-
stiitzt die Initiative der Kommission, mit Unterstiitzung des
Européischen Parlaments ein gezieltes Programm zur berufli-
chen Mobilitit aufzulegen, um jungen Menschen zu helfen, ei-
nen Arbeitsplatz in einem anderen EU-Mitgliedstaat zu finden,

() EWSA-Stellungnahme zur Mitteilung "Jugend in Bewegung"
(ABL C 132 vom 3.5.2011, S. 55).

und den Unternehmen zu helfen, offene Stellen fir Engpass-
berufe zu besetzen. Der EWSA erachtet die Forderung des
Fremdsprachen- und IKT-Unterrichts fiir wesentlich.

3.8.4  Der EWSA unterstiitzt die von der Kommission ange-
dachte finanzielle Hilfe im Rahmen des Programms "Dein erster
EURES-Arbeitsplatz”, dessen Ziel es ist, im Zeitraum 2012-
2013 ungefdhr 5000 junge Menschen dabei zu unterstiitzen,
einen Arbeitsplatz in einem anderen Mitgliedstaat zu finden.
Der EWSA wird das Programm in der Pilotphase mit Blick
auf seine weitere Entwicklung verfolgen.

3.8.5 Der EWSA begriifft das Vorhaben der Kommission,
3 Mio. EUR der Technischen Unterstiitzung im Rahmen des
ESF einzusetzen, um den Mitgliedstaaten bei der Einrichtung
von Programmen zur Unterstiitzung von jungen Unternehmens-
griindern und Sozialunternehmern zu helfen. Von grofer Be-
deutung ist auch, dass 2012 im Rahmen von "Erasmus fur
Unternehmer" rund 600 weitere Austauschmaflnahmen finan-
ziert werden sollen.

3.8.6  Der EWSA vertritt hingegen die Auffassung, dass dem
Problem der unzureichenden und nicht fur alle verfugbaren
Finanzmittel fiir Beihilfen, die an der Aufnahme einer unterneh-
merischen Tatigkeit interessierten jungen Menschen unmittelbar
zugutekommen, in der Mitteilung der Kommission nicht gebiih-
rend Rechnung getragen wird. Gemeint sind hiermit sowohl aus
EU-Fonds als auch aus den Haushalten der Mitgliedstaaten stam-
mende Finanzmittel. Nach Meinung des EWSA kann die Unter-
stittzung fur Jungunternchmer, die den Schritt in die Selbststin-
digkeit wagen, bei der Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit
ein Instrument von entscheidender Bedeutung sein.

3.9 Unterstiitzung erster Berufserfahrungen und innerbetrieblicher
Ausbildung

3.9.1 Der EWSA teilt die Meinung, dass Praktika und Lehr-
stellen fiir junge Menschen wichtig sind, um Fahigkeiten zu
erwerben und Berufserfahrung zu sammeln, und dass diese In-
strumente in eine Strategie fir die soziale Verantwortung von
Unternehmen eingebettet werden sollten. Wird in junge Arbeit-
nehmer investiert und werden sie wie eine wertvolle Ressource
behandelt, so bewirkt dies, dass sie sich erheblich stirker fir ihr
Unternehmen einsetzen.

3.9.2  Der EWSA weist auf die wesentliche Rolle hin, die eine
aktive Arbeitsmarktpolitik und verbesserte Arbeitsvermittlungs-
dienste spielen. Junge Menschen sollten schon in der Schulzeit
eine Berufsberatung erhalten, die auf simtliche Branchen aus-
gerichtet ist, ndmlich auf Landwirtschaft, Industrie und Dienst-
leistungen.

3.9.3  Der EWSA erachtet es als wichtig, dass die Kommis-
sion 2012 1,5 Mio. EUR fiir eine Kampagne bereitstellt, durch
die Unternehmer fir Praktika im Rahmen der Programme Eras-
mus und Leonardo da Vinci sensibilisiert werden sollen.

3.9.4 Der EWSA betont dabei, dass Qualititsnormen fiir
Praktika und Lehrstellen unverzichtbar sind. Es sollte ein euro-
pdischer Rahmen zur Regelung von Praktika geschaffen werden.
Daher begriifft der EWSA die Kommissionsinitiative, 2012 einen
Qualitdtsrahmen fiir Bereitstellung und Inanspruchnahme hoch-
wertiger Praktika vorzulegen, einschlieflich eines EU-Panoramas
tiber Praktika zur Verbesserung der Transparenz hinsichtlich der
Bedingungen fur Praktikanten in der gesamten Europiischen
Union.

3.9.5  Praktika diirfen kein Ersatz fiir reguldre Beschaftigungs-
verhiltnisse sein. Sie sollten es den Praktikanten ermdglichen,
Kompetenzen zu erwerben, die fiir eine reibungslose Einglie-
derung in den Arbeitsmarkt unverzichtbar sind. Praktikanten
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sollten fur jegliche als Arbeit einzustufende Tatigkeit angemes-
sen vergiitet werden. Geringe oder gar nicht gewahrte Vergiitun-
gen fithren zu einer Segmentierung des Arbeitsmarkts. Damit
diese Praktika effizient und fiir den Arbeitsmarkt relevant ge-
staltet werden, miissen die Sozialpartner in die Ausarbeitung,
Organisation, Durchfithrung und Finanzierung einbezogen wer-
den.

3.9.6  Der EWSA wird simtliche Initiativen zur Qualitatsver-
besserung von Praktika eingehend beobachten und unterstiitzen,
etwa die Europdische Qualitatscharta fiir Praktika und Lehrlings-
ausbildungen (European Quality Charter on Internships and Appren-
ticeships), die vom Europdischen Jugendforum vorgeschlagen
wurde, um den einschldgigen zivilen Dialog zur Erarbeitung
angemessener Regelungen zu stirken.

3.9.7  Der EWSA begrifit, dass die europdischen Sozialpart-
ner 2010 die Rahmenvereinbarung zu inklusiven Arbeitsmérk-
ten (inclusive labour markets) angenommen haben. Der Ausschuss
betont, wie wichtig die in der Vereinbarung erwihnten Faktoren
sind, durch die der Grad der Eingliederung in den Arbeitsmarkt
beeinflusst wird. Es sind dies a) Faktoren mit Bezug auf das
Umfeld (die mit der Wirtschaft und dem Arbeitsmarkt verkniipft
sind und nicht selten die Eingliederung erschweren), b) unmittel-
bar mit Arbeit zusammenhingende oder ¢) individuelle Faktoren
(wie etwa Kompetenzen, Qualifikationen und Bildungsniveau,
Motivation, Sprachkenntnisse, Gesundheitszustand einschlieflich
Behinderungen sowie wiederholte oder Langzeitarbeitslosigkeit).
Der EWSA fordert die Sozialpartner in den Mitgliedstaaten auf,
diese Vereinbarung rasch umzusetzen, und zwar vor allem mit
Blick auf die angestrebte Erhohung der Zahl hochwertiger Prak-
tika und Lehrstellen.

3.9.8  Der EWSA betont, dass ein einheitlicher Europiischer
Qualifikationspass geschaffen werden muss, durch den sowohl
im Rahmen der formellen als auch der nichtformalen und in-
formellen Bildung erworbene Qualifikationen und Kompetenzen
in einem einzigen Instrument zusammengefasst werden.

3.9.9  Der EWSA betont die Bedeutung des Austauschs be-
wahrter Verfahren im Bereich der Berufspraktika fiir Jugendliche
und nimmt erfreut zur Kenntnis, dass die Kommission im Rah-
men des ESF Direktbeihilfen in Hohe von 1,3 Mio. EUR fiir die
Einrichtung von Lehrstellenprogrammen bereitstellt.

3.9.10  Besonders wichtig sind in diesem Zusammenhang die
Erfahrungen derjenigen Mitgliedstaaten, die duale Berufsausbil-
dungssysteme geschaffen haben, deren Vorteil darin liegt, dass
sie die klassische Schulbildung mit deren praktischer Anwen-
dung am Arbeitsplatz verbinden. Dadurch wird es moglich,
die Fdhigkeiten und Kompetenzen der Auszubildenden so zu
pragen, dass sie den Arbeitsmarktanforderungen entsprechen.
Der EWSA unterstreicht, wie wichtig es ist, die Sozialpartner
in den Prozess des Austausches iiber bewihrte Ausbildungsver-
fahren sowie der Gestaltung, Umsetzung und Uberwachung ei-
nes Lehrstellensystems einzubeziehen. Er begriiit die einschldgi-
gen Leitlinien der Kommission. Das duale System der Lehre mit
seinem Mix aus betrieblichen und schulischen Komponenten in
der Berufsbildung sollte hinsichtlich seiner Ubertragbarkeit un-
tersucht werden.

3.9.11 Der EWSA hilt es fir zweckdienlich, die von der
Kommission fiir den Europiischen Freiwilligendienst bereit-
gestellten Mittel aufzustocken, um 2012 mindestens 10 000
Platze fur Freiwillige bereitstellen zu konnen. Zudem begriifSt

er die Einrichtung eines Europdischen Freiwilligenkorps fir hu-
manitdre Hilfe. Besorgt ist er allerdings iiber das Fehlen einer
angemessenen Bewertung der laufenden Pilotphase, und er fragt
sich, ob diese Initiative wirklich auf Freiwilligkeit beruht. Bei der
Freiwilligentitigkeit sollte wie auch bei den Praktika Wert auf
hohe Qualitit gelegt werden.

3.9.12  Der EWSA wird den Austausch und die Verbreitung
von Erfahrungen und Informationen im Bereich langfristiger
Freiwilligenprogramme auf nationaler Ebene fordern, die der
Berufsorientierung sowie dem Sammeln erster Berufserfahrun-
gen dienen und in einigen Mitgliedstaaten erfolgreich durch-
gefuhrt werden.

3.10 Zugang zum Arbeitsmarkt: einen (ersten) Arbeitsplatz finden

3.10.1  Es kann gar nicht genug hervorgehoben werden, wie
wichtig die erste Arbeitsstelle ist, und zwar nicht nur hinsicht-
lich des zukiinftigen Einkommens, sondern auch mit Blick auf
die weitere Berufslaufbahn und das kiinftige Altersruhegeld. Be-
reits beim Berufseinstieg sollten Mindestarbeitsnormen garan-
tiert werden. Diese diirfen nicht von den Normen abweichen,
die fir dltere Arbeitnehmer gelten. Wesentlich ist in diesem
Zusammenhang das Verbot jeglicher Diskriminierung aufgrund
des Alters. Der EWSA bekriftigt seine Auffassung, dass die
Bedeutung von Mafinahmen, die jungen Menschen bereits am
Anfang ihrer Berufslaufbahn einen hochwertigen, unbefristeten
und gut bezahlten Arbeitsplatz gewihrleisten, nicht zu unter-
schitzen ist (°). Erwogen werden sollten Anreizmaffnahmen fur
kleine und mittlere Unternehmen, die junge Berufseinsteiger
unbefristet einstellen.

3.10.2  Bei den Kommissionsempfehlungen zur Lockerung
iibermafig starrer Regelungen fiir unbefristete Vertrige sollten
die Risiken bedacht werden, die eine derartige Mafinahme mit
sich bringt. Die unter jungen Menschen und insbesondere Be-
rufseinsteigern  verbreiteten Zeitarbeitsvertrige haben einen
zweigeteilten (segmentierten) Arbeitsmarkt entstehen lassen.
Zeitarbeitskrifte leben in einer unsicheren Situation, sind von
Arbeitslosigkeit bedroht und haben geringe berufliche Aufstiegs-
moglichkeiten. Fiir junge Menschen ist der zweigeteilte Arbeits-
markt zunehmend ein besonders ernstes Problem, kann er doch
bewirken, dass sie als ihrer Zukunft stindig unsichere Arbeits-
krifte einen permanenten Drahtseilakt vollfithren miissen. Dies
kann sich negativ auf ihre weitere Berufslaufbahn auswirken.
Die Segmentierung des Arbeitsmarktes, aufgrund deren junge
Menschen zu Arbeitnehmern zweiter Klasse werden, bringt zu-
dem schlechtere Arbeitsbedingungen mit sich und tribt die
Karriereperspektiven. Der EWSA rdt von unbestindigen und
perspektivlosen Losungen bei der Integration in die Arbeitswelt
ab: Statt auf prekire Beschiftigung zu setzen, sind Malnahmen
durchzufthren, die sicherstellen, dass befristete Beschaftigung
und Arbeitsstellen mit geringer Bezahlung und schlechter sozia-
ler Absicherung nicht zur Norm fiir Jugendliche werden.

3.10.3  Stabilitit und Sicherheit sind auf dem Arbeitsmarkt
nicht nur fur die Arbeitnehmer selbst wichtig, sondern dienen
auch den Interessen der Arbeitgeber, da sie der Wettbewerbs-
fahigkeit von Unternehmen und Branchen zugutekommen so-
wie Produktivititssteigerungen gewahrleisten. Es ist daher wich-
tig, allen bewusst zu machen, dass Zeitvertrige unter dem As-
pekt der Arbeitsplatzsicherheit letztlich teurer fiir die die Arbeit-
geber sind als unbefristete Vertrige.

(}) EWSA-Stellungnahme zur Mitteilung "Jugend in Bewegung"
(ABL C 132 vom 3.5.2011, S. 55).
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3.10.4  Der EWSA wiederholt die kiirzlich in seiner Stellung-
nahme zu den beschiftigungspolitischen Leitlinien vorgebrach-
ten konkreten Vorschlige, wie der in der Krise katastrophal
verschirften Arbeitsmarktlage Jugendlicher in vielen Mitglied-
staaten begegnet werden soll:

— zur Festschreibung ambitionierter EU-Zielvorgaben zur Ju-
gendbeschiftigung;

— zur konsequenten Umsetzung der Jugendgarantie in allen
EU-Liandern;

— zur Bereitstellung vermehrter EU-Mittel sowie dem erleich-
terten Zugang in besonders betroffenen Lindern;

— zur Sicherstellung vermehrter Mittel im neuen EU-Budget
zur Bekdmpfung der Jugendarbeitslosigkeit;

— zum verbesserten Zugang Jugendlicher zu Unterstiitzungs-
leistungen bei Arbeitslosigkeit;

— zum Kampf gegen prekire Arbeit und nicht regulierte For-
men im Bereich Lehre/Praktika;

— zur Forcierung des dualen Systems der Berufsbildung als
Vorbild in der EU.

3.11  Mitgliedstaaten und Arbeitsmarktakteure sollten ihre
Anstrengungen zur Realisierung der Jugendgarantie intensivie-
ren, mit der gewihrleistet werden soll, dass alle jungen Men-
schen innerhalb von vier Monaten nach Verlassen der Schule
eine Arbeitsstelle oder einen Aus- bzw. Weiterbildungsplatz er-
halten, vor allem frithzeitige Abginger aus Einrichtungen der
schulischen und beruflichen Bildung sowie andere besonders
gefihrdete Jugendliche. Die Europdische Kommission sollte die
Mitgliedstaaten dahingehend beeinflussen, dass sie diese Initia-
tive umgehend umsetzen.

3.12  Die bisherigen Maflnahmen von Mitgliedstaaten und
Arbeitsmarktakteuren haben nicht zu einer verbesserten Lage
junger Menschen geftihrt. Dies ist besonders augenfillig im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung der Jugendgarantie. Der
EWSA begriifét die Initiative der Kommission, den Mitgliedstaa-
ten mit 4 Mio. EUR bei der Einfilhrung von Jugendgarantie-
Systemen zu helfen. Der EWSA wiederholt in diesem Zusam-
menhang seine Forderung, wonach die Mitgliedstaaten umge-
hend alle Hiirden zu identifizieren haben, um eine "Jugend-
garantie" sicherzustellen und im Rahmen der nationalen Re-
formpldne konkrete Ziele und Mafnahmen festzulegen.

3.13  Der EWSA betont, dass eine aktive Arbeitsmarktpolitik
zur Unterstiitzung der Jugendgarantie erforderlich ist, um die
Diskrepanz zwischen dem Bildungs- bzw. Ausbildungssystem
und dem Arbeitsmarkt zu verringern, und zwar fiir junge
Frauen und Minner gleichermaflen. Dabei muss auch die Lage
von Migranten, nationalen und ethnischen Minderheiten sowie
Menschen mit Behinderung beriicksichtigt werden. Gleiches

Briissel, den 12. Juli 2012

sollte fur Wissen, Kompetenzen, Fahigkeiten und Erfahrungen
dlterer sowie bereits im Ruhestand befindlicher Erwerbstitiger
gelten.

3.14 Nach wie vor fehlen in den bestehenden beschifti-
gungspolitischen Leitlinien der EU konkrete Zielvorgaben zur
Jugendbeschiftigung. Der EWSA wiederholt seine Forderung
nach messbaren europiischen Vorgaben, insbesondere hinsicht-
lich der signifikanten Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit
sowie hinsichtlich einer Jugendgarantie.

3.15  Besonders wichtig ist die Bereitschaft der Kommission,
Mittel fiir die technische Unterstiitzung verfiigbar zu machen,
um den Mitgliedstaaten bei der Nutzung noch vorhandener
Finanzmittel der EU zu helfen. Gemeint sind hier vor allem
Mittel des Europdischen Sozialfonds, aus dem den Mitgliedstaa-
ten noch 30 Mrd. EUR fiir Projekte im Rahmen der finanziellen
Vorausschau 2007-2013 zur Verfigung stehen. Die Européische
Kommission sollte die Mitgliedstaaten dahingehend beeinflussen,
dass sie diese Mittel umgehend und in vollem Umfang aus-
schopfen.

3.16 Der EWSA fordert die Kommission auf, die Mitglied-
staaten ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass diese Mittel in
erster Linie fir Vorhaben einzusetzen sind, die fiir junge Men-
schen gedacht sind. Die Kommission sollte die Mitgliedstaaten
darauf hinweisen, dass die Sozialpartner, deren Jugendorganisa-
tionen (sofern vorhanden) und junge Menschen vertretende
Nichtregierungsorganisationen bei der Verteilung und der an-
gemessenen Zuteilung der Mittel durchgehend einzubeziehen
sind.

3.17  Der EWSA merkt an, dass bei der Planung der finan-
ziellen Vorausschau fiir den Zeitraum 2014-2020 besonders
darauf geachtet werden muss, dass im Rahmen des Europii-
schen Sozialfonds Mittel fiir junge Menschen bereitgestellt wer-
den, und zwar vor allem fiir solche, die der sogenannten NEET-
Gruppe angehoren und weder im Erwerbsleben stehen noch an
einer Manahme der allgemeinen oder beruflichen Bildung teil-
nehmen. Dabei sollte vor allem beriicksichtigt werden, dass
hiufig eine enge Verkniipfung zwischen der NEET-Gruppe
und der Schattenwirtschaft besteht. Der Ausschuss betont,
dass nicht nur im Augenblick, sondern auch in Zukunft eine
weite Teile der Zivilgesellschaft umfassende sowie langfristige,
dauerhafte und systematische Finanzierung nottut.

3.18  Der Schwerpunkt muss auch kiinftig auf der Schaffung
neuer hochwertiger Arbeitsplitze liegen. Der EWSA schligt vor,
im Rahmen der nichsten finanziellen Vorausschau die Umset-
zung einer europdischen Jugendbeschiftigungsstrategie (European
Youth Employment Strategy) zu priifen. Im Rahmen einer derarti-
gen Strategie sollten Unternechmen, Organisationen der Zivilge-
sellschaft, staatliche Stellen und weitere Arbeitgeber, die neue
hochwertige Arbeitsplitze fiir junge Menschen schaffen, finan-
ziell unterstiitzt werden.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Auflegung des Programms ,Justiz‘ fiir
den Zeitraum 2014 bis 2020

COM(2011) 759 final — 2011/0369 (COD)
(2012/C 299/19)

Berichterstatter: Edouard DE LAMAZE

Der Rat beschloss am 9. Februar 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemaf§ Arti-
kel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Auflegung des Programms 'Justiz' fiir

den Zeitraum 2014 bis 2020"

COM(2011) 759 final — 2011/0369 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 28. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
126 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss be-
griift das mit dem Verordnungsvorschlag verbundene Ziel der
Vereinfachung und Rationalisierung und unterstiitzt die Wahl
der Kommission zugunsten der Option B. Die Zusammenfas-
sung der Programme "Ziviljustiz" und "Strafjustiz" ist aufgrund
der Ahnlichkeit der Ziele, der Akteure und der zu finanzieren-
den Mafnahmenarten gerechtfertigt.

1.2 Nach Ansicht des EWSA bleibt jedoch die Frage, ob es
ungeachtet der in dem Vorschlag angefiihrten juristischen Be-
griindungen sinnvoll ist, innerhalb des neuen Programms "Jus-
tiz" fur den Zeitraum 2014-2020 neben den beiden ersten
spezifischen Zielen — ndmlich der ordnungsgemifien Anwen-
dung des Unionsrechts im Bereich der justiziellen Zusammen-
arbeit in Zivil- und Strafsachen und die Verbesserung des Zu-
gangs zur Justiz — ein drittes, nimlich die Drogenpravention
und die Reduzierung der Drogennachfrage und des Drogenan-
gebots einzuftihren. Abgesehen von der Tatsache, dass das letzt-
genannte Ziel lediglich eine Ausprigung des ersten zu sein
scheint, macht der EWSA darauf aufmerksam, welche AufSen-
wirkung die Aufnahme eines solchen Ziels in ein Regelwerk mit
starker, unmittelbarer und direkter Geltung fiir Rechtssuchende,
Verbiande, NGO und andere mogliche Empfanger von Finanz-
hilfen haben kann: es konnte der Eindruck entstehen, dass der
Kommission andere, ebenso wichtige Themen, wie etwa die
Bekdampfung von Menschenhandel, ein weniger grofSes Anliegen
sind.

1.3 In noch stirkerem Mafe ist der EWSA beunruhigt durch
das Signal, das die Kommission damit aussendet: Er wiederholt
seine bereits mehrfach geduflerte Haltung, dass bei der Bekdmp-
fung von Drogen der Schwerpunkt stirker auf Aufklirung, Ge-
sundheit und soziale Aspekte als auf repressive Maffnahmen
gelegt werden sollte (1).

(1) Siehe Stellungnahme des EWSA zu der Mitteilung der Kommission
an das Europdische Parlament und an den Rat — "Eine entschlosse-
nere europdische Reaktion auf das Drogenproblem", verabschiedet
am 24.5.2012 (ABL C 229 vom 31.7.2012, S. 85).

1.4 Der EWSA teilt die Auffassung der Kommission, dass die
Verwaltung der Mittel des derzeitigen Programms im Hinblick
auf eine Anpassung an die Bediirfnisse der Zivilgesellschaft
moglichst flexibel zu handhaben ist, dass den potenziellen Be-
werbern grofftmaoglicher Freiraum gelassen, die Kreativitit der
Projekte gefordert und kiinftige politische Vorgaben beriicksich-
tigt werden sollten.

1.5  Auch wenn fiir die verschiedenen Priorititen keine be-
stimmten Betrage festgesetzt werden konnen, sollte jedoch nach
Ansicht des EWSA die Aufteilung der vorhandenen Mittel auf
die einzelnen Ziele — und sei es nur als Richtwert — im Vorfeld
bekannt sein.

1.6 Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission
fur das spezifische Ziel der Drogenbekimpfung nicht mehr
Haushaltsmittel vorsieht als diesem Ziel anteilmafSig zustehen.
Er fordert die Kommission dazu auf, ihrer Selbstverpflichtung
nachzukommen und schldgt vor, entsprechend den Maéglichkei-
ten der kiinftigen Richtlinie iber die Sicherstellung und Einzie-
hung von Ertrigen aus Straftaten dieses Ziel teilweise aus Mit-
teln zu finanzieren, die aus der Sicherstellung und Einziehung
von Ertragen aus dem Drogenhandel gewonnen werden.

1.7 Trotz der Komplexitdt der derzeit geltenden Haushalts-
ordnung betont der EWSA, dass Informationen tiber die Voraus-
setzungen fur den Erhalt von Finanzmitteln allen interessierten
Biirgerinnen und Biirgern in verstindlicher Form und in allen
Sprachen der EU zuginglich gemacht werden missen. Auf die
Relevanz der Projekte und deren Forderung wiirde sich dies
sicherlich positiv auswirken, und zwar auch in den Mitglied-
staaten, die in den betroffenen Programmen bislang unterrepri-
sentiert sind. Der EWSA betont, dass der gleichberechtigte Zu-
gang aller EU-Biirger zu diesen Programmen geférdert werden
muss.
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1.8 Zudem sollte der Begriff des europdischen Mehrwerts,
der bei der Auswahl der Programme ausschlaggebendes Krite-
rium ist, ndher beschrieben werden. Der EWSA zeigt sich zwar
erfreut dariiber, dass die finanzielle Ausstattung fiir das Pro-
gramm angehoben wurde; da diese Mittel aber naturgemafl be-
schrankt sind, sollten sie nach Ansicht des EWSA zielgerichteter
fur Projekte verwendet werden, deren europiischer Mehrwert
eindeutig festgestellt wurde. Transnationale Projekte miissen ge-
fordert werden.

1.9  Da bestimmte wesentliche Aspekte bei der Umsetzung
des Programms (insbesondere die Aufteilung der Mittel) in
den jdhrlichen Arbeitsprogrammen genauer geklart werden
miissten, ist der EWSA der Ansicht, dass deren Annahme durch
die Kommission in Form von Durchfithrungsrechtsakten das
Priifverfahren und nicht, wie in dem Vorschlag vorgesehen,
das Beratungsverfahren erfordert. Auf diese Weise konnte si-
chergestellt werden, dass diese Programme von der Kommission
nicht ohne Billigung des gemif§ Verordnung Nr. 182/2011 ein-
gerichteten Ausschusses (aus Vertretern der Mitgliedstaaten) an-
genommen werden.

1.10  Der EWSA weist darauf hin, dass in Zusammenhang
mit den forderungsfdhigen Maflnahmen (Artikel 6) die Prioritd-
ten besser herausgestellt werden miissten, und ist insbesondere
der Ansicht, dass der Schwerpunkt stirker auf die Umstellung
der Justiz auf papierlose Verfahren gelegt werden sollte, da in
diesem Bereich hinsichtlich eines leichteren Zugangs fiir alle
noch groffer Handlungsbedarf besteht.

1.11  Der EWSA ist erfreut iiber die neue Ausrichtung, die in
dem aktuellen Vorschlag erkennbar wird und dazu dienen soll,
alle Angehorige von Rechtsberufen, insbesondere auch Anwilte,
in die justizielle Aus- und Fortbildung auf europiischer Ebene
einzubeziehen, da diese ebenso wie Richter zu einer ordnungs-
gemiflen Anwendung des EU-Rechts beitragen. Zudem ist es
diese Berufsgruppe, zu der Rechtssuchende zuerst Kontakt auf-
nehmen. Sie sind diejenigen, die Klage erheben.

1.12  Ebenso hebt der EWSA hervor, dass Angehorige der
verschiedenen Rechtsberufe, mit der notwendigen finanziellen
Unterstiitzung ausgestattet, in die Netze der grenziibergreifen-
den justiziellen Zusammenarbeit aufgenommen werden miissen.
Einem neuen politischen Impuls zur Stirkung der Rechte der
Verteidigung folgend, fordert der EWSA insbesondere dazu auf,
schnellstmoglich dem aus seiner Sicht inakzeptablen faktischen
oder rechtlichen Ausschluss der Anwilte aus der Mehrzahl der
Netze fur die grenziibergreifende justizielle Zusammenarbeit
entgegenzuwirken.

1.13  Fir den gemeinsamen Raum des Rechts und insbeson-
dere fir den Bereich Familienrecht muss nach Ansicht des
EWSA die Charta der Grundrechte als "Harmonisierungskom-
pass" die Bezugsgrofe sein. In einem Kontext, der noch immer
von sehr unterschiedlichen Kulturen und Rechtsauffassungen
geprigt ist, hat der EWSA zudem mehrfach — zuletzt in Zu-
sammenhang mit dem Giiterrecht (?) — darauf hingewiesen, dass
ein zusitzlicher optionaler Rechtsrahmen (das sog. 28. Regime)
— gefordert werden sollte.

2. Inhalt des Verordnungsvorschlags

2.1  Im Hinblick auf eine Vereinfachung und Rationalisierung
hat die Kommission beschlossen, die Zahl ihrer Finanzierungs-
programme zur Verwirklichung des europdischen Raum des

(») Siche ABL. C 376 vom 22.12.2011, S. 87-91.

Rechts und der Justiz zu reduzieren und dafiir zu sorgen, dass
sich alle Personen, seien es Biirger, Partner oder Angehorige
eines Rechtsberufs, mit ihren Rechten, deren Wahrnehmung
und Durchsetzung vertraut machen kénnen. Neben dem Pro-
gramm "Rechte und Unionsbiirgerschaft" () umfasst das Pro-
gramm "Justiz" fiir den Zeitraum 2014-2020 auch die Pro-

gramme "Ziviljustiz', "Strafjustiz" und "Drogenprivention und
—aufkldrung".

2.2 In dem vorliegenden Vorschlag fiir eine Verordnung wird
fiir dieses Programm ein Finanzrahmen in Hohe von 472 Mio.
EUR zur Finanzierung von Maffnahmen zur Verfugung gestellt,
die gegeniiber Einzelmafnahmen der Mitgliedstaaten einen eu-
ropaischen Mehrwert aufweisen. Das allgemeine Ziel ist, durch
die Forderung der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und
Strafsachen einen Beitrag zur Verwirklichung eines europdischen
Rechtsraums zu leisten. Dieses Ziel ist in folgende Einzelziele
unterteilt: Forderung der korrekten Anwendung des Unions-
rechts in diesem Bereich (auf der Grundlage der Artikel 81
und 82 AEUV), Verbesserung des Zugangs zur Justiz sowie
Drogenpravention und Reduzierung der Drogennachfrage. Bei
letztgenanntem Aspekt steht nicht mehr der gesundheitliche
Gesichtspunkt, sondern die Kriminalititsbekimpfung (auf
Grundlage von Artikel 84 AEUV) im Vordergrund.

2.3 Zur Verwirklichung dieser Ziele werden Weiterbildungen
fir Richter und Angehorige von Rechtsberufen, unter anderem
fur Anwilte und Notare, ebenso geférdert wie Kooperations-
mafnahmen in Form von Netzen, die zu wechselseitiger Ver-
mittlung von Wissen und zur Vertiefung des gegenseitigen Ver-
trauens beitragen, und Mafnahmen zur Sensibilisierung der Of-
fentlichkeit.

2.4 Der Finanzrahmen wird unter anderem dazu dienen, eine
analytische Grundlage fiir die Unterstiitzung und Weiterent-
wicklung der Unionspolitik zu finanzieren. Um flexibler handeln
zu konnen, wird in dem Vorschlag fiir die einzelnen Mafnah-
menbereiche kein bestimmter Betrag festgelegt.

2.5  Die jahrlichen Priorititen des Programms werden von der
Kommission im Rahmen des Beratungsverfahrens in Form von
Durchfithrungsrechtsakten angenommen.

2.6 Der Vorschlag enthilt Uberwachungs- und Bewertungs-
pflichten (einschlieRlich einer "Zwischenbewertung").

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1 Die Verwirklichung eines europdischen Rechtsraums
stellt ein offentliches Gut fiir die EU dar, dessen Vorteile allen,
Biirger und Partnern, zugutekommen. Der europiische Rechts-
raum hat Auswirkungen auf wichtige Aspekte des Lebens und
des Alltags (Scheidung, Aufnahmerecht, Besuchsrecht bei Kin-
dern, Erbschaft, Vormundschaft, handelsrechtliche Streitsachen,
verbraucherrechtliche Streitsachen, ... aber auch auf das Straf-
rechts) und trdgt durch Forderung der Zusammenarbeit im Be-
reich der Verbrechensbekdmpfung zu mehr Sicherheit innerhalb
des Territoriums der EU bei.

3.2 Da sich die beiden Programme "Justiz" und "Rechte und
Unionsbiirgerschaft" funktionell ergdnzen ist der EWSA der An-
sicht, dass der europdische Raum des Rechts und der Freiheit
nur einen Sinn hat im Zusammenhang mit den Rechten, die
jedem EU-Biirger, unabhingig von seinem Wohnort, gewahrt
werden, und dass das vorliegende Programm nach diesem Maf-
stab gemessen werden sollte.

(}) Siehe ABL C 191 vom 29.06.2012, S. 108-110.
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3.3 Im Hinblick auf einen gemeinsamen Raum des Rechts
und insbesondere das Familienrecht hebt der EWSA hervor, dass
die Charta der Grundrechte als "Harmonisierungskompass" der
entsprechende Bezugsrahmen sein muss. In einem Kontext, der
von sehr unterschiedlichen Kulturen und Rechtsauffassungen
gepragt ist, hat der EWSA zudem mehrfach - zuletzt in Zu-
sammenhang mit dem Giiterrecht (¥) — darauf hingewiesen, dass
ein zusitzlicher optionaler europiischer Rechtsrahmen (das sog.
28. Regime) gefordert werden sollte. Ein solcher rechtlicher
Rahmen ermoglicht eine weitergehende Anerkennung der
Rechte von EU-Biirgern und die wirksame Bekdmpfung mogli-
cher Diskriminierungen, von denen diese betroffen sein kénnen,
wenn sie durch die Gesetzgebung in dem Land, dessen Staats-
biirger sie sind, weniger Rechte erhalten als dies in einem an-
deren Mitgliedstaat der Fall wire.

3.4  Die Wahrung der Rechte, insbesondere der Grundrechte
innerhalb der EU ist ein Wert an sich, zu dem die justizielle
Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen einen Beitrag leisten
muss. Die Impulse fur Wachstum und Beschiftigung auf dem
Binnenmarkt konnen jedoch betrichtlich sein und miissen ins-
besondere durch die Forderung von Fortbildungsmafinahmen
fir Angehorige von Rechtsberufen besser genutzt werden (°).
Der EWSA weist darauf hin, dass sich eine bessere Zusammen-
arbeit in Zivilsachen und folglich eine schnellere Regelung
grenziibergreifender Streitigkeiten betrdchtlich auf die Dynamik
der grenziibergreifenden Aktivititen von Unternchmen auswir-
ken wiirde.

3.5 Obwohl sich die vorangehenden Programme ("Ziviljus-
tiz", "Strafjustiz" und "Drogenprivention und —aufklarung" fir
den Zeitraum 2007-2013) als effizient erwiesen haben, ist ihre
zahlenmiflige Reduzierung und dementsprechend die Reduzie-
rung der Durchfithrungsbestimmungen an sich positiv zu be-
werten. Die Verwirklichung der verschiedenen Ziele wird hier-
durch vereinfacht. Neben der Harmonisierung der Verfahren ist
es nach Ansicht des EWSA wichtig, die Komplexitit der Ver-
fahren selbst zu reduzieren.

3.6 Insbesondere begriifit der EWSA sehr nachdriicklich die
Vereinfachung und Rationalisierung, die durch die Zusammen-
legung der Programme "Ziviljustiz" und "Strafjustiz" erreicht
wurde; Diese Zusammenfassung begriindet sich durch den Weg-
fall der dritten Sdule im Vertrag von Lissabon sowie durch die
Ahnlichkeit der Ziele, der Akteure und der in diesen beiden
juristischen Bereichen zu finanzierenden MafSnahmenarten (vor
allem hinsichtlich e-Justiz und Bildungsmafnahmen).

3.7  Der EWSA spricht sich, insbesondere fiir die Mitglied-
staaten, die bislang wenig von den zur Verfigung stehenden
Fordermitteln profitiert haben, fur die Forderung von Projekten
im Bereich Strafjustiz aus. Da dieser Bereich erst eingefiihrt
wurde, ist hier ein europdischer Ansatz noch nicht selbstver-
standlich und sollte weiter ausgebaut werden.

3.8  Das Programm "Drogenprivention und -aufklarung”, das
auf eine Rechtsgrundlage aus dem Bereich Gesundheitswesen
gestiitzt ist, sicht der EWSA hingegen kritischer. Es ist ihm
ein Anliegen, dass auch weiterhin in erster Linie Aspekte aus
dem Bereich Gesundheitswesen abgedeckt werden, und er macht
auf die Uberschneidungen aufmerksam, die mit den im Rahmen

(*) Siehe Fulinote 2.

(°) In seinem Bericht "Eine neue Strategie fiir den Binnenmarkt" (9. Mai
2010) betont Mario MONTI, wie wichtig eine ordnungsgemife An-
wendung des Rechts der Europiischen Union und entsprechende
Fortbildungsmafnahmen fiir Richter und andere Angehérige der
Rechtsberufe fiir einen effizienteren Binnenmarkt sind.

des kiinftigen Fonds fiir die innere Sicherheit finanzierten Maf3-
nahmen zu einem rein repressiven Ansatz fithren wiirden. Er
bekraftigt seine Ansicht, dass im Bereich der Drogenbekdmp-
fung ein in erster Linie praventiver Ansatz entwickelt werden
muss, der Drogenabhingigen Hilfe und Behandlungsmaoglichkei-
ten bietet. Hier ist eine stirkere Sensibilisierung seitens der
Richter und Rechtsanwilte gefragt.

3.9  Auch im Hinblick darauf, dass fiir das spezifische Ziel
der Drogenbekdmpfung nicht ein unverhaltnismafSig grofler Teil
der Gesamtmittel aufgewandt werden sollte, schlagt der EWSA
vor, dieses Ziel teilweise aus Mitteln zu finanzieren, die aus der
Sicherstellung und Einziehung von Ertrigen aus dem Drogen-
handel gewonnen werden (°).

3.10  Obwohl sich der EWSA {iiber die genaue Art der Maf3-
nahmen, die zur Pravention von Kriminalitit in Zusammenhang
mit illegalem Drogenhandel finanziert werden, nach wie vor
nicht im Klaren ist, zeigt er sich zufrieden damit, dass in dem
Finanzrahmen in Hohe von 472 Mio. EUR fur die Umsetzung
des derzeitigen Programms eine deutlich hohere Unterstiitzung
vonseiten der Kommission erkennbar wird.

3.11 Im Hinblick darauf, dass die "europdischen Kollektivgii-
ter" sowie die "Maflnahmen [...] in den Bereichen, in denen die
EU bessere Ergebnisse erzielen kann [...] Mittel aus dem EU-
Haushalt erhalten” (7), weist der EWSA darauf hin, dass die vor-
handenen Mittel stirker auf solche Projekte konzentriert werden
sollten, die einen europaischen Mehrwert geltend machen kén-
nen (Artikel 3), und zwar insbesondere im Bereich Strafrecht, in
dem die Mitgliedstaaten einem Einwirken des Gemeinschafts-
rechts noch mit einer gewissen Zuriickhaltung begegnen.

3.12  Nach Auffassung des EWSA muss im Hinblick auf eine
effiziente Zuweisung der Mittel aus dem Unionshaushalt auf
Kohirenz, Komplementaritit und Synergieeffekte zwischen den
verschiedenen Finanzierungsprogrammen geachtet werden, ins-
besondere mit dem Programm "Rechte und Unionsbiirgerschaft"
fur den Zeitraum 2014-2020. Umgekehrt sollte auch stirker auf
mégliche Uberschneidungen geachtet werden.

3.13  Der EWSA stellt mit Zufriedenheit fest, dass sich die
Projekte, obwohl sie im Rahmen der jihrlichen Arbeitspro-
gramme ausgewdahlt werden, auf mehrere Jahre erstrecken kon-
nen, und damit fur ihre Entfaltung und zur Erreichung ihrer
Ziele ausreichend Zeit bleibt. Er stellt das Prinzip der Kofinan-
zierung zwar nicht in Frage, bezweifelt aber, dass dessen mog-
liche Anderung wirklich begriindet ist (8).

3.14  Trotz der Komplexitit der derzeit geltenden Haushalts-
ordnung betont der EWSA, dass Informationen tiber die Voraus-
setzungen fur den Erhalt von Finanzmitteln allen interessierten
Biirgerinnen und Biirgern in klarer und verstindlicher Form und
in allen Sprachen der EU zuginglich gemacht werden miissen.
Zudem sollte der Begriff des europdischen Mehrwerts nach An-
sicht des EWSA naher beschricben werden. Auf die Relevanz
der Projekte und deren Forderung wiirde sich dies sicherlich
positiv auswirken, und zwar auch in den Mitgliedstaaten, die
in den gewdahlten Programmen bislang unterreprisentiert sind.
Der EWSA betont, dass auf einen gleichberechtigten Zugang
aller EU-Biirger zu diesen Programmen hingearbeitet werden
muss.

(©) Siehe Stellungnahme des EWSA (siche Seite des Amtsblatts).

(') COM(2010) 700 final.

(®) Derzeit ist ein 20 %-iger Beitrag erforderlich, um die verbleibenden
80 % in Form von Fordermitteln zu erhalten.
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3.15  Zugleich ist der EWSA erstaunt dariiber, dass der Fi-
nanzbogen zu dem Rechtsakt keinerlei, auch nur unverbindli-
che, Angaben iiber die Aufteilung der Mittel auf die spezifischen
Ziele enthdlt. Ohne in Frage stellen zu wollen, dass bei der
Verwaltung der Mittel eine gewisse Flexibilitit legitim und not-
wendig ist, mochte der EWSA deutlich machen, dass entspre-
chende Informationen im Voraus bekannt gegeben werden soll-
ten.

4. Besondere Bemerkungen
4.1 Zur justiziellen Aus- und Fortbildung auf europdischer Ebene

4.1.1  Da ohne gegenseitiges Vertrauen kein echter Fortschritt
erzielt werden kann, unterstiitzt der EWSA Mafinahmen fiir eine
gemeinsame europdische Rechtskultur, die ganz gezielt auf die
Rechtspraxis und die Rechtsausiibung ausgerichtet ist und sich
durch die Kenntnis der nationalen Rechtssysteme sowie ein ent-
sprechendes Verstindnis auszeichnet. Im Hinblick auf eine funk-
tionierende Rechtshilfe innerhalb der EU muss insbesondere fiir
Personen, die an Rechtsstreitigkeiten innerhalb der anderen na-
tionalen Rechtssysteme beteiligt sind, der Schutz von Verfah-
rensrechten gewdahrleistet sein.

4.1.2  Der EWSA ist der Auffassung, dass die justizielle Aus-
und Fortbildung auf europdischer Ebene fiir Angehorige von
Rechtsberufen ein wesentliches Element des neuen Programms
ist, das starker herausgestellt werden sollte. Hiufig aus mangeln-
dem Interesse und fehlender Sensibilisierung der Juristen fallt die
Anwendung des europiischen Rechts in den einzelnen Mitglied-
staaten noch immer allzu unterschiedlich aus. Deutlich zutage
tritt dies bei Zollangelegenheiten. Der EWSA weist in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass die justizielle Aus- und Fort-
bildung auf europdischer Ebene konsequent weiter gefordert
werden muss. Dies ist umso wichtiger im Hinblick auf das
Ziel der Kommission, bis 2020 jahrlich 20 000, insgesamt
also 700 000 Juristen auszubilden (°). Wie die Kommission zu
Recht hervorhebt, ist im europdischen Raum des Rechts und der
Freiheit fiir eine bessere Kommunikation von Juristen {iber die
nationalen Grenzen hinweg die Sprachausbildung unabdingbare
Voraussetzung.

4.1.3  Der EWSA hilt es fir unumginglich, insbesondere
Rechtsanwilte in diese Bildungsmafinahmen einzubezichen,
was umso cher gerechtfertigt erscheint, als deren Ausbildung
in einigen Mitgliedstaaten mit der Ausbildung von Richtern
zusammenfallt. Rechtsanwilte sind in Rechtsfragen die ersten
Ansprechpartner. Von deren kompetenter Beratung hingt der
Zugang der betreffenden Personen zu den Gerichten ab. Ebenso
wie die Richter und Staatsanwilte sollten sie von den Finanzie-
rungsinitiativen der EU profitieren konnen. Die Qualitdt des
Zugangs zur Justiz innerhalb des europdischen Rechtsraums
ist hiervon abhingig. Auch im Hinblick auf eine groflere Aus-
gewogenheit zugunsten der Rechte der Verteidigung ist eine
solche Beteiligung unerldsslich.

4.1.4  Der EWSA bedauert zwar, dass der Begriff "Justizbe-
dienstete" missverstindlich sein kann (19), begriifSt aber die in
dem vorliegenden Vorschlag fiir eine Verordnung von der Kom-
mission vorgenommene Klarstellung des Begriffs, mit dem alle
Angehorigen der Rechtsberufe, also auch Rechtsanwilte und
Notare, die wesentlich zur ordnungsgemiffen Anwendung des
EU-Rechts beitragen, erfasst werden sollen. Der EWSA begriifit,

(%) COM(2011) 551 final.

() Gemif Artikel 81 Absatz 2 Buchstabe h sowie Artikel 82 Absatz 1
Buchstabe ¢ des AEUV zur justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsa-
chen bzw. zur justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, in denen
die Bezeichnungen "Richter und Justizbedienstete" verwendet wer-
den.

dass die Kommission im Rahmen des Pilotprojekts zur justiziel-
len Aus- und Fortbildung auf europdischer Ebene, das in diesem
Jahr gestartet werden soll, diesen Ansatz offenbar entschlossen
verfolgen will.

4.1.5 Nach Ansicht des EWSA wire es sinnvoll, bestimmte
objektive Kriterien festzulegen, denen die Programme fiir die
justizielle Aus- und Fortbildung entsprechen sollten, um als
forderfahig anerkannt zu werden. Eines dieser Kriterien miisste
unbedingt der Hinweis auf die Charta der Grundrechte sein.
Inwieweit diese Programme den aufzustellenden Kriterien ent-
sprechen, sollte durch regelmifige griindliche Kontrollen iiber-
wacht und kontrolliert werden. Der EWSA betont, dass die
Zuteilung dieser Fordermittel an die streng zu tiberwachende
Qualitdt der Programme gebunden sein muss.

4.1.6  Der EWSA hilt es fiir besonders wichtig, dass im Rah-
men der Programme fiir die justizielle Aus- und Fortbildung von
Richtern und Anwilten die spezifischen Aspekte der Drogen-
abhingigkeit angesprochen und ein juristischer Ansatz ent-
wickelt wird, der den gesundheitlichen und sozialen Aspekten
Rechnung tragt sowie auf die Vermeidung von Riickfillen aus-
gerichtet ist.

4.2 Zur grenziibergreifenden justiziellen Zusammenarbeit

42.1  Der EWSA fordert, schnellstmoglich einen seiner Ansicht
nach inakzeptablen Missstand zu beheben und dafiir zu sorgen,
dass Anwilte nicht linger von den Netzen der grenziibergreifenden
justiziellen Zusammenarbeit ausgeschlossen werden. Das Netz fiir
die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen gehort zwar zu Eu-
rojust und ist nicht Teil des vorliegenden Programms, aber es ist
doch vielsagend, dass die Mitwirkung von Rechtsanwilten hierbei
nicht vorgesehen ist. Das derzeitige Ungleichgewicht zugunsten der
Anklage lasst sich nicht durch die knappen finanziellen Mittel
rechtfertigen. Auch mit beschriankten Mitteln muss es moglich sein,
bei Streitsachen mit grenziibergreifendem Bezug den Grundsatz der
Waffengleichheit vor Gericht zu wahren.

4.2.2  Diese Forderung setzt insbesondere im Zusammenhang
mit der Umsetzung des Europdischen Haftbefehls voraus, dass die
Anwilte in der Lage sind, rasch einen zustindigen Anwalt in einem
anderen Mitgliedstaat zu benennen, der sich Einsicht in die Akten
verschaffen kann und der imstande ist, zu den spezifisch nationalen
verfahrensrechtlichen Fragen in diesem anderen Mitgliedstaat, und
allgemeiner zu Fragen lokaler Natur, Beratung zu leisten. Die neuen
Bestimmungen, die mit dem Vorschlag fiir eine Richtlinie tiber das
Recht auf Rechtsbeistand in Strafverfahren eingefithrt werden und
die im Rahmen des europdischen Haftbefehls den Grundsatz des
Zugangs zu zwei Rechtsbeistinden (einen im Ausstellungsmitglied-
staat und einen im Vollstreckungsmitgliedstaat) etablieren, sind ein
weiteres Argument (wenn es denn dessen bediirfte) fir die umfas-
sende Beteiligung von Rechtsanwilten an den Netzen fur die grenz-
iibergreifende justizielle Zusammenarbeit. Der EWSA sieht daher
dem Beitrag, den das kiinftige grenziiberschreitende Netz aus Straf-
verteidigern zu der Arbeit der zunehmenden Zahl von Anwilten in
grenziibergreifenden Rechtssachen leisten kann, erwartungsvoll ent-
gegen. Im Hinblick auf Kohirenz und Effizienz fordert er die Kom-
mission dazu auf, entsprechend dem Bedarf Mittel fir die Unter-
stiitzung dieses Netzes zur Verfiigung zu stellen.

4.2.3  Gleichermafen bedauert der EWSA, dass in dem Netz
fur Zivil- und Handelssachen Anwilte und Notare in der Praxis
eine unbedeutende Rolle spielen, wahrend in den entsprechen-
den Dokumenten vorgeschen ist, dieses Netz vom 1. Januar
2011 an fir diese Berufsgruppen sowie fiir Gerichtsvollzieher
zu offnen, da diese Berufsgruppen zur Anwendung gemein-
schaftlicher Rechtsakte und internationaler Instrumente einen
unmittelbaren Beitrag leisten. Auch in diesem Fall ist fiir das
reibungslose Funktionieren des Netzes eine ausreichende finan-
zielle Unterstiitzung Voraussetzung.
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4.2.4  Angesichts der vielfach vonseiten zahlreicher Rechts-
berufe aufkommenden Initiativen in Gestalt kleiner, oft kost-
spieliger Strukturen, empfiehlt der EWSA, im Sinne der Kohi-
renz und der Koordinierung dieser Netze kohdrente Struktu-
ren (') zu schaffen, die einer echten europiischen justiziellen
Architektur als Grundlage dienen konnen.

4.3 E-Justiz

43.1  Die Umstellung der Justiz auf papierlose Verfahren ist
ein wesentlicher Aspekt, der nach Ansicht des EWSA in dem
vorliegenden Vorschlag nicht ausreichend zur Geltung kommt.
Die Konsequenzen einer solchen Umstellung fur den Zugang
zur Justiz, unter anderem auch fur Biirger in schwierigen sozia-
len Situationen oder behinderte Menschen, sollte griindlich un-
tersucht werden. Im gemeinsamen Interesse sowohl der Rechts-
suchenden als auch der Vertreter von Rechtsberufen besteht auf
diesem Gebiet noch erheblicher Handlungsbedarf.

432  Der EWSA erwartet in dieser Hinsicht von der Kom-
mission klare Vorgaben: die Forderung der im Bereich E-Justiz
zur Verfiigung stehenden Instrumente scheint derzeit mehr auf
die breite Offentlichkeit als auf Juristen abzuzielen. Damit be-
griindete Entscheidungen der Justiz sowie deren Ubereinstim-
mung mit dem européischen Recht gewidhrleistet werden kon-
nen, ist es jedoch wichtig, die Nutzung dieser Instrumente durch
entsprechend ausgebildete Vertreter von Rechtsberufen zu for-
dern.

4.3.3  Der EWSA stellt zufrieden fest, dass der in dem Vor-
schlag vorgesehene finanzielle Rahmen zur Verbesserung der
entsprechenden IT-Netze beitragen kann (Artikel 8, Absatz 2).
Seine Aufmerksamkeit gilt insbesondere dem Projekt einer
Suchmaschine fir Rechtsanwilte auf dem E-Justiz-Portal und
dem Projekt E-CODEX, mit dem die Interoperabilitit der natio-
nalen E-Justiz-Systeme hergestellt werden soll. Er weist darauf

Briissel, den 11. Juli 2012

hin, dass zur Gewihrleistung der Sicherheit und Effizienz dieser
Netze die berufliche Identitit der Anwilte durch Anwaltskam-
mern zertifiziert werden muss.

4.4 Indikatoren

4.4.1 Die Indikatoren bediirfen sicherlich noch einer einge-
henderen Untersuchung. Der EWSA ist erfreut dariiber, dass die
Kommission inzwischen entsprechende Uberlegungen sowohl
zur jahrlichen Uberwachung als auch zur Zwischenbewertung
und zur abschlieSenden Bewertung anstellt. Insbesondere sollte
im Zusammenhang mit dem Zugang zur Justiz das rein sub-
jektive Kriterium ("wie der Zugang zur Justiz von der europdi-
schen Offentlichkeit wahrgenommen wird") genauer bestimmt
werden. Im Bereich Aus- und Weiterbildung erscheint es sinn-
voll, den offentlich-privaten Partnerschaften mehr Geltung zu
verschaffen, an denen Hochschulen, Einrichtungen der juristi-
schen Aus- und Fortbildung sowie Anwaltskammern beteiligt
sind. Obwohl die Kosten fiir die Uberwachung (im weiteren
Sinne), die im Finanzbogen zu dem Rechtsakt zwischen 3
und 6 % der Gesamtmittel veranschlagt sind, im Laufe der Um-
setzung des Programms voraussichtlich sinken werden, sollte
daftir nach Ansicht des EWSA eine Obergrenze festgelegt wer-
den.

4.5 Modalitaten der Annahme der jahrlichen Arbeitsprogramme

4.5.1  Mit Blick auf die jahrlichen Arbeitsprogramme, die die
Kommission in Form von Durchfithrungsrechtsakten annimmt,
stellt sich der EWSA die Frage, wieso in diesem Zusammenhang
das Beratungsverfahren gewihlt wurde. Das Prifverfahren, mit
dem sichergestellt wird, dass diese Programme nicht von der
Kommission angenommen werden, ohne dass sie dem Stand-
punkt des geméf Verordnung Nr. 182/2011 eingerichteten Aus-
schusses (aus Vertretern der Mitgliedstaaten) entsprechen, er-
schiene dem EWSA angemessener.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

(") EntschlieRung des Europdischen Parlaments vom 14. Mirz 2012
zur juristischen Aus- und Fortbildung (2012/2575 (RSP)).

Staffan NILSSON
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1. Allgemeine Bemerkungen 1.2

Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments fiir die

finanzielle Unterstiitzung fiir Auflengrenzen und Visa im Rahmen des Fonds fiir die innere
Sicherheit“

COM(2011) 750 final — 2011/0365 (COD),

dem ,,Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung
des Asyl- und Migrationsfonds“

COM(2011) 751 final — 2011/0366 (COD),

dem ,Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung

allgemeiner Bestimmungen fiir den Asyl- und Migrationsfonds und das Instrument fiir die finanzielle

Unterstiitzung ~ der  polizeilichen = Zusammenarbeit, = der  Kriminalprivention = und
Kriminalititsbekimpfung und des Krisenmanagements”

COM(2011) 752 final — 2011/0367 (COD)

und dem ,,Vorschlag fiir eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Schaffung

eines Instruments fiir die finanzielle Unterstiitzung der polizeilichen Zusammenarbeit, der

Kriminalprivention und Kriminalititsbekimpfung und des Krisenmanagements im Rahmen des
Fonds fiir die innere Sicherheit“

COM(2011) 753 final — 2011/0368 (COD)
(2012/C 299/20)

Berichterstatter: Luis Miguel PARIZA CASTANOS

Der Rat beschloss am 16. Februar 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemidfl Ar-
tikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgenden Vorlagen zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments fiir die
finanzielle Unterstiitzung fiir Auféengrenzen und Visa im Rahmen des Fonds fiir die innere Sicherheit"

COM(2011) 750 final — 20110365 (COD)

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl- und Migrations-

fonds"
COM(2011) 751 final — 2011/0366 (COD)

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen
fiir den Asyl- und Migrationsfonds und das Instrument fiir die finanzielle Unterstiitzung der polizeilichen Zusammen-
arbeit, der Kriminalpravention und Kriminalitatsbekimpfung und des Krisenmanagements"

COM(2011) 752 final — 2011/0367 (COD)

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments fiir die
finanzielle Unterstiitzung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalpravention und Kriminalitdtsbekampfung und
des Krisenmanagements im Rahmen des Fonds fiir die innere Sicherheit"

COM(2011) 753 final — 2011/0368 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre
Stellungnahme am 28. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
133 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

Der EWSA ist der Auffassung, dass die Europdische

1.1  Die Vorschlige der Europiischen Kommission zu den
Haushaltsmitteln fiir Inneres 2014-2020 sind von entscheiden-
der Bedeutung fiir die Schaffung eines Raums der Sicherheit, der
Freiheit und des Rechts sowie eines offeneren, sichereren und
solidarischeren Europas. Der Europiische Wirtschafts- und So-
zialausschuss (EWSA) begriif$t die Stiarkung der Bedeutung der
Fonds fiir Asyl, Migration und innere Sicherheit im Rahmen des
Haushalts.

Union fiir diese Politiken einen grofen Mehrwert erbringt,
weil die Bewiltigung der Migrationsstrome, des Asyls sowie
der Bedrohungen fur die Sicherheit Bereiche sind, die die Mit-
gliedstaaten alleine nicht angehen kénnen.

1.3 Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission
fur eine geteilte Steuerung und einen ergebnisorientierten
Ansatz bei der Erarbeitung von Mehrjahresprogrammen im
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Rahmen eines hochrangigen politischen Dialogs, damit die na-
tionalen Programme im Einklang mit den politischen Zielen und
den Priorititen der EU stehen.

1.4  Es ist von entscheidender Bedeutung, dass alle finanzier-
ten Manahmen auf politischen Vorgaben (Zielen des Raums
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts) beruhen, einen eu-
ropéischen Mehrwert erbringen und zur Erreichung der politi-
schen Ziele der EU beitragen.

1.5  Der EWSA begriiflt die Anstrengungen der Europdischen
Kommission zur Vereinfachung der Finanzinstrumente durch
die Schaffung zweier Fonds — fir Asyl und Migration einer-
seits (') und fiir innere Sicherheit andererseits (%) —, die durch
eine bereichsiibergreifende Verordnung mit einem Biindel ge-
meinsamer Vorschriften iiber Programmplanung, Information,
Finanzverwaltung, Kontrolle und Evaluierung flankiert wer-

den (}).

1.6 Der EWSA unterstiitzt den gemeinsamen bereichsiiber-
greifenden Rahmen, der eine erhebliche Vereinfachung des der-
zeitigen Systems bedeutet und mehr Flexibilitit in der Finanz-
verwaltung und ihrer Durchsetzung sowie ein gestirktes Uber-
wachungs- und Bewertungssystem bietet.

1.7 Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission
zur Festlegung eines Grundbetrags und eines variablen bzw.
flexiblen Betrags im Zuge der Aufteilung der Finanzmittel auf
die Mitgliedstaaten.

1.8  Die Systeme zur Bewertung der Ergebnisse miissen ver-
bessert werden, indem angemessene Indikatoren herangezogen
werden. Dazu sollten die unabhingigen Arbeiten der For-
schungszentren und der Organisationen der Zivilgesellschaft fi-
nanziert werden.

1.9 Der EWSA begriifdt, dass die -einzelstaatlichen Pro-
gramme auf dem Partnerschaftsprinzip fuflen sollen, ist aber
der Auffassung, dass die Systeme zur Einbeziehung simtlicher
Akteure — der nationalen, regionalen und lokalen Behorden
sowie der Organisationen der Zivilgesellschaft und der Sozial-
partner — verbessert werden sollten. Es bedarf eines eindeutigen
Partnerschaftsprinzips in den Verordnungen, damit dieses nicht
von einzelstaatlichen Vorschriften und Verfahren abhingt.

1.10  Der EWSA, der mit den iibrigen EU-Institutionen bei
der Gestaltung der Einwanderungs- und Asylpolitik zusammen-
arbeitet, engagiert sich in besonderem Maf8e fiir die Aktivititen
des Europdischen Integrationsforums. Er unterstreicht deshalb
die Bedeutung des Asyl- und Migrationsfonds fiir die Integration
der Einwanderer und Fliichtlinge und ist der Ansicht, dass die
Integrationsmaflnahmen auch durch Mittel aus dem Europdi-
schen Sozialfonds erginzt werden sollten.

1.11  Der EWSA schldgt vor, dass die Finanzmittel fir die
"Maflnahmen der Union" aufgestockt werden, da sie einen gro-
Ren europdischen Mehrwert erbringen. Fiir diese Maflnahmen
sind 20 % des Fonds vorzusehen, und die Kommission sollte
mit dem EWSA und dem Europdischen Integrationsfonds in
einen Dialog treten angesichts der Tatsache, dass mit diesem

1) COM(2011) 751 final.
) COM(2011) 750 final, COM(2011) 753 final.
3) COM(2011) 752 final.
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Finanzinstrument die Tatigkeiten des Forums gestirkt und die
europdischen Netze der Zivilgesellschaft und der Sozialpartner
unterstiitzt werden sollen.

1.12 Der EWSA hat vorgeschlagen, auf nationaler, regionaler
und lokaler Ebene Foren und Plattformen einzurichten, an de-
nen sich die Einwandererverbiande und andere zivilgesellschaft-
liche Organisationen beteiligen. Diese Tatigkeiten sollten aus
dem Asyl- und Migrationsfonds finanziert werden.

1.13  Der EWSA ist der Auffassung, dass die Finanzierung der
Integrationsmaffnahmen mit dem Ziel, die soziale Ausgrenzung
europdischer Biirgerinnen und Biirger, der Angehorigen von
Minderheiten und von Einwanderern einzuddimmen, auch durch
Mittel des Europiischen Sozialfonds erginzt werden muss.

1.14  Europa muss entschlossen auf den Anstieg des Rassis-
mus und der Fremdenfeindlichkeit reagieren, mit denen Per-
sonen mit Migrationshintergrund konfrontiert sind. Die EU-In-
stitutionen miissen gegen solche Verhaltensweisen und Einstel-
lungen entschlossen vorgehen.

1.15  Der Schutz der Menschenrechte und die Achtung der
Grundrechtecharta miissen uneingeschrankt bei allen Maffnah-
men gewihrleistet sein, die aus den Fonds fiir Asyl, Einwan-
derung und innere Sicherheit finanziert werden.

1.16  Der EWSA fordert ein besseres Gleichgewicht zwischen
Freiheit und Sicherheit. Die EU muss weiterhin eine freie und
offene Gesellschaft sein, die auf Rechtstaatlichkeit fufdt, und darf
nie die Werte der Freiheit und den Schutz der Grundrechte
opfern.

1.17  Der EWSA hilt es fiir notwendig, dass die Verordnung
eine aktivere Rolle der organisierten Zivilgesellschaft bei der
Bewertung der Folgen, der Wirksamkeit und des Mehrwerts
der Initiativen und der Mafnahmen gewihrleistet, die in der
europdischen Strategie fiir innere Sicherheit vorgesehen sind.

2. Asyl- und Migrationsfonds: Ansatz der Zivilgesellschaft

2.1 Der EWSA begriifit weitgehend die von der Kommission
vorgeschlagenen Initiativen und Haushaltslinien und befurwortet
die Stirkung des Partnerschaftsprinzips.

2.2 Der EWSA hat ein besonderes Interesse an den Vorschla-
gen zum Asyl- und Migrationfonds und schligt vor, dass die
Mitgliedstaaten auf Ratsebene die von der Kommission vor-
geschlagenen Betrige billigen sollten, ohne sie zu verringern,
weil fir die Fragen des Asyls, der Migration, der Integration
und des Schutzes der Menschenrechte vor allem in Zeiten einer
Wirtschaftskrise die erforderlichen Mittel bereitgestellt werden
miissen.

2.3 Im Unterschied zu den derzeitigen Haushaltsbestimmun-
gen wird das Europdische Parlament eine entscheidende Rolle
als Mitgesetzgeber spielen — es wird alle Initiativen demokratisch
bewerten sowie den europaischen Mehrwert gewahrleisten kon-
nen.
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2.4 Nach Ansicht des EWSA sollte das Europiische Par-
lament die europdische Dimension der politischen Prioritdten
stirken, die auch auf nationaler Ebene Finanzmittel erhalten
werden. Im Rahmen des politischen Prozesses der Annahme
der Verordnungen muss das Parlament auch die Beteiligung
der organisierten Zivilgesellschaft iiber das Partnerschaftsprinzip
und die Schaffung von Foren und Plattformen sowie die Erstel-
lung unabhingiger Evaluierungen erleichtern.

2.5 Der EWSA begriifft die neuen Bestimmungen in den
Verordnungen, die den Zugang der Zivilgesellschaft zu Beihilfen
erleichtern. Er empfiehlt jedoch, die Verfahren flexibler zu ge-
stalten, damit sich bei einem geringeren Verwaltungs- und Fi-
nanzierungsaufwand auch kleine Organisationen beteiligen kon-
nen.

2.6 Die Zivilgesellschaft leistet einen wertvollen Beitrag zur
Ermittlung der Erfordernisse auf der Grundlage unabhingiger
Berichte sowie zur Untersuchung und Bewertung der Mafnah-
men. Die Organisationen der Zivilgesellschaft verfigen tber
grofle Erfahrungen und Kenntnisse hinsichtlich der lokalen Ge-
gebenheiten und wissen deshalb gut, wie die Mafnahmen ver-
wirklicht werden.

2.7 Der EWSA ist der Auffassung, dass das Partnerschafts-
prinzip ein Kernelement des neuen Finanzrahmens ist, mit dem
ein stirker partizipativer Ansatz fur alle Interessentriger ge-
wahrleistet werden muss: fiir die nationalen, regionalen und
lokalen Behorden wie auch fiir die Organisationen der Zivilge-
sellschaft und die Sozialpartner.

2.8  Das Partnerschaftsprinzip muss in allen Phasen gewahrt
werden: von der Erarbeitung und Umsetzung bis hin zur Uber-
wachung und Bewertung der Wirkung der zugewiesenen Fi-
nanzmittel, was die Mitgliedstaaten ebenso betrifft wie die EU-
Mafnahmen (*).

2.9  Der EWSA befiirwortet, dass die Mitgliedstaaten entspre-
chend der Haushaltsordnung Partnerschaften mit jenen Behor-
den und Stellen einrichten miissen, die fur die Entwicklung und
Durchfithrung der nationalen Programme zustindig sind. Zu
diesen Behorden und Einrichtungen zihlen die regionalen und
lokalen Gebietskorperschaften, die Zivilgesellschaft (Nichtregie-
rungsorganisationen, Einwandererverbinde und Sozialpartner)
sowie die internationalen Organisationen (UNHCR, OIM usw.)

3. Priorititen und politischer Dialog

3.1  Der EWSA weist darauf hin, dass ein "politischer Dialog"
grundlegend ist, um die Priorititen fiir die nationalen Pro-
gramme festzulegen, ist aber auch der Ansicht, dass sich an
diesem Dialog neben der Europiischen Kommission und den
Mitgliedstaaten alle europdischen institutionellen Akteure (EP,
EWSA und AdR) beteiligen sollten.

(* Anmerkungen zu den Vorschligen der Kommission fiir eine neue

EU-Finanzierung der Asyl- und Migrationsmafinahmen im mehrjih-
rigen Finanzrahmen ("Comments on the Commission’s proposals for
a new EU funding of asylum and migration actions under the Multi-
annual Financial Framework") Caritas Europa, CCME, COMECE, Eu-
rodiaconia, ICMC, JRS-Europe, QCEA, abrufbar unter: http:/fwww.
caritas-europa.org/module/FileLib/MFF-Christiangroupstatement_
April2012.pdf.
Standpunkt und Empfehlungen der Zivilgesellschaft zur kiinftigen
EU-Finanzierung im Bereich Migration und Asyl 2014-2020 ("Civil
Society Statement and Recommendations on the Future EU Funding
in the Area of Migration and Asylum 2014-2020"), ECRE und 40
weitere Organisationen der Zivilgesellschaft, Mdrz 2012, abrufbar
unter:  http:/[www.ecre.org/index.php?option=com_downloads&id=
444,

3.2 Im Rahmen des politischen Dialogs muss eine konkrete
Rolle sowohl fir den EWSA als auch fiir das Europiische In-
tegrationsforum gewihrleistet werden, um die Finanzierungs-
priorititen und -ziele zu ermitteln und die Hindernisse zu tiber-
winden. Das Forum und der EWSA koénnen den europdischen
Mehrwert des Asyl- und Migrationsfonds bei der mehrjahrigen
Programmplanung jedes Mitgliedstaats erhohen.

3.3 Das Forum und der EWSA miissen zudem bei der Fest-
legung der Prioritdten fiir die transnationalen Aktionen und die
Aktionen von besonderem Interesse fiir die EU sowie bei der
Zwischenbewertung der spezifischen Mafnahmen angehort wer-
den. Die Europdische Kommission muss auch eine Partnerschaft
mit den Sozialpartnern und den nichtstaatlichen Organisationen
im Rahmen der "Mafinahmen der Union" einrichten.

3.4  Nach Auffassung des EWSA sollte der neue Finanzrah-
men gewdhrleisten, dass alle Mitgliedstaaten einen strukturierten
und pluralistischen Dialog auf nationaler Ebene mit den Sozial-
partnern und den nichtstaatlichen Organisationen einrichten,
damit die Verbdnde bei der Festlegung der nationalen Prioritdten
eine wichtige Rolle spielen, bevor der Dialog mit der Europdi-
schen Kommission beginnt.

4. Programmplanung und Verwaltung

4.1  Der EWSA ist der Auffassung, dass die Finanzausstattung
fur die "Mafinahmen der Union" vergrofert werden sollte. Es
handelt sich dabei um Fondsmittel, die fiir Tatigkeiten von vor-
rangigem politischem Charakter (zur Unterstiitzung der Recht-
setzung und der politischen Koordinierung) sowie fiir Projekte
vorgesehen sind, bei denen die organisierte Zivilgesellschaft und
die Sozialpartner eine Rolle spielen. In dieser Hinsicht befiir-
wortet der EWSA, dass die Europdische Kommission iiber ca.
20 % des Gesamthaushalts des Asyl- und Migrationsfonds ver-
figt. Zu dessen Verwaltung sollte die Kommission einen akti-
veren Dialog mit dem EWSA, dem Forum und den Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft fithren.

4.2 Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission,
dass der finanzielle Beitrag im Rahmen der nationalen Pro-
gramme 75 % der gesamten beihilfefihigen Kosten des Projekts
abdeckt, die auch aus offentlichen oder privaten Quellen ko-
finanziert werden konnen.

4.3 Er befurwortet auch, dass der Beitrag auf 90 % erhoht
werden kann — gemdf der in jeder der spezifischen Verordnun-
gen definierten strategischen Priorititen oder "unter ordnungs-
gemifl begriindeten Umstdnden, insbesondere wenn ansonsten
Projekte nicht durchgefithrt und die Ziele des nationalen Pro-
gramms nicht erreicht werden kénnten". Hier sollte die For-
derung von Mafinahmen und Projekten Vorrang erhalten, die
durch kleine Nichtregierungsorganisationen durchgefiihrt wer-
den.

4.4  Der EWSA teilt das Ziel, den Verwaltungsaufwand zu
vereinfachen und zu verringern sowie der Uberwachung und
Auswertung der Programme und Projekte sowohl auf nationaler
als auch auf europiischer Ebene Vorrang einzurdumen. Es ist
wichtig, eine unabhingige und hochwertige Evaluierung in Zu-
sammenarbeit mit der organisierten Zivilgesellschaft zu gewahr-
leisten und die dafur notwendigen Finanzmittel bereitzustellen.
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4.5  Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten bereit-
gestellten Evaluierungsberichte (einer im Vorfeld 2017 und einer
im Nachgang 2023) wird die Kommission dem Europdischen
Parlament, dem Rat, dem EWSA und dem AdR einen Bericht
iiber die Anwendung und die Wirkung der Verordnungen vor-
legen. Der EWSA ist der Ansicht, dass der Zivilgesellschaft bei
der Bewertung eine Rolle zugewiesen werden sollte. Deshalb
schldgt er der Kommission vor, ein strukturiertes Konsultie-
rungssystem zu schaffen und eine Konferenz zu veranstalten.

4.6 Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission
zur Festlegung eines Grundbetrags und eines variablen oder
flexiblen Betrags im Zuge der Aufteilung der Finanzmittel auf
die Mitgliedstaaten. Hinsichtlich des flexiblen Betrags hilt es der
EWSA fur wesentlich, dass jeder Mitgliedstaat sein Jahrespro-
gramm entsprechend den Priorititen der EU erarbeitet und darin
die Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten aufnimmt.

4.7 In Bezug auf den Asyl- und Migrationsfonds ist der
EWSA der Meinung, dass die Einrichtung nationaler, regionaler
und lokaler Einwanderungs- und Integrationsforen und/oder
-plattformen, an denen die Organisationen der Zivilgesellschaft
teilnehmen, ausdriicklich als vorrangige Aktion aufgenommen
und iiber einen variablen Betrag finanziert werden sollte.

4.8 Dariiber hinaus sollte die Zuweisung der Prozentanteile
am Fonds fur die einzelnen spezifischen Ziele mit mehr Trans-
parenz vorgenommen werden, um ein ausgewogenes Verhéltnis
auf nationaler Ebene zu garantieren.

4.9  Die Finanzmittel fiir die "Manahmen der Union" sollten
nicht nur auf Soforthilfemaffnahmen, das Europdische Migrati-
onsnetzwerk, technische Hilfe und die Durchfilhrung spezi-
fischer operativer Aufgaben durch die Agenturen der Union
entfallen, sondern auch auf die Unterstiitzung des Europaischen
Integrationsforums und der europdischen Netze der Zivilgesell-
schaft und der Sozialpartner.

410  Der EWSA unterstiitzt nicht den Vorschlag der Kom-
mission, einzig die Forschungsprojekte zu finanzieren, die unter
dem Aspekt ihrer Anwendung im Bereich der Dienstleistungen
und der Sicherheitskrifte als "innovativ" gelten. Es sollte die
Unterstiitzung der Forschungsprojekte beibehalten werden, an
denen die Zivilgesellschaft, die Sozialpartner und die nichtstaat-
lichen Organisationen beteiligt sind und die der Bewertung der
Sicherheits- und Einwanderungsmaffnahmen und deren Folgen
fur die Grundrechte dienen.

5. Geltungsbereich des Asyl- und Migrationsfonds

5.1  Der EWSA befiirwortet die Flexibilitit im Kommissions-
vorschlag in Bezug auf den Geltungsbereich und unterstreicht,
dass sichergestellt werden muss, dass die finanzierten Mafnah-
men einer groffen Gruppe von Empfingern zugute kommen, die
iiber die in der EU rechtmifSig aufhiltigen Drittstaatsangehori-
gen hinausgehen. Diese Frage wurde im Europdischen Integrati-
onsforum und den Stellungnahmen des EWSA ausfiihrlich eror-
tert.

5.2 Der EWSA wiinscht, dass der Asyl- und Migrationsfonds
Mafnahmen fir alle Betroffenen ermdglicht, unabhingig von

ihrem Status, also auch fur Einwanderer ohne Ausweispapiere.
Deshalb begriift er den Vorschlag der Kommission zur Erwei-
terung der Zielgruppe der Manahmen, weil es die einzige Mog-
lichkeit zur Finanzierung der Integrationsarbeit der Sozialpartner
und der Nichtregierungsorganisationen ist, die sich fir die In-
tegration von "Personen ohne Papiere" einsetzen.

5.3  Dennoch ist der EWSA gegen den Vorschlag der Kom-
mission, die Biirger eines Mitgliedstaats mit Migrationshinter-
grund, von denen zumindest ein Elternteil aus einem Drittstaat
stammt, in den Geltungsbereich der Integrationsmafnahmen
aufzunehmen: Dies kann zu Diskriminierungen fithren, weil
Angehorige der Mitgliedstaaten nicht in Integrationsprogramme
aufgenommen bzw. Integrationstests unterzogen werden diirfen,
deren Bestehen als Voraussetzung fiir den Aufenthalt oder die
Freiziigigkeit gilt, denn dies wire ein Verstof§ gegen den Gleich-
behandlungsgrundsatz, der durch den Status der Unionsbiirger-
schaft bereits gewahrleistet wird.

5.4  Der EWSA ist der Auffassung, dass der Asyl- und Migra-
tionsfonds ein Instrument fiir die Finanzierung von Mafnahmen
zur Integration und Aufnahme kiirzlich nach Europa eingereis-
ter Personen ist. Dagegen verfiigt die EU iiber angemessenere
Finanzierungsinstrumente, um soziale Ausgrenzung und Chan-
cenlosigkeit bestimmter Biirgerinnen und Biirger der EU zu ver-
meiden, die Nachkommen von Personen mit Migrationshinter-
grund sind, oder auch von Unionsbiirgern, die in einem anderen
Mitgliedstaaten als dem ihrer Staatsangehorigkeit wohnhatft sind,
etwa iiber den Europiischen Sozialfonds.

5.5 Die Programme zum Schutz besonders gefihrdeter Per-
sonen, insbesondere unbegleiteter Minderjdhriger, von Schwan-
geren und Opfern von Menschenhandel und sexueller Ausbeu-
tung miissen Prioritdt erhalten.

6. Information, Transparenz und Bekanntmachung

6.1 Der EWSA begriit, dass der neue Finanzrahmen fiir
Information, Transparenz und Bekanntheit sorgt. Die Mitglied-
staaten und die zustindigen Stellen miissen den Zugang zu
Informationen iiber ihre nationalen Programme (Einrichtung
eines Internetportals) gewahrleisten.

6.2  Allerdings darf die Verfahrensvereinfachung nicht mit
weniger Transparenz einhergehen. Durch den neuen Rahmen
muss das Transparenzniveau bei der Durchfithrung der Pro-
gramme und Maflnahmen auf nationaler, regionaler und lokaler
Ebene gestirkt werden.

7. Grundrechte

7.1  Der EWSA ist der Ansicht, dass der Finanzrahmen den
Schutz der Menschenrechte in allen Manahmen stirken sollte,
da sich die Grundrechtecharta auf die Politik der inneren Sicher-
heit, des Asyls und der Migration positiv auswirkt. Der EWSA
hat bereits eine Initiativstellungnahme (°) erarbeitet und gefor-
dert, dass die Menschenrechte im Rahmen der Einwanderungs-,
Asyl-, Ruckfithrungs- und Grenzkontrollmaffnahmen geschiitzt
werden sollten.

() Siche die Stellungnahme des EWSA, ABL C 128 vom 18.5.2010,
S. 29.
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7.2 Der EWSA schligt vor, in den Verordnungen fiir den
Asyl- und Migrationsfonds und den Fonds fiir innere Sicherheit
zu gewihrleisten, dass jede Mafnahme bzw. jedes Projekt, die
bzw. das durch die EU finanziert wird, vollkommen im Einklang
mit den grundlegenden Menschenrechten steht, und dass die in
der Charta festgeschriebenen Rechte wirksam geschiitzt werden.

7.3 Die Agentur fiir Grundrechte in Wien sollte an der Beur-
teilung der Kompatibilitit zwischen den EU-finanzierten Maf-
nahmen und den Grundrechten aktiv und konkret mitwirken.
Die Nichtregierungsorganisationen konnen eine wichtige Rolle
bei der Abschitzung der Folgen der nationalen, regionalen und
lokalen Mafinahmen fiir die Anwendung der Grundrechtecharta
spielen.

7.4  Das Europdische Integrationsforum kann ebenfalls die
Vereinbarkeit zwischen den Integrationsmafinahmen und dem
Schutz der Grundrechte sowie dem Diskriminierungsverbot be-
urteilen.

8. Notfille und technische Hilfe

8.1 In der neuen Verordnung wird Not- und Krisenfillen
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Der EWSA begriifst den
Vorschlag der Kommission, mit geniigenden Finanzmitteln fiir
Notfille flexible Handlungskapazititen auf europiischer Ebene
sicherzustellen.

8.2 Der EWSA unterstiitzt die Initiative der Kommission zur
Bereitstellung von Mitteln, die in "migrationsbezogenen Krisen"
— bzw. um "dringenden spezifischen Erfordernissen” einer Not-
lage gerecht zu werden — schnell abgerufen werden konnen,
wobei sich die Hilfen im Rahmen der verfiigbaren Mittel auf
100 % der forderfahigen Kosten belaufen konnen.

8.3  Der EWSA schligt vor, dass diese Mittel vornehmlich
dazu dienen sollten, auf humanitire Krisen zu reagieren, weil
im Mittelpunkt der Solidaritit der Schutz und die Sicherheit der
betroffenen Menschen stehen miissen.

8.4  Dariiber hinaus miissen die im EU-Recht verankerten
gemeinsamen Garantien, Normen und Rechte von den Mitglied-
staaten und Gemeinschaftsinstitutionen auch in Notsituationen
beachtet werden.

8.5  Der EWSA befiirwortet auch die Einrichtung eines Not-
mechanismus, der es der EU ermoglicht, eine schnelle Erstinter-
vention in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten im Falle
von Katastrophen, terroristischen Anschligen oder breit ange-
legten "Netzangriffen" zu finanzieren.

9. Auflendimension

9.1 Der EWSA ist der Ansicht, dass bei der neuen Schwer-
punktlegung auf die Aufendimension der betreffenden Politik-
bereiche die Finanzierung der Mafnahmen im Einklang mit den
internen und externen Priorititen der EU in diesen Bereichen
stehen muss.

9.2 Die Zusammenarbeit zwischen der GD Inneres und dem
Europdischen Auswirtigen Dienst bei der Festlegung und Bil-
ligung der politischen Priorititen sollte verbessert werden.
Dies wird dazu beitragen, dass die im Rahmen des neuen Haus-
haltsrahmens finanzierten Mafinahmen und Projekte die Ent-
wicklungs- und Aufenpolitik der EU ergidnzen und nicht im
Widerspruch zu ihr stehen. Die Zusammenarbeit muss tiber
die Abkommen der EU mit den Drittstaaten verbessert werden;
die Entwicklungshilfe darf aber nicht von den Riickiibernahme-
oder Grenzkontrollabkommen abhingig gemacht werden.

9.3 Ziel der Auflendimension dieser Politikbereiche muss die
Verbesserung der inneren Sicherheit wie auch der Entwicklung
der Drittstaaten sein. Die Aufenpolitik und die Entwicklungs-
hilfe sind der Rahmen, der mit der Aufendimension der Asyl-
und Migrationspolitik und der Politik der inneren Sicherheit am
engsten verzahnt ist (9).

9.4  Der EWSA schligt vor, dass mit den Fonds fir Asyl und
Migration und innere Sicherheit auch die Entwicklung in Fragen
der Menschenrechte und der Qualitdt der Rechtstaatlichkeit ver-
bessert werden sollten, insbesondere damit die Drittstaaten ihre
Asylsysteme und die Einhaltung der internationalen Standards
starken.

9.5  Auch gilt es zu beriicksichtigen, dass die Nachbarstaaten
der EU nicht simtliche Kosten fiir die Asylverfahren der Per-
sonen iibernehmen missen, die durch ihr Hoheitsgebiet reisen.
Die EU sollte sich daran im Rahmen der Fonds beteiligen.

10. Integration

10.1  Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission,
die Integrationsmafinahmen auf lokaler und regionaler Ebene
durch Kurse in den Bereichen Sprache, Staatsbiirgerkunde und
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, womit der interkultu-
relle Dialog gefordert und der gleichberechtigte Zugang zu Wa-
ren und Dienstleistungen erleichtert werden. Es ist wichtig, dass
die Mafinahmen durch Nichtregierungsorganisationen und lo-
kale und regionale Gebietskorperschaften verwaltet werden.

10.2  In einer Initiativstellungnahme (’) hat der EWSA diesen
Vorschlag bereits unterbreitet. Auch hat er eine Konferenz in
Valencia veranstaltet, an der verschiedene lokale und regionale
Gebietskorperschaften und zahlreiche Organisationen der Zivil-
gesellschaft teilnahmen. Dieser Ansatz wurde auch vom Euro-
pdischen Integrationsforum unterstiitzt.

10.3  Besondere Aufmerksamkeit erfordert die Unterstiitzung
von Mafinahmen und Projekten, bei denen die Integration als
zweiseitiger sozialer Prozess und als Dynamik der wechselseiti-
gen Anpassung betrachtet wird.

(%) Bemerkungen des UNHCR zu kiinftigen Regelungen fiir die EU-Fi-
nanzierung im Bereich Inneres nach 2013 (UNHCR’s observations
on future arrangements for EU Funding in the area of Home Affairs
after 2013), Juni 2011, http://www.unhcr.org/4df752779.pdf.

() Siehe die Stellungnahme des EWSA, ABL C 318 vom 29.10.2011,
S. 69-75.
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10.4  Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission,
die europdischen Fonds fir konkrete Mittel zu verwenden und
sie nicht zur Finanzierung der nationalen Programme einzuset-
zen, die nicht mit den europdischen Programmen verkniipft
sind (3).

10.5  Der EWSA ist der Ansicht, dass die Mittel des Asyl- und
Migrationsfonds nicht zur Finanzierung der nationalen Pro-
gramme zu verwenden sind, die den Menschenrechten ent-
gegenstehen oder den gemeinsamen Grundprinzipien der Inte-
gration widersprechen. Der EWSA wendet sich gegen die Nut-
zung von "Integrationstests” durch die Mitgliedstaaten als Krite-
rium fur die Verlingerung von Aufenthaltsgenehmigungen, die
die Familienzusammenfiihrung bzw. den Zugang zu offentlichen
Waren und Dienstleistungen.

10.6  Der EWSA hat in anderen Stellungnahmen (%) darauf
hingewiesen, dass die Komplementaritit zwischen Integrations-
fonds und Europiischem Sozialfonds im Zusammenhang mit
der Finanzierung bestimmter Programme verbessert werden soll-
te.

11. Asyl

11.1  Der EWSA befurwortet die Priorititen des gemein-
samen europdischen Asylsystems, insbesondere die Fordermaf3-
nahmen zur Verbesserung der Aufnahme- und Integrations-
bedingungen sowie der Asylverfahren und zur Stirkung der
Kapazititen der Mitgliedstaaten.

11.2  Der EWSA schligt vor, dass die Mittel fiir Projekte und
Aktivititen vorgesehen werden, die darauf gerichtet sind, dass
die Mitgliedstaaten ihren Verpflichtungen des internationalen
Schutzes nachkommen und die europdischen Rechtsvorschriften
umsetzen.

11.3  Der EWSA hilt es fur vorrangig, die Beurteilung der
Asylmafinahmen der Mitgliedstaaten zu finanzieren, die ins-
besondere auf die Verbesserung der Verfahren und der Qualitat
des Schutzes von Fliichtlingen und Asylbewerbern ausgerichtet
sind.

11.4  Der EWSA unterstiitzt die Entwicklung eines Neu-
ansiedlungsprogramms fiir den Umzug von Fliichtlingen aus
Drittstaaten und ihre Aufnahme in die EU.

11.5 Der EWSA befiirwortet auch das Umsiedlungspro-
gramm innerhalb der EU unter Bereitstellung finanzieller An-
reize fir die Mitgliedstaaten, die dies in Angriff nehmen.

11.6  Das Europiische Unterstiitzungsbiiro fiir Asylfragen
(EASO) in Malta muss ein klares Mandat erhalten, um die ein-
zelstaatlichen Asylsysteme und ihre Kompatibilitdt mit den Ver-
pflichtungen aufgrund des europdischen und internationalen

(%) Bericht tiber die Konferenz der Interessentriger "Die Zukunft der EU-
Finanzierung im Bereich Inneres: Ein neuer Ausblick" ("The Future of
EU Funding for Home Affairs: A Fresh Look"), Européische Kommis-
sion, GD Inneres, 8. April 2011, Briissel: http://ec.europa.eu/dgs/
home-affairs/event/docs/mff_conference_report_11-5-2011_final _
participants.doc.pdf. Eine der Schlussfolgerungen lautet, dass die EU-
Finanzierung nicht als Ersatz der nationalen Finanzierung betrachtet
werden sollte, d.h. es obliegt den Mitgliedstaaten weiterhin zu ge-
wihrleisten, dass fiir Malnahmen im Bereich Inneres ausreichende
nationale Mittel zur Verfiigung stehen. Um den Nutzen zu erhéhen,
sollte die EU-Finanzierung die Priorititen und politischen Verpflich-
tungen auf EU-Ebene widerspiegeln und die Umsetzung des EU-Be-
sitzstands im Bereich Inneres fordern.

(°) Siehe die Stellungnahme des EWSA, ABL. C 347 vom 18.12.2010,
S. 19.

Rechts sowie den Grundrechten zu evaluieren. Diese Evaluie-
rung muss unter Mithilfe der Zivilgesellschaft und des UNHCR
erfolgen.

12. Aufnahme

12.1  Der EWSA begriifdt, dass nunmehr im Asyl- und Mi-
grationsfonds die Moglichkeit herausgestellt wird, Mafnahmen
zum Kapazititenaufbau zu finanzieren, z.B. fir die Erarbeitung
von Strategien zur Forderung der legalen Migration durch flexi-
ble und transparente Aufnahmeverfahren, wie auch die Moglich-
keit, die Kapazititen der Mitgliedstaaten fir die Konzipierung
und Evaluierung ihrer Einwanderungspolitik auszubauen.

13. Mobilititspartnerschaften

13.1  Der EWSA hat eine einschldgige Stellungnahme ('9) er-
arbeitet, in der festgestellt wird, dass die Mobilitdts- und Migra-
tionspartnerschaften auf vier Siulen beruhen miissen: Erleichte-
rung und Steuerung der legalen Migration und Mobilitit, Ver-
meidung und Verringerung der irreguldren Migration und des
Menschenhandels, Forderung des internationalen Schutzes und
Starkung der Auflendimension der Asylpolitik sowie Maximie-
rung der Auswirkungen von Migration und Mobilitdt auf die
Entwicklung.

14. Riickkehr

14.1  Der EWSA ist der Auffassung, dass vorrangig auf die
freiwillige Riickkehr in Verbindung mit Unterstiitzungssystemen
zuriickgegriffen werden sollte. Deshalb befiirwortet er den Vor-
schlag der Kommission, im Rahmen der nationalen Mafinahmen
Programme zur freiwilligen Riickkehr mit Unterstiitzung auf
den Weg zu bringen.

14.2  Die Fondsmittel miissen dazu verwendet werden, dass
die freiwillige Riickkehr tiber Unterstiitzungssysteme verfiigt, die
eine fir die Betroffenen und ihr Heimatland positive Riickkehr
ermoglichen.

14.3  Wenn in Ausnahmefillen Verfahren fir die erzwungene
Ruickkehr Anwendung finden, miissen die Menschenrechte un-
eingeschrankt gewahrt werden, und zwar unter Beriicksichti-
gung der Empfehlungen des Europarates ('1).

14.4  Der EWSA lehnt es jedoch ab, dass die europiischen
Fondsmittel zur Finanzierung von Programmen der erzwunge-
nen Riickkehr eingesetzt werden, die aus der Sicht der Zivilge-
sellschaft zum Teil als im Widerspruch zur Grundrechtecharta
stehend betrachtet wurden.

15. Inneres Sicherheit und Grenzen

15.1  Vorrangig muss die polizeiliche Zusammenarbeit bei
der Pravention der grenziiberschreitenden Kriminalitit und der
Bekdmpfung des organisierten Verbrechens unterstiitzt werden.
Der EWSA unterstiitzt die Mafinahmen zur Verbesserung der
Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitsdiensten und die Ar-
beit von Europol.

(1% Siehe die Stellungnahme des EWSA zu der "Mitteilung der Kommis-
sion an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen:
Gesamtansatz fir Migration und Mobilitit", Berichterstatter: Luis
Miguel Pariza Castafios, Mitberichterstatterin: Brenda King (ABL C
191 vom 29.6.2012, S. 134).

(") "20 Leitlinien zur Frage der erzwungenen Riickkehr" (COM(2005)
40 final).
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15.2  Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission
zur Verbesserung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Be-
kimpfung der grenziiberschreitenden Kriminalitit in der EU,
insbesondere die Malnahmen zur Verbesserung der Zusammen-
arbeit zwischen den Sicherheitsdiensten und zur Bekdmpfung
der organisierten Kriminalitat. Es ist wichtig, dass alle Priorititen
darauf ausgerichtet sind, das gegenseitige Vertrauen zwischen
den Sicherheitskriften zu stirken, einschlieflich der Aspekte
der Rechtsstaatlichkeit.

15.3  Die Fondsmittel sollten der Verbesserung und Entwick-
lung der Qualitit und Transparenz der gemeinsamen Verfahren
auf europdischer Ebene dienen, die zur Ermittlung der Bedro-
hungen und Risiken fiir die Sicherheit Europas, z.B. im Rahmen
der Arbeit von Europol und dessen Berichten iiber die organi-
sierte Kriminalitit, verwendet werden.

15.4  Die EU muss den Kampf gegen die kriminellen Netze
des Menschenhandels und des illegalen Menschenschmuggels
verbessern und dabei beriicksichtigen, dass die Grenzen im Mit-
telmeerraum und in Osteuropa besonders anfillig sind.

15.5 Der EWSA befiirwortet, dass der Fonds fiir die innere
Sicherheit die Mitgliedstaaten im Bereich der Grenzkontrollen
unterstiitzt, damit diese wirksamer werden, da ja die Grenzkon-
trollen eine offentliche Dienstleistung sind. Er ist aber der An-
sicht, dass diese Zusammenarbeit, einschlieflich der von FRON-
TEX koordinierten Mafnahmen, transparent sein und dem
Schengener Grenzkodex und der Grundrechtecharta entsprechen
muss.

15.6  Der EWSA teilt die Ansicht, dass den Mitgliedstaaten
dabei geholfen werden muss, den Schengener Besitzstand besser
anzuwenden, einschlieflich des Visumsystems und der Einrich-
tung eines integrierten Grenzmanagementsystems. Vor allem
muss gewihrleistet werden, dass alle Mitgliedstaaten die gemein-
samen Standards bei den Grenzkontrollen einheitlich anwenden
und die Grundrechte und die Freiziigigkeit achten.

15.7  Der EWSA ist der Ansicht, dass die den europdischen
Agenturen fir innere Sicherheit — insbesondere Europol, Euro-
just und Frontex — zugewiesenen Haushaltsmittel einer sorgfal-
tigeren demokratischen Priifung hinsichtlich ihrer Aktivititen
durch das Europaische Parlament unterzogen werden miissen.
Dies gilt vor allem fiir die Aufgaben, bei denen es grofiere
Problemen im Zusammenhang mit der Grundrechtecharta ge-
ben kann, z.B. in Bezug auf ihre operativen Befugnisse auf
nationaler Ebene, den Austausch und die Verwendung per-
sonenbezogener Daten, die Qualitit der mit den nationalen
Behorden und den Behorden der Drittstaaten ausgetauschten
Informationen sowie die Objektivitdt ihrer Risikoanalysen.

Briissel, den 11. Juli 2012

15.8  Es sollte eine offentliche Debatte mit den Vertretern der
Zivilgesellschaft iiber den Mehrwert, die Auswirkungen auf den
Haushalt und den Schutz der Menschenrechte des EUROSUR-
Systems (des Europdischen Grenziiberwachungssystems) eroffnet
werden. Eine so wichtige politische Initiative muss unbedingt
auf vollkommener Transparenz und Rechtssicherheit hinsicht-
lich ihrer Ziele wie auch hinsichtlich ihres Geltungsbereichs
beruhen.

15.9  Der EWSA fordert das Europiische Parlament auf, der
Verhiltnismafigkeit des EUROSUR und seinem Beitrag zum
Schutz der Menschenrechte bei den Grenzkontrollen und der
Uberwachung im Mittelmeerraum besondere Aufmerksamkeit
zu widmen sowie der vornehmlichen Pflicht der Grenzbeamten,
Menschen in Gefahrensituationen zu retten, Rechnung zu tra-
gen.

15.10  Der EWSA empfichlt, dass alle politischen Vorschlige
- vor allem solche mit groffen Auswirkungen auf den Haushalt
— Gegenstand einer demokratischen und transparenten Debatte
sein sollte, wobei der Verhiltnismafigkeitsgrundsatz und die
Grundrechte zu beachten sind.

16. Hochrangige Informationssysteme (VIS, SIS, Eurodac)

16.1  Der EWSA ist der Ansicht, dass das Europdische Par-
lament die Notwendigkeit, die VerhiltnismaRigkeit und die
Wirksamkeit der bereits bestehenden umfassenden Informati-
onssysteme (SIS = Schengener Informationssystem, VIS = Vi-
sa-Informationssystem und Eurodac) sowie der derzeit umge-
setzten Systeme (SIS II) priifen bzw. bewerten sollte.

16.2  Diese Priifung muss vor dem Beschluss tiber die Finan-
zierung der neuen Systeme erfolgen, z.B. der von der Europii-
schen Kommission in ihrer Mitteilung iiber "intelligente Gren-
zen" vorgeschlagenen Systeme, insbesondere des Einreise-/Aus-
reisesystems und des Programms zur Registrierung von Reisen-
den, das die Kommission 2012 vorzulegen beabsichtigt.

16.3  Der EWSA unterstreicht die Zustindigkeit der neuen
Europdischen Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-
Grof8systemen mit Sitz in Tallinn, die grofle Bedeutung fiir
den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts hat, da
sie alle Systeme, die bereits bestehen oder in Zukunft geschaffen
werden, koordinieren wird. Die Agentur muss einer eingehen-
deren demokratischen Priifung durch das Europdische Parlament
unterzogen werden, insbesondere hinsichtlich der Vereinbarkeit
ihrer Tatigkeiten mit dem Datenschutz, der Privatsphire und
dem Grundsatz der Zweckbindung bei der Verwendung von
Informationen sowie hinsichtlich der Moglichkeit, ihre gegen-
wirtigen Befugnisse auf die Entwicklung und Koordinierung
kiinftiger Informationssysteme auszuweiten.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Weilbuch - Eine
Agenda fiir angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten”

COM(2012) 55 final
(2012/C 299/21)

Berichterstatter: Petru Sorin DANDEA

Mitberichterstatter: Krzysztof PATER

Die Europdische Kommission beschloss am 16. Februar 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemafl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Weiflbuch — Eine Agenda fiir angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten"

COM(2012) 55 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen und Unionsbiirgerschaft nahm

ihre Stellungnahme am 27. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
180 gegen 27 Stimmen bei 19 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Offentliche Renten- und Pensionssysteme sind mit die
wichtigsten Komponenten der sozialen Sicherheitsnetze in fast
allen Mitgliedstaaten und ein Kernelement des europdischen So-
zialmodells, da Renten und Pensionen die wichtigste Einkom-
mensquelle fir Ruhestindler darstellen. Der Ausschuss bedauert,
dass sich die Kommission in ihrem WeifSbuch stirker auf andere
Aspekte des Renten- und Pensionssysteme konzentriert und
nicht nach Losungen zur Stirkung der offentlichen Renten
und Pensionen sucht.

1.2 Renten- und Pensionssysteme funktionieren nicht un-
abhingig von nationalen Wirtschaftssystemen. Der EWSA for-
dert daher die Mitgliedstaaten auf, ihre Rentenpolitik eng auf
ihre Arbeitsmarkt-, Sozialversicherungs-, Steuer- und Wirt-
schaftspolitik (da Renten und Pensionen aus Einbehaltungen
bei Lohnen und Gehiltern wihrend des Erwerbslebens oder
Beitragen zur privaten Altersabsicherung finanziert werden) ab-
zustimmen und die Sozialpartner und die organisierte Zivilge-
sellschaft aktiv an dem Gestaltungsprozess zu beteiligen.

1.3 Die Alterung der Bevolkerung stellt Renten- und Pensi-
onssysteme vor Herausforderungen, fiir die es keine Pauschallo-
sung gibt. Die meisten Mitgliedstaaten, die ihre Renten- und
Pensionssysteme in den vergangenen zehn Jahren reformiert
haben, streben durch eine Anhebung des gesetzlichen Ruhe-
standsalters und den Ubergang zu einem preissteigerungs-orien-
tierten Rentenindexierungssystem Ausgabenkiirzungen an. Der
EWSA hat bereits festgehalten, dass eine Anhebung des gesetz-
lichen Rentenalters als Antwort auf die Alterung der Gesellschaft
zu kurz greift und macht darauf aufmerksam, dass sich dieser
Ansatz aufgrund der moglichen Zunahme des Armutsrisikos fiir
viele Ruhestindler langfristig als sozial bedenklich erweisen
konnte.

1.4 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten fiir
eine Umverteilung des Reichtums sorgen sollten; sie sollten ihre
Reformbemithungen in den ndchsten Jahrzehnten auf eine Er-
hohung der Einkommen konzentrieren, aus denen sich ihre
Alterssicherungssysteme finanzieren, indem sie diese auf alle
wirtschaftlichen und sozialen Gruppierungen ausweiten sowie
die Beschiftigung erhohen, die Beitragssysteme verbessern und
entschieden gegen Schwarzarbeit und Steuerhinterziehung vor-
gehen. Der EWSA begriifst es, dass im WeifSbuch die Bedeutung
des Arbeitsmarkts und hoherer Beschiftigungsquoten fiir eine
erfolgreiche Bewaltigung des demografischen Wandels und so-
mit fiur die Erreichung der zentralen Pensionsziele viel stirker
betont wird als in fritheren Kommissionsdokumenten. Bedauer-
lich ist allerdings, dass dieses Aufzeigen der grofsen Bedeutung
des Arbeitsmarkts ohne erkennbaren Einfluss auf die zentralen
Pensionsempfehlungen geblieben ist, die weitgehend aus vor-
herigen Dokumenten unverindert fortgeschrieben werden.

1.5  Die Mitgliedstaaten sollten nach Meinung des EWSA bei
der Reform ihrer heimischen Renten- und Pensionssysteme be-
denken, dass Renten und Pensionen fiir Millionen kiinftiger
Ruhestindler die einzige Form der Absicherung gegen das Ri-
siko der Altersarmut darstellt. Er empfiehlt daher, Standards fur
Mindestrenten oder Mechanismen zur Sicherung des Altersein-
kommens in die kiinftige Gesetzgebung mit einzubeziehen, um
ein Einkommen oberhalb der Armutsgrenze bereitzustellen.

1.6 Renten- und Pensionssysteme sind von Natur aus lang-
fristig angelegt. Die Mitgliedstaaten sollten daher einen ausrei-
chenden Zeitrahmen fur die Reform ihrer Altersversorgungssys-
teme vorsehen, diese der heimischen wirtschaftlichen und sozia-
len Situation anpassen und fiir eine breite Zustimmung der
Offentlichkeit sorgen. Der EWSA unterstiitzt eine solche Heran-
gehensweise zumal unter dem Aspekt, dass es ungerecht wire,
die Kosten einer Rentenreform der aktuellen Generation junger
Arbeitnehmer und den derzeit im Ruhestand befindlichen Per-
sonen aufzubiirden. Der Ausschuss befiirwortet einen Ansatz,
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der die Generationengerechtigkeit in Bezug auf die Nachhaltig-
keit des Systems und eine angemessene Hohe der Altersbeziige,
die einen menschenwiirdigen Lebensstandard ermoglicht, ge-
wihrleistet.

1.7 Der EWSA fordert die Kommission und die Mitgliedstaa-
ten dringend auf, sich stirker um eine Forderung von aktiven
Mafinahmen zur Verlingerung der Lebensarbeitszeit zu bemii-
hen. Worum es dabei gehen muss, ist die Anndherung des
tatsachlichen Antritts des Ruhestands an das bestehende gesetz-
liche Rentenalter. Dies ist einer der Schliissel zur Sicherung der
Nachhaltigkeit der europiischen Rentensysteme. Die in diesem
Zusammenhang wichtigsten Maflnahmen bestehen darin, sich
auf die Verhandlung der Arbeitsbedingungen unter den Sozial-
partnern zu konzentrieren, z.B. im Hinblick auf eine Anpassung
der Arbeitsplitze an die Fahigkeiten und den Gesundheits-
zustand dlterer Arbeitnehmer unter Beriicksichtigung der Be-
schwerlichkeit bestimmter Arbeiten, die Erleichterung des Zu-
gangs zu Fortbildungsangeboten, die Stirkung der Privention
von Invalidititen, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie sowie
die Beseitigung gesetzlicher und anderer Hiirden, die einer Ver-
lingerung der Lebensarbeitszeit im Wege stehen. Die Anderung
der Einstellung von Arbeitgebern gegeniiber dieser Altersgruppe
und die Entwicklung einer positiven Einstellung unter alteren
Arbeitnehmern — einhergehend mit der Moglichkeit, sich fiir
einen langeren Verbleib im Erwerbsleben zu entscheiden — miis-
sen ebenfalls Teil des Reformprozesses sein. Arbeitsmarktrefor-
men zur Schaffung von Bedingungen, die es den Unternehmen
ermoglichen, hochwertige Arbeitspldtze bereitzustellen, sind
notwendig, um ein lingeres Erwerbsleben Realitit werden zu
lassen. Diese Mafinahmen miissen in enger Zusammenarbeit
mit den Sozialpartnern konzipiert und implementiert werden.
Aus Sicht des EWSA sollten trotz alledem Vorruhestandsrege-
lungen beibehalten werden, um Arbeitnehmern, die lingere Zeit
in besonders anstrengenden oder gefihrlichen Berufen titig wa-
ren, oder solchen, die schon sehr frith (d.h. vor dem 18. Lebens-
jahr) ins Erwerbsleben eingetreten sind, weiterhin das Recht ein-
zurdumen, vorzeitig in den Ruhestand zu treten.

1.8 Der EWSA stellt fest, dass die Mitgliedstaaten bereits
Fortschritte bei ihren Gesetzesreformen erreicht haben. Er ist
aber auch davon tiberzeugt, dass der Rechtsrahmen fiir kom-
plementire Renten- und Pensionssysteme verbessert werden
sollte, was fur die kiinftige Angemessenheit und Nachhaltigkeit
der Systeme von Bedeutung sein wird. Der Ausschuss dufSert
deshalb ernste Bedenken gegen einige Vorschlige fiir die be-
triebliche Altersversorgung. Da sich die Renten- und Pensions-
systeme von Lebensversicherungssystemen stark unterscheiden,
unterstiitzt der Ausschuss nicht das Ziel, die IORP-Richtlinie zu
iiberarbeiten, um "einheitliche Rahmenbedingungen mit Solva-
bilitat II" herzustellen, sondern empfiehlt, nach vorheriger An-
hoérung der Sozialpartner und anderer Interessentrager speziell
konzipierte Mafnahmen zur Sicherung der Pensions- und Ren-
tenfonds einzufiihren.

1.9 Renten und Pensionen sollen Ruhestindlern ein Einkom-
men sichern, das das Gehalt, das sie wihrend ihres Erwerbstitig-
keit erhielten, ersetzt und in einem proportionalen Verhaltnis zu
diesem Gehalt steht. Der Ausschuss ist der Auffassung, dass es
kiinftig notwendig sein wird, die Kluft zwischen Mannern und
Frauen bei der Altersversorgung zu verringern und eine an-
gemessene Abdeckung altersbedingter Risiken fiir Personen zu
gewihrleisten, die einen atypischen Beruf oder eine atypische
Laufbahn hatten. Die fortbestehenden Unterschiede zwischen
Frauen und Minnern auf dem Arbeitsmarkt haben ernstzuneh-
mende Folgen fiir die erworbenen Anspriiche und damit auch
fir die Renten- und Pensionsaussichten fir Frauen. Der Aus-
schuss fordert die Mitgliedstaaten dazu auf, nach Losungen zu

suchen, um in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern die aus
den Regelungen und Arbeitsmarktpraktiken resultierende Kluft
bei Ruhegehaltsanspriichen zwischen Minnern und Frauen zu
schliefSen.

1.10  Der EWSA unterstiitzt die Kommission in ihrem Bestre-
ben, wihrend des Programmplanungszeitraums 2014-2012 einen
Teil der Mittel des ESF zur Unterstiitzung von Projekten zur Be-
schaftigung élterer Arbeitnehmer oder zur Forderung eines lingeren
Erwerbslebens zu verwenden. Bildungsprojekte, die eine Verbes-
serung der finanziellen Allgemeinbildung der Arbeitnehmer zum
Ziel haben, verdienen insbesondere im Hinblick auf die Planung
der Altersvorsorge ebenfalls Unterstiitzung. Der EWSA ist iiber-
zeugt, dass die Sozialpartner und andere Organisationen der Zivil-
gesellschaft gemeinsam mit offentlichen Einrichtungen eine ent-
scheidende Rolle bei der Forderung solcher Projekte spielen miissen.

2. Einleitung

2.1  Am 16. Februar (spiter als geplant) legte die Europaische
Kommission im Nachgang zu dem mit ihrem Griinbuch vom Juli
2010 lancierten Konsultationsprozess ihr WeifSbuch "Eine Agenda
fur angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten"
vor. Obwohl eine Reihe von Empfehlungen, die der EWSA in seiner
Stellungnahme zu diesem Thema vorgetragen hat, im Weibuch
aufgegriffen wurden, beharrte die Kommission auf jhrem Stand-
punkt beziiglich der von den Mitgliedstaaten zu ergreifenden Maf3-
nahmen zur Gewihrleistung nachhaltiger und sicherer Rentensys-
teme vor dem Hintergrund einer alternden Bevolkerung. Sie betont
weiterhin die Notwendigkeit einer Kiirzung der Rentenausgaben
anstatt sich fir eine Erhohung der Einkommen auszusprechen,
aus denen sich die Renten finanzieren. Empfohlen werden des Wei-
teren eine Koppelung des Renteneintrittsalters an die steigende Le-
benserwartung — alles Punkte, zu denen sich der Ausschuss bereits
mehrfach kritisch zu Wort gemeldet hat.

2.2 Zur Untermauerung ihres Standpunktes beziiglich der Not-
wendigkeit einer Rentenreform, verweist die Kommission auf Sta-
tistiken, die moglicherweise ein irrefiihrendes Bild der durch die
Alterung der Bevolkerung verursachten Probleme zeichnen. Bei-
spielsweise wird in Abbildung 1 in einer Grafik die angenommene
Bevolkerungsentwicklung bei der Altersgruppe der tiber 60-Jihrigen
mit der der Gruppe der 20- bis 59-Jahrigen verglichen. Laut dieser
Grafik wird die Zahl der Menschen iber 60 in den nachsten zwan-
zig Jahren voraussichtlich um zwei Millionen pro Jahr zunehmen,
wiahrend die Zahl der 20- bis 59-Jihrigen durchschnittlich um eine
Million pro Jahr sinken wird. 2020 wird das gesetzliche Renten-
und Pensionsalter in den meisten Mitgliedstaaten bei 65 und darii-
ber liegen, was bedeutet, dass zur Bevolkerungsgruppe der iiber 60-
Jhrigen sowohl Arbeitnehmer als auch Ruhestindler gehoren wer-
den. Ubereinstimmend mit seinen Empfehlungen () in fritheren
einschldgigen Stellungnahmen, ist der EWSA der Auffassung, dass
fur die Bewertung der Auswirkungen einer alternden Bevolkerung
auf die Finanzierung sozialer Sicherungssysteme die 6konomische
Abhingigkeitsquote herangezogen werden sollte, da diese ein ge-
naues Bild des tatsichlichen Finanzbedarfs zeichnet. Dieser Tatsache
tragt die Kommission im Weibuch Rechnung. In diesem Sinn
begriilt der EWSA, dass im WeifSbuch die Bedeutung des Arbeits-
markts und hoherer Beschiftigungsquoten fiir eine erfolgreiche Be-
waltigung des demografischen Wandels und somit fur die Errei-
chung der zentralen Pensionsziele viel stirker betont wird als in
fritheren Kommissionsdokumenten. Bedauerlich ist allerdings, dass
dieses Aufzeigen der grofien Bedeutung des Arbeitsmarkts ohne
erkennbaren Einfluss auf die zentralen Pensionsempfehlungen ge-
blieben ist, die weitgehend aus vorherigen Dokumenten unver-
andert fortgeschrieben werden.

(") ABL C 318 vom 29.10.2011, S. 1-8.
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2.3 Die Kommission ist davon iiberzeugt, dass das reibungs-
lose Funktionieren der Wirtschafts- und Wahrungsunion ganz
entscheidend vom Erfolg der Pensions- und Rentenreformen in
den Mitgliedstaaten abhingt. Der Erfolg dieser Reformen wird
auch mit den Ausschlag geben, ob die EU zwei der finf Ziele
der Strategie "Europa 2020" erreichen kann — die Anhebung der
Beschiftigungsquote auf 75 % und die Verringerung der Zahl
der von Armut bedrohten Personen um mindestens 20 Millio-
nen. Der EWSA hat jedoch darauf hingewiesen, dass viele der
von den Mitgliedstaaten ergriffenen Sparmafnahmen im Zusam-
menhang mit den Auswirkungen der Finanz- und Staatsschul-
denkrise dazu fithren konnten, dass diese Ziele nicht erreicht
werden (%). Haushaltsstabilititsmafinahmen miissen immer
durch beschiftigungswirksame Investitionen sowie wachstums-
fordernde Mafinahmen erginzt werden.

2.4 Die Kommission mochte mit dem Weilsbuch politische
Leitlinien und Initiativen vorschlagen, um dem Reformbedarf
gerecht zu werden, der unter anderem im Rahmen des europii-
schen Semesters in Form der landerspezifischen Empfehlungen
fur das Jahr 2011 festgestellt wurde. Der EWSA bedauert, dass
diese Empfehlungen sich insbesondere auf eine Erhohung des
gesetzlichen Ruhestandsalters und eine Verbesserung der Ren-
tenindexierungssysteme beziehen. Fiir einige Mitgliedstaaten, die
Standby-Vereinbarungen mit dem IWF, der Weltbank und der
Europdischen Kommission getroffen haben, beinhalten die Emp-
fehlungen auch Maflnahmen wie beispielsweise ein zeitweiliges
Einfrieren oder sogar eine Verringerung des Rentenniveaus.

3. Allgemeine Bemerkungen
3.1 Die aktuellen Herausforderungen an die Altersvorsorge

3.1.1 Der EWSA teilt die Sichtweise der Kommission, dass
die langfristige Finanzierbarkeit und die Angemessenheit der
Renten und Pensionen davon abhingen, inwieweit sie sich auf
Beitrage, Steuern und Ersparnisse stiitzen konnen. Diese stam-
men jedoch nicht nur von Erwerbstitigen, sondern auch von
den Ruhestindlern selbst. Mit anderen Worten, langfristige
Prognosen beziiglich des Gleichgewichts zwischen aktiv beschif-
tigten Beitragszahlern und den im Ruhestand befindlichen Leis-
tungsempfingern misssen dieser Tatsache Rechnung tragen.

3.1.2  Offentliche Renten- und Pensionssysteme sind die
wichtigste Einkommensquelle fir Ruhestindler in den meisten
Mitgliedstaaten. Deshalb ist es zwingend erforderlich, alle er-
denklichen Anstrengungen zu unternehmen, um ihre Nachhal-
tigkeit und Tragbarkeit weiter zu gewéhrleisten. Der Ausschuss
ist der Ansicht, dass die Finanzierung der offentlichen Systeme
am besten durch eine hohe Beschiftigungsquote und zusitzliche
Finanzierungsmafnahmen, wie sie in einigen Mitgliedstaaten
(z.B. Haushaltszuschiisse, zusitzliche Einnahmen, Riicklage-
und Stabilititsfonds) ergriffen wurden, garantiert werden kann.
Diese Systeme beruhen auf dem Subsidiaritdtsprinzip und schaf-
fen Solidaritdt zwischen den bzw. innerhalb der Generationen,
was den sozialen Zusammenhalt fordert. Dariiber hinaus ermog-
lichen sie den Erwerb von Rentenanspriichen in Zeiten der
Arbeitslosigkeit oder krankheits- oder familienbedingter Berufs-
unterbrechungen. Wihrend der Finanzkrise 2008 haben sie ihre
positive Wirkung auf die finanzielle Stabilitit unter Beweis ge-
stellt, auch wenn sie in bestimmten Mitgliedstaaten den gegen-
teiligen Effekt hatten. Umgekehrt mussten einige privat finan-
zierte Renten- und Pensionssysteme, die einen Teil ihrer Portfo-
liowerte in hochriskante Finanzprodukte investiert hatten,
schwere Verluste hinnehmen, die zu einer starken Kiirzung
der Altersbeziige fiir viele Betroffene fithrten. Die Entschei-
dungstrager missen die Auswirkungen von Einbriichen der

() ABL C 143 vom 22.5.2012, S. 23-28.

weltweiten Nachfrage vor dem Hintergrund sehen, dass Sozial-
leistungen nicht nur reine Ausgaben sind, sondern dass sie
Handlungs- und Konsummaglichkeiten fiir ein Drittel der euro-
paischen Bevolkerung schaffen.

3.2 Sicherung der finanziellen Nachhaltigkeit der Renten- und Pen-
sionssysteme

3.2.1 Die Kommission stellt fest, dass der Anteil der Renten
und Pensionen an den offentlichen Ausgaben bis 2060 EU-weit
um durchschnittlich 2,5 Prozentpunkte des BIP ansteigen konn-
te. Wie er bereits in fritheren Stellungnahmen erklart hat, ist der
Ausschuss der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten diese Zahlen
mit Vorsicht verwenden sollten, um Renten- und Pensionsrefor-
men zu fordern, da sie haufig auf langfristigen Annahmen be-
ruhen, die sich in einigen Fillen in der Realitdt nicht bewahr-
heiten. Gegenwirtig liegen die Ausgaben fiir gesetzliche Pensio-
nen und Renten zwischen 6 % des BIP in Irland und 15 % in
Italien, was einer Schwankungsbreite von 9 Prozentpunkten
zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten entspricht. Dies zeigt,
dass es wohl eine gewisse Flexibilitdt in der Zusammensetzung
der offentlichen Ausgaben gibt, ohne dass dies zwangsliufig
signifikante Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit von
Mitgliedstaaten hat, die bei zyklischer Betrachtungsweise mehr
Geld fiir soziale Sicherungssysteme ausgeben.

3.2.2  Die von den Mitgliedstaaten in den vergangenen zehn
Jahren durchgefiihrte Reform der Renten- und Pensionssysteme
hatte in erster Linie Ausgabenkiirzungen zum Ziel. Diese sollten
durch eine Anhebung des gesetzlichen Ruhestandsalters und die
Einfithrung vornehmlich oder ausschlieflich am Einzelhandels-
preisindex orientierter Rentenindexierungssysteme erreicht wer-
den. Der EWSA ist der Ansicht, dass sich dies langfristig negativ
auswirken und zu einem deutlichen Absinken des Renten-
niveaus fithren konnte. Laut einer Studie der ILO (°) kann ein
Unterschied von nur einem Prozentpunkt zwischen Einkom-
mens- und Rentensteigerungen iiber einen Zeitraum von 25
Jahren zu einem Absinken der Renten um 22 % fuhren.

3.2.3  Renten- und Pensionssysteme funktionieren nicht un-
abhingig von nationalen Wirtschaftssystemen. Es handelt sich
vielmehr um auf nationaler und internationaler Ebene interagie-
rende Subsysteme. Der EWSA empfiehlt den Mitgliedstaaten,
ihre Bemithungen um eine Sicherung der langfristigen Finanzier-
barkeit der Renten- und Pensionssysteme in den nachsten Jahr-
zehnten auf eine Anhebung der Einkommen zu konzentrieren.
Dies kann nicht allein durch eine Erhohung der Zahl der er-
werbstitigen Beitragszahler und eine Verlingerung der Lebens-
arbeitszeit erreicht werden, sondern erfordert auch eine bessere
Verwaltung der offentlichen Finanzen und Mafinahmen zur Be-
kimpfung von Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit. Nach-
haltiges Wachstum und eine hohes Beschiftigungsniveau wirken
sich giinstig auf das Funktionieren von Altersversorgungssyste-
men aus. Arbeitsmarktreformen zur Schaffung von Bedingun-
gen, die es den Unternehmen ermoglichen, hochwertige Arbeits-
platze bereitzustellen, sind notwendig, um ein lingeres Erwerbs-
leben Realitat werden zu lassen. Ferner konnen angemessene
Arbeitsbedingungen, helfen, Familie und Beruf zu vereinbaren,
zu einer Erhohung der Fertilitdtsrate beitragen und so den durch
die Alterung der Bevolkerung hervorgerufenen Druck auf die
Renten- und Pensionssysteme mildern. Gleichzeitig bedarf es
auch der Schaffung von Mafnahmen, um die Bereitschaft des
Einzelnen zu erhohen, auch linger zu arbeiten, wozu auch die
Bereitschaft zu lebenslangem Lernen und zur Gesundheitsvor-
sorge gehort.

(}) ILO: Rentenreform in den Staaten Zentral- und Osteuropas, 2011, S.
16, ISBN 978-92-125640-3 (web pdf).
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3.2.4  Im Einklang mit seiner fritheren Stellungnahme unter-
streicht der EWSA, dass die Reformen (einschlieflich des Wech-
sels von ginzlich umlagefinanzierten Modellen hin zu gemisch-
ten Modellen, die aus obligatorischen umlagefinanzierten und
kapitalgedeckten Systemen bestehen), die zu Anderungen bei
der Finanzierung der Renten- und Pensionssysteme fiihren, wel-
che die expliziten Verbindlichkeiten des offentlichen Sektors
verstirken und die impliziten verringern, aufgrund der héheren
expliziten Staatsverschuldung kurzfristig nicht benachteiligt wer-
den sollten (*). Deswegen sollte eine Uberarbeitung der Bestim-
mungen des Stabilitits- und Wachstumspakts erwogen werden.

3.3 Wahrung der Angemessenheit von Pensions- und Rentenleistun-
gen

3.3.1 Die Kommission stellt fest, dass die durchgefithrten
Rentenreformen in den meisten Mitgliedstaaten zu geringeren
Ersatzraten der Renten- und Pensionssysteme fithren werden. Da
Pensionen und Renten die wichtigste Einkommensquelle alterer
Europder und Europderinnen darstellen, ist der EWSA der Auf-
fassung, dass die Sicherung eines angemessenen Ruhestandsein-
kommens, das einen menschenwiirdigen Lebensstandard ermog-
licht, fur die Mitgliedstaaten Prioritdt haben sollte.

3.3.2  Die Regierungen sind dafiir verantwortlich, dass jeder
dltere Europder und jede altere Europderin iiber ein angemesse-
nes Ruhestandseinkommen verfiigt. Die Mitgliedstaaten sollten
daher nach Auffassung des EWSA in Zusammenarbeit mit den
Sozialpartnern eine umfassende Definition des Begriffs "an-
gemessenes Ruhestandseinkommen" erwagen.

3.3.3  Fir kiinftige Generationen von Ruhestindlern wird die
Angemessenheit ihres Einkommens in zunehmendem Mafle von
zusdtzlich finanzierten Sdulen der Altersversorgung abhingen.
Der EWSA weist jedoch darauf hin, dass einige der Mitglied-
staaten, die verpflichtende, kapitalgedeckte Rentensysteme gefor-
dert haben, welche durch den Transfer eines Teils der Beitrige
aus der gesetzlichen Rentenversicherung finanziert wurden, be-
schlossen haben, diese Systeme nicht weiterzufithren. Begriindet
wird diese Entscheidung vor allem mit dem dadurch verursach-
ten Haushaltsloch bei der gesetzlichen Rentenversicherung. Der
EWSA befiirwortet betriebliche Altersversorgungssysteme, die
von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern eingerichtet und
verwaltet werden, und fordert die Kommission auf, die Sozial-
partner beim Ausbau ihrer Verwaltungskapazititen in diesem
Bereich zu unterstiitzen.

3.3.4  In Anbetracht der steigenden Zahl zusitzlich finanzier-
ter Altersversorgungssysteme, insbesondere im Zusammenhang
mit der Erwerbstitigenquote, ist es von entscheidender Bedeu-
tung, dass Mitgliedstaaten fiir Personen, die wahrend ihres ge-
samten Erwachsenenlebens nicht erwerbstitig sind, angemessene
Altersbeziige sicherstellen. Fiir Menschen, die aufgrund etwa
einer schweren Behinderung oder schwerer und komplexer so-
zialer Probleme vom ersten Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind,
muss eine ausreichende Altersversorgung garantiert sein, damit
sie im Alter nicht noch stirker von sozialer Ungleichheit be-
troffen sind.

3.4 Anhebung der Erwerbsquote von Frauen und dlteren Arbeitskrif-
ten

3.4.1  Wenn Europa das Beschiftigungsziel der Strategie Eu-
ropa 2020 — eine Erwerbsquote von 75 % in der Altersgruppe
der 20- bis 64-Jahrigen — erreicht und in den folgenden Jahr-
zehnten weitere Fortschritte erzielt werden, konnte die

(*) Diese Situation herrscht in einigen Mitgliedstaaten vor, die ergin-
zende Altersvorsorgesysteme entwickelt haben und diese aus offent-
lichen Rentenfonds finanzieren.

okonomische Abhangigkeitsquote laut Angaben der Kommis-
sion weiterhin unter 80 % bleiben. Dies wiirde bedeuten, dass
der durch die Alterung der Bevolkerung hervorgerufene Druck
auf die Renten- und Pensionssysteme tragbar bleiben konnte.

3.42 Der EWSA teilt nicht die Auffassung der Kommission,
dass ein festgelegtes Rentenalter das Ungleichgewicht zwischen
Erwerbsjahren und Ruhestandsjahren vergrofern wiirde. In den
letzten Jahren haben die meisten Mitgliedstaaten im Rahmen
ihrer Rentenreformen das Recht auf vorzeitigen Ruhestand an
die Zahl der Erwerbsjahre gekoppelt. Dies fithrte zu einem sig-
nifikanten Riickgang der Zahl der berechtigten Arbeitnehmer.
Aus Sicht des EWSA sollten Vorruhestandsregelungen beibehal-
ten werden, um Arbeitnehmern, die lingere Zeit in besonders
anstrengenden oder gefihrlichen Berufen titig waren, oder sol-
chen, die schon sehr frih (dh. vor dem 18. Lebensjahr) ins
Erwerbsleben eingetreten sind, weiterhin das Recht einzuriu-
men, vorzeitig in den Ruhestand zu treten.

3.4.3  Der EWSA hat sich in einer Reihe von Stellungnah-
men (°) zu den Schliisselfaktoren geduflert, die von den Mitglied-
staaten bei der Umsetzung von Reformen mit dem Ziel einer
Verlingerung der Lebensarbeitszeit beriicksichtigt werden soll-
ten, und empfiehlt der Kommission, einige dieser Parameter in
das Weilbuch aufzunehmen. Dennoch ist der EWSA der Auf-
fassung, dass auf der Ebene der Mitgliedstaaten noch viel getan
werden muss, um zu gewdhrleisten, dass Arbeitsplitze den Fa-
higkeiten und dem Gesundheitszustand alterer Arbeitnehmer
optimal angepasst werden.

3.5 Rolle der Mitgliedstaaten und der EU im Renten- und Pensions-
kontext

3.5.1  Aufgrund der Komplexitit der wirtschaftlichen, sozia-
len und arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen der Alters-
sicherung begriift der EWSA den Beschluss der Kommission,
hinsichtlich der Rentenreform einen ganzheitlichen Ansatz zu
verfolgen. Obwohl in erster Linie die Mitgliedstaaten fiir die
Gestaltung ihrer Renten- und Pensionssysteme verantwortlich
sind, sollte die Kommission die ihr zur Verfigung stehenden
Instrumente sinnvoll einsetzen, um die einzelnen Staaten wih-
rend des Reformprozesses tatkriftig zu unterstiitzen; da man im
Allgemeinen keinen Schritt zuriick machen mochte, sollte dies
jedoch geschehen, ohne mit Blick auf die derzeitige Rezession
Rechte anzutasten oder neue Regeln aufzustellen, die nach dem
Wiederanziehen der Konjunktur fur die Biirger nachteilig sein
konnten. Im Rahmen der Strategie Europa 2020 und der neuen
europdischen Entscheidungsstrukturen verfugt die Kommission
iiber ein breites Spektrum an Moglichkeiten zur Forderung von
Maflnahmen zur Rentenreform, wobei zu beriicksichtigen ist,
dass Renten und Pensionen keine Ersparnisse sind. Der Aus-
schuss ermutigt die Kommission auch, an ihrer Absicht fest-
zuhalten, einen Teil des ESF im Programmplanungszeitraum
2014-2020 zur Unterstiitzung von Projekten zu nutzen, die
auf die Beschiftigung alterer Arbeitnehmer oder die Forderung
eines lingeren Erwerbslebens abzielen. Eine unabdingbare Vo-
raussetzung ist die Beteiligung der Sozialpartner und der orga-
nisierten Zivilgesellschaft an der Umsetzung dieser Projekte.

3.5.2  Angesichts der Tatsache, dass eine Erhohung der Be-
schiftigung und der Arbeitsproduktivitit zu den Hauptzielen
der mit den Auswirkungen einer alternden Bevolkerung auf
Renten- und Pensionssysteme konfrontierten Mitgliedstaaten
zdhlen sollten, empfiehlt die Kommission eine Untermauerung
aller von den Regierungen geplanten Mafnahmen durch die
vorherige Zustimmung der Sozialpartner.

C 318 vom 29.10.2011, S. 1-8, ABL C 161 vom 13.7.2007,

() ABL
S. 1-8, ABL C 44 vom 11.2.2011, S. 10-16.
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3.6 Die Notwendigkeit von Pensions- und Rentenreformen

3.6.1  Beziiglich der Empfehlungen zur Rentenreform, die die
Kommission den Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Wachstums-
berichte 2011 und 2012 gegeben hat, vertritt der EWSA fol-
gende Standpunkte:

a. Eine Erhohung des tatsichlichen Rentenalters muss durch
mit den Sozialpartnern ausgehandelte Malnahmen zur For-
derung eines lingeren Erwerbslebens erreicht werden und
nicht durch automatische Mechanismen zur Erhohung des
gesetzlichen Rentenalters, wie von der Kommission empfoh-
len.

b. Eine Einschrinkung des Zugangs zu vorzeitigem Ruhestand
sollte die besondere Situation bestimmter Gruppen von Ar-
beitnehmern beriicksichtigen, vor allem derjenigen, die lin-
gere Zeit in besonders anstrengenden oder gefihrlichen Be-
rufen titig waren oder die schon sehr frith (d.h. vor dem 18.
Lebensjahr) ins Berufsleben eingetreten sind.

c. Der beste Ansatz zur Erhohung des tatsichlichen Rentenein-
trittsalters besteht in einer Verlingerung der Lebensarbeitszeit
durch besseren Zugang zu Fortbildungsprogrammen, Anpas-
sung der Arbeitsplitze an eine starker diversifizierte Erwerbs-
bevolkerung, Ausbau der Beschiftigungsmoglichkeiten fur
dltere Arbeitnehmer, Unterstiitzung des aktiven und gesun-
den Alterns und Beseitigung gesetzlicher und anderer Hiir-
den, die alteren Arbeitnehmern den Zugang zur Beschifti-
gung erschweren.

d. Eine Angleichung des gesetzlichen Ruhestandsalters fir
Frauen und Minner sollte in einem Zeitrahmen erfolgen,
der die spezifische Arbeitsmarktsituation in den einzelnen
Mitgliedstaaten beriicksichtigt. Besondere Aufmerksamkeit
sollte der Schliefung der Kluft zwischen Minnern und
Frauen bei der Altersversorgung gewidmet werden.

e. Eine Forderung des Ausbaus der Zusatzaltersvorsorge, ins-
besondere der betrieblichen Altersvorsorge, die sich in der
Finanzkrise als sicherer als andere kapitalgedeckte Systeme
erwiesen hat, sowie der privaten Altersvorsorge mit gezielten
steuerlichen Anreizen, sollte unter Einbeziehung der Sozial-
partner erfolgen.

3.7 Berufsjahre und Ruhestandsjahre in einem ausgewogenen Ver-
haltnis

3.7.1  Der EWSA ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten
durch aktive Mafnahmen zur Forderung eines lingeren Er-
werbslebens auf freiwilliger Basis zu einer Erhohung des tatsich-
lichen Renteneintrittsalters, die eine langere Erwerbstatigkeit be-
deutet, beitragen konnen. Eine automatische Anhebung des ge-
setzlichen Ruhestandsalters auf Grundlage der prognostizierten
Steigerung der Lebenserwartung konnte sich als kontraproduktiv
erweisen, da dann viele dltere Arbeitnehmer, vor allem solche
mit gesundheitlichen Problemen, gezwungen wiren, sich auf
andere Siulen des sozialen Sicherungssystems zu stiitzen (%).

() ABL C 84 vom 17.3.2011, S. 38-44.

3.7.2  Der EWSA teilt die Sichtweise der Kommission, dass
die Kosten der Rentenreform nicht von Generationen von jun-
gen Arbeitnehmern oder ausschlieflich von den derzeit im Ru-
hestand befindlichen Personen getragen werden sollten. Die Mit-
gliedstaaten haben die Moglichkeit, Reformmafinahmen zu er-
greifen, die die Interessen der Arbeitnehmer oder der Ruhe-
standler nicht verletzen.

3.7.3  Der EWSA empfiehlt den Mitgliedstaaten, Malnahmen
zur Beschriankung des Zugangs zu vorzeitigem Ruhestand unter
gebiihrender Beriicksichtigung der Interessen von Arbeitneh-
mern umzusetzen, die lingere Zeit in besonders anstrengenden
oder gefihrlichen Berufen titig waren oder die schon schr frith
ins Berufsleben (vor dem 18. Lebensjahr) eingetreten sind. Viele
Arbeitnehmer dieser Kategorien wiirden durch eine Einschran-
kung des Zugangs zu Vorruhestandssystemen de facto um ihre
Rentenanspriiche gebracht. Die Kommission stellt fest, dass sol-
che Arbeitnehmer eine geringere Lebenserwartung haben und
einen schlechteren Gesundheitszustand aufweisen als andere.
Fiir diese Regelungen miissen weiterhin die Mitgliedstaaten ge-
mif$ ihrer nationalen Verfahren und Bedingungen und auf der
Grundlage der Vereinbarungen mit den Sozialpartnern zustindig
sein.

3.7.4  Der EWSA nimmt den Standpunkt der Kommission,
dass die von den Mitgliedstaaten unternommenen Reformen
eine Verlingerung der Lebensarbeitszeit zum Ziel haben sollten,
zur Kenntnis. Eine alleinige Anhebung des gesetzlichen Renten-
alters oder eine Kiirzung der Rentenausgaben durch Einfithrung
eines neuen Indexierungssystems konnte fur Millionen von Ru-
hestindlern ein Leben unterhalb der Armutsgrenze bedeuten.

3.7.5  Laut einem Eurostat-Bericht (7) wiren mehr als 35 %
der Arbeitnehmer zwischen 50 und 69 Jahren bereit, iiber die
Altersgrenze von 65 hinaus zu arbeiten. Der EWSA erkennt die
Auffassung der Kommission an, dass die Beseitigung von Hin-
dernissen, die einer Verlingerung des Erwerbslebens entgegen-
stehen, fiir die Mitgliedstaaten ein Losungsweg neben anderen
ist.

3.7.6  Die Kommission stellt fest, dass ein Abbau der Renten-
schere zwischen den Geschlechtern nicht durch eine blofe An-
gleichung des Rentenalters erreicht werden kann, und empfiehlt
den Mitgliedstaaten daher zur Beseitigung der geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede einen Mix aus renten- und beschiftigungs-
politischen Mafnahmen. Der EWSA ruft die Kommission auf,
im Rahmen der Uberarbeitung der EU-Gesetzgebung zu Renten
und Pensionen die Einfithrung von Vorschriften zur Gleichstel-
lung von Ménnern und Frauen zu erwégen.

3.8 Ausbau der privaten Zusatz-Altersvorsorge

3.8.1  Der EWSA begriiit die Entscheidung der Kommission,
die Pensions- und Rentengesetzgebung der EU auszubauen. Der
EWSA ist jedoch der Ansicht, das dabei nicht nur Aspekte im
Zusammenhang mit den grenziiberschreitenden Aktivititen von
Pensionsfonds und der Arbeitnehmermobilitit eine Rolle spielen
sollten, sondern auch Fragen beziiglich der Aufsicht und der
Uberwachung von Rentenkassen, der Verwaltungskosten, der
Verbraucherinformation und des Verbraucherschutzes beriick-
sichtigt werden sollten.

(') Aktives Altern und Solidaritit zwischen den Generationen — ein
statistisches Protrait der Europiischen Union 2012, S. 57.
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3.8.2  Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag der Kommission,
durch die Verkniipfung nationaler Dienste einen EU-weiten Pen-
sions- und Rentenaufzeichnungsdienst zu schaffen. Dies wire
fur Personen, die in mehreren Mitgliedstaaten gearbeitet haben,
von grofem Nutzen.

3.8.3 Im WeilSbuch wird nicht der richtige Ansatz verfolgt,
um ein kostengiinstiges System der betrieblichen Altersversor-
gung und damit dessen kiinftiges Wachstum zu gewihrleisten.
Der EWSA unterstiitzt insbesondere nicht das erklirte Ziel, die
IORP-Richtlinie zu iiberarbeiten, um "einheitliche Rahmenbedin-
gungen mit Solvabilitit II" herzustellen. Solche Mafinahmen
konnen nicht mit der Notwendigkeit der Schaffung einheitlicher
Rahmenbedingungen mit Rentenversicherungsfonds begriindet
werden, weil diese anders operieren. Meistens operieren Renten-
fonds nicht auf Endnutzermirkten und/oder sind gemeinniitzige
Organisationen. Sie werden im Allgemeinen durch einen Arbeit-
geber oder eine Gruppe von Arbeitgebern in einer Branche
bereitgestellt, wihrend Rentenversicherungsprodukte auch Ein-
zelpersonen angeboten werden konnen. Rentenfonds haben ei-
nen kollektiven Charakter (sie sind Gegenstand einer kollektiv-
rechtlichen Vereinbarung). Der EWSA befiirwortet jedoch die
Anstrengungen der Kommission zur Einfihrung speziell kon-
zipierter MafSnahmen zur Sicherung der Pensions- und Renten-
fonds.

3.8.4  Neben staatlichen Rentensystemen wurden zusitzliche
erginzende Kollektivsysteme entwickelt. Da diese den Ruhe-
standlern ein Zusatzeinkommen bieten, sollten sie auf die ge-
samte Arbeitnehmerschaft ausgeweitet werden. Sie sollten je-
doch keine Alternative zur Zahlung staatlicher Renten sein

Briissel, den 12. Juli 2012

und diese keinesfalls beeintrichtigen, da sie auf kollektivrecht-
lichen Vereinbarungen beruhen. Alle Arbeitnehmer in einer
Branche oder einem Unternehmen sollten Zugang zu diesen
Zusatzsystemen haben, bei denen im Ubrigen Frauen und Man-
ner gleich behandelt werden. AufSerdem ist es wichtig, dass die
Sozialpartner in die Umsetzung und Uberwachung der Verwal-
tung dieser Systeme einbezogen werden. Neben den erginzen-
den Rentensystemen, die normalerweise als Investitionsfonds
operieren, sollten die Sozialpartner auch nach Losungen fir
andere Risiken suchen, die oft zu Einschnitten bei kiinftigen
Altersbeziigen fihren (z.B. Risiken wihrend des gesamten Le-
bens, in Zeiten von Krankheit oder sogar von Arbeitslosigkeit
oder familidr begriindeter Nichterwerbstitigkeit), um ein an-
gemessenes Niveau der kiinftigen Renten und Pensionen sicher-
zustellen.

3.9 Einfilhrung von EU-Instrumenten

3.9.1 Der EWSA fordert die Kommission dringend auf, alle
verfiigharen Rechts-, Finanz- und Koordinierungsinstrumente
einzusetzen, um die Mitgliedstaaten in ihren Bemiithungen um
die Gewidhrleistung angemessener und sicherer Renten- und
Pensionssysteme zu unterstiitzen. Zur Erreichung der diesbeziig-
lichen Ziele ist es ferner unabdingbar, die Sozialpartner und die
Organisationen der Zivilgesellschaft in alle Phasen der Beratung,
Gestaltung und Umsetzung der Mafnahmen zur Renten- und
Pensionsreform einzubinden. Beim Vorschlag eines Rechtsakts,
der sich nicht unmittelbar auf die Renten- und Pensionssysteme
bezieht, ist auch eine Abschitzung seiner Folgen fiir diese Sys-
teme (insbesondere hinsichtlich ihrer Stabilitit und der Hohe
kiinftiger Renten- und Pensionsleistungen) vorzunehmen.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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ANHANG

zu der Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Folgende abgelehnte Anderungsantrige erhielten mindestens ein Viertel der abgegebenen Stimmen (Artikel 54 Absatz 3
der Geschiftsordnung):

Ziffer 3.6.1 Buchstabe b.
Andern:

"Eine Einschrinkung des Zugangs zu vorzeitigem Ruhestand sollte die besondere Situation bestimmter Gruppen von Arbeit-
nehmem beruckstchtlgen vor allem der}emgen die langere Zelt in besonders anstrengenden oder gefihrlichen Berufen tatig waren

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 88
Nein-Stimmen: 124

Enthaltungen: 14

Ziffer 3.7.1
Andern:

"Der EWSA ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten durch aktive Mafnahmen zur Forderung emes—lﬁngeﬁeﬂ iber das
gesetzllche Rentenemmttsalter hinaus dauemde Erwerbslebens auf freiwilliger Basis :

—Dbeitragen konnen. Eine automatische Anhebung des gesetzlichen
Ruhestandsalters auf Grundlage der prognostizierten Stelgerung der Lebenserwartung konnte sich als kontraproduktiv erweisen,
da dann viele dltere Arbeitnehmer, vor allem solche mit gesundheitlichen Problemen, gezwungen wren, sich auf andere Siulen
des sozialen Sicherungssystems zu. stiitzenS."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 80
Nein-Stimmen: 135

Enthaltungen: 10

Ziffer 3.7.3
Andern:

"Der EWSA empfiehlt den Mitgliedstaaten, Mafnahmen zur Beschrinkung des Zugangs zu vorzeitigem Ruhestand unter
gebiihrender Beriicksichtigung der Interessen von Arbeltnehmem umzusetzen, die langere Zeit in besonders anstrengenden
oder gefihrlichen Berufen titig waren ode A e h getreter—sind. Viele
Arbeitnehmer dieser Kategorien wiirden durch eine Emschmnkung des Zugangs zu Vorruhestandssystemen de facto um ihre
Rentenanspriiche gebracht. Die Kommission stellt fest, dass solche Arbeitnehmer eine geringere Lebenserwartung haben und einen
schlechteren Gesundheitszustand aufweisen als andere. Fiir diese Regelungen miissen weiterhin die Mitgliedstaaten gemdfS ihrer
nationalen Verfahren und Bedingungen und auf der Grundlage der Vereinbarungen mit den Sozialpartnern zustindig sein."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 88
Nein-Stimmen: 124

Enthaltungen: 14
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine
Verordnung des Rates iiber das Programm ,Europa fiir Biirgerinnen und Biirger* fiir den Zeitraum
2014-2020“

COM(2011) 884 final — 2011/0436 (APP)
(2012/C 299/22)

Berichterstatter: Andris GOBINS

Die Europdische Kommission beschloss am 19. Mdrz 2012, den Europiischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemifl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Rates iiber das Programm ,Europa fiir Biirgerinnen und Biirger* fiir den Zeitraum

2014-2020"

COM(2011) 884 final — 2011/0436 (APP).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 27. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
140 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss unter-
stiitzt nachdriicklich die Fortsetzung des Programms "Europa
fur Biirgerinnen und Biirger" und das diesem zugrundeliegende
Ziel der Forderung und Unterstiitzung der aktiven Teilhabe der
europdischen Biirgerinnen und Biirger am politischen und so-
zialen Leben, der Solidaritit und der Zusammenarbeit auf
Grundlage der gemeinsamen Werte und der europdischen Iden-
titat.

1.2 Aktive Unionsbiirgerschaft umfasst sowohl die Mitwir-
kung einzelner Biirger, Biirgergruppen und zivilgesellschaftlicher
Organisationen einschlieflich der Sozialpartner an der Gestal-
tung der Politik (vertikaler Dialog zwischen der Zivilgesellschaft
und den Behorden) als auch deren Vernetzung und Zusammen-
arbeit untereinander (horizontaler Dialog). Der EWSA nimmt
erfreut zur Kenntnis, dass im vorliegenden Vorschlag beiden
Aspekten Rechnung getragen wird, auch wenn der horizontale
Dialog genauer ausgearbeitet werden konnte.

1.3 Der EWSA unterstiitzt im Grofen und Ganzen den Vor-
schlag der Europiischen Kommission, spricht sich aber fiir eine
stiarkere Beteiligung des Europiischen Parlaments, des EWSA,
des Ausschusses der Regionen und der Partner des strukturierten
Dialogs an der Gestaltung, Uberwachung und Bewertung des
Programms aus. Diese Stellungnahme enthidlt Empfehlungen
und konkrete Anderungsvorschlige, die es ermdglichen werden,
das Programm weiter zu vervollkommnen, es den Biirgern ni-
her zu bringen und es noch mehr auf ihre Bediirfnisse ab-
zustimmen.

1.4 Auch die Europiische Kommission erkennt an, dass die
EU-Institutionen derzeit mit einem ernsthaften Legitimations-
problem zu kidmpfen haben. Das geringe Vertrauen der Biirger,
die Apathie und die fehlende Einbindung in die Beschlussfas-
sung untergraben die ideellen Fundamente der Europiischen

Union, behindern die qualitative Beschlussfassung und hemmen
die langfristige Entwicklung der EU ('). Leidtragende sind alle
Ebenen der offentlichen Verwaltung: die lokale, nationale, die
grenziiberschreitende und die europiische Ebene. Da die vor-
geschlagene Finanzierung des Programms fiir die Durchfithrung
der notwendigen Arbeiten nicht ausreicht, muss alles daran
gesetzt werden, die Finanzmittel aufzustocken.

1.5 Das Programm "Europa fiir Birgerinnen und Biirger"
muss den im Vertrag von Lissabon festgeschriebenen demokra-
tischen Grundsitzen Rechnung tragen und diesen in Europa
mehr Geltung verschaffen. Insbesondere muss es dazu beitragen,
die in Art. 10 und 11 EUV verankerten Mechanismen der Teil-
habe zu fordern und fir mehr Transparenz zu sorgen. Das
Programm kann seine Wirkung jedoch nur dann ginzlich ent-
falten, wenn auch die EU-Institutionen ihre Hausaufgaben ma-
chen und zur Verwirklichung der genannten Artikel beitragen,
u.a. durch Griinbiicher. Gleichzeitig jedoch darf keine der Ge-
neraldirektionen der Kommission sich durch das Programm von
ihrer Verpflichtung entbunden fiihlen, mit Hilfe ihrer finanziel-
len und anderen Ressourcen die gesellschaftliche Teilhabe, den
Dialog und die Partnerschaft in ihrem Tatigkeitsbereich starker
als bisher zu fordern.

1.6 Der EWSA teilt die von vielen Organisationen der Zivil-
gesellschaft geduferten Bedenken, dass die jdhrlichen Arbeits-
programme die langfristig bedeutenden Themen des Programms
tibermafig einengen oder auch verschleiern konnten und/oder
dass sie der Offentlichkeit die Moglichkeit nehmen kénnten,
sich an der Festlegung ihrer Priorititen zu beteiligen.

1.7  Das Kapitel tiber das Geschichtsbewusstsein sollte dazu
beitragen, die gemeinsame Identitit und die gemeinsamen
Werte zu fordern. Der EWSA unterstiitzt die im Programm

() ABL C 181 vom 21.6.2012, S. 137-142.
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angeregte Erweiterung um das Gedenken an die Opfer des Na-
tionalsozialismus und des totalitiren Kommunismus — auch
nach 1953 — und die Bedeutung der Gesellschaft fiir die Wie-
dervereinigung Europas, das lange Zeit getrennt war.

1.8 Der EWSA unterstreicht die Notwendigkeit einer nach-
haltigen, inhaltsreichen und moglichst gut strukturierten Betei-
ligung der Offentlichkeit an der Entscheidungsfindung auf allen
Ebenen und in allen Phasen dieses Prozesses.

Zu diesem Zweck regt der EWSA zusitzlich zu den oben ge-
nannten Punkten folgendes an:

— Es sollte Subventionen den Vorzug gegeben werden, durch
die der Strukturwandel, die Biirgerbeteiligung und die Nut-
zung des institutionellen Geddchtnisses gefordert werden.
Dariiber hinaus sollte gewihrleistet sein, dass der Ubergang
vom jetzigen zum kommenden Haushaltszeitraum in dem
Programm reibungslos vollzogen wird. Notigenfalls muss
eine Ubergangsperiode geschaffen werden, um die Verwirk-
lichung der Ziele in der Zwischenphase sicherzustellen.

— Das wichtigste Auswahlkriterium des Programms miissen
die europdische Dimension und die Beteiligung der Biirger
an Fragen betreffend die Europaische Union sein, nicht je-
doch die Verwirklichung auf européischer Ebene. Die Mdg-
lichkeit einer Subventionierung der Teilnahme am EU-Be-
schlussfassungssystem auf nationaler Ebene sollte ebenfalls
vorgesehen sein.

— In den Lenkungsausschuss des Programms sollten Vertreter
des EWSA, des Ausschusses der Regionen sowie Partner des
strukturierten Dialogs einbezogen werden. Dariiber hinaus
sollte die Verwaltung der Projekte, unter anderem das Be-
wertungssystem, vereinfacht werden, ohne jedoch die erfor-
derliche Kontrolle zu vernachlissigen.

— Auch die Titigkeit von Freiwilligen sollte als Kofinanzierung
anerkannt werden. Dariiber hinaus sollte eine besondere
Unterstiitzung oder eine besondere Kategorie kleiner Pro-
jekte in den Mitgliedstaaten vorgesehen werden, in denen
die Bedingungen fiir die Tatigkeit zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen hinsichtlich der Zielbereiche des Programms
besonders prekdre Bedingungen herrschen oder in denen
die Teilhabe schwach ausgeprigt ist.

— In den Fillen, in denen Projekte von einer Verwaltungs-
behorde, einer Agentur oder einer anderen Einrichtung vor-
geschlagen werden, die zum grofen Teil aus Steuern, Ab-
gaben oder vergleichbaren Geldern bezahlt werden, sollte
eine verpflichtende Partnerschaft mit mindestens einer zivil-
gesellschaftlichen Organisation vorgesehen werden. Durch
Stadtepartnerschaften und andere Projekte sollte insbeson-
dere die Zusammenarbeit zwischen Ost und West gefordert
werden.

2. Allgemeine Bemerkungen - Inhalt des Programms

2.1 Das Programm "Europa fiir Biirgerinnen und Biirger"
muss in der Praxis dazu beitragen, die im Vertrag von Lissabon
niedergelegten demokratischen Normen, insbesondere Art. 10

und 11 EUV, mit Leben zu erfilllen. Die europaische Biirger-
initiative ist nur eine der in dem Vertrag vorgesehenen Moglich-
keiten der Teilhabe; andere sollten rasch folgen. Auch dieses
Programm wird erfolgreich sein, wenn die EU die politischen
Hausaufgaben besser erledigt, wie sie in fritheren EWSA-Stel-
lungnahmen dargelegt werden, darunter die Erarbeitung von
Griinbiichern zur Birgerbeteiligung.

2.2 Derzeit besteht die einzige explizit benannte Rechts-
grundlage des Vorschlags in Artikel 352 des Vertrags iiber die
Arbeit der europiischen Union (AEUV) (?). Der EWSA fordert
die Kommission auf darzulegen, in welchen Artikeln der Ver-
trage die Zielsetzungen verankert sind. Es handelt sich insbeson-
dere um Artikel 10 und 11 EUV sowie Artikel 15 AEUV (3).
Dariiber hinaus enthilt die Begriindung einen Verweis auf Ar-
tikel 39 der Grundrechtecharta, in der es um das aktive und
passive Wahlrecht zum Europdischen Parlament geht, aber kei-
nen Verweis auf die iibrigen Artikel dieser Charta wie Artikel 11
(Freiheit der Meinungsduflerung und Informationsfreiheit), Arti-
kel 12 (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit), Artikel 41
(Recht auf eine gute Verwaltung), Artikel 20 bis 26, die gleiche
Rechte und Schutz fiir Einzelne und verschiedene gesellschaftli-
che Gruppen vorsehen, und andere (4). Allerdings kann das Pro-
gramm weder das einzige noch das wichtigste Instrument zum
Erreichen der oben genannten Ziele sein.

2.3 Der EWSA unterstreicht, dass Teilhabe und aktiver Biir-
gersinn einen allgemeingiiltigen und unteilbaren Wert darstellen,
und dass alle Ebenen der offentlichen Verwaltung — die lokale,
die nationale und die europidische Ebene — miteinander ver-
kniipft sind. Viele Entscheidungen im Zusammenhang mit der
Européischen Union zeigen massive Auswirkungen auf lokaler
und nationaler Ebene. Die Entscheidungen der EU ihrerseits
werden auf nationaler und lokaler Ebene angestoen und mit-
gestaltet. Das Programm muss dieser Realitdt Rechnung tragen
und mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet werden, wobei
die europdische Dimension als Prioritit aufrechterhalten wird,
ganz gleich, ob das Projekt auf nationaler oder europdischer
Ebene umgesetzt wird. Solche Projekte miissen auch ohne in-
ternationale Partner umsetzbar sein. Wiinschenswerterweise soll-
ten im Zuge der erweiterten Finanzierung auch die fiir die Pro-
jektdurchfihrung auf lokaler Ebene zustindigen Akteure unter-
stiitzt werden, die in die Beschlussfassung auf EU-Ebene ein-
bezogen sind.

2.4 Der EWSA weist darauf hin, dass die Arbeit der zivilge-
sellschaftlichen Organisationen insbesondere in der derzeitigen
Wirtschaftskrise von besonderer Bedeutung ist, diese aber von
der Krise und dem Mangel an zur Verfiigung stehenden Finanz-
mitteln sehr hart getroffen wurden. Besonders wichtig sind da-
her langfristige administrative Subventionen, die Forderung des
strukturierten Dialogs und die Unterstiitzung von Organisatio-
nen mit "Wachhundfunktion" sowie die Mitwirkung an der
Losung aktueller europiischer Fragen. Dariiber hinaus muss
das Programm insbesondere den Beitrigen, Erkenntnissen und
Ergebnissen der europdischen Themenjahre 2011-2013 Rech-
nung tragen und die Empfehlungen der Zivilgesellschaft ein-
schlieflich der Sozialpartner entsprechend beriicksichtigen.

() COM(2011) 884 final.
() ABL C 83 vom 30.3.2010.
( ABL C 83 vom 30.3.2010.
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2.5  Aktiver Biirgersinn und Teilhabe stehen in einem logi-
schen Zusammenhang mit Aktivititen zur Forderung des Aus-
tauschs von Informationen und Ideen sowie zur Forderung von
Diskussionen iiber die gemeinsame Identitit, Werte und Ge-
schichte. Der EWSA unterstiitzt den im Programm enthaltenen
Vorschlag, in das Kapitel tiber das historische Gedachtnis das
Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus und des tota-
litiren Kommunismus auch nach 1953 aufzunehmen. Offent-
liche Debatten, die zu einem vollstindigeren Verstindnis der
europdischen Geschichte und entsprechenden Lehren fur die
Zukunft fithren, sollten unterstiitzt werden, wobei die Bedeu-
tung der Gesellschaft fir die Wiedervereinigung Europas, das
lange Zeit getrennt war, hervorzuheben ist. Besondere Aufmerk-
samkeit muss dem Geschichtsbewusstsein der Jugendlichen ge-
widmet werden, denn dies ist die Grundlage fiir die gemeinsame
Zukunft der EU, fur Freiheit und Prosperitit.

2.6 Nach Ansicht des EWSA miissen in die Projekte und
Aktionen im Rahmen des Programms "Europa fiir Biirgerinnen
und Biirger", insbesondere in die Stidtepartnerschaften, nicht
nur Beamte und offizielle Vertreter von Institutionen, sondern
in verstarktem Mafle auch die Biirger eingebunden werden. Wer-
den Projekte von einer Verwaltungsbehorde, einer Agentur oder
einer anderen Einrichtung vorgeschlagen, die zum groflen Teil
aus Steuern, Abgaben oder vergleichbaren Geldern bezahlt wer-
den, sollte eine verpflichtende Partnerschaft mit mindestens ei-
ner zivilgesellschaftlichen Organisation vorgesehen werden. Be-
sonderes Augenmerk sollte der Ankniipfung neuer Partnerschaf-
ten, insbesondere zwischen Ost und West, gelten.

3. Spezifische Anmerkungen

Koordination des Programms "Europa fiir Biirgerinnen und Biirger"
mit anderen Programmen

3.1  Der EWSA begriifit die an dem urspriinglichen Vorschlag
vorgenommenen Verbesserungen, die eine bessere Zusammen-
arbeit und Koordinierung zwischen "Europa fiir die Biirgerinnen
und Biirger" und anderen Programmen, insbesondere Nachbar-
schaftsprogrammen, vorsehen. Entsprechend Artikel 11 des
Vorschlags und zur Erreichung der Ziele der Europa-2020-Stra-
tegie ist dariiber hinaus eine bessere Koordinierung mit INTER-
REG sowie Medien- und Jugendprogrammen erforderlich.

3.2 Der EWSA ruft dazu auf, unverziiglich mit der koor-
dinierten Vermittlung von Informationen iiber dieses und an-
dere EU-Programme zu beginnen, damit alle Biirgerinnen und
Biirger auf einen Blick sehen kénnen, welche Moglichkeiten fiir
sie in Frage kommen. Wie aus einer 6ffentlichen Konsultation
der Europiischen Kommission hervorgeht (°), haben die Biirger
oft keine klare Vorstellung davon, welche Aktivititen schwer-
punktmifig im Rahmen welches Programms unterstiitzt wer-
den. Besonderes Augenmerk sollte den Jugendlichen gelten.

3.3 Wie in einer seiner fritheren Stellungnahmen ruft der
EWSA erneut dazu auf, die Koordinierung wesentlich zu ver-
bessern, z.B. durch Schaffung eines selbstindigen interinstitutio-
nellen, aus Vertretern der verschiedenen Generaldirektionen der
Kommission und der iibrigen EU-Institutionen bestehenden Gre-
miums fiir aktive Unionsbiirgerschaft und Teilhabe (°).

(°) Ergebnis einer Online-Konsultation der Europdischen Kommission
(2010-2011).
(°) ABL C 28 vom 3.2.2006, S. 29-34.

Finanzielle Aspekte

3.4  Die Finanzierung des Programms ist vollig unzureichend.
Der EWSA ist sich dessen bewusst, dass die Aufstockung der
Finanzierung fiir das Programm "Europa fiir Biirgerinnen und
Biirger" in der derzeitigen Krisensituation eine finanzielle und
politische Herausforderung ist, betont aber die absolut grund-
legende Bedeutung des Programms und weist darauf hin, dass
dessen Finanzierung im Prinzip um ein Mehrfaches aufgestockt
werden miisste. Die derzeitige Finanzierung reicht nicht nur
nicht aus, um im europiischen Mafistab greifbare Ergebnisse
zu erzielen (), sondern fithrt auch dazu, dass sich potenzielle
Antragsteller in jhren Hoffnungen getduscht sehen. Beim der-
zeitigen Umfang der Finanzierung stellt sich die Frage nach der
Bedeutung der Biirgerbeteiligung am Entscheidungsfindungspro-
zess und nach dem Engagement der Entscheidungstriger fiir die
Erfillung des Vertrags von Lissabon.

3.5 Der EWSA ruft dazu auf, nach zusitzlichen Finanzie-
rungsquellen fiir das Programm zu suchen, darunter auch Mittel
anderer Programme, die im Programmzeitraum von "Europa fiir
Biirgerinnen und Biirger" nicht ausgeschopft werden.

3.6 Um eine breite und inklusive Teilhabe an diesem Pro-
gramm zu gewdahrleisten und die Diskriminierung kleiner und
finanziell schwicher ausgestatteter Organisationen zu vermeiden
sowie den Wirkungsgrad des Programms, unter anderem in der
offentlichen Wahrnehmung, zu erhéhen, ruft der EWSA dazu
auf, auch kleine Projekte zu unterstiitzen, die eine europdische
Dimension aufweisen. Im Vergleich zum derzeitigen Programm
missen, vor allem fiir zivilgesellschaftliche Projekte, die
Schwelle des minimalen Projektumfangs und der Kofinanzie-
rungsbetrage gesenkt werden, der Umfang der Vorfinanzierung
erhoht und die Bedingung, Partner aus anderen Lindern zu
beteiligen, aufgehoben sowie der Verwaltungsaufwand vermin-
dert werden, wobei erforderlichenfalls gleichzeitig die notwen-
dige Aufsicht zu gewihrleisten ist. Im neuen Programmzeitraum
muss staatsbiirgerlichen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen geringer Grofe die Moglichkeit eingeraumt werden, Antrige
auf Zuschiisse zu stellen, ohne selbst Eigenbeitrage in Hohe von
mehreren Zehntausend von Euro leisten zu miissen. Der gegen-
wirtig vorgesehene mittlere Projektumfang von 80 000 EUR
gibt Anlass zur Besorgnis. Bei der Programmplanung sind
auch andere Aspekte moglicher Diskriminierungen bestimmter
Antragsteller oder Zielgruppen in den Programmbestimmungen
sorgfaltig zu priffen und zu beseitigen.

3.7 Der EWSA fordert die Europdische Kommission auf,
Moglichkeiten fiir eine besondere Unterstiitzung oder zur Schaf-
fung einer besonderen Kategorie kleiner Projekte in Mitglied-
staaten zu priifen, in denen fiir die Tatigkeit zivilgesellschaftli-
cher Organisationen hinsichtlich der Zielbereiche des Pro-
gramms besonders prekdre Bedingungen herrschen oder in de-
nen die Teilhabe schwach ausgeprigt ist.

3.8  Fur den neuen Programmzeitraum muss eine wirksame
Methode gefunden werden, Freiwilligenarbeit als Teil des ent-
sprechenden Eigenanteils anzurechnen (%).

() Siehe Fulinote 6.
(%) ABL C 325 vom 30.12.2006, S. 46-52.
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3.9  Die Forderung staatsbiirgerlicher Aktivitit und die Star-
kung staatsbiirgerlicher Werte in der jungen Generation der
Europder ist eine vorrangige Herausforderung und Verpflichtung
der EU fir die Zukunft. Der EWSA fordert die Europiische
Kommission unter anderem auf, die Maoglichkeit einer breiter
angelegten Einbindung von Jugendprojekten in das Programm
zu priifen, die im Rahmen von "Erasmus fiir alle" nicht fort-
gesetzt werden, insbesondere von "Jugend in Aktion"-Projekten.
Eine weitere denkbare thematische Neuerung wiren Projekte zur
Forderung der sozialen Verantwortung von Unternehmen.

Steuerung und Verwaltung des Programms

3.10 Insbesondere fur die in Ziffer 3.6 erwihnten kleinen
Projekte ist eine dezentrale Programmverwaltung wiinschens-
wert. Bereits jetzt verspricht die Kommission, weitestgehend
auch ihre Vertretungen in den Mitgliedstaaten einzubinden (%),
um die AuBenwirkung des Programms zu erhohen, doch sollte
erwogen werden, diese Vertretungen oder andere Strukturen auf
nationaler Ebene auch verstirkt zur Verwaltung einzelner Pro-
grammbereiche heranzuziehen. Die Offentlichkeitsarbeit und die
Programmverwaltung erginzen sich gegenseitig. Eine alternative
Losung bestiinde darin, die Durchfithrung mehrerer kleiner Pro-
jekte zu ermoglichen und dazu auf Globalzuschiisse zuriick-
zugreifen.

3.11 Die Programmverwaltung muss weitestgehend offen
und transparent gestaltet werden. Der EWSA begriifit die Kon-
sultationen der Europiischen Kommission, die im Rahmen des
Programms bereits stattfinden. Angesichts des besonderen Cha-
rakters des Programms sollte allerdings eine Maoglichkeit gefun-
den werden, Vertreter des Ausschusses der Regionen, des EWSA
und der Partner des strukturierten Dialogs in die Arbeit des
Lenkungsausschusses einzubeziehen, die den Status von Sach-
verstandigen, Mitgliedern, Beobachtern o. 4. erhalten konnten,
und/oder eine formelle oder informelle interinstitutionelle Ar-
beitsgruppe zur Erarbeitung des Jahresprogramms zu bilden.
Dadurch wird bereits in einem frithen Stadium des Entschei-
dungsprozesses der Gedanke der Partnerschaft mit Leben erfiillt
und ein wirksamer Informationsaustausch gewihrleistet. Des
Weiteren miissen diese Vertreter eng in alle Phasen der Pro-
grammbewertung und der Erarbeitung des kiinftigen Programms
eingebunden werden (19).

3.12  Die von der Zivilgesellschaft benannten Risiken im Zu-
sammenhang mit den jihrlichen Priorititen, den kurzfristigen
Aktivitaten oder Kampagnen des Programms miissen neutrali-
siert werden. Sie diirfen die grundlegenden Ziele des Programms
nicht verschleiern oder einseitig einengen. Die Zivilgesellschaft
muss die Moglichkeit haben, selbst aktuelle Projektthemen aus-
zuwihlen, die den grundlegenden Zielen des Programms Rech-
nung tragen.

3.13  Der EWSA besteht auf die Einfihrung eines zweistufi-
gen Systems zur Projektbewertung. Die Zahl der Antrige, die
aufgrund unzureichender Finanzierung abgewiesen werden, ist
beeindruckend; zur Zeit wird in den einzelnen Programmberei-
chen lediglich eines von etwa 20 Projekten unterstiitzt. Das
Programm darf die Finanzmittel der Organisationen nicht un-
notig verschwenden, diesen auf diese Weise Schaden zufiigen

() COM(2011) 884 final.
("9 Siehe Fuflnote 6.

und den grundlegenden Zielen des Programms zuwiderlaufen.
Dariiber hinaus missten mehrere Fristen fiir die Einreichung
von Projekten festgelegt werden.

3.14  Bei der Planung der Verwaltungskosten fiir das Pro-
gramm, die derzeit mit etwa 11 % der vorgesehenen Gesamt-
mittel fiir das Programm iiberproportional hoch erscheinen, regt
der EWSA an, die Kosten-/Nutzen-Analyse (') heranzuziehen
und die in dieser Stellungnahme vorgelegten Vorschlige zur
Kostenreduzierung zu Dberiicksichtigen, u.a. durch Global-
zuschiisse, durch die Auswahl von Projektvorschligen in zwei
Stufen usw.

3.15 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Kontaktstellen fiir
das Programm "Europa fiir Biirgerinnen und Biirger" in den
einzelnen Mitgliedstaaten — so noch nicht geschehen — unver-
ziiglich eingerichtet sowie ihre Titigkeit und Offentlichkeits-
wirksamkeit ausgebaut werden sollten.

Effizienz, Nachhaltigkeit und die Auswirkungen der eingesetzten Mittel

3.16  Sowohl die Europdische Kommission als auch viele der
von ihr befragten (12) Vertreter der Zivilgesellschaft rdumen ein,
dass das Programm in Zukunft viel enger mit dem tatsdchlichen
und konkreten Beschlussfassungsprozess und der politischen
Agenda in Europa verkniipft sein muss. Der EWSA begriiflt
die Tatsache, dass als eines der Ergebniskriterien des neuen Pro-
gramms die Zahl und die Qualitdt derjenigen politischen Initia-
tiven gelten, die als Ergebnis der durch das Programm unter-
stittzten Maffnahmen ins Leben gerufen wurden. Auf diese
Weise kann das Programm einen Beitrag zur Verwirklichung
von Artikel 11 EUV leisten. Des Weiteren begriifst der EWSA
die Forderung der Kommission, bewahrte Verfahrensweisen aus-
zutauschen und Ideen auf dem Gebiet der Biirgerbeteiligung zu
sammeln ('3).

3.17  Alle durch das Programm unterstiitzten Tatigkeiten
miissen Ergebnisse zeitigen, die in der Praxis angewandt werden
konnen, von Dauer und nachhaltig sind und eine grofSe Offent-
lichkeitswirkung haben. Derartige Ergebnisse miissen auch dann
erzielt werden, wenn es um die Durchfithrung von Diskussionen
und punktuellen Biirgerbegegnungen sowie den Aufbau gegen-
seitiger Kontakte geht. Die Veranstaltungen des Ratsvorsitzes
beispielsweise konnten zum Teil zu regelméfSigen Konsultations-
foren zwischen der Zivilgesellschaft und den EU-Institutionen
ausgeweitet werden.

3.18  Der EWSA spricht sich dafiir aus, den Zugang zu den
Betriebskostenzuschiissen zu erleichtern, wobei der europii-
schen, aber auch der nationalen Ebene besondere Aufmerksam-
keit zu schenken ist, denn gerade solche Zuschiisse versetzen
die Organisationen in die Lage, allgemeine Kompetenzen zu
entwickeln, ihre Fahigkeiten zur Teilhabe am politischen Gestal-
tungsprozess auszubauen und rasch auf neue Herausforderun-
gen zu reagieren (14). Tatsdchlich sind die Projektzuschiisse hdu-
fig auf bestimmte Aktivititen ausgerichtet, so dass es oft schwer
ist, durch sie die Nachhaltigkeit zu gewdhrleisten, das

(") Der Kommissionsvorschlag sieht vor, dass im Zeitraum 2014-2020
insgesamt 229 Mio. EUR fiir das Programm "Europa fiir Biirgerin-
nen und Biirger" bereitgestellt werden, von denen 206 Mio. EUR
unmittelbar fir die Verwirklichung der Programmziele bestimmt
sind, wihrend mit 23 Mio. EUR die Verwaltungsausgaben bestritten
werden. Siche COM(2011) 884 final, Anlage 2011/0436 (APP).

('?) Ergebnis einer Online-Konsultation der Europdischen Kommission
(2010-2011).

(%) COM(2011) 884 final.

(*%) Siehe auch die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche des
Europdischen Parlaments (Referat fiir haushaltspolitische Fragen) er-
arbeitete Studie zur Finanzierung von Nichtregierungsorganisatio-
nen (NRO) aus dem EU-Haushalt (provisorische Fassung), 2010.
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institutionelle Gedachtnis zu stirken und die Qualitat der Tatig-
keiten aufrechtzuerhalten. Die durchschnittliche Hohe der Zah-
lungen, die Zahl der Projekte und andere in der Anlage zum
derzeitigen Vorschlag aufgefiihrte Indikatoren miissen tiberpriift
werden. Organisationen mit geringeren Finanz- und Verwal-
tungskapazititen sollten nicht durch hohe Schwellen wie Ko-
finanzierungssitze u.a. diskriminiert werden. Es wire zielfithren-
der, die Mindesthohe der Zuschiisse entweder gar nicht oder auf
niedrige Betrage festzulegen und so die Zahl der Begiinstigten
zu erhohen undfoder den Forderzeitraum zu verlingern.

3.19  Ebenfalls wiinschenswert wire eine breite Nutzung
langfristiger Strukturfordermittel fiir verldssliche Partner und
eine Verlangerung der Hochstlaufzeit fir die iibrigen Projekte
je nach dem Erfordernis des konkreten Projekts.

4. Erginzende Empfehlungen zum Vorschlag der Europii-
schen Kommission

In den folgenden Anderungsvorschligen legt der EWSA
seinen Standpunkt zu verschiedenen grundlegenden Aspek-
ten des Programms dar. Um die Uberlegungen aus Ziffer 1
aufzugreifen und die innere Logik des Textes zu gewihr-
leisten, miissen eventuell noch weitere Anderungen im
Wortlaut des Vorschlags, der Begriindung und des Anhangs
vorgenommen werden.

4.1  Der EWSA empfiehlt, im 4. Erwdgungsgrund der Praam-
bel die Aussage "Die europiische Biirgerinitiative ist eine einzig-
artige Moglichkeit, die Biirgerinnen und Biirger direkt an der
Gestaltung der EU-Rechtsvorschriften mitwirken zu lassen" (1%)
entweder zu ergidnzen oder zu streichen, weil dadurch Zweifel
iiber die Umsetzung der iibrigen Bestimmungen des Vertrags
von Lissabon aufkommen konnten.

4.2 Der EWSA schlagt vor, im vierten Erwidgungsgrund der
Praambel den Ausdruck "..., sind eine Vielzahl an Aktionen und
koordinierten Bemithungen durch Aktivitdten auf transnationaler
und EU-Ebene notwendig" in Ubereinstimmung mit Ziffer 2.3
und 3.6 durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: "... auf trans-
nationaler und EU-Ebene sowie unter Beriicksichtigung der euro-

pdischen Dimension auf der Ebene der Mitgliedstaaten ...".

43  Im zehnten Erwigungsgrund der Praambel sollte nach
Ziffer 2.3 und 3.6 der Wortlaut "an transnationalen Projekten
und Aktivititen" durch "an den Projekten und Aktivititen des
Programms" ersetzt werden.

4.4  Der EWSA spricht sich dafiir aus, Erwdgungsgrund (14)
der Praambel wie folgt zu ergdnzen: "... in Zusammenarbeit mit
der Kommission, den Mitgliedstaaten, dem Ausschuss der Re-
gionen, dem Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss,
den Vertretern des strukturierten Dialogs sowie mit einzelnen
Vertretern der europdischen Zivilgesellschaft".

4.5  In Erwidgungsgrund (16) der Praambel sollte die Formu-
lierung "direkt in Bezug mit den EU-Strategien" durch "direkt in

(%) Siehe Fulnote 13.

Bezug mit der Politik in EU-Angelegenheiten" und die Formu-
lierung "Gestaltung der politischen Agenda der EU" durch "Ge-
staltung der politischen Agenda im Hinblick auf EU-Angelegen-
heiten" ersetzt werden.

4.6 In Anlehnung an die in Ziffer 3.13 dieser Stellungnahme
gemachten Beobachtungen sollte in Erwdgungsgrund (16) der
Praambel der zweite Satz wie folgt ergdnzt werden: "... Pau-
schalfinanzierungen, Pauschalsitzen und standardisierten Ein-
heitskosten sowie durch eine zweistufige Auswahl von Projekt-
vorschlagen ...".

4.7 Der EWSA schldgt vor, Artikel 1 des Vorschlags wie folgt
zu dndern: globales Ziel — "die europdischen Werte und die
europdische Identitit zu fordern", denn der Ausdruck "europii-
sche Werte und europdische Identitdt" ist umfassender und in-
tegrativer. Diese Anderungen betreffen auch andere Stellen des
Vorschlags.

4.8 In Anbetracht der oben getroffenen Feststellung, dass die
Biirgerbeteiligung unteilbar ist und die EU-Angelegenheiten
nicht nur auf EU-Ebene entschieden werden, schligt der
EWSA dariiber hinaus vor, in Artikel 1 den Begriff "EU-Ebene"
durch "Angelegenheiten oder Fragen betreffend die EU" zu er-
setzen.

4.9  Auch in Artikel 2 Absatz 2 des Vorschlags sollte der
Begriff "EU-Ebene" durch den Ausdruck "Angelegenheiten oder
Fragen betreffend die EU" ersetzt werden. Des Weiteren sollte
der Ausdruck "indem den Biirgerinnen und Biirgern der politi-
sche Entscheidungsprozess in der EU ndhergebracht wird" wie
folgt gedndert werden: "indem das Verstindnis der Biirgerinnen
und Biirgern iiber die Gestaltung der Politik in EU-Fragen und
ihre Teilhabe daran erhoht wird".

410  Artikel 3 Absatz 2 des Vorschlags sollte wie folgt er-
ganzt werden:

(3) Unterstiitzung fur Organisationen, deren Tatigkeit von all-
gemeinem europdischem Interesse ist oder eine klare eu-
ropéische Dimension in sich trigt;

(4) Gemeinschaftsbildung und Debatten zu Biirgerschaftsthe-
men, wobei die Zielgruppen mit Hilfe des Internet, der
Kommunikationstechnologien und/oder der sozialen Me-
dien einbezogen werden und die europiische Dimension
in anderen Kommunikationskanilen bzw. Formen der
Kommunikation gestirkt wird;

(5) in besonderen und begriindeten Fillen — Veranstaltungen
auf Ebene der Europdischen Union. Begriindung: Veranstal-
tungen auf EU-Ebene fehlt es mitunter an Mehrwert, da
haufig Biirger daran teilnehmen, die im Bereich der EU-
Angelegenheiten bereits informiert und aktiv titig sind,
wihrend die Ergebnisse dieser Veranstaltungen deren
hohe Kosten nicht rechtfertigen;
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(7) Reflexion/Debatten zu gemeinsamen Werten, zur Zukunft
der Unionsbiirgerschaft und zu den Moglichkeiten der Biir-
gerbeteiligung;

(8) Initiativen, die dazu dienen, die EU-Organe und ihre Funk-
tionsweise, die Biirgerrechte, insbesondere die demokrati-
schen Rechte, sowie den politischen, insbesondere EU-po-
litischen Gestaltungsprozess auf nationaler Ebene mehr in
den Vordergrund zu riicken. Durch diese Initiativen sollte
die Einbindung der Biirger in die Politikgestaltung und den
Beschlussfassungsprozess auf verschiedenen Ebenen und|
oder in verschiedenen Phasen gefordert werden;

11

—

Unterstiitzung  von  Programminformations-/Beratungs-
und Verwaltungsstrukturen in den Mitgliedstaaten;

(12) neuer Absatz: Zuschiisse in besonderen Forderregionen
oder Mitgliedstaaten mit beschrinktem Zugang zu anderen
Ressourcen fiir Aktivititen im Einklang mit den Zielen des
Programms oder mit unterdurchschnittlicher Einbindung
der Zivilgesellschaft.

411 In Bezug auf Artikel 4 betont der EWSA, dass die
Kommission soweit irgend maoglich von offentlichen Auftrigen
Abstand nehmen sollte, da diese den meisten Fillen dazu fith-
ren, dass grofl angelegte und kostspielige, jedoch biirgerferne
PR-Kampagnen durchgefithrt werden. Alle Mafnahmen sollten
allen Programmteilnehmern weitestgehend offen stehen.

4.12  Artikel 6 sollte entsprechend Absatz 2.6 dieser Stel-
lungnahme u.a. erganzt werden.

413 In Artikel 8 sollte die Bestimmung, nach der jedes Jahr
neue Prioritdten fiir das Programm festgelegt werden, gestrichen
oder der Wortlaut dieses Artikels weniger rigoros formuliert
werden.

4.14  Artikel 9 sollte wie folgt ergdnzt werden: "3. Es sollten
eine Moglichkeit und entsprechende Modalititen gefunden wer-
den, Vertreter des Ausschusses der Regionen, des EWSA und
Partner des strukturierten Dialogs, die den Status von Sachver-
standigen, Mitgliedern, Beobachtern o.4. erhalten konnten, in die
aktive Arbeit des Lenkungsausschusses einzubeziehen und/oder
eine formelle oder informelle interinstitutionelle Arbeitsgruppe
zur Erarbeitung des Jahresprogramms zu bilden."

415  Artikel 10 sollte wie folgt erginzt werden: "Die in
Artikel 9 des Vorschlags genannten Parteien miissen eng in

Briissel, den 11. Juli 2012

alle Phasen der Programmbewertung und der Erarbeitung des
kiinftigen Programms eingebunden werden."

416  Artikel 14 Absatz 2 des Vorschlags sollte wie folgt
erginzt werden: "... unterrichtet regelmdfig das Europiische
Parlament, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
und den Ausschuss der Regionen." 14. Artikel 14 Absatz 3
sollte wie folgt formuliert werden: "Unter anderem legt die
Kommission ..."

4.17  Im Anhang sollte im Bereich 2 der Punkt "Programm-
verwaltung" um den Hinweis ergidnzt werden, dass es moglich
und wiinschenswert ist, an der Verwaltung der einzelnen Pro-
grammbereiche auch die Vertretungen der Europiischen Kom-
mission in den Mitgliedstaaten oder andere Strukturen auf na-
tionaler Ebene zu beteiligen, die die Kommission fiir geeignet
hilt.

418  Im Zusammenhang mit den im Anhang erwihnten Be-
wertungskriterien spricht sich der EWSA insbesondere dafiir aus
und unterstiitzt, dass in den Mitgliedstaaten und Regionen, in
denen weitere Mittel zur Verwirklichung der Programmziele nur
in beschranktem Umfang oder gar nicht zuginglich sind oder
die eine niedrige Teilnahmequote aufweisen, die zur Verfiigung
stehenden Finanzmittel aufgestockt werden.

419  Der EWSA weist die in Ziffer 2.2.1 des Finanzbogens zu
Vorschligen von Rechtsakten enthaltene Behauptung, nach der die
Beteiligung kleiner und mittlerer Organisationen am Programm
ein Risiko fur die Programmverwaltung darstellt, kategorisch
zuriick und fordert, sie zu streichen. Der EWSA betont, dass
diese Organisationen, wie weiter oben ausgefithrt wurde, sich
besonders gut fiir die Biirgerbeteiligung eignen, so dass ihre
Beteiligung am Programm in jeglicher Hinsicht geférdert werden
sollte, unter anderem durch die vereinfachte Beantragung und
Verwaltung von Projekten, eine Verringerung des minimalen
Projektbudgets, den Verzicht auf die Beteiligung ausldndischer
Partner aufler im Fall objektiver Notwendigkeit fiir eine solche
Beteiligung sowie eine Senkung des Kofinanzierungssatzes.

420 Nach Ansicht des EWSA sollte die Zahl der in den
Anhingen fur die verschiedenen Aktivititen aufgefithrten Pro-
jekte und die Finanzierungsindikatoren dieser Projekte tiberpriift
werden, um der weiter oben erwihnten Forderung Rechnung zu
tragen, den Zugang kleiner und mittlerer Organisationen zu den
Projekten zu erleichtern und/oder eine oder mehrere Kategorien
kleiner Projekte einzufihren, den Zugang zu Betriebskosten-
zuschiissen zu erleichtern, den Zeitrahmen fiir die Projekte zu
erweitern u.a.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine
Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates iiber die Sicherstellung und Einziehung von
Ertrigen aus Straftaten in der Europdischen Union“

COM(2012) 85 final - 2012/0036 (COD)
(2012/C 299/23)

Berichterstatter: Edouard DE LAMAZE

Das Europdische Parlament und der Rat beschlossen am 15. Mdrz 2012 bzw. am 4. April 2012, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemidfl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender

Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Sicherstellung und Einziehung von

Ertrdgen aus Straftaten in der Europdischen Union"

COM(2012) 85 final — 2012/0036 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 28. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
142 Stimmen bei 5 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europidische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) unterstiitzt die Initiative der Kommission zur Stirkung
des derzeitigen EU-Gesetzgebungsrahmens beziiglich der Sicher-
stellung und Einziehung von Ertrigen aus Straftaten. Er teilt die
Bedenken des Europiischen Parlaments und des Rates und er-
innert an die Tatsache, dass das organisierte Verbrechen zu-
nimmt und komplexer wird, insbesondere da es nicht an den
Grenzen halt macht und tiber erhebliche Mittel verfiigt. Mangels
europdischer Harmonisierung nutzen die kriminellen Organisa-
tionen die am wenigsten restriktiven Gesetzgebungen aus; die
Bemithungen auf europiischer Ebene miissen dringend gestei-
gert werden. Da es um die Sicherheit der Unionsbiirger geht, ist
ein Vorgehen der EU gemdfd Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 67
AEUV voll und ganz gerechtfertigt.

1.2 Der EWSA weist jedoch darauf hin, dass dieses Vorgehen
unter umfassender Wahrung der einschligigen einzelstaatlichen
Gewohnheiten und Vorgehensweisen geplant und umgesetzt
werden muss. Dabei sind die besonderen Empfindlichkeiten,
insbesondere in Bezug auf die Besonderheiten des zu bekdmp-
fenden Verbrechens, zu beriicksichtigen.

1.3 Der EWSA unterstreicht die Notwendigkeit eines umfas-
senden und integrierten operativen Ansatzes und bedauert da-
her, dass in dem vorliegenden Vorschlag der gemeinsame Besitz-
stand im Bereich der justiziellen und polizeilichen Zusammen-
arbeit nicht aufgegriffen wird. Der erste Schritt bestiinde in einer
Ausweitung der Befugnisse der Vermogensabschopfungsstellen
sowie von Eurojust, um die Ertrdge aus Straftaten zu ermitteln
und aufzuspiiren. Des Weiteren plddiert der EWSA fiir die For-
derung:

— eciner besseren Zusammenarbeit, die die eingesetzten Mittel
sowie alle fur die Verfolgung, Verhiitung und Verurteilung
von groflangelegten illegalen Transaktionen verantwort-
lichen Behorden umfasst;

— eciner gemeinsamen Kultur aller relevanten Fachkrifte;

— eines horizontalen Ansatzes fiir alle Generaldirektionen der
Kommission;

— eciner Harmonisierung der Steuerpolitik und der Verfahren;
hierzu konnte die EU-2020-Strategie beitragen.

1.3.1  Uber die notwendige Koordinierung und den systema-
tischen Informationsaustausch zwischen der nationalen Ver-
mogensabschopfungsstellen hinaus ist es nach Ansicht des
EWSA notwendig, langfristig eine europiische Zentralisierung
in diesem Bereich anzusteuern, entweder mittels einer spezi-
fischen neuen Struktur, oder unmittelbar durch Eurojust. Ange-
sichts der Herausforderungen kann die Bekdmpfung des organi-
sierten Verbrechens nicht lediglich im Rahmen einer blofsen
Zusammenarbeit bewerkstelligt werden.

1.4 Im Sinne der Wirksamkeit der Manahmen in Bezug auf
die Sicherstellung und Einziehung von Ertrdgen aus Straftaten
ist ein ganzheitlicher Ansatz fiir alle Bereiche der Regelung
erforderlich, wobei der Aspekt der Wiederverwendung des ein-
gezogenen Vermogens in erster Linie fiir soziale Zwecke stirker
beachtet werden muss.

Diesbeziiglich muss unbedingt verhindert werden, dass krimi-
nelle Organisationen bei einem Direktverkauf wieder in den
Besitz der Vermdgensgegenstinde kommen konnen.
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1.5  Der EWSA erinnert schliefSlich daran, dass die wirksame
Bekdmpfung des organisierten Verbrechens in keiner Weise eine
Missachtung der Grundrechte rechtfertigen kann, insbesondere
der in der Charta der Grundrechte festgelegten Rechte der Ver-
teidigung.

2. Inhalt des Kommissionsvorschlags

2.1  In dem Richtlinienvorschlag werden Mindestvorschriften
der Mitgliedstaaten tiber die Sicherstellung und Einziehung von
kriminellem Vermogen (direkte und indirekte Ertrdge aus Straf-
taten sowie Tatwerkzeuge) festgelegt, um die legale Wirtschaft
vor einer Infiltrierung durch Verbrecherorganisationen zu schiit-
zen. Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel 83 Absatz 1
AEUV, weshalb er sich auf die sog. "EU-Straftatbestinde" (ein-
schlielich Straftaten, die im Rahmen einer kriminellen Vereini-
gung begangen werden) beschrinkt, jedoch nur, insofern diese
bereits Gegenstand einer Harmonisierung auf europdischer
Ebene waren.

2.2 In diesem Vorschlag, der die Gemeinsamen Mafinahme
98/699/]I und teilweise die Rahmenbeschliisse 2001/500/J1 ()
und 2005/212/1 (%) ersetzt, werden

— die geltenden Vorschriften tiber die Einziehung von Tatmit-
teln und Ertrdgen aus Straftaten im Anschluss an eine
rechtskraftige Verurteilung sowie die Einziechung ihres Wert-
ersatzes aufgenommen (Artikel 3);

— die Vorschriften tiber die erweiterte Einziehung gedndert
(Artikel 4), indem eine einzige Mindestvorschrift an die
Stelle der derzeitigen optionalen Vorschriften tritt. Diese
ist im Falle einer Verjahrung oder der Anwendung des
Grundsatzes "ne bis in idem" nicht anwendbar.

2.3 Durch den vorliegenden Vorschlag werden auferdem
neue Bestimmungen eingefiihrt; diese ermdglichen:

— die Einziehung ohne vorherige Verurteilung (Artikel 5),
wenn eine strafrechtliche Verurteilung wegen Tod oder dau-
erhafter Erkrankung der betreffenden Person ausgeschlossen
ist oder wenn Krankheit oder Flucht der Person eine wirk-
same Strafverfolgung innerhalb einer angemessenen Frist
verhindert und die Gefahr besteht, dass die Strafverfolgung
durch Ablauf der gesetzlichen Verjahrungsfristen aus-
geschlossen wird;

— die Einziehung von Vermogensgegenstinden bei Dritten, die
hitten wissen miissen, dass es sich bei den Vermdgens-
gegenstinden um aus Straftaten erlangte Ertrdge handelte
(Artikel 6);

— die umgehende und einstweilige Sicherstellung von Ver-
mogensgegenstinden, wenn die Gefahr ihres Verlusts be-

(") Rahmenbeschluss tiber Geldwische sowie Ermittlung, Einfrieren, Be-
schlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und Ertrigen aus
Straftaten.

(%) Rahmenbeschluss iiber die Einzichung von Ertrigen, Tatwerkzeugen
und Vermdgensgegenstinden aus Straftaten.

steht; solche von den zustindigen Behorden ergriffenen
Mafinahmen bediirfen einer gerichtlichen Entscheidung (Ar-
tikel 7);

— die Durchfithrung von Finanzermittlungen zur Vollstreckung
noch nicht vollstreckter Einziehungsentscheidungen, d.h.
auch nach Abschluss des Strafverfahrens (Artikel 9);

— die ordnungsgemife Verwaltung der sichergestellten Ver-
mogen, damit sie ihren wirtschaftlichen Wert nicht verlieren,
bevor sie eingezogen werden (Artikel 10).

2.4 Diese Einschrinkungen der Grundrechte (}) werden durch
Mindestgarantien kompensiert, durch die die Achtung der Un-
schuldsvermutung, das Recht auf ein faires Verfahren, das Recht
auf einen wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf und das Recht
auf Rechtsbelehrung gewihrleistet werden sollen (Artikel 8).

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1  Angesichts der erheblichen menschlichen, sozialen, wirt-
schaftlichen und finanziellen Kosten, die durch das organisierte
Verbrechen verursacht werden, sowie der Beeintrdchtigungen,
die es fiir die Rechte und Freiheiten der Biirger und der Bin-
nenmarktakteure mit sich bringt und somit deren Vertrauen
untergrabt, unterstreicht der EWSA die wesentliche Rolle der
Mafnahmen zur Einziehung bei der Bekimpfung des organisier-
ten Verbrechens, da sich dies gegen seinen wichtigsten Daseins-
grund - das Streben nach Profit - richtet.

3.2 Der EWSA begriifét die Ziele dieser Initiative zur Star-
kung des diesbeziiglichen europiischen Rechtsrahmens; die Not-
wendigkeit dieser Verschirfung wurde seit langem sowohl vom
Europdischen Parlament als auch vom Rat infolge des Stock-
holmer Programms betont. Er begriifft dementsprechend den
vom Europdischen Parlament unldngst eingesetzten Sonderaus-
schuss fiir organisierte Kriminalitit, Korruption und Geldwasche.
Dieser bestitigt den Willen, die Bekdmpfung dieser Ubel an die
Spitze der politischen Priorititen der EU zu setzen.

3.3 Der EWSA pladiert dafiir, sich die schwierigen Umstinde
aufgrund der Krise und die beunruhigende Zunahme illegaler
Aktivitaten in der EU vor Augen zu halten. Er fordert stirkere
Harmonisierung zwischen den Mitgliedstaaten bei der Bekdmp-
fung krimineller Netze und ihrer Vermogen.

3.4 Vor dem Hintergrund der Krise ruft der EWSA dazu auf,
die wirtschaftlichen und sozialen Moglichkeiten nicht zu ver-
nachldssigen, die die Einziehung von illegalen Gewinnen (die
mitunter enorme Betrdge ausmachen) und ihre Zufithrung in
den legalen Wirtschaftskreislauf bieten. Er hebt des Weiteren
hervor, dass die Bekdmpfung des organisierten Verbrechens
die positiven Wechselwirkungen verstirkt, die ein solcher An-
satz durch ein besseres Funktionieren des Binnenmarktes auf-
grund der Verringerung der die legalen Unternehmen schidigen-
den Wettbewerbsverzerrung auslost.

(}) Bzw. Verstofle gegen ihre Grundsitze.
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3.5 Notwendigkeit eines umfassenden und integrierten operativen An-
satzes

3.5.1 Die wirksame Bekdmpfung des organisierten Verbre-
chens muss auf einem umfassenden Konzept beruhen. Der
EWSA bedauert deshalb, dass die Harmonisierung der Sicher-
stellung und Einziehung nicht Teil eines umfassenden Instru-
ments ist, das den gemeinsamen Besitzstand in Bezug auf die
unter der alten dritten Sdule angenommene justizielle und po-
lizeiliche Zusammenarbeit einschlieft, denn dies sind ergin-
zende und untrennbare Elemente ein und derselben Politik.

3.5.2  Der EWSA betont, dass im Sinne der Wirksamkeit der
Mafinahmen in Bezug auf Sicherstellung und Einziehung von
Ertragen aus Straftaten ein ganzheitlicher Ansatz erforderlich ist,
um zu einer Regelung zu gelangen, die alle damit verbundenen
Aspekte beriicksichtigt. Dabei ist insbesondere zu vermeiden,
dass kriminelle Vereinigungen bei einem Direktverkauf wieder
in den Besitz der Vermogensgegenstinde kommen konnen.

3.5.3 Im Sinne der Kohirenz, groferer Rechtssicherheit und
einer Umsetzung und Anwendung der europiischen Rechtsvor-
schriften fordert der EWSA, in der Richtlinie auf den Beschluss
2006/783[J1 iiber die Anwendung des Grundsatzes der gegen-
seitigen Anerkennung auf Einziehungsentscheidungen und den
Beschluss 2007/845/J1 tiber die Zusammenarbeit zwischen den
Vermogensabschopfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Ge-
biet des Aufspiirens und der Ermittlung von Ertragen aus Straf-
taten zu verweisen.

3.5.4 Die Mafnahmen zur Sicherstellung und Einziehung
konnen ndmlich nur dann wirksam durchgefihrt werden,
wenn sie auf einem wirksamen System fiir die Ermittlung und
das Aufspiiren von Ertrdgen aus Straftaten — einschlieflich der
Ertrige, die einer Geldwasche unterzogen wurden — beruhen.

3.5.5  Beziiglich der Wiederverwendung der eingezogenen
Vermogensgegenstinde betont der EWSA, dass die Mitgliedstaa-
ten Mechanismen der Zusammenarbeit entwickeln miissen, um
den Austausch bewahrter Verfahren unter den zustindigen na-
tionalen Behorden zu fordern.

3.5.6  Diesbeziiglich erinnert der EWSA an:

— die Notwendigkeit, den Vermogensabschopfungsstellen den
Zugang zu Finanzinformationen zu erleichtern (insbeson-
dere zu Informationen iiber Bankkonten) (¥);

— die Vorteile fiir die Mitgliedstaaten, die eine umfassende Nut-
zung der Moglichkeiten von Eurojust mit sich bringt, dessen
Mehrwert hinsichtlich grenziibergreifender Untersuchungen
und Verfolgungen auf der Hand liegt und der die Interaktion
zwischen den Vermogensabschopfungsstellen und den Jus-
tizbehorden fordern kann;

— die Dringlichkeit einer Ausweitung der Initiativbefugnisse
von Eurojust — insbesondere der Befugnis zur Einleitung
von Untersuchungen;

(* Siche Bericht der Kommission vom 12. April 2011 zu Artikel 8 des
Beschluss 2007/845/J1.

— die Vorteile einer Zusammenarbeit aller fiir die Verfolgung,
Verhiitung und Verurteilung von groffangelegten illegalen
Transaktionen verantwortlichen Behérden (digitale Daten,
wechselseitiger Austausch von Informationen, Personal,
Sachverstand und Ausriistung);

— die Dringlichkeit, mit der eine gemeinsame Kultur fiir diese
Missionen in Europa durch den Austausch von Zoll-, Poli-
zei-, Steuer- und Justizbeamten geschaffen werden sollte,

— die notwendigen Synergien, die in dieser Hinsicht zwischen
den verschiedenen Generaldirektionen der Europdischen
Kommission geschaffen werden miissen;

— die erforderliche Harmonisierung beziiglich Besteuerung und
der Verfahren, um die Schlupflocher des organisierten Ver-
brechens in Europa zu stopfen;

— die Notwendigkeit, die Bekdmpfung des organisierten Ver-
brechens und die EU-2020-Strategie miteinander zu verbin-
den.

3.5.7  Da der Erfolg und die Wirkung bestimmter einzelstaat-
licher Schritte bei der Zentralisierung der Mafinahmen zur Ein-
zichung von Vermogen auf nationaler Ebene (°) nahelegt, diese
Erfahrung auf die europdische Ebene zu iibertragen, schligt der
EWSA vor, iiber die notwendige Koordinierung und den syste-
matischen Informationsaustausch zwischen der nationalen Ver-
mogensabschopfungsstellen hinaus auch eine langfristige euro-
pdische Zentralisierung in diesem Bereich zu priifen. Diese
konnte entweder mittels einer spezifischen neuen Struktur,
oder unmittelbar durch Eurojust erreicht werden. Auch wenn
diese Zentralisierung derzeit auf heikle nationale Empfindlich-
keiten beziiglich der gemeinsamen Nutzung bestimmter Daten-
banken stofSt, muss sie als — wenngleich langfristiges — Ziel
erwogen werden. Eine blofe Zusammenarbeit reicht nicht aus,
um die Ziele im Bereich der Bekdmpfung des organisierten Ver-
brechens zu erreichen.

3.5.8  Der EWSA erinnert schlieflich daran, dass die europii-
sche Strategie fiir die Einziehung ihre volle Wirkung nur dann
entfalten kann, wenn sie Teil eines weltweiten Konzepts ist, und
bedauert daher, dass dieser wesentliche Aspekt in dem Vor-
schlag nicht angeschnitten wird.

4. Besondere Bemerkungen

4.1  Zu Artikel 1 des Richtlinienvorschlags: Ersetzung des
Wortlauts "von Vermogensgegenstinden in Strafsachen" durch
"von aus Straftaten resultierenden Vermogensgegenstinden”.

4.2 Zu Artikel 2 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags: Ge-
genstand der Mafinahmen zur Sicherstellung und Einzie-
hung

4.2.1  Der EWSA begriifSt die Ausweitung dieser Mafnahmen
auf die indirekten Ertrige; dies ist ein erheblicher Fortschritt
gegeniiber dem Beschluss 2005/212/J1.

(°) Etwa in Frankreich ("TAGRASC") und in den Niederlanden ("BOOM").
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4.3 Zu Artikel 3 Absatz 2 des Richtlinienvorschlags:
Einziehung des Wertersatzes

43.1  Der EWSA empfiehlt, diese Einziehung auf fur Strafta-
ten eingesetzte Vermogensgegenstinde ("Tatwerkzeuge" ge-
nannt) auszuweiten. Er sieht keinen Grund, diese Mafinahme
auf Ertrdge aus Straftaten zu beschrinken. Der EWSA unter-
streicht, dass die Definition von "Tatwerkzeugen" die Verkehrs-
mittel einschliefSt, die zur Verschiebung der Ertrage aus Strafta-
ten innerhalb der EU eingesetzt werden.

4.4 Zu Artikel 4 des Richtlinienvorschlags: Erweiterte
Einziehungsmoglichkeiten

441  Der EWSA begriiféit die Vereinfachung, die der Erlass
einer neuen, einheitlichen Norm in diesem Bereich darstellt.
Denn die im Beschluss 2005/212[JAI vorgesehenen verschiede-
nen Moglichkeiten haben zu einer ibermifigen Vielfalt an na-
tionalen Ansdtzen gefihrt, die der reibungslosen Anwendung
des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung abtriglich.

4.4.2  Der EWSA bedauert jedoch zutiefst, dass das Kriterium
des Missverhiltnisses zwischen dem Wert der Vermdogensgegen-
stande und den legalen Einkiinften nicht mehr an hervorgeho-
bener Stelle angefiihrt (°), sondern lediglich unter den "konkre-
ten Tatsachen" impliziert wird, aufgrund derer das Gericht eine
Entscheidung féllt (Artikel 4 Absatz 1). Schlieflich ist dieses
Kriterium ein entscheidender Faktor derjenigen nationalen Ge-
setzgebungen, die in Bezug auf die Bekdmpfung des organisier-
ten Verbrechens am weitesten fortgeschritten sind. Der EWSA
nimmt die Entscheidung der Kommission zur Kenntnis, den
nationalen Gerichten die Beibehaltung dieses Kriteriums zu
tiberlassen und fordert das Europdische Parlament und den
Rat auf, dieses Kriterium wieder einzufithren und nach den
Worten "die einer wegen einer Straftat verurteilten Person ge-
horen," folgenden Wortlaut einzufiigen: "im Verhaltnis zum
rechtméfSigen Einkommen dieser Person". Der EWSA fordert
gleichzeitig die nationalen Behorden auf, diesem Kriterium
grofite Bedeutung zukommen zu lassen.

4.5 Zu Artikel 5 des Richtlinienvorschlags: Einzichung ohne
vorherige Verurteilung

45.1 Auch wenn es grundsitzlich problematisch scheint,
dass eine Einziehung mit der Tatsache vereinbar sein soll, dass
die betreffende Person nicht fiir die Taten zur Rechenschaft
gezogen wird, die Anlass fiir diese Mafnahme geben, erkennt
der EWSA den praktischen Nutzen einer solchen Maffnahme an
und unterstiitzt sie, weil sie wirksam ist. Sie diirfte im Ubrigen
die gegenseitige Anerkennung mit den Lindern mit "Common
law"-Systemen erleichtern, die bereits zivilrechtliche Einzie-
hungsverfahren anwenden.

4.5.2  Der EWSA fiirchtet jedoch, dass die Einfiihrung des
Konzepts der "dauerhaften Erkrankung der verdichtigten oder
beschuldigten Person" zahlreiche Tduschungsmandver ermog-
licht. Da sich jede Person gemifl Unionsrecht von einem Anwalt
vertreten lassen kann, legt der EWSA nahe, den Verweis auf eine
Erkrankung nicht als Kriterium fir die Einziehung ohne vor-
herige Verurteilung gelten zu lassen und fordert deshalb, den
entsprechenden Passus im Richtlinienvorschlag (in Artikel 5) zu
streichen.

(%) Dieses Kriterium stellte einen der drei Fille dar, die diesbeziiglich im
Beschluss 2005/212/JAI (Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe ¢) vorgesehen
waren.

4.6 Zu Artikel 7 des Richtlinienvorschlags: Sicherstellung

4.6.1 Der EWSA erinnert daran, dass das Gerichtsverfahren
und somit auch die Rechte der Verteidigung nicht einfach des-
wegen ausgeschlossen werden konnen, weil dies fur die wirk-
same Vollstreckung notwendig ist.

4.6.2  Der EWSA ist der Ansicht, dass jegliche Sicherstellung
innerhalb einer angemessenen Frist von einem Gericht bestatigt
werden muss; die zustindige Verwaltungsbehorde sollte jedoch
befugt sein, sofortige Vorsorgemafinahmen zu ergreifen.

4.7 Zu Artikel 8 des Richtlinienvorschlags: Garantien in
Bezug auf die Rechte der Verteidigung

4.7.1  Entsprechend des vom Europiischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte entwickelten Ansatzes zur fallspezifischen Be-
wertung der Verhaltnismafigkeit bestimmter Maflnahmen, die
das Eigentumsrecht einschrinken (wie die erweiterte Einziehung,
die Einziehung ohne vorherige Verurteilung und die Dritteinzie-
hung), sieht dieser Vorschlag Mindestgarantien und Rechtsmittel
fiir die Betroffenen vor. Auch wenn die Erinnerung an das Recht
auf ein faires Verfahren tiberfliissig erscheint, ist zu prazisieren,
dass jegliche gerichtliche Einziechungsentscheidung begriindet
und allen Betroffenen mitgeteilt werden muss.

4.7.2  Im Einklang mit den europiischen Rechtsvorschriften
zur Geldwischebekimpfung unterstreicht der EWSA, dass im
Zusammenhang mit dem entsprechenden kiinftigen Instrument
vorgesehen werden muss, dass die Person, deren Vermogens-
gegenstande eingezogen wurden, uneingeschrinktes Recht auf
Prozesskostenhilfe hat.

4.7.3  Der Beschuldigte darf nach Meinung des EWSA nicht
tiber weniger Rechte verfigen als der als Verwahrer der ent-
sprechenden Vermogensgegenstinde titige Dritte. Um diesbe-
ziiglich jegliche Zweifel auszurdumen, schlagt der EWSA eine
Anderung des Wortlauts von Absatz 1 vor: "Jeder Mitgliedstaat
trifft die erforderlichen Mafknahmen, um sicherzustellen, dass
alle Personen, die von den in dieser Richtlinie vorgesehenen
Mafinahmen betroffen sind, zur Wahrung ihrer Rechte tiber
das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und das uneinge-
schrankte Recht auf Prozesskostenhilfe verfiigen. Jede gericht-
liche Einziehungsentscheidung ist zu begriinden und dem Be-
troffenen mitzuteilen."

4.8 Zu Artikel 9 des Richtlinienvorschlags: Wirksame Voll-
streckung

4.8.1 Das an sich legitime Ziel, die wirksame Vollstreckung
der Einziehungsentscheidung zu gewihrleisten, berechtigt aus
der Sicht des EWSA nach einer rechtskriftigen Verurteilung
nicht zur Ergreifung weiterer Manahmen, die iiber die richter-
liche Entscheidung hinausgehen. Dabei geht es um den erfor-
derlichen Schutz der Grundsitze des fairen Verfahrens und der
Festlegung des Strafmafles. Akzeptabel bleiben natiirlich nur
"weitere Untersuchungen im Rahmen einer Fortfithrung der
wirksamen Vollstreckung der von der Gerichtsbehorde angeord-
neten Strafe".
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4.8.2 Der EWSA erinnert daran, dass zu der eigentlichen
Einziehung die Verurteilung zu Geldstrafen sowie Steuer- und
Zollbufgeldern in Bezug auf die Gesamtheit der illegal erwor-
benen Vermogensgegenstinde kommen kann, um ein Gegen-
gewicht zum Risiko des Betrugs zulasten des Staates zu schaf-
fen. Er empfiehlt daher, die Verstirkung der Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten in der Richtlinie vorzusehen, da-
mit jeder Mitgliedstaat sicher sein kann, dass diese Strafen auch
vollstreckt werden. Eine solche Bestimmung wire fur die Wirk-
samkeit der Strafverfolgung unerlasslich.

4.9 Die Frage der Verwendung und der Riickgabe der eingezogenen
Vermogensgegenstinde

4.9.1  Die Frage der Verwendung dieser Mittel ist keinesfalls
nachrangig, sondern beeinflusst unmittelbar die unfassende
Wirksamkeit der Einziehungsstrategie. Da der Direktverkauf
der Gegenstande es den kriminellen Organisationen oftmals er-
moglicht, diese erneut iiber dunkle Kandle in ihren Besitz zu
bringen, unterstreicht der EWSA, dass diese Gegenstinde in
erster Linie fiir soziale Zwecke verwendet werden sollten, wie
es z.B. in Italien der Fall ist. Dieser Ansatz bietet den doppelten
Vorteil der Verhiitung von organisiertem Verbrechen und der
Forderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung, wie
auch das Europdische Parlament (’) festgehalten hat.

Briissel, den 11. Juli 2012

49.2  Der EWSA unterstreicht die Uberlegungen der GD
JUST zu diesem Aspekt der sozialen Verwendung von Ertrigen
aus Straftaten. Hierbei gibt es verschiedene Moglichkeiten, die
tiber die zentralen Behorden der Mitgliedstaaten laufen. Diese
Moglichkeiten sollten untersucht und auf die Opfer, den all-
gemeine Nutzen und die Art der sichergestellten Vermdgens-
gegenstinde abgestimmt werden.

4.9.3 Die notwendige Wahrung des Subsidiarititsprinzips
und des Grundsatzes der Verhaltnismafigkeit darf die EU nicht
davon abhalten, einen diesbeziiglichen Rechtsrahmen, und sei es
auch nur ein allgemeiner, vorzuschlagen. Der EWSA fordert die
Mitgliedstaaten eindringlich auf, bewihrte Verfahren in diesem
Bereich auszutauschen.

49.4 Dies setzt zundchst eindeutige Vorschriften fiir die
Riickgabe voraus, da es des Ofteren vorkommt, dass es sich
bei dem Staat, auf dessen Gebiet die Vermogensgegenstinde
sichergestellt wurde, nicht um den Staat handelt, an den diese
zuriickgegeben werden miissen. Aus Griinden der Gerechtigkeit
und zur Festlegung einheitlicher Regeln fir die Mitgliedstaaten
fordert der EWSA, dass die EU diese Frage klirt, insbesondere
hinsichtlich des Rahmenbeschlusses von 2006, der eine halftige
Aufteilung zwischen den Mitgliedstaaten vorsieht.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

() Bericht iiber die organisierte Kriminalitdt in der EU, Oktober 2011.

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber den Europiischen Meeres- und

Fischereifonds [zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr.1198/2006 des Rates und (EG)

Nr. 861/2006 des Rates sowie der Verordnung (EU) Nr.XXX/2011 des Rates iiber die integrierte
Meerespolitik]“

COM(2011) 804 final — 2011/0380 (COD)
(2012/C 299/24)

Berichterstatter: Gabriel SARRO IPARRAGUIRRE

Der Rat und das Europaische Parlament beschlossen am 15. Dezember 2011 bzw. am 16. Januar 2012, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemdfl Artikel 43 AEUV um Stellungnahme zu folgender
Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber den Europdischen Meeres- und
Fischereifonds [zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1198/2006 des Rates und (EG) Nr. 861/2006 des Rates

sowie der Verordnung (EU) Nr. XXX/2011 des Rates iiber die integrierte Meerespolitik]"

COM(2011) 804 final — 2011/0380 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, landliche Entwicklung, Umweltschutz nahm

ihre Stellungnahme am 26. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
150 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 6 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss
(EWSA) begriilt den Vorschlag der Kommission und teilt dessen
Ziele und Prioritdten. In Bezug auf das erste Ziel sollte nach
Ansicht des EWSA jedoch klargestellt werden, dass Fischerei
und Aquakultur wirtschaftlich, sozial und 6kologisch nachhaltig
und wettbewerbsfihig sein sollten. Gleichzeitig bemingelt der
EWSA, dass bei der Beschreibung der Zielsetzung des Europii-
schen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) ein expliziter Verweis
auf den Verarbeitungs- und Vermarktungssektor der Fischerei-
und Aquakulturerzeugnisse fehlt.

1.2 In Bezug auf die Definition der "kleinen Kiistenfischerei"
bekraftigt der EWSA seinen Standpunkt aus der Stellungnahme
zur Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) und fordert
den Rat und das Parlament auf, den Kommissionsvorschlag ent-
sprechend weiter zu fassen.

1.3 Der Ausschuss unterstiitzt das Ziel, eventuelle Uberkapa-
zitdten der Flotten abzubauen. Zu diesem Zweck hilt er eine
Beibehaltung der Unterstiitzung fiir die endgiiltige Stilllegung
von Fischereifahrzeugen fiir erforderlich, sofern dadurch eine
tatsichliche Anpassung jedes Segments an die vorhandenen
Fangmaoglichkeiten ermdglicht wird.

1.4 Ebenso hilt der EWSA es fiir notwendig, die Unterstiit-
zung einer voriibergehenden Einstellung der Flottentatigkeit bei-
zubehalten.

1.5  Der Ausschuss halt die Unterstiitzung zur Forderung der
Beziehungen und Partnerschaften zwischen Wissenschaftlern
und Fischern, zur Forderung von Humankapital und sozialem
Dialog, zur Erleichterung von Diversifizierungsbemiihungen und

zur Schaffung von Arbeitsplatzen sowie zur Verbesserung der
Sicherheit an Bord fiir dufSerst wichtig. Ferner sollten Mafnah-
men vorgesehen werden, um junge Berufsinteressierte fiir den
Fischereisektor zu gewinnen und so dazu beizutragen, den feh-
lenden Generationenwechsel abzufedern und der Schaffung und
dem Erhalt von Arbeitsplitzen mehr Aufmerksamkeit zu schen-
ken.

1.6  Der EWSA befiirwortet die Fordermittel fiir die Durch-
fuhrung von Bestandserhaltungsmafinahmen im Rahmen der
GFP, fur die Begrenzung der Folgen des Fischfangs fiir die Mee-
resumwelt, fiir Innovationen, fiir den Schutz und die Wieder-
herstellung der Meeresbiodiversitat, fur die Bekimpfung des Kli-
mawandels, fiir eine bessere Nutzung unerwiinschter Finge und
fur die Steigerung der Energieeffizienz.

1.7 Der Ausschuss ist mit der Unterstiitzung fur die Binnen-
fischerei einverstanden. Er ist jedoch der Auffassung, dass Un-
terstiitzungsmafinahmen vorgesehen werden sollten, um Inter-
ferenzen zwischen der Siiwasseraquakultur und der Landwirt-
schaft einerseits und der StiSwasserfischerei andererseits zu ver-
meiden.

1.8 Der EWSA unterstiitzt die Mafnahmen zur nachhaltigen
Entwicklung der Aquakultur und der Fischwirtschaftsgebiete und
unterbreitet in dieser Stellungnahme einige ihm wichtig erschei-
nende Verbesserungsvorschlige.

1.9 Der Ausschuss begriifSt die Mafnahmen zur Verarbeitung
und Vermarktung. Er hilt es jedoch fiir erforderlich, die den
Erzeugerorganisationen gewahrte Unterstiitzung zum Ausgleich
fur die Lagerung von Fischereierzeugnissen bis zum Ende des
Durchfiihrungszeitraums des EMFF beizubehalten. Desgleichen
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hilt er eine Beibehaltung der Ausgleichsentschddigung fiir Thun-
fisch, der fur die Verarbeitungsindustrie bestimmt ist, fir un-
erlasslich. Auferdem sollten folgende besondere Ziele hinzuge-
fugt werden: Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der Ver-
arbeitungsindustrie; Verbesserung des Gesundheitsschutzes und
der Produktqualitdt; Verringerung von Umweltschiden und Ver-
besserung der Energieeffizienz; bessere Nutzung von wenig ver-
werteten Arten, Nebenerzeugnissen und Abfillen; Entwicklung,
Erzeugung und Vermarktung neuer Produkte sowie Anwendung
neuer Technologien und innovativer Produktionsmethoden;
Marktoffnung und -entwicklung sowie Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen und der Arbeitnehmerfortbildung.

1.10  Der EWSA begriift alle Vorschlige zur integrierten
Meerespolitik (IMP).

2. Hintergrund

2.1  Die Reform der GFP wird am 1. Januar 2013 in Kraft
treten (1).

2.2 Die Finanzausstattung der geltenden GFP ist in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 11982006 tber den Europaischen Fischerei-
fonds (EFF) geregelt, der bis zum 1. Januar 2014 iiberarbeitet
werden sollte.

2.3 Die IMP wurde zwischen 2008 und 2010 iiber verschie-
dene Pilotregelungen und vorbereitende Mafinahmen finanziert.
Die Kommission hat fiir den Zeitraum 2012-2013 ein neues
Finanzinstrument vorgeschlagen.

2.4  Die Reform der GFP und die Konsolidierung der IMP
sollen mit Mitteln aus dem neuen Europdischen Meeres- und
Fischereifonds (EMFF), der am 1. Januar 2014 in Kraft tritt,
unterstiitzt werden.

3. Analyse des Vorschlags
3.1 Ziele und Prioritdten

3.1.1  Allgemein ist in dem Vorschlag eine Zuweisung der
gewihrten Mittel nach den Grundsitzen der "geteilten Mittel-
verwaltung” (vor allem fiir die GFP) und der "Direktverwaltung"
(IMP und erginzende Mafinahmen sowohl der GFP als auch der
IMP) vorgesehen, so dass EU-Finanzmafnahmen zur Anwen-
dung in folgenden Bereichen geschaffen werden:

a) GFP;
b) einschlagige Mafnahmen zum Seerecht;

¢) nachhaltige Entwicklung der Fischereigebiete und der Bin-
nenfischerei;

d) IMP.

3.1.2  In Bezug auf die Definition der "kleinen Kiistenfische-
rei" bekraftigt der EWSA den Standpunkt aus seiner Stellung-
nahme zu der Reform. Der Ausschuss ist der Auffassung, dass
die reellen Gegebenheiten der Kleinfischereiflotte in den ver-
schiedenen Mitgliedstaaten nicht beriicksichtigt werden und
ein einziges, willkiirliches Kriterium festgelegt wird, das zu Dis-
kriminierung fithren kann Deshalb fordert der EWSA zusitzlich

(") Stellungnahme CESE, ABL. C 181 vom 21.6.2012, S. 183-195.

zu den Abmessungen weitere Kriterien, um diese hoch diver-
sifizierte Art der Fischerei abzugrenzen, wie zum Beispiel die auf
See verbrachte Zeit, die Entfernung zur Kiiste, die Art der Fang-
gerite oder der Bezug zu Kiistenorten. Dariiber hinaus miissten
die Reusen- und Tonnare-Fischerei in die Definition der Klein-
fischerei einbezogen werden.

3.1.3  Nach Auffassung des EWSA sollten die Begriffe "selbst-
standiger Fischer" und "angestellter Fischer" klarer gefasst wer-
den, um die Begiinstigten der verschiedenen Mafinahmen aus
dem EMFF genau zu bestimmen, zumal der Begriff "Fischer"
haufig zur Bezeichnung verschiedener Personengruppen verwen-
det wird, wie z.B. Schiffseigentiimer, nicht angestellte selbststin-
dige Fischer usw.

3.1.4  Mit dem EMFF werden folgende Ziele verfolgt:

a) Forderung einer nachhaltigen und wettbewerbsfihigen Fi-
scherei und Aquakultur;

b) Beitrag zur Weiterentwicklung und Umsetzung der IMP er-
ginzend zur Kohisionspolitik und zur GFP;

¢) Unterstiitzung einer ausgewogenen und integrativen territo-
rialen Entwicklung der Fischereigebiete und

d) Forderung der Umsetzung der GFP.

3.1.5 In Bezug auf das erste Ziel sollte nach Ansicht des
EWSA klargestellt werden, dass Fischerei und Aquakultur wirt-
schaftlich, sozial und o6kologisch nachhaltig und wettbewerbs-
fahig sein sollten.

3.1.6  Gleichzeitig bemingelt der EWSA, dass sowohl bei der
Beschreibung der Zielsetzung als auch der Priorititen der EU ein
expliziter Verweis auf den Vermarktungs- und Verarbeitungs-
sektor fehlt, zumal dieser zu den Adressaten der in dem Vor-
schlag dargelegten Mafnahmen zahlt. In dieser Hinsicht bedau-
ert der Ausschuss, dass unter den Zielen nicht die Finanzierung
von Investitionen genannt wird, die darauf ausgerichtet sind, die
Genusstauglichkeit und Qualitit der Erzeugnisse zu gewéhrleis-
ten, die Arbeitsbedingungen und das Unternehmensumfeld zu
verbessern sowie eine starke, innovative und langfristig trag-
fahige industrielle Grundlage zu fordern, die die Schaffung
von Arbeitsplatzen ermdglicht und international wettbewerbs-
fahig ist.

3.1.7  Der geografische Anwendungsbereich der Verordnung
erstreckt sich auf Vorhaben, die auf dem Gebiet der EU durch-
gefithrt werden, sofern in den Verordnungsbestimmungen nicht
ausdriicklich etwas anderes festgelegt ist.

3.2 Zuldssigkeit der Antrige und nicht forderfahige Vorhaben

3.2.1  Antrige von Betreibern, die Unregelmifigkeiten im
Rahmen des EFF oder des EMFF begangen haben, die einen
schweren Verstof§ im Sinne der Verordnung gegen illegale, nicht
gemeldete und unregulierte Fischerei (IUU-Verordnung) veriibt
haben, die auf der Liste von IUU-Schiffen gefithrt werden oder
die andere Verstofle gegen die GFP-Vorschriften begangen ha-
ben, die die nachhaltige Entwicklung der betreffenden Bestdnde
ernsthaft gefihrden, sind fir einen bestimmten Zeitraum nicht
zulissig.
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3.2.2  Nicht forderfihig im Rahmen des EMFF sind folgende
Vorhaben:

a) Vorhaben, die die Fangkapazitit eines Schiffes erhohen;

b) der Bau neuer Fischereifahrzeuge, die Stilllegung oder die
Einfuhr von Fischereifahrzeugen;

¢) die voriibergehende Einstellung von Fangtatigkeiten,
d) Versuchsfischerei;
e) die Ubertragung von Eigentum an einem Unternehmen;

f) direkte Besatzmaflnahmen, es sei denn, ein EU-Rechtsakt
sicht solchen Besatz ausdriicklich als Erhaltungsmafinahme
vor oder es handelt sich um Versuchsbesatzmafinahmen.

3.2.3  Der EWSA hilt es fur erforderlich, die Unterstiitzung
der endgiiltigen Stilllegung von Fischereifahrzeugen beizubehal-
ten, um eine grundlegende und tiefgreifende Umstrukturierung
der EU-Flotte einzuleiten, sofern sie im Rahmen einer wirt-
schaftlich, sozial und 6kologisch nachhaltigen Fischerei eine
tatsichliche Anpassung jedes Segments an die vorhandenen
Fangmoglichkeiten erlaubt. Gleichermaflen sollten auch Maf-
nahmen zum Ausgleich einer Berufsaufgabe aufgrund der Still-
legung eines Fischereifahrzeugs aufgenommen werden, wie z.B.
Vorruhestandsregelungen und Pauschalausgleichszahlungen.

3.2.4  Auf der Grundlage eines Berichts des Rechnungshofs,
in dem analysiert wurde, ob die angenommenen Mafnahmen
zur Anpassung der Flottenkapazitit an die vorhandenen Fang-
moglichkeiten beigetragen haben, fihrt die Kommission als Ar-
gument fiir eine Streichung dieser Unterstiitzung an, dass damit
das Problem der Uberkapazititen der Fangflotten der Union
nicht gelost werden konnte.

3.2.5  Der Ausschuss stellt jedoch fest, dass in diesem Bericht
die Unterstiitzung einer endgiiltigen Einstellung der Fangtitig-
keit nicht in Frage gestellt, sondern eine Reihe von Empfehlun-
gen an die Kommission und die Mitgliedstaaten gerichtet wird.

3.2.5.1  Der Kommission wird empfohlen, geeignetere Maf3-
nahmen zur Erzielung eines Gleichgewichts zwischen Fangkapa-
zitaten und Fangmoglichkeiten anzunehmen, wirksame Grenz-
werte fur die Flottenkapazitit festzulegen und zu gewahrleisten,
dass die Manahmen fiir die Ubertragung der Fangrechte zum
Abbau iiberschiissiger Kapazititen beitragen.

3.2.5.2  Den Mitgliedstaaten wird nahegelegt, dafiir zu sor-
gen, dass die Malnahmen zur Forderung von Investitionen an
Bord nicht zur Erhohung der Kapazititen beitragen, dass sich
die Stilllegungsprogramme positiv auf die Nachhaltigkeit der
Zielfischbestinde auswirken und dass die Zahlung offentlicher
Beihilfen fiir die Stilllegung inaktiver Fischereifahrzeuge verhin-
dert wird.

3.2.6  Um das Problem der Uberkapazititen zu ldsen, schligt
die Kommission ein System iibertragbarer Fischereibefugnisse
vor. Der EWSA lehnte dieses System in seiner Stellungnahme

zur Reform ab und meinte, dass die Mittel zur Unterstiitzung
der endgiiltigen Stilllegung beibehalten werden sollten, um
eventuelle Uberkapazititen abzubauen.

3.2.7  Auflerdem hilt der EWSA die Beibehaltung der Unter-
stiitzung einer voriibergehenden Einstellung der Fangtitigkeiten
fur erforderlich, da diese Hilfen eine mafgebliche Rolle fiir die
Erholung der Bestinde, insbesondere in Schonzeiten, sowie
gleichzeitig fiir den teilweisen Ausgleich der Einkommensaus-
falle der Fischer wihrend einer solchen Einstellung der Fang-
titigkeiten spielen.

3.2.8 Die Gewidhrung von Fordermitteln fur die voriiber-
gehende Einstellung der Fangtitigkeit ist in folgenden Fillen
vollkommen gerechtfertigt:

a) bei einer drastischen Verringerung der Fangquoten oder des
Fischerejaufwands im Rahmen mehrjahriger Pline zur Be-
wirtschaftung der Fischereiressourcen;

b) Abbruch oder Beendigung von Fischereiabkommen;
¢) Umweltkatastrophen.

3.2.9  Nach Auffassung des Ausschusses sind diese Hilfen fiir
die Erhaltung und Weiterentwicklung des soziookonomischen
Gefiiges von Regionen, die in hohem Mafle vom Fischfang ab-
hingig sind, von besonderer Bedeutung, da sie sich sowohl an
Reeder als auch an Besatzungsmitglieder richten und eine Kon-
tinuitdt der Fangtitigkeit gewihrleisten.

3.3 Haushaltsmittel in geteilter und direkter Mittelverwaltung

3.3.1 Die Haushaltsmittel in geteilter Mittelverwaltung
belaufen sich fur den Zeitraum 2014 bis 2020 auf
5520 000 000 EUR und werden nach bestimmten, in dem Vor-
schlag dargelegten objektiven Kriterien auf die Mitgliedstaaten
verteilt. Die Haushaltsmittel in direkter Mittelverwaltung, ein-
schlieflich technischer Hilfe, belaufen sich auf 1047 Millionen
Euro.

3.3.2  Um Zugang zu der im EMFF vorgesehenen Kofinanzie-
rung zu erhalten, erstellt jeder Mitgliedstaat ein eigenes opera-
tionelles Programm zur Umsetzung der EU-Priorititen. Die
Kommission genehmigt die operationellen Programme der Mit-
gliedstaaten sowie diesbeziigliche Anderungen im Wege von
Durchfiihrungsrechtsakten.

3.4 In geteilter Mittelverwaltung finanzierte Mafhahmen
34.1 Nachhaltige Entwicklung der Fischerei
3.4.1.1 Die nach diesem Grundsatz vorgesehene Unterstiit-

zung tragt zur Verwirklichung der folgenden EU-Priorititen bei:

— Forderung einer innovativen und wettbewerbsfahigen Fische-
rei;

— Forderung einer nachhaltigen und ressourcenschonenden
Aquakultur.
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3.4.1.2  Als allgemeine Bedingung wird vorgeschrieben, dass
Eigner von Fischereifahrzeugen, die eine Unterstiitzung fiir den
Umbau kleiner Kiistenfischereifahrzeuge zum Einsatz in anderen
Bereichen als dem Fischfang oder fiir Investitionen an Bord zur
optimalen Nutzung von unerwiinschten Fingen aus kommer-
ziellen Bestinden und zur Aufwertung vernachldssigter Fang-
bestandteile erhalten haben, das betreffende Schiff mindestens
in den ersten fiinf Jahren nach dem Zeitpunkt der tatsichlichen
Zahlung an den Begiinstigten nicht in ein Drittland auferhalb
der Europdischen Union tiberfithren diirfen.

3.4.1.3  Nach Ansicht des EWSA muss die in Ziffer 3.4.1.2
beschriebene Bestimmung dahingehend umformuliert werden,
dass die Eigner von Fischereifahrzeugen, die innerhalb der Frist
von fiinf Jahren ab Erhalt der Unterstiitzung ins Ausland ver-
kauft werden, diese Unterstiitzung zeitanteilig zuriickzahlen
miissen.

3.4.1.4 Innovation. Aus dem EMFF konnen Vorhaben un-
terstiitzt werden, die der Entwicklung oder Einfithrung neuer
oder im Vergleich zum derzeitigen Stand der Technik entschei-
dend verbesserter Erzeugnisse, Verfahren oder Verwaltungs- und
Organisationssysteme dienen.

3.4.1.5  Der EWSA ist der Auffassung, dass der Begriff "der-
zeitiger Stand der Technik" ndher bestimmt werden muss, und
macht darauf aufmerksam, dass Innovation auch soziale As-
pekte umfasst.

3.4.1.6  Auf dem Gebiet der Innovation finanzierte Vorhaben
miissen in Zusammenarbeit mit einer vom Mitgliedstaat an-
erkannten wissenschaftlichen oder technischen Stelle durch-
gefithrt werden, die die Ergebnisse der betreffenden Vorhaben
prift und bestitigt.

3.4.1.7 Nach Auffassung des EWSA erfordern nicht alle
Mafinahmen auf dem Gebiet der Innovation zwangsldufig die
Beteiligung einer wissenschaftlichen oder technischen Stelle. Die
Verbesserung der Wirtschaftsleistung, die die Fischereiunterneh-
men aufgrund dieser Maflnahmen erzielen, muss eine wichtigere
Voraussetzung sein.

3.4.1.8  Beratungsdienste. Aus dem EMFF kann Folgendes
unterstiitzt werden:

— Machbarkeitsstudien zur Beurteilung der Durchfiihrbarkeit
von Vorhaben;

— fachliche Beratungsleistungen zu Geschifts- und Vermark-
tungsstrategien.

3.4.1.9 Nach dem Vorschlag der Kommission werden die
Studien zur Machbarkeit von Vorhaben und die fachlichen Be-
ratungsleistungen zu Geschifts- und Vermarktungsstrategien bis
zu einem Hochstbetrag von 3 000 Euro von anerkannten wis-
senschaftlichen oder technischen Stellen durchgefiihrt.

3.4.1.10 Der EWSA ist der Auffassung, dass zu diesem
Zweck auch Privatunternehmen herangezogen werden kénnen
sollten, die strategische Pline aus dem Unternechmens- und Han-
delsbereich konzipieren und entsprechende Beratungsleistungen
erbringen konnen. Ferner sollte der Hochstbetrag heraufgesetzt
werden. In jedem Fall sollte die Methode zur Bestimmung dieses
Betrags bei der Aufstellung der Auswahlkriterien fiir die Vor-
haben festgelegt werden.

3.4.1.11  Partnerschaften zwischen Wissenschaftlern und
Fischern. Aus dem EMFF kann Folgendes unterstiitzt werden:

— die Einrichtung eines Netzwerks unabhingiger wissenschaft-
licher Einrichtungen und Fischern oder Zusammenschliissen
von Fischern;

— die Arbeit dieses Netzwerks.

3.4.1.12  Der EWSA hilt die Forderung der Beziehungen zwi-
schen Forschern und Fischern fiir dufferst wichtig.

3.4.1.13  Forderung von Humankapital und sozialem Dia-
log. Aus dem EMFF kann Folgendes unterstiitzt werden:

— lebenslanges Lernen, Verbreitung wissenschaftlicher Kennt-
nisse und innovativer Praktiken sowie Erwerb neuer beruf-
licher Fertigkeiten insbesondere im Zusammenhang mit der
nachhaltigen Bewirtschaftung der Meeresokosysteme, Titig-
keiten im maritimen Sektor, Innovation und Unternehmer-
tum;

— Vernetzung und Erfahrungsaustausch zwischen einzelnen In-
teressentragern, einschlieflich Organisationen zur Forderung
der Chancengleichheit von Ménnern und Frauen;

— Forderung des sozialen Dialogs auf nationaler, regionaler
oder lokaler Ebene unter Einbeziehung von Fischern und
anderen einschligigen Interessengruppen.

3.4.1.14  Der EWSA wirdigt die Bemithungen der Kommis-
sion zur Beriicksichtigung von Mafinahmen, die darauf abzielen,
das Humankapital und den sozialen Dialog zu fordern, Arbeits-
plitze zu schaffen sowie die Gesundheit und Sicherheit an Bord
von Fischereifahrzeugen zu verbessern. Einige Aspekte miissten
nach Ansicht des Ausschusses allerdings klarer gefasst oder er-
ganzt werden. Zum einen mochte der EWSA klarstellen, dass
der soziale Dialog ein Prozess ist, an dem die Sozialpartner, d.h.
die Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbinde, beteiligt sind. Da-
her sollten die "einschligigen Interessengruppen” gestrichen
werden, wenn es um die Forderung dieses Dialogs geht. Zum
zweiten sollten nach Auffassung des Ausschusses neben den
"Fischern" auch andere "Betreiber" zu den Begiinstigten der Bei-
hilfen zdhlen, damit auch andere in der Fischerei titige Per-
sonen, die begleitende Arbeiten ausfihren — wie z.B. Instandset-
zen der Fanggerite, Ausladen im Hafen usw. —, Unterstiitzung
erhalten konnen. Ferner hilt es der EWSA fiir sinnvoll, die
Kofinanzierung europdischer Mafnahmen zu fordern, die von
europdischen Organisationen aus dieser Branche durchgefiihrt
werden, insbesondere Informationsveranstaltungen iiber die Ent-
wicklungen in der GFP, die den Sozialpartnern zu einem bes-
seren Verstindnis der Rechtsvorschriften verhelfen und somit
die Einhaltung der Vorschriften fordern und fiir eine optimale
Mittelnutzung sorgen. Schlielich ist der EWSA der Ansicht,
dass aus dem EMFF auch die Aus- und Weiterbildung von
Fischern unterstiitzt werden sollte, damit sie sich fiir Arbeits-
plitze in anderen Bereichen qualifizieren konnen. Diese finan-
zielle Unterstiitzung sollte einen Ausgleich fir Einkommensaus-
falle wahrend einer solchen Aus- bzw. Weiterbildung beinhal-
ten.

3.4.1.15  Erleichterung von Diversifizierungsbemiihun-
gen und Schaffung von Arbeitsplitzen. Aus dem EMFF
kann Folgendes unterstiitzt werden:

— Unternehmensgriindungen aufSerhalb des Fischereisektors
und

— der Umbau kleiner Kiistenfischereifahrzeuge fiir den Einsatz
in anderen Bereichen als dem Fischfang.
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3.4.1.16  Nach Ansicht des EWSA sollte der Verweis auf die von Haupt- oder Hilfsmaschinen gestattet werden sollte, sofern

handwerkliche Fischerei gestrichen werden, um den Umbau von
Fischereifahrzeugen aller Art fiir den Einsatz in anderen Berei-
chen als dem Fischfang zu fordern.

3.4.1.17  Auffillig ist, dass im Fischereisektor selbst keine
Unterstiitzung fir die Schaffung von Arbeitsplitzen vorgesehen
ist. Der EWSA hilt Mafnahmen fiir erforderlich, um junge
Berufsinteressierte fiir den Fischereisektor zu gewinnen und da-
mit teilweise eines der groffen Probleme dieser Branche zu lin-
dern, namlich den Generationenwechsel.

3.41.18 Gesundheit und Sicherheit an Bord. Aus dem
EMFF konnen Fischer oder Eigner von Fischereifahrzeugen —
pro Programmplanungszeitraum, Fischereifahrzeug oder Begiins-
tigtem — Unterstiitzung fir Investitionen an Bord oder in ein-
zelne Ausriistungsteile erhalten, wenn diese Investitionen iiber
die nach nationalem oder EU-Recht vorgeschriebenen Normen
hinausgehen.

3.4.1.19 Nach Auffassung des EWSA sollte nicht nur auf
Investitionen an Bord von Fischereifahrzeugen Bezug genom-
men werden, damit auch Fischer ohne Schiff sowie Personen,
die begleitende Arbeiten ausfithren, gefordert werden kénnen.
Dariiber hinaus sollte die Gewihrung solcher Fordermittel auch
auf eine allgemeine Verbesserung der Bedingungen an Bord (d.h.
Verhiitung von Gefahren am Arbeitsplatz, Verbesserung der Ar-
beits- und Hygienebedingungen usw.) sowie auf Vorstudien zur
Bewertung der Rentabilitdt der betreffenden Investitionen aus-
geweitet werden.

3.4.1.20  Auch sollte die Beschrinkung, dass die Unterstiit-
zung nur einmal pro Programmplanungszeitraum gewihrt wer-
den kann, aufgehoben werden.

3.4.1.21  Unterstiitzung fiir GFP-Systeme iibertragbarer
Fischereibefugnisse. Die Kommission schligt die Gewihrung
von Unterstiitzung fiir die Einrichtung oder Anderung der im
Rahmen der GFP vorgesehenen Systeme iibertragbarer Fischerei-
befugnisse vor. Der EWSA hilt es fir sinnvoll, solche Forder-
mittel in dem Fall zu gewdhren, dass dieses System schlieSlich
tatsichlich in die GFP aufgenommen wird.

3.4.1.22  Der EMFF sicht die Gewahrung von Unterstiitzung
fir die Durchfithrung von Bestandserhaltungsmafnahmen im
Rahmen der GFP, zur Begrenzung der Folgen des Fischfangs
fir die Meeresumwelt, fir Innovationen im Zusammenhang
mit der Erhaltung biologischer Meeresschitze sowie fiir den
Schutz und die Wiederherstellung der Meeresbiodiversitit und
der Meeresokosysteme im Rahmen nachhaltiger Fangtitigkeiten
vor. Der EWSA befiirwortet diese Malnahmen und betont, dass
die wichtige Rolle, die die Fischer selbst bei der Sauberhaltung
und Erhaltung der Meeresumwelt spielen konnen, anerkannt
werden muss.

3.4.1.23 Bekidmpfung des Klimawandels. Zur Eindim-
mung der Folgen des Klimawandels koénnen aus dem EMFF
Investitionen an Bord zur Reduzierung des Schadstoff- und
Treibhausgasausstoffes  sowie  Energieeffizienziiberpriifungen
und -plane unterstiitzt werden. Hingegen schldgt die Kommis-
sion vor, die Unterstiitzung fiir den Austausch oder die Moder-
nisierung von Haupt- oder Hilfsmaschinen einzustellen.

3.4.1.24  Der EWSA ist der Auffassung, dass die Gewdhrung
von Fordermitteln fir den Austausch oder die Modernisierung

dadurch nicht die Fangkapazitit der Fischereifahrzeuge erhoht
wird. Ansonsten konnte die Sicherheit der Fischereifahrzeuge
und ihrer Besatzung gefahrdet werden, und es wire nicht mog-
lich, die Energieeffizienz zu verbessern und zur Verringerung
der Verschmutzung beizutragen.

3.4.1.25 Produktqualitit und Nutzung unerwiinschter
Finge. Aus dem EMFF konnen Investitionen an Bord zur Ver-
besserung der Qualitdt des gefangenen Fischs und zur besseren
Nutzung von unerwiinschten Fingen unterstiitzt werden. Die
Unterstiitzung kann pro Fischereifahrzeug und Begiinstigtem
nur einmal im Programmplanungszeitraum gewidhrt werden.
Ebenso konnen Fordermittel fiir Fischereihdfen, Anlandestellen
und Schutzeinrichtungen bereitgestellt werden, wenn diese Gel-
der dazu dienen, die Energieeffizienz zu erhohen, zum Umwelt-
schutz beizutragen, die Arbeitsicherheit und die Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern sowie Schutzeinrichtungen zu bauen oder
zu modernisieren, mit denen die Sicherheit der Fischer verbes-
sert wird.

3.4.1.26  Der EWSA hilt die beschriebenen Manahmen fur
Fischereihdfen, Anlandestellen und Schutzeinrichtungen fur
sinnvoll, ist jedoch der Ansicht, dass sie auf die Unterstiitzung
von Investitionen fiir die Lagerung von Fischereierzeugnissen
und deren Versteigerung, auf das Betanken, auf Schiffsversor-
gungsleistungen (Wasser, Eis, Strom etc.) sowie auf die Informa-
tisierung der Fischauktionshallen ausgeweitet werden sollten.

3.4.1.27 Binnenfischerei. Um die Folgen der Siiiwasser-
fischerei fur die Umwelt zu verringern, die Energieeffizienz zu
steigern, die Qualitdt des angelandeten Fischs zu optimieren und
die Arbeitssicherheit und -bedingungen zu verbessern, kénnen
aus dem EMFF Fischereifahrzeuge unterstiitzt werden, die in
Binnengewissern operieren. Ferner kann die Diversifizierung
in der Binnenfischerei sowie die Mitwirkung von Binnenfischern
an der Bewirtschaftung, Wiederherstellung und Betreuung der
Natura-2000-Gebiete gefordert werden. Der EWSA befiirwortet
die vorgeschlagenen Maflnahmen, die Kommission sollte jedoch
— wie bereits in der Stellungnahme zur Reform der GFP gefor-
dert — Malnahmen einleiten, die dazu beitragen, Interferenzen
zwischen der Siifwasseraquakultur und der Landwirtschaft ei-
nerseits und der SuSwasserfischerei andererseits zu vermeiden.

3.4.1.28  In den nordlicheren Regionen der EU wird im Win-
ter in einer Saison, die bis zu sechs Monate dauern kann, so-
wohl auf Seen als auch in Kiistennihe unter der Eisschicht
Fischfang betrieben. Motorschlitten und die besondere Ausriis-
tung fur die Winterfischerei sollten fiir eine Unterstiitzung aus
dem EMFF in Betracht kommen.

342 Nachhaltige Entwicklung der Aquakul-
tur
3.4.2.1 Die nach diesem Grundsatz vorgesehene Unterstiit-

zung tragt zur Verwirklichung der folgenden EU-Priorititen bei:

— Forderung einer innovativen, wettbewerbsfahigen und wis-
sensbasierten Aquakultur und

— Forderung einer nachhaltigen und ressourcenschonenden
Aquakultur.
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3.4.2.2  Der EWSA betrachtet die Bereitstellung von Forder-
mitteln fir Aquakulturunternchmen unabhingig von ihrer
GroRe (Kleinstunternehmen, KMU, GrofSbetriebe) als sinnvoll,
halt die Kiirzungen im Sinne von Anhang I fir grofe Aquakul-
turunternehmen jedoch fiir unangemessen.

3.4.2.3  Nach dem Vorschlag sind Fordermittel fiir folgende
Bereiche vorgesehen: Innovation; Investitionen in Off-shore-
und Non-food-Aquakultur zur Forderung von Arten der Aqua-
kultur mit hohem Wachstumspotenzial; Investitionen, mit de-
nen die Aquakulturunternechmen in die Lage versetzt werden,
Verarbeitung, Vermarktung und Direktverkauf ihrer Erzeugnisse
selbst zu tibernehmen; die Einrichtung von Betriebsfithrungs-,
Vertretungs- und Beratungsdiensten fir Aquakulturunternehmen
sowie die Forderung von Humankapital und Vernetzung.

3.4.2.4  Der EWSA unterstiitzt diese Vorschldge. Um den Be-
schiftigten der Aquakulturunternehmen die Ausiibung ihrer Té-
tigkeit zu erleichtern, schligt der EWSA jedoch in Bezug auf
den letzten Punkt vor, besondere Fordermittel vorzusehen, um
die Gesundheits- und Sicherheitsbedingungen der Arbeitnehmer
in Aquakulturanlagen sowohl auf See als auch fiir Arbeitsplitze
auf Hilfsschiffen der Aquakultur und auf dem Festland zu ver-
bessern.

3.4.2.5 Der EWSA schligt vor, groffe Unternchmen nicht
von der Unterstiitzung von Vorhaben in den Bereichen lebens-
langes Lernen, Verbreitung von Kenntnissen und innovativen
Praktiken usw. auszunehmen, da angesichts der Bedeutung die-
ser Mafinahmen Beschrinkungen aufgrund der Unternehmens-
grofle nicht gerechtfertigt sind. Vorrang sollte allerdings den
kleinen und mittleren Unternehmen gegeben werden.

3.4.2.6  Zur Steigerung des Potenzials von Aquakulturgebie-
ten konnen aus dem EMFF die Bestimmung und Kartierung der
geeignetsten Gebiete, der Ausbau der Infrastruktur sowie Maf-
nahmen unterstiitzt werden, die darauf ausgerichtet sind, erheb-
liche Schiden von der Aquakultur abzuwenden.

3.4.2.7  Der EWSA hilt es fiir erforderlich, Investitionen zur
Verbesserung der Infrastruktur von Hifen, in denen marine
Aquakultur betrieben wird, oder von Anlandestellen zu unter-
stiitzen; ebenso sollten Investitionen in Anlagen fiir die Samm-
lung von Abfillen und Riickstinden gefordert werden.

3.4.2.8  Forderung neuer Niederlassungen in der Aquakultur.
Aus dem EMFF kann die Griindung von Kleinstunternehmen der
Aquakultur durch neue Fischziichter unterstiitzt werden, wenn
diese beim Neueinstieg in den Aquakultursektor angemessene
Qualifikationen und Kompetenzen besitzen, zum ersten Mal
als Unternehmensinhaber ein Aquakultur-kleinstunternehmen
griinden und fur die Entwicklung ihrer Aquakulturtitigkeit ei-
nen Geschiftsplan vorlegen.

3.4.2.9  Der EWSA schligt vor, die Gewihrung solcher For-
dermittel fiir alle Aquakulturunternehmen an die Nettoarbeits-
platzschaffung zu koppeln — unabhingig davon, ob es sich um
ein neu gegriindetes Unternehmen handelt oder nicht.

3.4.2.10  Zur Forderung einer maoglichst umweltschonenden
Aquakultur konnen aus dem EMFF bestimmte Investitionen un-
terstlitzt werden. Nach Auffassung des EWSA sollten ebenso

wie in der Fischerei Investitionen zur Reduzierung des Schad-
stoff- bzw. Treibhausgasausstofles sowie Energieeffizienziiber-
prifungen und -pline gefordert werden.

3.42.11 Desgleichen konnen Fordermittel fir eine Umstel-
lung auf Umweltmanagement und Oko-Auditsysteme sowie auf
eine okologische Aquakultur, fiir die Erbringung von Umwelt-
dienstleistungen durch den Aquakultursektor und fiir Maffnah-
men zur Forderung der Gesundheit von Mensch und Tier sowie
zugunsten des Tierschutzes gewidhrt werden.

3.42.12  Der EWSA ist der Ansicht, dass die Tiergesundheit
ein Schliisselfaktor fiir die Nachhaltigkeit des Aquakultursektors
ist, und hilt es daher fiir notwendig, diesen Bereich starker aus
dem EMFF zu unterstiitzen. In diesem Sinne schligt er den Auf-
und Ausbau von Verbiinden zur Forderung des Gesundheits-
schutzes in der Aquakultur nach dem Vorbild erfolgreicher Bei-
spiele aus der Viehzucht vor.

3.4.2.13 Im Kommissionsvorschlag ist die Moglichkeit zur
Gewihrung von Fordermitteln fiir eine Versicherung von Aqua-
kulturbestinden vorgesehen, mit der Verluste aufgrund be-
stimmter Ereignisse abgedeckt werden konnen. Nach Auffassung
des EWSA sollten hierbei auch Kosten fiir die Sammlung und
Beseitigung von Tieren beriicksichtigt werden, die in dem Be-
trieb durch natiirliche Ursachen, Unfille usw. eingegangen sind,
ebenso wie Ausgaben fiir das Schlachten und Vergraben im
eigenen Betrieb aus tierseuchenrechtlichen Griinden und nach
vorheriger behordlicher Genehmigung.

343 Nachhaltige Entwicklung der Fischwirt-
schaftsgebiete

3.43.1 Die unter diesem Kapitel vorgesehene Unterstiitzung
soll zur Erreichung der EU-Prioritit beitragen, eine ausgewogene
und integrative territoriale Entwicklung der Fischwirtschafts-
gebiete zu fordern und so fir mehr Beschiftigung und einen
besseren territorialen Zusammenhalt zu sorgen. Diese Unterstiit-
zung kann fir Fischereigebiete gewdhrt werden, die von ihrer
Ausdehnung her unterhalb der NUTS-III-Ebene (%) liegen.

3.4.3.2  Der EWSA sieht es als diskriminierend an, dass Kiis-
tengemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern von dieser
Unterstiitzung ausgeschlossen sind, denn dass eine Flotte von
einem bestimmten Fischereihafen aus operiert, hat nichts mit
der Einwohnerzahl des betreffenden Ortes zu tun.

3.4.3.3 Die Kommission schligt vor, die lokalen Fischerei-
aktionsgruppen (FLAG) auf den neuesten Stand zu bringen
und ihre Position zu stirken. Die FLAG schlagen eine integrierte
Strategie fur die lokale Entwicklung vor, in der sich die sozio-
okonomische Zusammensetzung des jeweiligen Gebiets durch
eine ausgewogene Vertretung des Privatsektors, des offentlichen
Sektors und der Zivilgesellschaft widerspiegelt.

3.43.4 Um die bisherigen Arbeitsergebnisse dieser der Dy-
namisierung der Kiistengebiete dienenden Gruppen objektiv be-
werten zu konnen, hilt es der EWSA fiir entscheidend, dass die
Kommission eine solche Bewertung noch durchfihrt, bevor die
fir diese Gruppen vorgesehenen Fordermittel in die neuen
Fonds aufgenommen werden.

(3 Siehe Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 26. Mai 2003 iiber die Schaffung einer gemein-
samen Klassifikation der Gebietseinheiten fiir die Statistik (NUTS),
ABL L 154 vom 21.6.2003, S. 1.
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344 Vermarktung und Verarbeitung

3.4.4.1 Die Kommission schligt einige Mafnahmen im Zu-
sammenhang mit der Vermarktung und Verarbeitung vor, ins-
besondere fiir die Ausarbeitung und Durchfithrung von Produk-
tions- und Vermarktungsplanen der Erzeugerorganisationen.

3.4.4.2 Der EWSA befiirwortet zwar diese Maflnahme, die
zum langfristigen Bestand der Ressourcen und zur Wett-
bewerbsfahigkeit der Unternehmen beitragen wird, hilt es je-
doch auch fur erforderlich, in den Plinen einen Flexibilitats-
mechanismus vorzusehen, da sich die Bedingungen fiir Angebot
und Nachfrage auf den heutigen globalisierten Mérkten jederzeit
andern konnen.

3.4.4.3  In dem Vorschlag ist zum Ausgleich fiir die Erzeuger-
organisationen, die in Anhang II der Verordnung tiber die GMO
(Gemeinsame Marktorganisation) genannte Fischereierzeugnisse
lagern, eine Unterstiitzung vorgesehen. Die Unterstiitzung soll
schrittweise verringert und ab 2019 nicht langer gewihrt wer-
den.

3.4.4.4  Der EWSA lehnt eine schrittweise Verringerung die-
ser Unterstiitzung und ihre endgiiltige Abschaffung 2019 ab, da
diese Fordermittel einen besonderen Beitrags zur Stabilisierung
der Mirkte leisten; daher halt der Ausschuss ihre Beibehaltung
bis 2020 fiir erforderlich.

3.4.4.5 Der Ausschuss hat festgestellt, dass die bisher im
Rahmen der GMO vorgesehene Ausgleichsentschidigung fiir
Thunfisch, der fur die Verarbeitungsindustrie bestimmt ist, ge-
strichen wurde.

3.4.4.6  Diese Entschidigungen dienten als Ausgleich fiir die
vollstindige und dauerhafte Aussetzung der Zollsitze des Ge-
meinsamen Zolltarifs fir ganzen, fiir die Verarbeitungsindustrie
bestimmten Thunfisch aus Drittlindern. Nach Ansicht des Aus-
schusses wiirde die Abschaffung der Ausgleichsentschiddigung
die EU-Erzeuger klar benachteiligen, da sie mit Erzeugnissen
konkurrieren miissten, die weniger strengen Hygiene- und Ge-
sundheitsstandards geniigen miissen als die EU-Erzeugnisse. Da-
her pladiert der EWSA fiir die Beibehaltung der Ausgleichsent-
schadigung.

3.4.4.7  Der EWSA ist der Auffassung, dass die in dem Vor-
schlag vorgesehene Unterstiitzung fiir die private Lagerhaltung
angesichts des Verfalls der Preise fiir Thunfisch auf dem EU-
Markt ein angemessenes Einkommen fiir die Thunfischerzeuger
weder ersetzt noch gewihrleistet. Genau dafiir war das System
der Ausgleichsentschadigungen aber geschaffen worden.

3.4.4.8 In dem Vorschlag ist die Gewdhrung bestimmter For-
dermittel fiir Vermarktungsmaffnahmen vorgesehen.

3.44.9 Der EWSA hilt es fir notwendig, diese Unterstiit-
zung auf die Entwicklung und Einleitung von Kommunikations-
kampagnen auszuweiten, die darauf ausgerichtet sind, das Image
der Fischerei und der Aquakultur zu verbessern. Desgleichen
schlagt der EWSA die Aufnahme neuer Absitze vor, in denen
es z.B. um die Organisation von und Beteiligung an Fachmessen

und kommerziellen Veranstaltungen des Sektors, Aktivititen zur
Erleichterung des Zugangs der Unternehmen zur Innovation,
Fortbildungsmafinahmen zum neuesten Stand der Technik und
neue bzw. optimierte Verfahren oder Organisationssysteme

geht.

3.4.4.10 Aufgrund der wichtigen Rolle der Branchenver-
binde bei der Forderung und Verbesserung der Produktvermark-
tung halt es der Ausschuss fiir sinnvoll, nicht nur die Griindung
solcher Verbdnde zu unterstiitzen, sondern auch zu ihrem Funk-
tionieren beizutragen, damit sie ihre Aufgaben erfillen konnen.

3.4.4.11  Ferner konnen aus dem EMFF bestimmte Investitio-
nen in die Verarbeitung der Erzeugnisse unterstiitzt werden.
Nach Auffassung des Ausschusses sollten folgende besonderen
Ziele hinzugefiigt werden: Verbesserung der Wettbewerbsfihig-
keit der Verarbeitungsindustrie; Verbesserung des Gesundheits-
schutzes und der Produktqualitit; Verringerung von Umwelt-
schiadigungen und Verbesserung der Energieeffizienz; bessere
Nutzung von wenig verwerteten Arten, Nebenerzeugnissen
und Abfillen; Entwicklung, Erzeugung und Vermarktung neuer
Produkte sowie Anwendung neuer Technologien und innovati-
ver Produktionsmethoden; Marktoffnung und -entwicklung; Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitnehmerfort-
bildung.

345 Gebiete in duflerster Randlage

3.4.5.1 In dem Vorschlag ist der Ausgleich von Mehrkosten
vorgesehen, die bei Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen aus
den Azoren, Madeira, den Kanarischen Inseln, Franzosisch-
Guayana und Réunion als Gebieten in dufSerster Randlage ent-
stehen. Die Kommission sollte nach Meinung des Ausschusses
ausfihrlich darlegen, wie sie die Mittelaufschliisselung fiir die
einzelnen Gebiete in duferster Randlage berechnet hat, und
zudem erldutern, warum die Mittel fur die Kanarischen Inseln
gekiirzt wurden, wihrend die Mittel fir die tibrigen Gebiete
aufgestockt wurden.

34.6 Begleitende MaBnahmen fiir die GFP

3.4.6.1 Fur die Durchfithrung der EU-Fischereikontrollrege-
lung sowie fiir die Erhebung, Verwaltung und Nutzung von
biologischen, technischen, o6kologischen und soziodkonomi-
schen Primirdaten gemif der GFP-Verordnung kann eine Un-
terstiitzung aus dem EMFF gewihrt werden. Der EWSA hilt
diese Unterstiitzung fiir wesentlich, um eine EU-weite Uber-
wachung und Erhebung von Daten, auch in Bezug auf die
Arbeitsaufsicht, zu gewihrleisten.

3.4.6.2  Fur viele der oben genannten Maffnahmen ist in dem
Vorschlag die Beschrankung vorgesehen, dass sie nur einmal pro
Programmplanungszeitraum und Fischereifahrzeug gewahrt wer-
den konnen. Diese Beschrankung sollte aufgehoben werden.

3.4.6.3 Nach Auffassung des EWSA sollte die Einrichtung
eines "Krisenfonds" erwogen werden, der es ermdoglicht, einen
punktuellen Bedarf des Sektors zu decken, damit flexible Not-
mafnahmen eingeleitet werden kénnen, um auf bestimmte Aus-
nahmesituationen zu reagieren, wie z.B. Flottenumstellungen
aufgrund der Aussetzung oder Nichtverldngerung eines Fische-
reiabkommens, jaher Anstieg der Betriebskosten, Naturkatastro-
phen usw.
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3.5 In direkter Mittelverwaltung finanzierte Mafnahmen
3.5.1 Integrierte Meerespolitik

3.5.1.1 In dem Vorschlag sind verschiedene Hilfen vorgese-
hen, mit denen zur Konzipierung und Umsetzung einer inte-
grierten Meerespolitik der EU beigetragen werden soll, deren
Ziel es ist, eine integrierte Entscheidungsfindung im Meeres-
und Kiistenbereich zu fordern; zur Entwicklung sektoriibergrei-
fender Initiativen beizutragen, von denen verschiedene maritime
Sektoren und Politikbereiche gleichermaflen profitieren; nach-
haltiges Wirtschaftswachstum, Beschaftigung, Innovation und
neue Technologien innerhalb neu entstechender und kiinftiger
maritimer Wirtschaftszweige in Kiistenregionen zu unterstiitzen
und den Schutz der Meeresumwelt, insbesondere der Meeres-
biodiversitit und der geschiitzten Meeresgebiete, sowie eine
nachhaltige Nutzung der Meeres- und Kiistenressourcen zu for-
dern. Der EWSA begriifit die vorgeschlagenen Maflnahmen.

3.5.1.2  Ferner sind verschiedene Hilfen vorgesehen, um die
Durchfithrung der GFP und der IMP zu erleichtern, insbesondere
in Bezug auf wissenschaftliche Empfehlungen im Rahmen der
GFP, spezifische Durchsetzungs- und Uberwachungsmafnahmen
im Rahmen der GFP, freiwillige Beitrdge zu internationalen Or-
ganisationen, Beirdte, Marktuntersuchung und Kommunikation.
Der EWSA hilt diese Unterstiitzung fiir angemessen.

3.5.1.3  Der Ausschuss erkennt an, dass die regionalen Beiri-
te, an denen alle interessierten Kreise beteiligt sind, als Bera-
tungsorgane der Kommission eine wichtige Rolle bei der Be-
handlung der verschiedenen Themen mit Bezug zur GFP spielen.
Daher sollte die Unterstiitzung nach Ansicht des Ausschusses
ausreichend hoch sein, um ein ordnungsgemifes Funktionieren
dieser Gremien sicherzustellen und eine Beteiligung all ihrer
Mitglieder, u.a. von Wissenschaftlern, gewahrleisten zu konnen.

3.5.1.4 Der EWSA ist der Auffassung, dass aus dem EMFF
der kiinftige Sektorausschuss fiir Beschiftigung und Kompeten-
zen finanziert werden sollte, der den Zielen der GFP-Reform,

Briissel, den 11. Juli 2012

der Europa-2020-Strategie und der Mitteilung "Neue Kompeten-
zen fiir neue Beschiftigungen" (3) entspricht. Ebenso sollte der
Beratende Ausschuss fiir Fischerei und Aquakultur der EU wei-
terhin finanziert werden; fur den Fall, dass dieser Ausschuss
irgendwann aufgelost werden sollte, pladiert der EWSA fiir die
Einrichtung eines Beratenden Ausschusses fiir Industrie, Mérkte
und allgemeine Angelegenheiten.

3.5.1.5 In Bezug auf die Marktuntersuchung begriifSt der
Ausschuss alle Hilfen, die der Verbreitung und Entwicklung
von Informationen tiber den Markt fiir Erzeugnisse der Fischerei
und der Aquakultur dienen.

3.5.2 Technische Hilfe

3.5.2.1 In dem Vorschlag ist vorgesehen, dass auf Initiative
der Kommission Unterstiitzung fiir technische Hilfe, fiir die
Durchfiithrung nachhaltiger Fischereiabkommen und die Mitwir-
kung der EU in regionalen Fischereiorganisationen sowie fiir die
Einrichtung eines europdischen FLAG-Netzwerks gewihrt wer-
den kann. Der EWSA hilt diese Unterstiitzung fiir grundlegend
wichtig.

3.6 Durchfiihrung

3.6.1  Abschliefend wird in dem Vorschlag sehr ausfiihrlich
die Durchfithrung der Forderprogramme sowohl in geteilter als
auch in direkter Mittelverwaltung beschrieben. Eingegangen
wird dabei auf Durchfithrungsverfahren, Verwaltungs- und Kon-
trollsysteme der Mitgliedstaaten und der Kommission sowie auf
Monitoring, Evaluierung, Information und Informationsaus-
tausch.

3.6.2  Der EWSA befiirwortet die Durchfithrungsverfahren zu
beiden Formen der Mittelverwaltung, da sich darin die Erfahrung
der Kommission mit allen erforderlichen Formalititen zur Ein-
leitung, Durchfithrung, Uberwachung und zum Abschluss der in
der GFP und der IMP vorgesehenen Forderprogramme wider-
spiegelt.

Der Prdsident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON

() Siche die Stellungnahme des EWSA zu der "Mitteilung der Kommis-
sion an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Neue Kompetenzen fiir neue Beschaftigungen: Arbeitsmarkt- und
Qualifikationserfordernisse antizipieren und miteinander in Einklang
bringen", COM(2008) 868 final, ABlL. C 128 vom 18.5.2010, S. 74.
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der

Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - Den Verbraucher auf den Geschmack

bringen: eine Absatzforderungs- und Informationsstrategie mit hohem europiischen Mehrwert fiir
die Agrarerzeugnisse Europas“

COM(2012) 148 final
(2012/C 299/25)

Berichterstatter: Armands KRAUZE

Die Europiische Kommission beschloss am 30. Marz 2012, den Europiischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemifS Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen — Den Verbraucher auf den Geschmack bringen: eine Absatzforderungs-

und Informationsstrategie mit hohem europdischen Mehrwert fiir die Agrarerzeugnisse Europas"

COM(2012) 148 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, landliche Entwicklung, Umweltschutz nahm

ihre Stellungnahme am 26. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
136 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 10 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Indem sie die Verbraucher iiber die hohe Qualitit und
die Tierschutz- und Erzeugungsstandards von EU-Agrarerzeug-
nissen informieren und den Export anregen, helfen die Informa-
tions- und Absatzforderungsprogramme der EU den europii-
schen Erzeugern und Beschiftigten in mafigeblicher Weise,
sich den Herausforderungen eines immer schirferen weltweiten
Wettbewerbs zu stellen und eine gute Marktposition zu behaup-
ten.

1.2 In seiner fritheren Stellungnahme zu COM(2011) 436
final (') hat der EWSA bereits deutlich gemacht, dass er die
zwei grundlegenden Ziele der neuen, dem Zielmarkt angepass-
ten Absatzforderungspolitik unterstiitzt: zum einen Information
und Aufklirung der Verbraucher auf dem EU-Markt und zum
anderen Exportforderung auf dem Auflenmarkt.

1.3 Im Finanzrahmen 2014-2020 miissen neue, zusitzliche
Haushaltsmittel ausgewiesen werden, um weitere Krisen und
Notsituationen, die diesen Wirtschaftszweig heimsuchen kénn-
ten, zu bewiltigen. Die im Rahmen der GAP fiir Informations-
und Absatzforderungsmafinahmen zur Verfiigung stehenden
Mittel reichen dafiir nicht aus. Der EWSA hilt es fiir absolut
unerlisslich, die Haushaltsmittel aufzustocken, um im Binnen-
markt und in Drittlindern Informations- und Absatzforderungs-
mafinahmen fiir Agrarerzeugnisse durchfithren zu kénnen.

1.4  Der EWSA ist der Ansicht, dass die Kommission fiir die
Bewerber um eine Teilnahme an einem einzelstaatlichen Pro-
gramm, einem Mehrldnder- oder einem Drittlandsprogramm

(") CESE, ABL. C 43 vom 15.02.2012, S. 59-64.

in den Mitgliedstaaten klare Leitlinien aufstellen sollte. Die Be-
wertung der Programme sollte auf der Grundlage eines strengen
Bewertungssystems anhand konkreter Indikatoren verbessert
werden. Bei der Auswahl der Programme und ihrer Gewichtung
bedarf es auf nationaler und europiischer Ebene groferer Trans-
parenz. Um das Verfahren zu vereinfachen, sollten Mehrlander-
programme der Kommission unmittelbar vom Antragsteller vor-
gelegt werden. Mehrldnderprogrammen, die sich auf eine Reihe
von Erzeugnissen erstrecken, sollte durch ein vorteilhafteres Fi-
nanzierungssystem von bis zu 60 % EU-Kofinanzierung Vorrang
eingerdumt werden.

1.5  Es sollte fur mehr Flexibilitit gesorgt werden, damit Pro-
gramme in der Umsetzungsphase an verinderte Marktbedingun-
gen angepasst werden konnen. Der EWSA unterstiitzt den Vor-
schlag, einem Mehrjahresprogramm detaillierte Informationen
lediglich fur das erste Jahr beizufiigen, wenn im Vorfeld Markt-
analysen und Folgenabschitzungen durchgefiihrt wurden. Auf
diese Weise wire es moglich, die Pline fir die folgenden Jahre
anzupassen.

1.6 Nach Ansicht des EWSA sollte in den Forderbestimmun-
gen die Rolle der Marken geklart und fiir Ausgewogenheit zwi-
schen generischer Forderung und Forderung von Handelsmar-
ken gesorgt werden. Die grundsitzliche Idee einer Forderung
von EU-Erzeugnissen durch bestimmte Marken ist priiffenswert.
Die Herkunftsangabe sollte zuldssig sein, auch bei Erzeugnissen,
fur die keine Ursprungsbezeichnung oder geschiitzte geogra-
fische Angabe vergeben wurde. Die EU-Herkunft konnte durch
iibergreifende Slogans deutlich gemacht werden, die das Recht
der Verbraucher auf korrekte Information nicht untergraben.
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1.7 Im Hinblick auf den gemeinsamen europdischen Slogan
fur externe Absatzforderungsmafinahmen ist es sinnvoll, eine
einheitliche Botschaft zu vermitteln, die auf alle europiischen
Erzeugnisse derselben Gruppe zutrifft. Es ist wichtig, dass die
Botschaft fiir den Verbraucher klar und leicht erfassbar ist.

1.8 Der EWSA befurwortet zur Verfahrensvereinfachung eine
einzige Liste forderfahiger Erzeugnisse. Die Liste sollte erweitert
werden, um die Absatzforderung von Erzeugnissen zu ermdogli-
chen, die unter andere Qualitdtsregelungen fallen und die fur
"europiische Qualititserzeugnisse” stehen, beispielsweise natio-
nale, regionale oder Bio-Kennzeichnungen.

1.9  Der EWSA hilt — auch durch den Einsatz neuer Tech-
nologien — den Aufbau eines Netzes zum Austausch vorbild-
licher Praktiken unter Fachleuten fir sehr wichtig, um gut struk-
turierte, koordinierte Mehrlinder-Absatzférderungsprogramme
und -kampagnen durchfithren zu kénnen. Uberdies sollte der
Einsatz neuer Technologien gepriift werden, durch die Erzeuger
und Verbraucher miteinander in Kontakt kommen konnen. Da-
bei muss vermieden werden, dass diese Mechanismen Markt-
oder Wettbewerbsverzerrungen verursachen.

2. Wesentlicher Inhalt des Kommissionsdokuments

2.1 Voraussetzung fiir die Verwirklichung der in der Europa-
2020-Strategie gesteckten Ziele ist die Forderung einer Land-
wirtschaft, die fiir Erndhrungssicherheit, nachhaltige Nutzung
der natiirlichen Ressourcen und die Dynamik in lindlichen Ge-
bieten steht, aber auch Wachstums- und Beschiftigungsmoglich-
keiten schafft. Eine besondere Bedeutung kommt dabei einer
wirksamen Absatzforderungspolitik zu.

2.2 Absatzforderprogramme werden aus EU-Mitteln mit ma-
ximal 50 % bezuschusst, mindestens 20 % steuern die Fachver-
bande bei, und die restlichen Mittel tragt der betroffene Mit-
gliedstaat. Hdufig jedoch mangelt es derartigen Programmen in
Drittstaaten an Elan, was ihre Wirkungskraft schwicht und ver-
zogert.

2.3 In der Kommissionsmitteilung werden die Unzulinglich-
keiten der bestehenden Fordermafnahmen, die schwerfillige
Verwaltung, die Unausgewogenheit der Mafnahmen und die
bestehenden Hindernisse aufgezeigt und Vorschlige gemacht,
um diese Probleme zu l6sen und gleichzeitig das Ansehen der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse der Europdischen Union zu
verbessern.

2.4 In der Mitteilung werden folgende Ziele fiir die kiinftige
Absatzforderungspolitik abgesteckt:

— ein hoherer europdischer Mehrwert
— eine ansprechendere und treffsichere Politik
— eine vereinfachte Verwaltung und

— mehr Synergien zwischen den verschiedenen Absatzfor-
derungsinstrumenten.

2.5  Die Kommission legt in ihrer Mitteilung die grundlegen-
den Leitlinien der Absatzforderungspolitik fest:

2.5.1 Ein breiteres Anwendungsgebiet

— Das Anwendungsgebiet konnte von den Fachverbdnden auf
private Unternehmen ausgedehnt werden, sofern sie der Eu-
ropdischen Union einen hohen Mehrwert bieten.

— Es wird vorgeschlagen, eine einzige Produktliste zu erstellen,
die sich moglichst eng an die Liste der unter die Qualitts-
politik fallenden Erzeugnisse anlehnt. Die Mafinahmen
konnten auch auf thematische Botschaften ausgerichtet wer-
den, und es konnten dabei neue Technologien zur Anwen-
dung kommen, die dazu beitragen, bewihrte Verfahrenswei-
sen auszutauschen oder den Verkauf der Erzeugnisse zu
erleichtern.

— Um ein europdisches Image von Agrarerzeugnissen zu for-
men, sollte jede Informations- und Konsultationsmaflnahme
einen Verweis auf den EU-Ursprung enthalten. Bei Erzeug-
nissen mit einer g.U.- oder g.g.A.-Kennzeichnung wird diese
Ursprungsangabe nach wie vor an vorderer Stelle stehen
konnen.

— In der Folgenabschitzung sollte die Durchfithrung von ge-
mischten Programmen auf Drittlandsmarkten gepriift wer-
den, die einen allgemeinen und einen kommerziellen Teil
umfassen, in dem auch private Marken vorgestellt werden
konnten.

— Die Forderung europdischer Giitezeichen fiir Lebensmittel-
qualitat wie geschiitzte Ursprungsbezeichnungen (g.U.), ge-
schiitzte geografische Angaben (g.g.A.) und garantiert tradi-
tionelle Spezialititen (g.t.S.) soll weiter vorangetrieben wer-
den.

2.5.2 Neue Titigkeiten

— Es sollte ein neuer Tatigkeitsbereich in Gestalt von tech-
nischer Unterstiitzung vorgesehen werden, um es den Un-
ternehmen zu erleichtern, an kofinanzierten Programmen
teilzunehmen, wirksame Kampagnen durchzufithren oder
ihre Ausfuhren zu verbessern.

2.5.3 Mitwirkungsformen auf dem Priifstand

— Auf dem Priifstand stehen Mehrlinderprogramme, die bis-
lang nicht die erhofften Ergebnisse zeitigen. Hochrangige
Besuche in Drittlindern, einschlieflich des fiir Landwirt-
schaft und landliche Entwicklung zustindigen Kommissions-
mitglieds, sowie die Teilnahme der Kommission an interna-
tionalen Messen werden fortgesetzt.

2.5.4 Absatzforderung und Krisen

— Aufgrund der Zwinge des Finanzrahmens 2014-2020 diirfte
es schwerer werden, zusitzliche Mittel fiir Informations- und
Absatzforderungsmaflnahmen als Reaktion auf Krisen zu
mobilisieren. Es muss entschieden werden, ob Gemein-
schaftsmaflnahmen als Reaktion auf eine Krise aus der kiinf-
tigen Absatzforderungspolitik oder aus den horizontalen
Mafinahmen im Rahmen der GAP finanziert werden sollen.
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2.5.5 Eine einfachere, bessere Verwaltung

— Die Begleitung und Verwaltung von Programmen sollte ein-
facher, flexibler und effizienter werden.

2.5.6 Bessere Abstimmung zwischen Informations- und Ab-
satzforderungsmafinahmen

— Die Maffnahmen, die im Rahmen der Absatzférderungsrege-
lung und anderer Fordermaffnahmen durchgefithrt werden,
sollen stirker aufeinander und auf die Gemeinsame Agrar-
politik abgestimmt werden.

3. Analyse des Vorschlags und Bemerkungen des EWSA

3.1 In fritheren Stellungnahmen hat der EWSA darauf hin-
gewiesen, dass es angesichts der Herausforderungen, mit denen
die europdische Agrarpolitik konfrontiert ist, zunehmend von
Bedeutung ist, den Absatz der Agrar- und Lebensmittelerzeug-
nisse aus der EU zu fordern und so dazu beizutragen, dass sie
sich als Erzeugnisse mit hohem Mehrwert etablieren und die
fuhrende Rolle der EU als Lebensmittelanbieter gesichert
wird (2).

3.2 Nach Ansicht des EWSA ist es von besonderer Bedeu-
tung, zwei grundlegende Ziele der neuen europdischen Politik
fur den Agrarsektor zu unterstiitzen: zum einen die Information
und Aufklirung der Verbraucher iiber die hohen Qualititsstan-
dards und den hohen Mehrwert der Erzeugnisse auf dem EU-
Markt unter Verweis auf stirkere Garantien bei Erzeugungsver-
fahren, Kennzeichnung, Riickverfolgbarkeit und Lebensmittel-
sicherheit sowie strengere Anforderungen an Umwelt- und Tier-
schutz und die Wahrung der Arbeitnehmerrechte und zum an-
deren die Exportforderung auf dem Aufenmarkt, wobei Quali-
tit, Nahrwert, gastronomischer Nutzen, Nachhaltigkeit und Si-
cherheit der EU-Erzeugnisse hervorgehoben werden.

3.3 Der EWSA begriifst die Initiative der Kommission, die
bestehende europdische Informations- und Absatzforderungs-
politik zu tiberpriifen, um sie kiinftig effizienter, gezielter und
ehrgeiziger zu gestalten.

3.4 Der EWSA unterstiitzt im Groflen und Ganzen die in der
Mitteilung enthaltenen Vorschldge und Leitlinien der Kommis-
sion fiir die kiinftige Politik zur Forderung des Absatzes land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse, die darauf abzielen, die Wett-
bewerbsfihigkeit der Branche zu erhéhen und die hohen Stan-
dards des europdischen Modells der Nahrungsmittelerzeugung
stirker ins Bewusstsein zu riicken.

3.5 Der EWSA stellt fest, dass die Kommissionsmitteilung
nicht auf Bestimmungen fir einen automatischen oder halb-
automatischen Mechanismus eingeht, der rasch, effizient, syste-
matisch und wirksam dazu beitragt, Volkswirtschaften, die von
Lebensmittelkrisen betroffen sind, wieder aufzuhelfen. Der
EWSA ist sich der Beschrinkungen aufgrund der aktuellen Fi-
nanzkrise zwar bewusst, hilt es aber dennoch fiir unabdingbar,
die Finanzmittel fiir Informations- und Absatzforderungsmaf-
nahmen fiir Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittlin-
dern aufzustocken. Im Finanzrahmen 2014-2020 miissen recht-
zeitig neue, zusdtzliche Haushaltsmittel ausgewiesen werden, um
kiinftige Krisen und Notsituationen, die diesen Wirtschaftszweig

(%) CESE, ABL. C 43 vom 15.02.2012, S. 59-64.

heimsuchen konnten, zu bewiltigen. Die im Rahmen der GAP
fur Informations- und Absatzférderungsmaffnahmen zur Ver-
fiigung stehenden Mittel reichen dafiir nicht aus.

3.6 Der EWSA hebt hervor, dass die Programme auf einen
europdischen Mehrwert, einschlieSlich der Schaffung von Ar-
beitsplitzen, abzielen sollten und dass die Kommission klare
Leitlinien fur Bewerber aufstellen sollte, die sich in den Mitglied-
staaten um die Teilnahme an einem einzelstaatlichen Programm,
einem Mehrlinder- oder einem Drittlandsprogramm bemiihen.
Die Bewertung der Programme sollte auf der Grundlage eines
strengen Bewertungssystems anhand konkreter Indikatoren ver-
bessert werden. Es ist wichtig, bei der Auswahl und Gewichtung
der Programme auf nationaler und europdischer Ebene fiir mehr
Transparenz Sorge zu tragen. Zur Vereinfachung der Verfahren
konnten Mehrlanderprogramme unmittelbar der Kommission
vorgelegt und die Auswahlverfahren auf nationaler und europii-
scher Ebene beschleunigt werden.

3.7  Beziiglich der Moglichkeit, den Kreis der Begiinstigten
von Absatzforderungsmafinahmen auszuweiten, sollte nach An-
sicht des EWSA den Fachverbanden in der Agrar- und Nah-
rungsmittelbranche Prioritdt eingerdumt werden, da sie es sind,
die die Unternehmen zusammenbringen und Mafinahmen mit-
finanzieren. Alle tibrigen Begiinstigten sollten nur auf Empfeh-
lung von Branchenverbinden den Zuschlag erhalten.

3.8  Einer Branchenorganisation, die ein Programm vor-
schldgt, sollte es moglich sein, allein oder im Verbund mit
anderen als Projektmanager aufzutreten, je nach Umfang des
Programms und den Kapazititen und Erfahrungen, tiber die
der jeweilige Verband verfiigt. Es sollte erwogen werden, kleine-
ren Branchenvereinigungen aus den neuen Mitgliedstaaten die
Moglichkeit zu geben, sich um die Teilnahme an Absatzfor-
derungsprogrammen als Begiinstigte oder als Durchfihrungs-
organe zu bewerben, da sie ihre traditionellen Erzeugnisse am
besten kennen und daher auch am besten wissen, wie sie ge-
fordert werden koénnen.

3.9 Der EWSA befurwortet zur Verfahrensvereinfachung eine
einzige Liste forderfihiger Erzeugnisse. Die Liste der unter die
Rechtsvorschriften fallenden Erzeugnisse sollte erweitert werden,
um die Absatzforderung all derjenigen Erzeugnisse zu ermdogli-
chen, die fur europdische Qualititserzeugnisse stechen oder deren
guten Ruf stirken kénnen. Fir Erzeugnisse mit einem starken
nationalen Bezug konnte es von Vorteil sein, wenn die Moglich-
keit bestiinde, den nationalen Ursprung auch dann anzugeben,
wenn die Erzeugnisse nicht mit geschiitzten Ursprungsbezeich-
nungen oder geschiitzten geographischen Angaben versehen
sind. Gleichzeitig vertritt der EWSA die Auffassung, dass die
Bedingungen fiir die Verwirklichung dieser Vorschlige darauf
ausgerichtet sein sollten, in erster Linie den Absatz von Erzeug-
nissen aus der EU zu fordern.

310 Der EWSA unterstiitzt den Vorschlag zur Einfithrung
einer europdischen Plattform fiir den Austausch bewihrter Ver-
fahrensweisen unter Fachleuten fiir die Entwicklung und Durch-
fuhrung gut strukturierter und koordinierter Mehrldnder-Absatz-
forderungskampagnen auch durch die Nutzung neuer Technolo-
gien, die hier ein wertvolles Hilfsmittel sein konnen. Dabei muss
besonders darauf geachtet werden, dass diese Mechanismen
nicht zu Markt- oder Wettbewerbsverzerrungen fiihren.
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3.11 Im Hinblick darauf, die Qualitit der Programme zu
verbessern und sie so zu konzipieren, dass sie mehrere Linder
umfassen, stimmt der EWSA zu, diesen Mehrlinderprogrammen
Vorrang einzurdumen, da sie dem Projekt eine wirklich euro-
pdische Dimension verleihen und eine Unterstiitzung seitens der
EU verdienen. Der EWSA schldgt vor, den Beitrag der Kommis-
sion insbesondere dort zu erhohen, wo es um aufstrebende
Mirkte geht.

3.12  Begriillenswert ist der Vorschlag, dass der Initiator eines
Programms Einzelheiten zuerst nur fir das erste Anwendungs-
jahr angibt, sofern im Vorfeld Marktanalysen und Folgen-
abschitzungen durchgefithrt wurden, um die Chancen fir die
Verwirklichung der Ziele zu ermitteln, und Einzelheiten fur die
folgenden Jahre spiter nachreicht. Das wiirde die Flexibilitit des
Programms erhohen, und es wire leichter, auf die Signale des
Marktes zu reagieren.

3.13  Zusitzlich zu den in der Mitteilung erwahnten Regelun-
gen fiir Lebensmittelqualitdt, wie geschiitzte Ursprungsbezeich-
nungen (g.U.), geschiitzte geografische Angaben (g.g.A.) und

Briissel, den 11. Juli 2012

garantiert traditionelle Spezialititen (g.t.S.), konnten auch andere
Qualitdtssysteme in Erwdgung gezogen werden, beispielsweise
im Hinblick auf Bio-Produkte oder regionale Qualitit.

3.14  Nach Ansicht des EWSA sollte in den Forderbestim-
mungen die Rolle der Marken geklirt und fiir Ausgewogenheit
zwischen der generischen Forderung und der Forderung von
Handelsmarken gesorgt werden, insbesondere in Drittlindern.
Das wiirde zur Effizienz der Absatzforderungsmafinahmen bei-
tragen (groferer Einfluss auf Importeure und Verbraucher) und
groflere Anreize fiir Unternehmen schaffen, sich zu beteiligen
und diese Maflnahmen letztlich mitzufinanzieren. Zur Gewihr-
leistung vollstindiger und transparenter Informationen sollte die
Herkunftsangabe zuldssig sein, auch bei Erzeugnissen, fiir die
keine Ursprungsbezeichnung oder geschiitzte geografische An-
gabe vergeben wurde. Die EU-Herkunft konnte durch tibergrei-
fende Slogans deutlich gemacht werden, die das Recht der Ver-
braucher auf korrekte Information nicht untergraben.

3.15  Aus Vereinfachungsgriinden ist der Gedanke einer fi-
nanziellen Kohirenz verschiedener Forderprogramme zu befiir-
worten.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine

Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG)

Nr. 1098/2007 des Rates vom 18. September 2007 zur Festlegung eines Mehrjahresplans fiir die
Dorschbestinde der Ostsee und fiir die Fischereien, die diese Bestinde befischen*

COM(2012) 155 final — 2012/0077 (COD)
(2012/C 299/26)

Alleinberichterstatter: Seppo KALLIO

Das Europdische Parlament und der Rat beschlossen am 18. April 2012 bzw. am 24. April 2012, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemidfl Artikel 43 Absatz 2 AEUV um Stellungnahme zu
folgenden Vorlagen zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1098/2007 des Rates vom 18. September 2007 zur Festlegung eines Mehrjahresplans fiir die Dorschbestdnde der
Ostsee und fiir die Fischereien, die diese Bestande befischen"

COM(2012) 155 final — 2012/0077 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, landliche Entwicklung, Umweltschutz nahm
ihre Stellungnahme am 26. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit

141 Stimmen bei 10 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der EWSA hilt den erfolgreichen Plan fiir die Dorsch-
bestdnde in der Ostsee fiir ausgezeichnet und findet es wichtig,
seine Umsetzung fortzufithren.

1.2 Nach Ansicht des EWSA sind die Anderungen an den
Artikeln 4, 5 und 8 sowie an Artikel 29 Absitze 2, 3 und 4
akzeptabel. Es sind technische Anderungen im Zusammenhang
mit dem Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV).

1.3 Die in den Artikeln 27 und 29 Buchstabe a vorgeschla-
gene Befugnistibertragung auf die Kommission beziiglich der
Festlegung von Mindestwerten fiir die fischereiliche Sterblichkeit
wird vom EWSA nicht unterstiitzt. Nach Ansicht des EWSA
liegt die Entscheidungsgewalt auf diesem Gebiet gemafl Arti-
kel 43 Absatz 3 AEUV beim Rat.

2. Einleitung

2.1  Gemifl den Gutachten, die der Internationaler Rat fiir
Meeresforschung (ICES) vorgelegt hatte, wurden die Dorsch-
bestinde in der Ostsee Anfang des Jahrtausends auf nicht nach-
haltige Weise befischt. In den ICES-Untergebieten 25-32 wur-
den die ostlichen Dorschbestinde durch die hohe fischereiliche
Sterblichkeit derart dezimiert, dass sie vom Zusammenbruch
bedroht waren. Die westlichen Dorschbestinde in den ICES-Un-
tergebieten 22-24 sind in einem etwas besseren Zustand, ob-
gleich der langfristige Ertrag diese Bestdnde deutlich unter ihrem
Potenzial liegt. Aus diesem Grund wiinschte man eine Stirkung
der Bestinde durch die Verordnung (EG) Nr.1098/2007 des
Rates vom 18. September 2007 zur Festlegung eines Mehrjah-
resplans fiir die Dorschbestinde der Ostsee und fiir die Fische-
reien, die diese Bestinde befischen. Der Plan sollte gewahrleis-

ten, dass die Dorschbestinde der Ostsee unter nachhaltigen
wirtschaftlichen, okologischen und sozialen Bedingungen be-
wirtschaftet werden konnen.

2.2 Um dieses Ziel zu erreichen, wurden in dem Plan Regeln
aufgestellt, nach denen fiir diesen Bestand die jahrlichen Fang-
moglichkeiten in Form von zuldssigen Gesamtfangmengen
(TAC) und Fischereiaufwand festgesetzt werden. Diese Regeln
enthalten einen Parameter fur die fischereilichen Sterblichkeit,
auf dessen Grundlage der Erhaltungszustand des Bestands be-
wertet werden kann. Der Parameter basiert auf jahrlich vorgeleg-
ten wissenschaftlichen Gutachten. Zudem ist in Artikel 27 der
Verordnung vorgesehenen, dass der Rat auf der Grundlage eines
Kommissionsvorschlags mit qualifizierter Mehrheit die Werte fur
die fischereiliche Sterblichkeit festlegen kann, um die Bewirt-
schaftungsziele des Plans erreichen zu konnen. Entsprechend
wurde in Artikel 26 auch vorgesehen, dass eine Anderung des
Plans durch den Rat vorgenommen werden kann, um die Ver-
wirklichung der Ziele zu gewiahrleisten.

2.3 Der Plan wurde erfolgreich umgesetzt. Die fischereilichen
Sterblichkeit der Dorschbestinde in der Ostsee liegt derzeit un-
ter den in Plan vorgesehenen Zielewerten. Fiir den ostlichen
Dorschbestand liegt die fischereilichen Sterblichkeit sogar unter
dem hochstmoglichen Dauerertrag (MSY - maximum sustainable
yield), und sein Laicherbestand hat sich seit der Anwendung des
Plans fast vervierfacht. Der westliche Dorschbestand hat sich
langsamer entwickelt, wobei aber auch hier eine klar positive
Entwicklung zu verzeichnen ist.

3. Kommissionsvorschlag

3.1  Zweck dieses Kommissionsvorschlag ist die Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 1098/2007 des Rates vom 18. Septem-
ber 2007 zur Festlegung eines Mehrjahresplans fiir die
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Dorschbestinde der Ostsee und fiir die Fischereien, die diese
Bestinde befischen. Dieser Rechtsakt wurde vor Inkrafttreten
des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) erlassen und sollte deshalb gedndert werden, um ihn
an den AEUV anzupassen.

3.2 Laut Artikel 290 AEUV kann in Gesetzgebungsakten der
Kommission die Befugnis tibertragen werden, Rechtsakte ohne
Gesetzescharakter zur Ergdnzung oder Anderung bestimmter
nicht wesentlicher Vorschriften des betreffenden Gesetzgebungs-
aktes zu erlassen. Die Kommission schligt vor, die in den Ar-
tikeln 26 und 27 der Verordnung vorgesehene Beschlussgewalt
in eine Regelung delegierter Befugnisse umzuwandeln, die der
Kommission das Recht geben wiirde, Bestimmungen zur Uber-
wachung des Plans und der Ziele fur die fischereiliche Sterblich-
keit festzulegen.

3.3 Dem Plan zufolge soll alle drei Jahre eine Bewertung der
Auswirkungen der Bewirtschaftungsmafinahmen auf die betref-
fenden Bestinde und Fischereien erfolgen. Aufgrund der be-
grenzten Verfiigbarkeit einschldgiger Daten fiir eine angemes-
sene Bewertung stofit diese Vorgabe auf betrichtliche Schwierig-
keiten. Laut wissenschaftlichen Gutachten kann eine vollstindige
Dreijahresbewertung der Umsetzung des Plans frithestens fiinf
Jahre nach Inkrafttreten des Plans durchgefithrt werden. Der
Zeitplan fir die Bewertung des Plans sollte daher geindert wer-
den.

3.4 Vorgeschlagen wird auch, dass die Kommission Durch-
fuhrungsbefugnisse erhélt, um zu tiberpriifen, ob die Bedingun-
gen von Artikel 29 der Verordnung erfillt werden, um be-
stimmte Untergebiete der Ostsee vom Anwendungsbereich aus-
zunehmen.

3.5  Dariiber hinaus haben die Kommission und die Mitglied-
staaten sich dem Ziel verschrieben, bis spitestens 2015 hochst-
mogliche Dauerertrige fiir dezimierte Bestinde zu erreichen.
Dies ist jedoch nicht als eines der Ziele des Plans aufgefiihrt.
Um Missverstindnisse zu vermeiden, sollte der Hinweis auf den
hochstmaoglichen Dauerertrag in den Plan aufgenommen wer-
den.

3.6 Die Artikel 5 und 8, in denen die zulissigen Gesamt-
fangmengen (TAC) bzw. die hochstzuldssige Anzahl der Tage
aufBerhalb des Hafens festgelegt werden, sind entsprechend zu
dndern, um deutlich zu machen, dass das betreffenden Verfah-
ren im Vertrag vorgesehen ist.

4. Besondere Bemerkungen

4.1  Der EWSA hilt den erfolgreichen Plan fiir die Dorsch-
bestinde in der Ostsee fiir ausgezeichnet und findet es wichtig,
seine Umsetzung fortzufiihren.

4.2 Der Verordnungsvorschlag der Kommission enthilt auch
eine Anderung der Zielsetzungen des Plans in Artikel 4. Nach
Auffassung des EWSA deckt sich die vorgeschlagene Erwiahnung
des hochstmoglichen Dauerertrags (MSY) mit dem allgemeinen
Ziel der EU fiir die Fischbestinde.

4.3 In Artikel 5 und 8 des Mehrjahresplans fiir die Dorsch-
bestinde regt die Kommission an, die qualifizierten Mehrheits-
beschliisse im Rat mit dem geltenden EU-Vertrag in Einklang zu

bringen. Es handelt sich dabei um technische Anderungen, die
das gednderte Beschlussfassungsverfahren im AEUV widerspie-

geln.

4.4  Fur Artikel 26 des Mehrjahresplans schligt die Kommis-
sion eine Bewertung und Anpassungen des Mehrjahresplans in
Fiinfjahresabstinden vor. Der EWSA kann sich der hierfiir vor-
getragenen Begriindung anschlieen, macht jedoch darauf auf-
merksam, dass die Dorschbestinde jihrlich anhand des Plans
und im Zusammenhang mit der Bestandsschitzung des Interna-
tionalen Rates fiir Meeresforschung (ICES) zu iiberwachen sind.

4.5  In Artikel 29 Absatz 2, 3 und 4 schlagt die Kommission
Anderungen gegeniiber der geltenden Beschlussfassung vor, um
Ausnahmen von den Fischreibeschriankungen gewdhren zu kon-
nen. Dem Anderungsvorschlag gemif bestitigt die Kommission
die Ausnahmen jedes Jahr mit Hilfe von Durchfithrungsrechts-
akten. Ein Sachverstindigengremium aus nationalen Vertretern
soll dabei im Rahmen des Priifverfahrens eine befiirwortende
oder ablehnende Stellungnahme dazu abgeben. Der EWSA bil-
ligt die Ausdehnung der Befugnisse der Kommission in dieser
Materie, betont dabei aber, dass eine Beschlussvorlage frithzeitig
tibermittelt werden muss, damit das Priifungsverfahren rechtzei-
tig vor der nichsten Fangsaison durchgefithrt werden kann.

4.6 In Bezug auf Artikel 27 und Artikel 29 Buchstabe a wird
der Kommission die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte
iibertragen. Der EWSA hat sich zu der Thematik bereits in
fritheren Stellungnahmen () geduflert. Darin hat er sich fir
eine zeitliche Begrenzung der Befugnisse zum Erlass delegierter
Rechtsakte ausgesprochen. Auflerdem sollten delegierte Rechts-
akte auf Bereiche beschrinkt bleiben, in denen rasche Entschei-
dungen notig sind.

4.7 Durch die fur Artikel 29 Buchstabe a vorgesehene Be-
fugnisiibertragung gemafl Artikel 26 und 27 des Verordnungs-
vorschlags werden sich die Grundlagen der Beschlussfassung in
der Fischerei wesentlich dndern. Der Grund fiir die Delegierung
der Befugnisse ist die derzeitige Langwierigkeit des Mitentschei-
dungsverfahrens zwischen Rat und Parlament. Nach Auffassung
des EWSA muss dieses Problem vordringlich durch eine Ab-
grenzung der geteilten Befugnisse zwischen Parlament und Rat
gemifl Artikel 43 Absatz 2 und 3 AEUV gelost werden. Die
gemafd Artikel 27 des Mehrjahresplans festgelegte fischereiliche
Sterblichkeit steht nach Auffassung des EWSA im direkten Zu-
sammenhang mit der Festlegung und Aufteilung der Fangmog-
lichkeiten, und fillt nach Artikel 43 Absatz 3 AEUV in die
ausschliefliche Zustdndigkeit des Rats.

4.8  Ein grundlegendes Anliegen, das mit dem Mehrjahresplan
verfolgt wird, ist die Stabilitit der Fangmaglichkeiten, die den
Fischern die Gelegenheit geben soll, ihr Gewerbe auf einer si-
cheren Grundlage zu betreiben. Der EWSA befiirchtet, dass die
der Kommission iibertragene Befugnis, neue Werte fir die fi-
schereiliche Sterblichkeit festzulegen, die ja bei der Festlegung
der Fangquoten zugrunde liegen, kurzfristig zu plétzlichen An-
derungen der Fangquoten und damit zu Beeintrichtigungen des
Fischereigewerbes fithren konnte.

() CESE, ABL C 107 vom 6.4.2011, S. 33-36, und CESE, ABlL. C 43
vom 15.2.2012, S. 56-59.
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4.9  Fur die Entscheidungsbefugnis des Rats hinsichtlich der Zielwerte der fischereilichen Sterblichkeit im
Mehrjahresplan spricht auch, dass sich die Prinzipien fiir die wissenschaftlichen Gutachten von Jahr zu Jahr
dndern. In den wissenschaftlichen Gutachten wird der Aspekt der sozio-okonomischen Stabilitit auffen vor
gelassen. Eine Anderung der Berechnungsgrundlagen oder -verfahren kann zu erheblichen Schwankungen
bei den wissenschaftlich empfohlenen Zielwerten der fischereilichen Sterblichkeit fithren, die durch keine
bedeutende Anderung des Fischbestandes gerechtfertigt sind.

410  Der EWSA weist auf die laufenden Arbeiten an einem Gesamtbewirtschaftungskonzept fiir die
Dorschbestinde der Ostsee und die pelagischen Fischarten hin. Ein Plan, der auf diesem Konzept aufbaut,
wird ohnehin den Mehrjahresplan fiir die Dorschbestinde ablosen, sodass kein Anlass besteht, den der-
zeitigen Plan, mit dem positive Ergebnisse erzielt wurden, in einem Umfang zu dndern, der iiber das absolut
Notwendige hinausgeht.

Briissel, den 11. Juli 2012

Der Prisident
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der ,Mitteilung der

Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen - Hochleistungsrechnen: Europas Position im
weltweiten Wettlauf*

COM(2012) 45 final
(2012/C 299/27)

Berichterstatterin: Isabel CANO AGUILAR

Am 18. April 2012 beschloss die Europidische Kommission, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemifl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Mitteilung der Kommission an das Europdgische Parlament, den Rat, den Europdgischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regionen — Hochleistungsrechnen: Europas Position im weltweiten Wettlauf"

COM(2012) 45 final.

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft
nahm ihre Stellungnahme am 25. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit

143 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 3 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Zusammenfassung und Empfehlungen

1.1 Der Ausschuss stimmt der Mitteilung der Kommission
grundsitzlich zu und unterstiitzt deren Ziele nachdriicklich.
High Performance Computing (HPC) ist Voraussetzung fur
neue Erkenntnisse und Grundlage fur die Entwicklung vieler
innovativer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen.

1.2 HPC ist Teil der Digitalen Agenda und ein unverzicht-
bares Instrument moderner Forschungslandschaften und Volks-
wirtschaften geworden, einschlieflich z.B. Energie-, Klima-, Ge-
sundheits-, Wirtschafts-, Gesellschafts- und Verteidigungspolitik.
HPC ist fiir die Strategie Europa 2020 von strategischer Bedeu-
tung.

1.3 Der Ausschuss unterstiitzt den Ausbau eines europii-
schen HPC-Okosystems und die hierfiir bereits etablierte PRACE
Research Infrastructur, die eine breite Verfugbarkeit von HPC-
Ressourcen unter gleichen Zugangsbedingungen fiir alle poten-
ziellen Nutzer/Akteure in der EU, insbesondere auch jene aus
den Universititen und den KMU gewahrleisten soll.

1.4 Neben der vertragsrechtlichen und der finanziellen Seite
eines leistungsfahigen HPC-Okosystems stellen sich fiir die Wei-
terentwicklung von HPC zwei gleichbedeutende Aufgaben: ei-
nerseits die Entwicklung der "Hardware" fiir Computer der
ndchsten Generation, genannt Exascale Computer, andererseits
die Entwicklung und Verbreitung der fiir deren Nutzung noti-
gen, sehr anspruchsvollen Instrumente, namlich der "Software".
Diese beiden Aufgaben sollten gleichgewichtig verfolgt werden.

1.5 Demzufolge unterstiitzt der Ausschuss den Vorschlag,
das bisher in der EU erreichte Investitionsniveau im HPC-Bereich

auf rund 1,2 Mrd. EUR im Jahr zu verdoppeln. Demnach wiren
zusitzlich 600 Mio. EUR jahrlich erforderlich, die vor allem von
der EU, den Mitgliedstaaten und den industriellen Nutzern auf-
zubringen wiren. Dadurch wiirde eine den anderen Weltregio-
nen entsprechende Investitionsquote erreicht. Etwa die Halfte
dieser zusitzlichen Mittel sollten fiir die Beschaffung von
HPC-Systemen und Priifeinrichtungen aufgewendet werden, die
andere Halfte gleichermafen fiir Ausbildung und fir die Ent-
wicklung und Hochskalierung von HPC-Software.

1.6 Dafiir ist einerseits die Zusammenarbeit zwischen For-
schungseinrichtungen/Universitdten und Industrie erforderlich.
Nach Meinung des Ausschusses sind dazu Offentlich-Private
Partnerschaften (OPP) das besonders geeignete und bereits er-
probte Instrument. In Einzelfdllen kénnte auch vorkommerzielle
Auftragsvergabe (PCP) in Betracht kommen, sollte aber seitens
der Kommission keinesfalls verbindlich vorgeschrieben werden.

1.7  Dafiir sind andererseits beachtliche Fordermittel seitens
der Mitgliedstaaten und der EU erforderlich. Diese sind sowohl
unmittelbar fir die obengenannten Aufgaben zur Weiterent-
wicklung eins leistungsfihigen HPC-Systems notig, als mittelbar
auch fir die Ausbildung der benétigten hoch- und mittelquali-
fizierten Fachkrifte, also fiir die Universititen und deren Per-
sonal.

1.8 Der Ausschuss appelliert an Rat und Mitgliedstaaten, an-
gesichts der wirtschaftlichen und finanziellen Krisenlage die
obengenannten, fiir HPC erforderlichen Mafinahmen, die ja ge-
rade fiir eine Stirkung der Wirtschaftskraft und Wettbewerbs-
fahigkeit benotigt werden, keinesfalls zu versdumen. Andernfalls
wiirde eine gefihrliche Abwirtsspirale in Gang gesetzt.
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1.9 Nach Meinung des Ausschusses gilt die erste Prioritit der
Verfiigbarkeit eines konkurrenzfihigen HPC-Systems in und fiir
Europa. Dieses Ziel sollte nicht mit einer maoglicherweise pro-
tektionistischen Industriepolitik vermischt werden. Vielmehr
sollten die Bemiihungen dahin gehen, das fir Entwicklung
und Nutzung von HPC erforderliche Know-how, entsprechende
Arbeitsplatze und entsprechende Entscheidungsebenen auch in
Europa zu erhalten oder zu schaffen. Dabei konnten weitere
Zusammenarbeiten mit den bisher technologisch fiithrenden
und auch in Europa titigen oder an FuE beteiligten Global
Players oder mit europiischen Unternehmen, die State-of-the-
Art-Fachkompetenz in spezifischen HPC-Segmenten besitzen,
zugleich das notige kritische Potenzial schaffen, das einer zu
erwartenden zukiinftigen Marktfihrerschaft Chinas gegeniiber
konkurrenzfahig ist.

2. Kurzinhalt der Mitteilung der Kommission

2.1  In der Mitteilung wird die strategische Bedeutung der
computer-gestiitzten Hochleistungs-Rechentechnik (HPC — High-
Performance Computing — wird in dieser Mitteilung als Synonym
fur High-End Computing, Supercomputing, World-Class Com-
puting usw. verwendet, um es von Distributed Computing,
Cloud Computing und Compute-Servern zu unterscheiden.) dar-
gelegt. Sie basiert auf der Mitteilung zur IKT-Infrastruktur fur die
e-Wissenschaft und auf den Schlussfolgerungen des Rates, in
denen ein weiterer Ausbau der Rechnerinfrastrukturen wie die
Partnership for Advanced Computing in Europe (PRACE, siche
www.prace-ri.et) sowie die Zusammenlegung von Investitionen
in High-Performance Computing im Rahmen von PRACE ge-
fordert wird.

2.2 Die Mitgliedstaaten, die Industrie und die Forscher-
gemeinde werden aufgerufen, in Zusammenarbeit mit der Kom-
mission ihre gemeinsamen Anstrengungen zu verstirken, damit
Europa bis 2020 eine fithrende Position bei der Bereitstellung
und Nutzung von HPC-Systemen und HPC-Dienstleistungen er-
reicht.

2.3 HPC-Systeme werden vorangetrieben, einerseits um
grofle gesellschaftliche und wissenschaftliche Herausforderungen
wirksamer als bisher bewiltigen zu konnen, wie beispielsweise
die Fritherkennung und Behandlung von Erkrankungen, die Ent-
schliisselung des menschlichen Gehirns, die Vorhersage der Kli-
maentwicklung oder die Verhiitung von Katastrophen, anderer-
seits um dem Innovationsbedarf der Industrie bei Produkten
und Dienstleistungen nachzukommen.

2.4 Die Herausforderungen bei der Entwicklung noch leis-
tungsfahigerer HPC-Systeme konnen nicht durch blofle Extra-
polation bewiltigt werden, sondern erfordern radikale Innova-
tionen bei vielen Technologien. Den Akteuren in Industrie und
Forschung in der EU gibt dies die Chance, sich in diesem Be-
reich neu zu positionieren.

2.5 Die EU investiert erheblich weniger in den Erwerb von
Rechnersystemen der Spitzenklasse als andere Regionen (nur
halb so viel wie die USA bei einem vergleichbaren BIP). Folglich
sind Anzahl und Leistung der in der EU verfiigbaren Rechner-
systeme verglichen mit anderen Weltregionen zu niedrig, und
die fir HPC vorgeschenen FuE-Mittel sind gering.

2.6 Die weiteren Aspekte der Mitteilung betreffen:

— die Partnerschaft fiir Hochleistungsrechentechnik in Europa (PRA-
CE)

— die Erfahrung Europas in der gesamten Lieferkette

— den Nutzen eines erneuten Engagements im HPC-Bereich fiir Eu-
ropa

— die vor uns liegenden Herausforderungen
— einen HPC-Aktionsplan fiir Europa
— Leitungsstrukturen auf EU-Ebene

— vorkommerzielle Auftragsvergabe und Zusammenlegung von Res-
sourcen

— Ausbau des europdischen HPC-Okosystems.

3. Allgemeine Bemerkungen des Ausschusses
3.1 Grundsdtzliche Zustimmung

3.1.1  Grundsitzlich stimmt der Ausschuss der Mitteilung der
Kommission zu und unterstiitzt deren Ziele nachdriicklich. High
Performance Computing (HPC) ist Grundlage fir die Entwick-
lung vieler neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen. Es
gehort nicht nur zu den wichtigsten Schliisseltechnologien, son-
dern ist auch Voraussetzung, um komplexe Systeme erforschen
zu konnen. HPC ist damit essenzieller Bestandteil der Strategie
Europa 2020.

3.1.2  Durch die Entwicklung und Nutzung immer leistungs-
fahigerer Computer hat sich HPC in den letzten Jahrzehnten zu
einer mafSgeblichen dritten Sdule von Forschung und Entwick-
lung herausgebildet, welche die "klassischen" Siulen Experiment
(einschliefSlich Demonstrations- und Testanlagen) und Theorie
nicht nur erginzt, sondern gleichzeitig auch zunehmend durch-
dringt. Dabei ist der neue Wissenschaftszweig "Simulation Sci-
ence" entstanden. Zudem ist HPC ein wichtiges Instrument kom-
plexer Datenerfassungen sowie Analyse- und Prognose-Systeme.
HPC ist inzwischen Teil der Digitalen Agenda und ein unver-
zichtbares Instrument moderner Forschungslandschaften und
Volkswirtschaften geworden, einschlieflich z.B. Energie-, Kli-
ma-, Gesundheits-, Wirtschafts-, Gesellschafts- und Verteidi-
gungspolitik.

3.2 Super-Computer

Die entscheidenden "Hardware"-Instrumente fiir HPC sind sog.
Super-Computer mit zwei charakteristischen Merkmalen:

— Thre Leistungsfahigkeit kann nur durch eine enorme Anzahl
gleichzeitig, d.h. parallel zueinander, genutzter Einzelrechner
(Prozessoren) erreicht werden. Inzwischen werden Super-
Computer mit bis zu einer Million solcher einzelner Pro-
zessoren konzipiert. Um diese hochkomplexen Rechen-In-
strumente optimal nutzen zu konnen, miissen dafiir sehr
anspruchsvolle und schwierige Rechenprogramme ("Soft-
ware") entwickelt und den Nutzern verfiigbar gemacht wer-
den. Dies ist eine bisher weitgehend unterschatzte, hochgra-
dig spezialisierte Entwicklungsaufgabe.


http://www.prace-ri.eu
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— Der fiir den Betrieb noch leistungsfahigerer Rechner beno-
tigte Bedarf an elektrischer Leistung wiéchst in Dimensionen,
die nach derzeitiger Meinung dafiir nicht verfiigbar gemacht
werden konnen. Ohne die Entwicklung ganz neuartiger Bau-
elemente mit einem um 99 % (!) gesenkten Leistungsbedarf
wiirde man fiir einen Supercomputer der nichsten Genera-
tion (Exascale Computer) mindestens ein eigenes Kraftwerk
von 1 000 MW Leistung benétigen. Diesen Bedarf auf einen
realistischen Wert zu senken ist eine enorme, nicht leicht
erfiillbare technologische Herausforderung.

3.3 Aspekte einer europdischen Forderpolitik

Der Ausschuss stellt fest, dass sich die vorliegende Mitteilung
weniger mit den wissenschaftlich-technischen Herausforderun-
gen auseinandersetzt, als vielmehr die Aspekte einer dafiir
nach Meinung der Kommission bendtigten europaischen Forder-
und Entwicklungspolitik anspricht und dazu Vorschlige iiber
die zu verwendenden Instrumentarien unterbreitet. Hier aber
hat der Ausschuss noch Bedenken und empfiehlt eine weitere
Beratungsrunde (siche Ziffer 4.4).

3.4 Balance zwischen Hardware und Software

Es ist eine der wichtigsten Empfehlungen des Ausschusses, Soft-
wareaspekte als gleichermaflen essenzielle Seite des Problems
intensiver zu beleuchten und Losungen vorzubereiten, insbeson-
dere was Entwicklung, Erprobung und Verbreitung der notwen-
digen Nutzerprogramme betrifft. Hier besteht beachtlicher For-
schungs-, Entwicklungs-, Lehr- und Trainingsbedarf auf den ver-
schiedenen Ebenen des Ausbildungs- und Nutzersystems. Dies
erfordert eine ausreichende Unterstiitzung der dementsprechen-
den MafRnahmen auf Ebene der Universititen, Forschungsein-
richtungen und Industrie. Der Ausschuss empfiehlt, seitens der
Kommission diesen Mangel zu beheben.

3.5 Qualifiziertes Personal — Universitdten und Ausstattung

Ein entscheidender Engpass dabei ist die Ausbildung und die
Verfugbarkeit von ausreichend qualifiziertem Personal (s. z.B.
http:/[www.hpcwire.com/hpcwire/2012-04-04/supercomputing_
education_in_russia.html), und zwar sowohl fiir die erforderli-
chen F+E-Arbeiten als auch fiir die effiziente Nutzung von HPC-
Systemen. Die Bemithungen dafiir sollten ebenfalls Teil der For-
dermafinahmen sein. Eine entscheidende Voraussetzung dafir
sind Universititen mit ausreichender finanzieller und personeller
Ausstattung, an denen eine ausreichende Zahl international an-
erkannter Software-Experten und Entwicklungs-Ingenieure lehrt
und forscht und an denen eine hochqualifizierte Ausbildung
erfolgen kann, basierend auf den Erfahrungen in Forschung
und Entwicklung.

3.6 Europdisches HPC-Okosystem — PRACE
3.6.1 Was ist PRACE?

Die Notwendigkeit einer fiir alle Partner nutzbaren europiischen
Infrastruktur fir HPC wurde 2005 von den Betreibern und
Nutzern der nationalen HPC-Zentren erkannt und propagiert.
Vertreter von zundchst 14 Europdischen Staaten griindeten die
PRACE-Partnerschaft mit dem Ziel, HPC in Europa zu befor-
dern, zu nutzen und weiterzuentwickeln.

Dies fithrte zur Aufnahme von HPC als eine der ausgewdhlten
Forschungsinfrastrukturen der ersten ESFRI-Liste (!). Nachdem

(1) Vgl. ABL C 182 vom 4.8.2009, S. 40.

auch die rechtlichen, finanziellen, organisatorischen und tech-
nischen Voraussetzungen geschaffen waren, wurde 2010 der
Verbund PRACE AISBL (Association International Sans But Lu-
cratif — Internationale Vereinigung ohne Gewinnerzielungs-
absicht) mit Sitz in Briissel gegriindet, um Nutzern aller Partner
Zugang zu den funf leistungsstirksten, national beschafften
HPC-Systemen in Europa anzubieten. PRACE hat mittlerweile
24 Mitglieder, u.a. auch aus Israel und der Tirkei. In FP7
wird PRACE in drei Projekten finanziell unterstiitzt, insbeson-
dere fur Arbeiten zu Portierung, Optimierung und Skalierung
von Anwendungen sowie fur intensives Training und Ausbil-
dung der Nutzer. Derzeit haben vier Partner-Staaten (DE, FR,
IT, ES) jeweils Rechenleistung im Wert von je 100 Mio. EUR
zugesagt. Die Vergabe der Nutzungskontingente erfolgt in ei-
nem pan-europdischen Peer-Review-Prozess durch ein unabhin-
giges Scientific Steering Committee.

3.6.2 Position des Ausschusses zu PRACE

Der Ausschuss unterstiitzt den Ausbau eines europiischen
HPC-Okosystems und die hierfiir bereits etablierte For-
schungsinfrastruktur, die eine breite Verfiigbarkeit von HPC-
Ressourcen unter gleichen Zugangsbedingungen gewihrleistet
bzw. gewihrleisten soll. Dabei ist sicherzustellen, dass allen
potenziellen Nutzern/Akteuren in der EU, insbesondere auch
jenen in den Universititen oder den KMU, die nicht unmittelbar
mit der PRACE-Organisation verbunden sind, die Mitarbeit an
der Entwicklung sowie die Nutzung der Ressourcen gleichbe-
rechtigt mit allen iibrigen Akteuren ermdglicht wird. Es geht
aber nicht nur um das leichtere und wohl losbare Problem
gleicher Zugangsbedingungen zu bestehenden HPC-Ressourcen,
sondern um Forschung, Entwicklung und schlieBlich Beschaf-
fung eines neuartigen, um viele Gréflenordnungen leistungs-
fihigeren zukiinftigen HPC-Okosystems mit Exascale Compu-
tern (siche dazu unten Ziffer 4.1) als zentrale Instrumente,
einschlie8lich der Entwicklung dafiir geeigneter anspruchs-
voller Software. Diesbeziiglich empfiehlt der Ausschuss, vor-
eilige Konzentrationsprozesse und Festlegungen auf ein be-
stimmtes Gesamtsystem zu vermeiden, um den Wettbewerb
und den Pluralismus der moglichen Ansdtze und Ideen zu er-
moglichen, die fiir ein erfolgreiches Oko-System und die Ver-
wirklichung des sehr ehrgeizigen Ziels erforderlich sind. Dieser
delikaten Frage einer ausgewogenen Forschungs-, Entwicklungs-
und Wettbewerbspolitik gelten die Bemerkungen des nichsten
Kapitels. Hier sieht der Ausschuss noch Bedarf fiir weitere Dis-
kussionen zwischen den potenziellen Akteuren.

3.7 Appell an den Rat und die Mitgliedstaaten

3.7.1  Angesichts der krisenhaften Wirtschaftslage in zahlrei-
chen Mitgliedstaaten der EU zeigt sich eine aus der Zwangslage
heraus sogar verstindliche Tendenz, genau auf dem Gebiet Aus-
bildung, Forschung und Entwicklung Einsparungen vorzuneh-
men. Dies wiirde aber zu einer fatalen Abwirtsspirale fithren,
da es gerade die neuen Technologien, Innovationen und damit
verbundenen Fihigkeiten (skills) sind, welche zu Wirtschafts-
wachstum und Wettbewerbsfahigkeit benotigt werden.

3.7.2  Der Ausschuss appelliert daher mit Nachdruck an den
Rat und an alle Mitgliedstaaten, sich hier nicht zu den einfache-
ren Handlungsweisen verfithren zu lassen, sondern gerade hier
in das Neue und die dafiir notigen Voraussetzungen zu inves-
tieren, also anstatt hier zu kiirzen sogar mehr zu fordern. Ver-
spielen Sie nicht die Zukunft!
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4. Besondere Bemerkungen des Ausschusses
4.1 Das Exascale Projekt

Die Entwicklung der nidchsten Generation von Super-Compu-
tern wird als Exascale Projekt bezeichnet. Dafiir miissen auf
allen Ebenen des Gesamtsystems insbesondere die fiir den elek-
trischen Leistungsbedarf mafSgeblichen Einzelkomponenten ent-
scheidend verbessert, wahrscheinlich sogar ginzlich neu ent-
wickelt werden. Dies ist eine schwierige Aufgabe in der Zusam-
menarbeit — und im Spannungsfeld — zwischen Forschungsein-
richtungen und Industrie.

4.2 Zusammenarbeit zwischen Forschung und Industrie

Zu diesem schwierigen allgemeinen Themenkreis hat sich der
Ausschuss bereits mehrfach gedufert (s. z.B. CESE 330/2009).
U.a hat er in seiner kiirzlichen Stellungnahme (CESE 806/2012)
zu "Horizont 2020" empfohlen: "Darum sollte iiber neue An-
sitze einer diesbeziiglichen Industrie- und Wettbewerbspolitik
nachgedacht werden.

Dabei ist es fraglich, ob die vorkommerzielle Auftragsvergabe
(PCP) ein geeignetes Instrument fiir die Zusammenarbeit zwi-
schen Forschung und Industrie ist. Darum empfiehlt der Aus-
schuss, dass die verschieden, teilweise einander widersprechen-
den Zielsetzungen von oder Anforderungen an Forschungspoli-
tik, Innovationspolitik und Industriepolitik identifiziert sowie
mit den diversen Stakeholdern besprochen und geklirt werden
— moglicherweise sind fiir Einzelfille sogar Ausnahmeregelun-
gen erforderlich.” (siche auch im Folgenden Ziffer 4.4).

4.3 Entwicklungsarbeiten fiir Exascale

Spezifisch auf Exascale bezogen heifdt das, dem Stil moderner
Forschung und Entwicklung folgend, fur Partnerschaften zwi-
schen Forschung und Industrie die auf den verschiedenen Ge-
bieten (wie Prozessoren und den vielfiltigen sonstigen Bauele-
menten) titigen grofen und kleinen Unternehmen sowie welt-
weit erfolgreichsten Akteure (s. Ziffer 4.5) einzubeziehen und
gleichzeitig voreilige Festlegungen zu vermeiden. Schlieflich
kann ein optimierter Entwurf eines Gesamtsystems erst erfolgen,
wenn bekannt ist, welche Bauelemente mit welcher Leistung
entwickelt werden konnten oder konnen. Leider gibt es aus
der Vergangenheit Beispiele, bei denen hiergegen verstofsen
und Misserfolg geerntet wurde.

4.4 Forderkonzept dazu — "Offentlich-Private Partnerschaften (OPP)"

Darum empfichlt der Ausschuss, angesichts der groffen Bedeu-
tung eines leistungsfihigen HPC-Systems in und fur Europa,
gemeinsam mit den vielfaltigen potenziellen Akteuren, ins-
besondere jenen der PRACE-Plattform, ein wiinschbares Forder-
konzept der Kommission zu entwickeln und gemeinsam vor-
zuschlagen, bevor die in der hier zur Diskussion stehenden
Mitteilung beschriebenen Ansitze umgesetzt werden. Nach Mei-
nung des Ausschusses stellen vor allem Offentlich-Private Part-
nerschaften (OPP) ein fiir die Entwicklungsziele von HPC bereits
bestens bewihrtes und geeignetes Instrument dar. Deshalb sollte
die im Vorschlag der Kommission bevorzugte vorkommerzielle

Auftragsvergabe, welche zwar fur Einzelfille ebenfalls geeignet
sein kann, keinesfalls fur eine generelle Anwendung erzwungen
werden.

4.5 Global Players

Dabei sollte auch klargestellt werden, dass die erste Prioritit der
zukiinftigen Verfugbarkeit eines konkurrenzfihigen leistungs-
fahigen HPC-Systems in und fiir Europa gilt. Angesichts der
diesen Sektor dominierenden "Global Players" (wie IBM, CRAY,
INTEL) sowie deren weltweit verstreute Eigentumsverhaltnisse,
Fertigungsstitten und Forschungslabors hilt der Ausschuss es
fur wichtig, dass das fir Entwicklung und Nutzung von HPC
erforderliche Know-how, entsprechende Arbeitsplitze und ent-
sprechende Entscheidungsebenen auch in Europa bestehen oder
geschaffen werden. Dabei konnte z.B. eine weitere Zusammen-
arbeit mit den bisher fithrenden Firmen, aber auch mit innova-
tiven Start-up-Unternchmen, die zu kinftigen Marktfithrern
werden koénnten, zugleich das notige kritische Potenzial schaf-
fen, das einer zu erwartenden zukiinftigen Marktfuhrerschaft
Chinas standhilt.

4.6 Hohere Finanzausstattung

Der Ausschuss unterstiitzt den Vorschlag, das bisher in der EU
erreichte Investitionsniveau im HPC-Bereich auf rund 1,2 Mrd.
EUR im Jahr zu verdoppeln. Es wiren demnach zusitzlich
600 Mio. EUR jihrlich erforderlich, die vor allem von der EU,
den Mitgliedstaaten und den industriellen Nutzern aufzubringen
wiren. Dadurch wiirde eine den anderen Weltregionen entspre-
chende Investitionsquote erreicht. Es wird vorgeschlagen, etwa
die Hilfte dieser zusitzlichen Mittel fur die Beschaffung von
HPC-Systemen und Prifeinrichtungen aufzuwenden, ein wei-
teres Viertel fiir die Ausbildung und das verbleibende Viertel
fir die Entwicklung und Hochskalierung von HPC-Software.

Die hohen Anspriiche an die finanzielle Ausstattung erklaren
sich durch die hohen Kosten von HPC. Die Anschaffung eines
Hochleistungsrechners kostet iiber 100 Mio. EUR, und fiir War-
tung und Betrieb kommen jihrlich noch mindestens 20 Mio.
EUR hinzu. Deshalb sind offentlich-private Biindnisse erforder-
lich, fur die es in den im HPC-Bereich fithrenden Landern auch
Beispiele gibt.

4.7 Chancengleichheit und geistiges Eigentum

In der Mitteilung wird auf die grolen Schwierigkeiten der eu-
ropdischen HPC-Anbieter hingewiesen, ihre Produkte an den
offentlichen Sektor in Nicht-EU-Lindern mit nationalen HPC-
Anbietern zu verkaufen. Die HPC-Nutzung in strategisch wich-
tigen Bereichen — wie Kernkraft, Militdrindustrie, Erdol- und
Erdgasindustrie — muss schier uniiberwindlich hohen Sicher-
heitsanforderungen gerecht werden. Jedoch konnen unter dem
Rahmenprogramm entwickelte europiische Forschungsprojekte
indirekt Unternechmen in Drittlindern zugute kommen.

Eingedenk dessen, dass alle Vertragsparteien des WTO-Uberein-
kommen {iiber das offentliche Beschaffungswesen die Grund-
sitze der Inlinderbehandlung und Nichtdiskriminierung (Artikel
1) beachten miissen, unterstiitzt der Ausschuss den Vorschlag
der Kommission, in den Handelsbeziehungen mit Drittlindern
einen gleichberechtigten HPC-Marktzugang zu thematisieren.



C 299/152

Amtsblatt der Europiischen Union

4.10.2012

Dementsprechend unterstiitzt der Ausschuss die im Vorschlag
der Kommission (COM(2011) 809 final vom 30.11.2011) zu
Horizont 2020 dargelegten Absichten, die Rechte am geistigen
Eigentum deutlich zu kldren und zu verteidigen

4.8 HPC und Energieverbrauch

Im Rahmen der kiinftigen Problemstellungen muss auch der
Energieverbrauch als Bremsfaktor in der HPC-Entwicklung be-
riicksichtigt werden (The Greening of HPC — Will Power Con-
sumption Become the Limiting Factor for Future Growth in
HPC? Miinchen, 10. Oktober 2008. http:/fwww.hpcuserforum.
com/presentations/Germany/EnergyandComputing_Stgt.pdf)
(siehe auch Ziffer 3.2). Mit der derzeitig verfiigbaren Technolo-
gie wiirden Exascale Systeme Unmengen an Energie verbrau-
chen, was die Betriebskosten in die Hohe treiben — die Energie-
kosten wiirden schitzungsweise 50 % der Betriebskosten aus-
machen — und die Umwelt belasten wiirde.

Es gibt verschiedene Konzepte fiir energieeffiziente Technolo-
gien wie bspw. Hybrid-Supercomputer, die jedoch auch Fragen

Briissel, den 11. Juli 2012

aufwerfen ("Progress in lower-power devices may make it feasi-
ble to build future systems with Exascale performance (...) Ho-
wever (...) how do we exploit (...) this disruptive technology?"
A Strategy for Research and Innovation Through High Performance
Computing, University of Edinburgh 2011). Beziiglich der Archi-
tektur sind z.B. zahlreiche Energiesparstrategien entwickelt wor-
den, wie die Festlegung von Inseln mit verschiedenen Versor-
gungsspannungen (die sogar abgeschaltet werden konnen), der
Einsatz von energieeffizienten Speichern (drowsy cache) und se-
lektives Abschalten von Elementen. Durch Multicore-Prozesso-
ren, Multi-Threading und Cluster kann die Rechenlast mit dem
Ziel einer Verringerung des Energieverbrauchs und der Wir-
meentwicklung vereinbart werden (Green IT: Tecnologias para
la Eficiencia Energética en los Sistemas TI Universidad Poli-
técnica de Madrid. 2008).

Daher schlagt der Ausschuss vor, die Forderung energiesparen-
der Technologien als einen wesentlichen Aspekt in das HCP-
Projekt der EU aufzunehmen.

Der Prdsident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine
Richtlinie des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2009/16/EG iiber
die Hafenstaatkontrolle”

COM(2012) 129 final — 2012/62 (COD)

und dem ,Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die
Verantwortlichkeiten der Flaggenstaaten fiir die Durchsetzung der Richtlinie 2009/13/EG des
Rates zur Durchfilhrung der Vereinbarung zwischen dem Verband der Reeder in der
Europidischen Gemeinschaft (ECSA) und der Europidischen Transportarbeiter-Foderation (ETF)
iiber das Seearbeitsiibereinkommen 2006 und zur Anderung der Richtlinie 1999/63/EG*

COM(2012) 134 final — 2012/65 (COD)
(2012/C 299/28)

Berichterstatterin: Anna BREDIMA
Das Europiische Parlament und der Rat beschlossen am 29. Mérz bzw. am 11. April 2012, den Europii-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemafs Artikel 100 Absatz 2 AEUV um Stellungnahme zu folgenden
Vorlagen zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richtlinie 2009/16/EG
iiber die Hafenstaatkontrolle"

COM(2012) 129 final — 2012/62 (COD)
und
"Vorschlag fiir eine Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Verantwortlichkeiten der Flaggen-

staaten fiir die Durchsetzung der Richtlinie 2009/13/EG des Rates zur Durchfiihrung der Vereinbarung zwischen dem
Verband der Reeder in der Europdischen Gemeinschaft (ECSA) und der Europdischen Transportarbeiter-Foderation

(ETF) iiber das Seearbeitsiibereinkommen 2006 und zur Anderung der Richtlinie 1999/63/EG"

COM(2012) 134 final — 2012/65 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft

nahm ihre Stellungnahme am 25. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
141 Stimmen bei 6 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen

1.1  Das Seearbeitsiibereinkommen (Maritime Labour Con-
vention, MLC) der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
von 2006 ist die erste Kodifizierung des Seearbeitsrechts, die
international als die "vierte Sdule" der maflgeblichen maritimen
Ubereinkommen gesehen wird. Der Europiische Wirtschafts-
und Sozialausschuss (EWSA) begriifét die Vorschldge, mit denen
die notwendigen Mechanismen und Verfahren geschaffen wer-
den, um die effektive Umsetzung durch die Mitgliedstaaten der
EU, die sowohl als Flaggen- als auch als Hafenstaaten auftreten,
sicherzustellen.

1.2 Das MLC, eine Art "Grundrechtecharta der Seeleute",
dient dem Ziel, weltweit fiir einen unfassenden Schutz der
Rechte von Seeleuten zu sorgen. Aufferdem sollen fiir Linder
und Schiffseigner, die ihren Seeleuten angemessene Arbeits- und
Lebensbedingungen bieten und sie vor dem unlauteren Wett-
bewerb durch unternormige Schiffe schiitzen wollen, gleiche
Ausgangsbedingungen hergestellt werden.

1.3 Der EWSA wiederholt seinen fritheren Appell an die EU,
eine rasche Ratifizierung des MLC in den Mitgliedstaaten zu

erwirken. Er unterstiitzt das iibergeordnete politische Prinzip,
wonach das EU-Arbeitsrecht nahtlos an das Volkerrecht, zu
dem das MLC gehort, anzupassen ist, jedoch unbeschadet even-
tuell in der EU geltender hoherer Standards.

1.4 Der EWSA stellt fest, dass fiir die Kontrolle der Lebens-
und Arbeitsbedingungen der Seeleute an Bord eine ausreichende
Zahl an Inspektoren mit erweiterten Qualifikationen zur Ver-
fugung stehen muss. Die Europdische Agentur fir die Sicherheit
des Seeverkehrs (EMSA) und die Pariser Vereinbarung iiber die
Hafenstaatkontrolle werden ersucht, sich stirker fiir eine ent-
sprechende Ausbildung der Inspektoren einzusetzen, damit sie
ab dem Inkrafttreten des Ubereinkommens ihre Kontrollaufga-
ben gemifl dem MLC wahrnehmen konnen.

1.5  Es kann Bereiche geben, in denen die geltende EU-Richt-
linie 2009/16 und das MLC (und die einschligigen ILO-Leit-
linien tiber die Hafenstaatkontrolle) in Umfang und Verfahrens-
weisen voneinander abweichen. Der EWSA ist der Auffassung,
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dass die in den beiden Rechtsinstrumenten vorgesehenen Kon-
troll- und Durchsetzungsverfahren aufeinander abgestimmt wer-
den miissen, indem die der Europdischen Kommission {ibertra-
genen Durchfihrungsbefugnisse gestirkt werden.

1.6 Bei der Einhaltung und Durchsetzung der strukturellen
Anforderungen an die Unterbringung der Seeleute, insbesondere
in Spezialbereichen der Schifffahrtsindustrie, ist mit erheblichen
Schwierigkeiten zu rechnen. Hafenstaat-Besichtiger sollten die
Vorkehrungen der Flaggenstaaten zu gleichwertigen Bestimmun-
gen und Sanktionen im Zusammenhang mit Sonderregelungen
und Ausnahmen, wie in der Seearbeits-Konformitatserklarung
vorgesehen, anerkennen.

1.7 Bei der Inspektion kleinerer Schiffe auf Inlandsfahrten ist
eine gewisse Flexibilitat erforderlich, anders als bei groffen Schif-
fen im internationalen Verkehr. Hier werden die vorgeschlage-
nen delegierten Rechtsakte fiir die Bewertung von Missstinden
zwecks Ergreifung weiterer Mafnahmen benotigt.

1.8 Der EWSA meint, dass das vorgeschlagene Verfahren fiir
Hafenstaat-Besichtiger bei der Priffung von Beschwerden im Zu-
sammenhang mit dem MLC, die nicht an Bord gelost werden
konnen, um einen zweiten Schritt ergdnzt werden sollte, bei
dem die Beschwerde an den Reeder verwiesen wird, der seiner-
seits geeignete Mafnahmen ergreift. Dieser Schritt ist mit den
Verfahren des MLC konform.

1.9 Der EWSA ersucht die Europiische Kommmission, dafiir
Sorge zu tragen, dass die Durchsetzung kiinftiger Herkunfts-
landvorschriften der EU in Drittlindern dem Geist und den
Bestimmungen des Seearbeitsiibereinkommens entspricht.

1.10 Die umfassende Definition des Begriffs "Seemann"
konnte verschiedene Personalkategorien an Bord von Schiffen
umfassen, die als Seeleute gelten wiirden. Der EWSA meint, dass
die Mitgliedstaaten die Klarstellungen der ILO und die damit
verbundenen Leitlinien bei der Umsetzung und Durchsetzung
des MLC anerkennen sollten; das Vorrecht des Flaggenstaates,
diesbeziigliche Feststellungen zu machen, ist zu respektieren.

1.11  Da die vorgeschlagene Richtlinie iiber die Verantwort-
lichkeiten der Flaggenstaaten in Bezug auf die Moglichkeit der
Verwaltung, anerkannte Organisationen mit der Durchfiithrung
von Inspektionen oder dem Ausstellen von Zertifikaten zu be-
auftragen, nicht genau genug ist, geht der EWSA davon aus,
dass die Mitgliedstaaten dies bei der Umsetzung in ihr einzel-
staatliches Recht festlegen konnen.

2. Einleitung

2.1  Das Seearbeitsiibereinkommen 2006 (Maritime Labour
Convention, MLC) wurde von der Internationalen Arbeitsorga-
nisation (ILO) am 23. Februar 2006 verabschiedet. Sein Zweck
ist die Schaffung gleicher Ausgangsbedingungen in der interna-
tionalen Schifffahrt durch die Festlegung einheitlicher Mindest-
normen fur alle Flaggen und fiir alle Seeleute.

2.2 Das Abkommen, auch als "Grundrechtecharta der See-
leute" bezeichnet, wurde so gestaltet, dass nahezu alle Staaten
fur seine Ratifizierung gewonnen werden konnen, denn es

vereinbart ein resolutes Eintreten fiir die Rechte mit Flexibilitdt
in der Umsetzung der cher technischen Anforderungen, und es
gewihrt Schiffen aus Liandern, die es ratifizieren, Vorteile. Es gilt
als die vierte Sdule des internationalen Rechtsrahmens fir qua-
litatsorientierte Schifffahrt und erginzt die drei grundlegenden
Seeverkehrsiibereinkommen der Internationalen Seeschifffahrts-
organisation (IMO): das SOLAS-Ubereinkommen (Schutz des
menschlichen Lebens auf See) von 1974, das STCW-Uberein-
kommen (Normen fur die Ausbildung, die Erteilung von Befihi-
gungszeugnissen und den Wachdienst von Seeleuten) von 1978
und das MARPOL-Ubereinkommen (Verhiitung der Meeresver-
schmutzung durch Schiffe) 73/78. Ziel ist der umfassende, welt-
weite Schutz der Rechte der Seeleute und die Schaffung gleicher
Ausgangsbedingungen fiir Lander und Schiffseigner, die ihren
Seeleuten angemessene Arbeits- und Lebensbedingungen bieten
und sie vor dem unlauteren Wettbewerb durch unternormige
Schiffe schiitzen wollen.

2.3 Die Mindestnormen des Seearbeitsiibereinkommens miis-
sen von allen ratifizierenden Staaten durch nationale Normen
oder Anforderungen umgesetzt werden. Das System zu ihrer
Durchsetzung und Einhaltung bedarf einer umfassenden interna-
tionalen Zusammenarbeit, damit es wirkungsvoll ist. Da sich
verschiedene Verpflichtungen aus dem Abkommen an Schiffs-
eigner und Flaggenstaaten richten, ist es wesentlich, dass Staaten
mit starken maritimen Interessen dem Ubereinkommen beitre-
ten.

3. Wesentlicher Inhalt der Kommissionsvorschlige

3.1 In den Richtlinienvorschligen kommt klar zum Aus-
druck, dass die Mitgliedstaaten der EU und die Kommission
das Engagement der ILO fiir die Annahme des Seearbeitsiiber-
einkommens unterstiitzt haben. Das lebhafte Interesse der EU
am Inkrafttreten des Ubereinkommens driickt sich in der Ent-
scheidung 2007/431/EG (') aus, die die Mitgliedstaaten erméch-
tigt, das Seearbeitsiibereinkommen im Interesse der Europii-
schen Union zu ratifizieren.

3.2 Die Kommission verweist auf die Bedeutung der Verein-
barung zwischen dem Verband der Reeder in der Europiischen
Gemeinschaft (ECSA) und der Europdischen Transportarbeiter-
Foderation (ETF) {iber das Seearbeitsiibereinkommen 2006, zu
deren Durchfithrung die Richtlinie 2009/13/EG (%) erlassen wur-
de. Durch diese Richtlinie wurde das EU-Recht in Einklang mit
den internationalen Standards im MLC gebracht.

3.3 Der Vorschlag fiir eine Richtlinie zur Anderung der
Richtlinie 2009/16/EG tiiber die Hafenstaatkontrolle (}) und der
Vorschlag fir eine Richtlinie iber die Verantwortlichkeiten der
Flaggenstaaten fiir die Durchsetzung der Richtlinie 2009/13/EG
des Rates zur Durchfihrung der Vereinbarung zwischen dem
Verband der Reeder in der Europiischen Gemeinschaft (ECSA)
und der Europdischen Transportarbeiter-Foderation (ETF) tiber
das Seearbeitsiibereinkommen 2006 und zur Anderung der
Richtlinie 1999/63/EG (%) sind Teil der politischen Bestrebungen

. L 161 vom 22.06.2007, S. 63-64.
. L 124 vom 20.05.2009, S. 30-50.
(2012) 129 final.
(2012) 134 final.
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der EU, maritime Berufe durch die Umsetzung des MLC 2006
attraktiver zu machen. Mit den aktuellen Schritten sollen die
notwendigen Mechanismen und Verfahren geschaffen werden,
um die volle, wirksame Umsetzung des Ubereinkommens durch
die Mitgliedstaaten, die sowohl als Flaggen- als auch als Hafen-
staaten auftreten, sicherzustellen. Beide Richtlinien werden am
Tag des Inkrafttretens des Seearbeitsiibereinkommens 2006 in
Kraft treten, und die Mitgliedstaaten haben zwolf Monate Zeit
zu ihrer Umsetzung.

3.4 Die Vorschlige zur Anderung der Richtlinie 2009/16/EG
iiber die Hafenstaatkontrolle:

— nennen das Seearbeitszeugnis und die Seearbeits-Konfor-
mitétserklirung unter den Papieren, die von den Inspektoren
zu priifen sind;

— weiten die Kontrollen auf neue Aspekte aus (so muss zum
Beispiel fiir jeden Seemann ein angemessener, von beiden
Seiten unterzeichneter Arbeitsvertrag mit den erforderlichen
Klauseln vorgewiesen werden kénnen);

— weiten den Umfang der Priifung von Beschwerden aus und
sehen entsprechende Verfahren vor, und sie

— fithren neuen Bestimmungen iiber die Ubertragung von Be-
fugnissen und Durchfuhrungsbefugnissen infolge des In-
krafttretens des Vertrags von Lissabon ein.

3.5 Die neue Richtlinie iiber die Verantwortlichkeiten der
Flaggenstaaten:

— verpflichtet die Flaggenstaaten der EU zur Schaffung von
Mechanismen, damit sie ihren Verpflichtungen zur Umset-
zung der Richtlinie 2009/13/EG nachkommen koénnen;

— schreibt berufliche Qualifikationen und Unabhingigkeit der
Personen vor, die die Einhaltung der Bestimmungen der
Richtlinie 2009/13/EG iberpriifen, und sie

— benennt Grundsitze und Verfahren, die von den zustindi-
gen Personen der Flaggenstaaten bei Beschwerden an Bord
von Schiffen unter EU-Flagge zu beriicksichtigen sind.

4. Allgemeine Bemerkungen

41  Der EWSA unterstiitzt die iibergeordnete Politik, wonach
das EU-Arbeitsrecht nahtlos dem Volkerrecht, zu dem auch das
MLC- und das STCW-Ubereinkommen gehoren, angeglichen
werden soll, jedoch unbeschadet eventuell in der EU geltender
hoherer Standards.

4.2 Der EWSA stellt fest, dass das MLC 2006 noch nicht
volkerrechtlich bindend ist und von den Staaten erst in natio-
nales Recht iibertragen werden muss. In den Leitlinien der ILO
fiir Flaggenstaat- und Hafenstaatinspektionen wird unterstrichen,
dass in allen Fillen die einschldgigen nationalen Gesetze, Rege-
lungen, Tarifvereinbarungen oder sonstigen Mafinahmen zur

Umsetzung des MLC in dem Flaggenstaat als mafSgeblicher Aus-
druck der Anforderungen in dem Flaggenstaat anzusehen sind.
Sie verweisen iiberdies auf die Flexibilitit bei der Umsetzung des
MLC, namentlich tiber im Wesentlichen gleichwertige nationale
Regelungen und das Ermessen der Flaggenstaaten bei der Wahl
konkreter Umsetzungsmafinahmen. Es bedarf also einer gemein-
samen Auslegung und Durchsetzung des MLC durch die Mit-
gliedstaaten der EU und durch Drittstaaten.

4.3 Der EWSA wiirdigt die Verabschiedung der Richtlinie
2009/13/EG zur Durchfithrung der Vereinbarung zwischen
dem Verband der Reeder in der Europdischen Gemeinschaft
(ECSA) und der Europdischen Transportarbeiter-Foderation (ETF)
tiber das Seearbeitsiibereinkommen 2006 als einen aufSerordent-
lichen Erfolg des sozialen Dialogs in der Branche, der greifbare
Resultate haben diirfte. Die wichtigste Aufgabe besteht darin, die
Ursachen fiir die Ubermiidung der Seeleute durch eine Kontrolle
der Arbeits- und Ruhezeiten zu beseitigen.

4.4 Der Ausschuss verweist auf seine Stellungnahmen:

— zum dritten Mafnahmenpaket fiir die Sicherheit im Seeverkehr (°),
in der er Uberlegungen zur zweckmifigsten Umsetzung des
MLC in das EU-Recht unterstiitzte. Er empfahl, dass die
Europidische Union ihre Bemithungen um die Ratifizierung
dieses Ubereinkommens intensivieren solle, indem sie auch
die Ratifizierung durch Mitgliedstaaten des Europdischen
Wirtschaftsraums sowie durch Drittlinder, mit denen Ab-
kommen tiber wirtschaftliche Zusammenarbeit bestehen,
fordert;

— zur "Seeverkehrspolitik der EU bis 2018" (), in der er die Mit-
gliedstaaten aufforderte, das Seearbeitsiibereinkommen der
ILO von 2006 zu ratifizieren, mit dem weltweit einheitliche
Anforderungen fiir die Arbeitsbedingungen auf Schiffen ge-
schaffen werden, um Seefahrtsberufe fiir junge Menschen
attraktiv zu machen;

— zur "Verbesserung der Arbeitsnormen im Seeverkehr" (), in der
die EU-Mitgliedsstaaten zu einer moglichst baldigen Ratifi-
zierung des MLC aufgerufen werden und empfohlen wird,
operationelle Leitlinien fiir Flaggen- und Hafenstaaten aus-
zuarbeiten.

4.5  Der Ausschuss hebt des Weiteren seine Stellungnahme
zu dem "Weifbuch: Fahrplan zu einem einheitlichen europdischen
Verkehrsraum" (%) hervor, in der er seine Aufforderung an die
Mitgliedstaaten wiederholt, "im Hinblick auf gleiche Ausgangs-
bedingungen auf internationaler Ebene das ILO-Ubereinkommen
iiber Mindestarbeitsnormen im Seeverkehr zu ratifizieren, unbe-
schadet moglicherweise in der EU geltender strengerer Normen."
Das EU-Recht muss vollkommen mit dem Vélkerrecht in Ein-
klang stehen, insbesondere mit dem MLC- und dem STCW-
Ubereinkommen (Internationales Ubereinkommen iiber Normen
fur die Ausbildung, die Erteilung von Befdhigungsnachweisen,
Befahigungszeugnissen und den Wachdienst von Seeleuten) der
IMO.

() ABL C 318 vom 23.12.2006, S. 195-201.
() ABL C 255 vom 22.09.2010, S. 103.

() ABL C 97 vom 28.04.2007, S. 33.
(&) ABL C

24 vom 28.01.2012, S. 146.
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4.6 Die Vorschlage entsprechen den Erwartungen der Interes-
sentrager in Bezug auf die Verbesserung der Seeverkehrssicher-
heit, der Qualitdt der Schifffahrt und der Schaffung fairer Wett-
bewerbsbedingungen fiir EU-Betreiber und -Flaggen und Nicht-
EU-Betreiber und -Flaggen. Folglich unterstiitzt der EWSA das
Vorgehen, das Seearbeitsiibereinkommen durch die Verbes-
serung der EU-Rechtsvorschriften umzusetzen. Die Initiative
der EU tragt zu den Zielen der von Kommissionsvizeprasident
KALLAS geschaffenen Taskforce fiir Beschaftigung und Wett-
bewerbsfdhigkeit im Seeverkehr bei, die sich fiir die Umsetzung
des MLC 2006 ausgesprochen hatte (Juni 2011).

5. Besondere Bemerkungen
Anderung der Richtlinie 2009/16/EG iiber die Hafenstaatkontrolle

5.1  Der EWSA vertritt die Auffassung, dass der Umfang der
der Kommission iibertragenen Befugnisse und ihrer Durchfiih-
rungsbefugnisse sowohl erweitert werden sollte, damit im Ein-
zelnen harmonisierte Modalititen fiir die Durchfithrung der Ha-
fenstaatkontrollverfahren fir die Inspektion von Schiffen nach
dem Seearbeitsiibereinkommen festgelegt werden konnen, die
den einschldgigen ILO-Leitlinien Rechnung tragen, als auch auf
den Geltungsbereich und die Verfahrensweisen der Richtlinie
2009/16 abgestimmt werden sollte.

5.2 In seiner Stellungnahme zum dritten Mafnahmenpaket
zur Seeverkehrssicherheit (%) begriiite der EWSA "die Einfiih-
rung von Kontrollen der Arbeitsbedingungen an Bord, da der
Faktor Mensch oftmals von grundlegender Bedeutung bei See-
unfillen ist. Fiir die Uberpriifung der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen der Seeleute an Bord ist eine Erhohung der Zahl an
Besichtigern mit den entsprechenden Qualifikationen in diesem
Bereich erforderlich." Demnach benoétigen die Inspektoren eine
entsprechende Ausbildung, um Kontrollen gemifl dem See-
arbeitsiiberkommen durchfithren zu konnen, sobald es in Kraft
tritt. Der EWSA dringt darauf, dass die Europdische Agentur fiir
die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA) und die Pariser Verein-
barung iiber die Hafenstaatkontrolle der Ausbildung von Inspek-
toren fiir die Zwecke des Seearbeitsitberkommens nachdriick-
liche Impulse geben.

5.3  Der EWSA verweist auf Artikel 13 Buchstabe ¢) der
Richtlinie 2009/16/EG iiber die Hafenstaatkontrolle, wo es
heifst: "Bei jeder Erstiiberpriifung eines Schiffes stellt die zustin-
dige Behorde sicher, dass der Besichtiger [sich mindestens] einen
Eindruck vom Gesamtzustand des Schiffes, einschlieflich der
hygienischen Verhiltnisse, einschlieflich des Maschinenraums
und der Unterkunftsrdume, verschafft." Allerdings werden den
ILO-Leitlinien fiir Hafenstaatkontrolleure zufolge bei Inspektio-
nen im Sinne des MLC 2006 bei der ersten und zugleich oft-
mals einzigen Kontrolle hauptsichlich das Seearbeitszeugnis und
die Seearbeits-Konformititserklarung des Schiffs tiberpriift. Diese
Dokumente liefern einen Anscheinsbeweis dafiir, dass die An-
forderungen dieses Ubereinkommens im Hinblick auf die Le-
bens- und Arbeitsbedingungen der Seeleute in dem Umfang
erfiillt sind, wie es bescheinigt wird. Unter bestimmten Umstin-
den konnen jedoch genauere Uberpriifungen durchgefiithrt wer-
den, um die Lebens- und Arbeitsbedingungen an Bord zu kon-
trollieren. Es mag noch andere Bereiche geben, in denen die
geltende EU-Richtlinie 2009/16 und das MLC und die einschli-
gigen ILO-Leitlinien in Umfang und Verfahrensweisen divergie-
ren. Daraus folgt, dass die Kontroll- und Durchsetzungsverfah-
ren beider Rechtsinstrumente aufeinander abzustimmen sind,

(°) ABL C 318 vom 23.12.2006, S. 195-201.

indem die der Kommission iibertragenen Durchfihrungsbefug-
nisse im Hinblick auf die Schaffung angemessen harmonisierter
Modalitdten gestirkt werden.

5.4  Die Einhaltung und Durchsetzung struktureller Anforde-
rungen an die Unterbringung der Seeleute, insbesondere in Spe-
zialbereichen der Seeschifffahrt — man denke an grofe, gewerb-
lich genutzte Yachten oder an kleine Schiffe — diirfte bedeutende
Schwierigkeiten bereiten. Der EWSA stellt fest, dass das See-
arbeitsiibereinkommen den Flaggenstaaten die Moglichkeit ein-
raumt, bei Bedarf durch gesetzliche Bestimmungen und Rege-
lungen oder sonstige Mafnahmen, die den Bestimmungen im
Wesentlichen gleichwertig sind, nach Anhorung der Verbinde
der Reeder und der Seeleute Ausnahmeregelungen, Freistellun-
gen und eine anderweitige, flexible Handhabung der Standards
des Ubereinkommens einzufithren und zu sanktionieren. Folg-
lich erwartet der EWSA, dass sich die Hafenstaatkontrolleure in
ihren Prifberichten auf die Beurteilungen der Flaggenstaaten
stittzen, wie sie in der Seearbeits-Konformititserklirung zum
Ausdruck kommen.

5.5 Im MLC wird beriicksichtigt, dass die ILO-Mitglieder eine
gewisse Flexibilitit benotigen, um den speziellen Bedingungen
im jeweiligen Land gerecht zu werden. Das gilt insbesondere fiir
kleinere Schiffe und nicht auf internationalen Routen verkeh-
rende Schiffe sowie fir Spezialschiffe. Daher brauchen kleine
Schiffe auf kleiner Fahrt nicht unbedingt genauso kontrolliert
zu werden wie grofSe Schiffe im internationalen Verkehr. Fiir die
Hafenstaatkontrolle sieht der EWSA zahlreiche praktische Pro-
bleme in Bezug auf genauere Kontrollen und die Bewertung von
Mingeln zwecks Ergreifung weiterer Manahmen voraus. Er
spricht sich dafiir aus, diese Fragen sorgfiltig zu behandeln
und umsichtig durch die vorgeschlagenen delegierten Rechtsakte
zu regeln, in denen die jeweils geltenden nationalen Rechtsvor-
schriften zur Umsetzung des MLC beriicksichtigt werden.

5.6  Im vorgeschlagenen neuen Artikel 18a "Beschwerden im
Zusammenhang mit dem Seearbeitsiibereinkommen" werden in
Absatz 1 die Schritte fur den Fall dargelegt, dass eine Be-
schwerde nicht an Bord gelost werden kann. In diesem Fall
benachrichtigt der Hafenstaat-Besichtiger den Flaggenstaat
zwecks geeigneter Abhilfemafnahmen. Der EWSA meint, dass
die vorgeschlagene Vorgehensweise einen zweiten Schritt um-
fassen sollte, in dem der Reeder iiber die Beschwerde benach-
richtigt wird, sodass er geeignete Mafnahmen ergreifen kann.
Dieser Schritt ist mit dem MLC konform.

Vorschlag fiir eine Richtlinie iiber die Verantwortlichkeiten der Flag-
genstaaten

5.7  Die Ratifizierung bzw. Umsetzung des MLC 2006 ist in
einigen EU-Mitgliedstaaten bereits weit fortgeschritten bzw. ab-
geschlossen. Die Umsetzung seiner Anforderungen an Anheue-
rung, Einsatz und Sozialschutz der Secleute, die Staatsangeho-
rige oder Gebietsansissige eines Beschiftigtenherkunftslandes
sind oder dort ihren Wohnsitz haben, wird erhebliche prakti-
sche Fragen aufwerfen. Der EWSA ersucht die Kommission,
diese Frage rasch zu kliren und dafir Sorge zu tragen, dass
die Durchsetzung kiinftiger Herkunftslandvorschriften der EU
in Drittlindern dem Geist und den Bestimmungen des See-
arbeitsiibereinkommens entspricht.

5.8  Die Flaggenstaaten halten die Schiffseigner dazu an, die
Einhaltung durch geeignete Maflnahmen zu gewihrleisten. In
Artikel II des Seearbeitsiibereinkommens bezeichnet "der Begriff
Seeleute alle Personen, die in irgendeiner Eigenschaft an Bord
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eines Schiffes, fiir das dieses Ubereinkommen gilt, beschiftigt
oder angeheuert sind oder arbeiten". Probleme ergeben sich aus
dieser breiten Definition bei dem Personal von Charterern (wie
z.B. Geologen und Taucher auf Schiffen der Offshore-Industrie)
oder bei Personal, das nicht direkt vom Schiffseigner beschaftigt
wird, oder bei vertraglich angestellten Wachleuten an Bord zur
Abwehr von Piraten. Sie alle konnten als Seeleute gelten. In
Anerkennung des Umstands, dass es Situationen geben kann,
in denen ein Mitglied im Zweifel ist, ob zeitweise an Bord
beschiftigte Personen als Seeleute im Sinne des Ubereinkom-
mens anzusehen sind, sorgte die ILO fiir eine Klarstellung mit
der EntschlieSung VII der 94. (maritimen) Tagung der Interna-
tionalen Arbeitskonferenz. In jedem Fall ist gemafd Artikel II
Absatz 3 bei Zweifeln, ob bestimmte Personengruppen als See-
leute im Sinne dieses Ubereinkommens anzusehen sind, diese
Frage von den zustindigen Stellen jedes Mitglieds nach Anho-
rung der mit dieser Frage befassten Verbinde der Reeder und
der Seeleute zu entscheiden. Nach Auffassung des EWSA sollten
die Mitgliedstaaten die ILO-EntschlieSungen und die damit ver-
bundenen Leitlinien bei der Umsetzung und Durchsetzung des
Secarbeitsiibereinkommens anerkennen und diesen Grundsatz
fest vertreten.

5.9  Zu Artikel 4 "Fiir die Uberwachung der Einhaltung der
Vorschriften zustidndige Personen” stellt der EWSA fest, dass die
ILO-Leitlinien fir Hafenstaat-Besichtiger, die Inspektionen ge-
mifl MLC 2006 vornehmen, erarbeitet wurden, um die Behor-
den der Hafenstaaten bei der wirksamen Wahrnehmung ihrer

Briissel, den 11. Juli 2012

Verpflichtungen aus dem MLC zu unterstiitzen. In den meisten
Fillen geht es bei den Inspektionen um Personal, das bereits
unter die bestehenden internationalen Hafenstaatkontrollbestim-
mungen fillt, die im Zusammenhang mit den IMO-Uberein-
kommen und nach regionalen Vereinbarungen iiber die Hafen-
staatkontrolle ausgearbeitet wurden. Dies gilt in der Tat fur EU-
Linder im Rahmen der Pariser Vereinbarung und der Richtlinie
2009/16/EG.

510 Ein wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit der
Durchsetzung des MLC wird die Ausstellung von Seearbeits-
zeugnissen und Seearbeits-Konformititserklarungen durch die
Behorden der Flaggenstaaten sein. Laut Regel 5.1.1 des Uber-
einkommens konnen die Mitglieder Organisationen, wie etwa
Klassifikationsgesellschaften, mit der Durchfithrung von Inspek-
tionen oder der Ausstellung von Zertifikaten oder mit beidem
beauftragen. Dieses Prinzip ist im EU-Recht verankert, genauer
gesagt zum Teil in der "Richtlinie 2009/15/EG iiber gemein-
same Vorschriften und Normen fur Schiffsiiberpriifungs- und
-besichtigungsorganisationen und die einschligigen Mafnahmen
der Seebehorden" sowie teilweise in der "Richtlinie 2009/21/EG
iiber die Erfillung der Flaggenstaatenpflichten". Da die vor-
geschlagene Richtlinie in Bezug auf die Moglichkeit der Verwal-
tung, anerkannte Organisationen mit bestimmten Aufgaben zu
beauftragen, nicht genau genug ist, geht der EWSA davon aus,
dass die Mitgliedstaaten dies bei der Umsetzung in ihr einzel-
staatliches Recht regeln konnen.

Der Président

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ,Vorschlag fiir eine
Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates iiber das Recycling von Schiffen*

COM (2012) 118 final — 2012/0055 (COD)
(2012/C 299/29)

Berichterstatter: Martin SIECKER

Der Rat und das Europdische Parlament beschlossen am 10. April bzw. 19. April 2012, den Europdischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemafl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu

ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates iiber das Recycling von Schiffen"

COM(2012) 118 final — 2012/0055 (COD).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, landliche Entwicklung, Umweltschutz nahm

ihre Stellungnahme am 26. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli) mit
122 gegen 31 Stimmen bei 6 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1  Das Abwracken von Schiffen erfolgt auf unverantwort-
liche Weise. Der GrofSteil der Schiffe wird in Bangladesch, In-
dien und Pakistan nach der Strandungsmethode abgewrackt, bei
der man Schiffe auf Sandstrinde auflaufen ldsst. Anschliefend
werden sie direkt am Strand durch ungeschulte Arbeitnehmer,
darunter viele Kinder, ohne geeignete Gerdte und ohne Schutz
gegen die unzdhligen dabei freigesetzten Gefahrstoffen zerlegt.

1.2 Ausgemusterte Schiffe werden als gefihrlicher Abfall ein-
gestuft und fallen unter das Basler Ubereinkommen, das die
Verbringung gefihrlicher Abfille regelt. Aufgrund der jahrelan-
gen systematischen und massiven VerstoRe gegen dieses Uber-
einkommen nahm die IMO 2009 das Ubereinkommen von
Hongkong tiber das sichere und umweltvertrigliche Recycling
von Schiffen ("Hongkong-Ubereinkommen") an. Die EU und
ihre Mitgliedstaaten gelangten zu dem Schluss, dass das Kon-
troll- und Durchsetzungsniveau beider Ubereinkommen in Be-
zug auf Schiffe, die als Abfall einzustufen sind, gleichwertig ist.
Samtliche afrikanischen und zahlreiche lateinamerikanischen
Lander teilten diese Schlussfolgerung jedoch nicht. Das Hong-
kong-Ubereinkommen wird voraussichtlich 2020 in Kraft tre-
ten, wenn es von einer ausreichenden Anzahl Staaten ratifiziert
wird.

1.3 Die Europiische Union trigt in diesem Bereich eine
grofle Verantwortung, da ein Grofsteil der Weltflotte im Besitz
von Reedern aus EU-Mitgliedstaaten ist. Die Europdische Kom-
mission verfolgt die Entwicklungen in diesem Sektor schon seit
Jahren mit Sorge, weshalb sie vor geraumer Zeit beschloss, da-
gegen vorzugehen. So hat sie in den letzten fiinf Jahren zu-
nichst ein Griinbuch, dann einen Strategievermerk und nun
einen Verordnungsvorschlag zu dieser Thematik vorgelegt. Letz-
terer setzt einige Bestimmungen des Hongkong-Ubereinkom-
mens frithzeitig in Kraft.

1.4 Der Vorschlag fiir eine Verordnung zum Schiffsrecycling
erscheint im Vergleich zu dem in der Vergangenheit zum

gleichen Thema vorgelegten Grinbuch und Strategievermerk
allerdings eher "zahnlos". In letzteren beiden Dokumenten wer-
den die Probleme in Bezug auf das Schiffsrecycling, insbeson-
dere in Bangladesch, Indien und Pakistan, prazise analysiert;
auflerdem bringt die Europdische Kommission darin ihre Uber-
zeugung zum Ausdruck, dass entschlossene Manahmen getrof-
fen werden miissen, um gegen die Missstinde in diesen Lindern
vorzugehen. Die in dem Verordnungsvorschlag vorgesehenen
Maflnahmen bieten jedoch keine Losung fir dieses Problem.
Der Ausschuss kann daher nur zu dem Schluss kommen, dass
es offensichtlich am politischen Willen zur Problembewiltigung
mangelt.

1.5 In dem Vorschlag fehlt u.a. ein wirtschaftliches Instru-
ment, mit dem die Europiische Kommission die Entwicklung in
die gewiinschte Richtung lenken kann. In den Vordokumenten
wurde ein derartiges Instrument sehr wohl noch erortert. Die
Europdische Kommission lief auflerdem Moglichkeiten zur Ein-
richtung eines Fonds untersuchen, zu dem jedes Schiff, das
einen europdischen Hafen anlduft, einen Beitrag leisten muss.
Die Hohe dieses Beitrags wird gemif$ einer Formel aus Tonnage
und Toxizitit festgelegt. AufSerdem ldsst sich die Einrichtung
eines derartigen Fonds hervorragend mit dem Verursacherprin-
zip vereinbaren. Ein Teil der Fondsmittel kann dann zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen in Siidostasien verwendet
werden, indem die Arbeitnehmer tiber Arbeitssicherheit und
Gesundheitsschutz informiert werden sowie das lokale Bewusst-
sein fir die Gefahren unverantwortlichen Abwrackens von gro-
Ben Schiffen geschirft und die offentliche Infrastruktur vor Ort
verbessert wird.

1.6 Der Ausschuss fordert die Europdische Kommission auf,
die Moglichkeit der Nutzung dieser Mittel zum Aufbau von
Abwrack- und Recyclingkapazititen in Europa zu untersuchen.
Die EU verfugt tiber ausreichende Dockkapazititen, die kaum
mehr fiir Schiffsbau und -reparatur gebraucht werden, aber fiir
das Abwracken und Recyceln geeignet sind. Das schliefft wie-
derum sehr gut an das Bestreben der Europiischen Union an,
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sich zu einer nachhaltigen "Recyclinggesellschaft" zu entwickeln,
d.h. einer Gesellschaft, in der Abfall in einem ausgekliigelten
und engmaschigen Recyclingnetz wieder zu Rohstoff umgewan-
delt wird. So koénnen betrichtliche wirtschaftliche Ertrige im
Sinne wertvoller Rohstoffe erzielt werden, mit denen ein erheb-
licher Teil der Rohstoffnachfrage abgedeckt und neue Arbeits-
plitze geschaffen werden konnen. Angesichts der steigenden
Rohstoffpreise und der hohen Arbeitslosigkeit in einigen EU-
Mitgliedstaaten kann dies fur ganz Europa sehr nutzbringend
sein. Auflerdem konnte der Aufbau einer Recyclingindustrie
fur ausgemusterte Schiffe eine Chance fiir die Entwicklung
von Kiistenregionen, die Ausbildung junger Menschen in den
neu entstehenden Berufssparten und die Beschiftigung von Ar-
beitslosen bieten.

1.7 Will Europa ein verantwortliches Abwracken seiner
Schiffe sicherstellen, ist es wohl gerechtfertigt, dass es auch
fir den Aufbau der fiir ein "sauberes" Abwracken erforderlichen
Kapazititen mitbezahlt. In einer Marktwirtschaft gibt es nun
einmal nichts umsonst, alles hat seinen Preis. Im Falle des ver-
antwortungsvollen Schiffsabwrackens ist dieser Preis in Geld zu
begleichen. Im Falle des unverantwortlichen Schiffsabwrackens
hingegen wird er teilweise in anderer "Wahrung" bezahlt, bei-
spielsweise in Umweltverschmutzung vor Ort und in Menschen-
leben. Da die EU diese Art von "Wihrung" nicht als gesetzliches
Zahlungsmittel akzeptieren will, darf sie sie auch im Zahlungs-
verkehr mit Drittlindern nicht zulassen. Die Europaische Kom-
mission konnte diesen Aspekt stirker betonen. Nach Meinung
des Ausschusses sollte die Europdische Kommission daher einen
besseren, ideenreicheren und mutigeren Vorschlag mit mehr
Initiativgeist vorlegen, der den ehrgeizigen Zielen ihrer fritheren
Dokumente und den Empfehlungen der einschligigen Aus-
schussstellungnahmen entspricht.

1.8 In Bezug auf die Genehmigung der Schiffsabwrackung in
Anlagen in Nicht-OECD-Lindern, sofern diese die Auflagen er-
fullen und auf der europiischen Liste stehen, empfiehlt der
Ausschuss, dass die Verordnung sich insbesondere auf die Leit-
linien der entsprechenden internationalen Organisationen (') so-
wie auf das Basler Ubereinkommen selbst und seine technischen
Leitlinien stiitzen sollte.

2. Einleitung

2.1  Ende der 1980er-Jahre entstand internationale Entriis-
tung iiber die Verbringung von giftigen Abfillen aus Industrie-
lindern in Entwicklungslinder. Berichte iiber 8 000 Fisser mit
Chemieabfillen, die am Meeresufer der nigerianischen Hafen-
stadt Koko abgeladen wurden, oder iiber Schiffe wie die "Karin
B", die von Hafen zu Hafen fuhr, um ihre Ladung gefahrlicher
Abfille loszuwerden, gerieten damals in die Schlagzeilen. Rufe
nach einer Stirkung des internationalen Rechtsrahmens wurden
laut. Im Jahr 1989 wurde das Basler Ubereinkommen der Ver-
einten Nationen angenommen, das einen Rahmen fiir die inter-
nationale Kontrolle der grenziiberschreitenden Verbringung ge-
fahrlicher Abfille festlegt.

(") Technische Richtlinien fiir die umweltgerechte Behandlung von Ab-
fallen aus dem vollstindigen oder teilweisen Abwracken von Schif-
fen, Basler Ubereinkommen iiber die Kontrolle der grenziiberschrei-
tenden Verbringung gefihrlicher Abfille und ihrer Entsorgung,
UNEP;

Sicherheit und Gesundheit beim Abwracken von Schiffen: Leitlinien
fur asiatische Lander und die Tiirkei, Internationale Arbeitsorganisa-
tion (ILO);

Leitlinien fiir das Recycling von Schiffen, Internationale Seeschiff-
fahrtsorganisation (IMO).

2.2 Im Basler Ubereinkommen ist ein globales System der
vorausgehenden schriftlichen Benachrichtigung und Zustim-
mung zur Verbringung von Abfillen zwischen Lindern vorgese-
hen. Dieses Ubereinkommen wurde 1995 dahingehend gedn-
dert, dass die Verbringung von gefihrlichen Abfillen aus den
EU- und OECD-Staaten in Nicht-OECD-Staaten verboten wurde.
Die EU hat dieses Ubereinkommen und seine Anderung in
Bezug auf das Verbringungsverbot in Gemeinschaftsrecht umge-
setzt (?).

2.3 Obwohl die Abfallverbringungsvorschriften auch fiir
Schiffe gelten und Schiffe gemid dem Basler Ubereinkommen
ab einem bestimmten Punkt als Abfall eingestuft werden kon-
nen, werden aufgrund anderer internationaler Vorschriften wei-
terhin als Schiffe angesehen. Da so gut wie alle Schiffe beacht-
liche Mengen von Gefahrstoffen wie Ol und Olschlamm, Asbest,
Glaswolle, PCB, TBT, Schwermetalle in Farben usw. enthalten,
sind Schiffe, die abgewrackt werden sollen, als gefdhrlicher Ab-
fall anzusehen. Daher diirfen derartige aus OECD-Lindern "ex-
portierte” Schiffe unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaats im
Einklang mit dem Basler Ubereinkommen nur in OECD-Lin-
dern abgewrackt werden.

2.4 Da Schiffe jedoch systematisch diese Rechtsvorschriften
umgehen, verfehlen sowohl die internationalen Bestimmungen
als auch die EU-Vorschriften ihr Ziel. Um die Lage zu verbes-
sern, baten die Vertragsparteien des Basler Ubereinkommens die
Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO), verbindliche
Vorschriften fiir das Recycling von Schiffen auszuarbeiten. Die
IMO legte 2006 einen Entwurf fiir ein Ubereinkommen vor, der
2009 als Ubereinkommen von Hongkong iiber das sichere und
umweltvertrdgliche Recycling von Schiffen ("Hongkong-Uberein-
kommen") angenommen wurde. Dieses Ubereinkommen muss
von einer ausreichenden Anzahl Flaggen- und Recycling-Staaten
ratifiziert werden, um in Kraft treten und Wirkung zeigen zu
konnen.

2.5 Die Vertragsparteien des Basler Ubereinkommens be-
griifiten 2006 den von der IMO vorgelegten Entwurf und nah-
men eine erste Priffung der Frage in Angriff, ob die Kontroll-
und Durchsetzungsregelung des Hongkong-Ubereinkommens
der diesbeziiglichen Regelung des Basler Ubereinkommens ent-
spricht. Die EU und ihre Mitgliedstaaten schlossen ihre Priifung
2010 ab und gelangten zu dem Schluss, dass das Kontroll- und
Durchsetzungsniveau beider Ubereinkommen in Bezug auf
Schiffe, die als Abfall einzustufen sind, zumindest gleichwertig
ist. Im Oktober 2011 pladierten die Vertragsparteien des Basler
Ubereinkommens fiir die Ratifizierung des Hongkong-Uberein-
kommens, damit dieses in Kraft treten kann. Damit ist frithes-
tens 2020 zu rechnen. Nach seinem Inkrafttreten sind die Ver-
tragsparteien verpflichtet, ihre grofen Handelsschiffe nur in Lin-
dern abzuwracken, die Vertragsparteien des Ubereinkommens
sind.

2.6 Umweltschddliche und unsichere Praktiken beim
Abwracken von Schiffen sind nach Ansicht der Europiischen
Kommission noch immer ein ernst zu nehmendes Problem,
weshalb sie die Entwicklungen genau verfolgt. So legte sie
2007 ein Griinbuch zur Verbesserung der Abwrackung von

(®) Verordnung (EG) Nr.1013/2006 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 14. Juni 2006 iiber die Verbringung von Abfillen.
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Schiffen (°) und 2008 eine Mitteilung mit Vorschligen fir eine
EU-Strategie fir eine Verbesserung des Abwrackens von Schif-
fen (* vor, zu denen sich der Ausschuss in fritheren Stellung-
nahmen (°) duflerte. Gegenstand der jetzigen Stellungnahme ist
der Kommissionsvorschlag fiir eine Verordnung des Europii-
schen Parlaments und des Rates iiber das Recycling von Schif-
fen (%).

3. Hintergrund

3.1 Die Schiffsabwrackung wird durch Marktfaktoren be-
stimmt. Die Instandhaltungskosten einer alternden Flotte,
Frachtraten und Schrottpreise bestimmen, wann ein Schiff abge-
wrackt wird. Die Wahl des Abwrackorts hingt vom Preis ab,
den ein Abwrackunternehmen fiir das abzuwrackende Schiff
bietet. Dieser Preis hidngt wiederum von der Nachfrage nach
Recyclingstahl in dem betreffenden Gebiet und den Infrastrukt-
urkosten fir den Schutz der Arbeitnehmer und der Umwelt ab.
Aufgrund dieser Faktoren hat sich das Abwracken von groflen
Schiffen mit der Zeit nach Siid-Ost-Asien verlagert.

3.2 Weltweit wurden seit 2004 mehr als 80 % der aus-
gemusterten Schiffe in Indien, Pakistan und Bangladesch nach
der Strandungsmethode abgewrackt, bei der man Schiffe auf
Sandstrande auflaufen lisst, wo sie dann ohne schweres Gerit
abgewrackt werden. In diesen Lindern fehlt es auflerdem an
Anlagen zur verantwortungsvollen Bewirtschaftung schwer ver-
unreinigter und giftiger Abfille. Die Regierungen dieser stidost-
asiatischen Lander weigern sich, diesen Praktiken entgegenzutre-
ten, da Schiffsrecycling in ihren Augen eine wichtige Wirt-
schaftstatigkeit ist, die so wenig wie moglich behindert werden
darf. Auferdem ist diese Branche ein wesentlicher Arbeitgeber,
allerdings mit verheerenden sozialen und okologischen Folgen.

3.3 GrofSe Schiffe, die zum Abwracken nach Asien geschickt
werden, stellen einen der grofiten Strome gefihrlicher Abfille
aus Industrielindern in Entwicklungslinder dar. Dabei handelt
es sich um Stoffe wie Asbest, Ol und Olschlamm, PCB (poly-
chlorierte Biphenyle) sowie Schwermetalle. Laut einer Studie der
Europdischen Kommission (GD TREN) aus dem Jahr 2004 wer-
den bis 2015 jdhrlich schitzungsweise 1 000 bis 3 000 t As-
best, 170 bis 540 t PCB, 6 000 bis 20 000 t umweltschidliche
Farben und 400 000 bis 1,3 Mio. t Olschlamm anfallen. Die
Auswirkungen auf die Umwelt sind bisher kaum eingehend
untersucht worden, die verfiigbaren Daten deuten aber darauf
hin, dass es erhebliche Beeintrichtigungen fir Meerwasser,
Strandboden und Sedimente gibt. Auf Luftbildaufnahmen der
Abwrackanlagen in Indien und Bangladesch ist die Olverseu-
chung des Meeres deutlich zu erkennen. NRO berichten, dass
es in diesen Gebieten keine Vegetation oder Fische mehr gibt.

3.4 In den sudasiatischen Abwrackwerften herrschen kriti-
sche Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen. Das Risiko
schwerer Unfille ist hoch, weil es an schwerem Gerdt und
Sicherheitsausriistungen fiir die Arbeiter mangelt. Laut einem

() COM(2007) 269 final.

(4 COM(2008) 767 final.

() CESE 1701/2007, ABL C 120 vom 16.5.2008 S. 33 und CESE
877/2009, ABL. C 277 vom 17.11.2009, S. 67.

() COM(2012) 118 final.

indischen Regierungsbericht kam es zwischen 1996 und 2003
in den Werften von Alang zu 434 Unfillen, die 209 Arbeitern
das Leben kosteten. Berichten zufolge wurden in Pakistan zwi-
schen 1986 und 2006 mehr als 400 Arbeiter todlich und
6 000 schwer verletzt. Aufferdem wird geschitzt, dass sich Tau-
sende durch den Umgang mit und das Einatmen von giftigen
Substanzen ohne die geringsten Schutzmaflnahmen unheilbare
Erkrankungen zuziehen. Die meisten Arbeitnehmer kommen
aus den drmsten Regionen, sind ungelernt, arbeiten ohne Ver-
trag, Kranken- oder Unfallversicherung und diirfen keine Ge-
werkschaften bilden. Aus Studien in Indien geht hervor, dass
der Anteil an Kinderarbeit hoch ist. Ein Viertel aller Arbeitneh-
mer ist jinger als 18 Jahre, 10 % sind sogar jiinger als 12 Jahre.

4. Die Kernpunkte der Verordnung

4.1  Das Ziel der Schiffsrecycling-Verordnung besteht darin,
die negativen sozialen und 6kologischen Auswirkungen des Ab-
wrackens von Schiffen unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaats
vor allem in Siidostasien drastisch zu mindern, ohne dadurch
unnotige wirtschaftliche Belastungen zu verursachen. Die vor-
geschlagene Verordnung setzt einige Bestimmungen des Hong-
kong-Ubereinkommens frithzeitig in Kraft und beschleunigt so-
mit sein Inkrafttreten auf globaler Ebene.

4.2 Tolgende Bestimmungen des Hongkong-Ubereinkom-
mens werden frithzeitig in Kraft und gesetzt:

4.2.1  Schiffe unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaats miissen
wihrend ihres gesamten Lebenszyklus ein Inventar der an Bord
befindlichen Gefahrstoffe mitfithren. Neue Schiffe miissen dieses
Inventar sofort aufstellen; bereits in Betrieb befindliche Schiffe
haben dazu finf Jahre Zeit. Das Inventar muss vor der Ver-
sendung eines Schiffes zum Abwracken auf den neuesten Stand
gebracht werden, damit sichergestellt ist, dass die gewahlte Ab-
wrackwerft in der Lage ist, alle an Bord befindlichen Gefahr-
und Abfallstoffe zu bewirtschaften.

4.2.2  Auf Grundlage des Hongkong-Ubereinkommens wurde
eine Liste der von den Abwrackwerften zu erfullenden Auflagen
erstellt, die um zusitzliche Auflagen erginzt wurden, um einen
besseren Gesundheits- und Umweltschutz zu gewahrleisten. Ab-
wrackwerften, die diese Auflagen erfiillen, kénnen in eine euro-
pdische Liste der Abwrackwerften aufgenommen werden. Schiffe
unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaats diirfen nur in Anlagen
verschrottet werden, die auf dieser Liste stehen.

4.2.3  Schiffe unter der Flagge eines EU-Mitgliedstaats miissen
bei Ubergabe an die Abwrackwerft moglichst wenig gefihrliche
Abfille an Bord haben. Im Fall von Tankschiffen miissen die
Schiffseigner sicherstellen, dass die Schiffe in einem Zustand in
der Abwrackwerft ankommen, der sicheres Begehen (safe-for-en-
try) und sicheres feuergefihrliches Arbeiten (safe-for-hot-work)
gestattet, damit Explosionen und (todliche) Unfille der Werft-
arbeiter vermieden werden.
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43 Im Gegensatz zu den geltenden Vorschriften basiert die
vorgeschlagene Verordnung auf dem Kontroll- und Durchset-
zungssystem des Hongkong-Ubereinkommens, das speziell auf
Schiffe im internationalen Seeverkehr ausgerichtet ist. Eine Ver-
besserung der Einhaltung der EU-Vorschriften erscheint dadurch
eher moglich. Das grofle Problem der geltenden Regelung ist,
dass schwer zu bestimmen ist, zu welchem Zeitpunkt ein Schiff
zum Wrack (d.h. zu Abfall) wird. Gemidf der neuen Regelung
werden die Mitgliedstaaten beizeiten iiber den geplanten Beginn
und den Abschluss des Abwrackprozesses benachrichtigt. Indem
sie die Liste der Schiffe, fiir die sie eine Inventarbescheinigung
ausgestellt haben, mit der Liste der Schiffe, die in zugelassenen
Werften abgewrackt wurden, vergleichen, konnen sie leichter
feststellen, welche Schiffe illegal abgewrackt wurden.

44  Neben den wirtschaftlichen Faktoren ist auch die Frage
der Kapazititen in Europa ein Problem fiir ein verantwortungs-
volles Schiffsrecycling. Es gibt gerade einmal ausreichende Re-
cyclingkapazititen fur Kriegs- und sonstige Staatsschiffe der EU-
Mitgliedstaaten. Indem Schiffe auch in Anlagen auferhalb der
OECD-Linder verschrottet werden diirfen, so lange diese die
Auflagen erfullen und auf der europdischen Liste stehen, wird
auch das Problem des Mangels an Recyclingkapazititen be-
hoben, die fur die Schiffseigner legal zuginglich sind. Dies ist
umso wichtiger, als in den kommenden zehn Jahren ein "Ab-
wrackhoch" zu erwarten ist.

5. Allgemeine Bemerkungen

5.1  Das Abwracken von Schiffen erfolgt auf unverantwort-
liche Weise. Der GrofSteil der Schiffe wird in Bangladesch, In-
dien und Pakistan nach der Strandungsmethode abgewrackt, bei
der man Schiffe auf Sandstrinde auflaufen ldsst. Sie werden
direkt am Strand durch ungeschulte Arbeitnehmer, darunter
viele Kinder, ohne geeignete Gerdte und ohne Schutz gegen
die unzdhligen dabei freigesetzten Gefahrstoffen zerlegt. Die
Arbeitnehmer werden ausgebeutet, ohne sich dagegen wehren
zu konnen, da Gewerkschaften in diesem Bereich, vor allem in
Bangladesch und Pakistan, nicht geduldet werden. Die Regierun-
gen sind nicht bereit, diesen Missstinden entgegenzutreten, han-
delt es sich doch um wichtige Wirtschaftstitigkeiten fur diese
Lander, die in erster Linie durch schwache und korrupte Behor-
den und insbesondere in diesem Sektor einflussreiche und ge-
wissenlose Unternechmen gekennzeichnet sind.

5.2 Die wirtschaftliche Bedeutung liegt nicht allein in der
Schaffung von Arbeitsplitzen, sondern vor allem in der Roh-
stoffversorgungsfunktion. Diese Linder decken den Grofteil ih-
res Stahlbedarfs tiber Schiffsrecycling ab. Die Schaffung von
Arbeitspldtzen ist in diesen Lindern natiirlich auch wichtig,
aber aus sozialer Sicht zweifelhaft, werden doch in erster Linie
ungeschulte Arbeitnehmer aus den drmsten Bevolkerungsgrup-
pen beschiftigt, allerdings ohne festen Arbeitsvertrag, da sie nur
tageweise angeheuert werden. Das europdische und internatio-
nale Konzept von Beschiftigung (EntschlieBung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation: "Uberwindung der Krise: Ein globaler
Pakt fiir Beschiftigung", 2009) bedeutet, dass ein Arbeitnehmer
von seinem Einkommen leben und eine Familie erndhren kann.
Mit dem, was die Menschen in den Abwrackwerften auf den
stidostasiatischen Strangen verdienen, konnen sie nicht leben,
sie sind bestenfalls in der Lage, eine Zeitlang zu uberleben. In
der Praxis lassen viele Arbeitnehmer dabei ihr Leben, entweder
schnell durch Arbeitsunfille oder langsam durch eine der bos-
artigen und unheilbaren Krankheiten, die sie sich bei der Arbeit
zuziehen.

5.3  Die Europdische Union trigt in diesem Bereich eine
grofle Verantwortung, da ein GrofSteil der Weltflotte im Besitz

von Reedern aus EU-Mitgliedstaaten ist. Die Europdische Kom-
mission verfolgt die Entwicklungen in diesem Sektor schon seit
Jahren mit Sorge, insbesondere die massiven Verstofle gegen die
Bestimmungen des Basler Ubereinkommens. Vor geraumer Zeit
beschloss sie daher, dagegen vorzugehen. So hat sie in den
letzten funf Jahren der Reihe nach ein Griinbuch, einen Strate-
gievermerk und nun einen Verordnungsvorschlag zu dieser The-
matik vorgelegt.

5.4  Der Vorschlag fir eine Verordnung zum Schiffsrecycling
erscheint im Vergleich zu dem in der Vergangenheit zum glei-
chen Thema vorgelegten Griinbuch und Strategievermerk aller-
dings cher "zahnlos". In letzteren beiden Dokumente werden die
Probleme in Bezug auf das Schiffsrecycling insbesondere, in
Bangladesch, Indien und Pakistan, prizise analysiert; auflerdem
bringt die Europdische Kommission darin ihre Uberzeugung
zum Ausdruck, dass entschlossene Mafnahmen getroffen wer-
den miissen, um gegen die Missstinde in diesen Lindern vor-
zugehen. Die in dem Verordnungsvorschlag vorgesehenen Maf3-
nahmen bieten jedoch keine Losung fiir dieses Problem. Der
Ausschuss kann daher nur zu dem Schluss kommen, dass es
offensichtlich am politischen Willen zur Problembewiltigung
mangelt. Dies ist nicht nur bedauerlich, sondern auch bemer-
kenswert, hat die Europiische Kommission in vergleichbaren
Fragen doch sehr wohl den erforderlichen politischen Willen
an den Tag gelegt.

5.5 Von den Vorschligen aus den fritheren Kommissions-
dokumenten, mit denen beispielsweise den Schiffseignern,
Schiffsbauern und Hafenarbeitern bestimmte Verpflichtungen
auferlegt werden sollten, um ein verantwortungsvolles Abwra-
cken und Recycling der Schiffe am Ende ihres Lebenszyklus zu
gewihrleisten, ist in dem Verordnungsvorschlag wenig iibrig-
geblieben. Die darin vorgeschlagenen Maflnahmen sind sehr ver-
halten und voller Rechtsliicken.

5.6 Nach Vorlage der Bestimmungen des Hongkong-Uberein-
kommens priiften die Vertragsparteien des Basler Ubereinkom-
mens die Frage, ob das Kontroll- und Durchsetzungsniveau des
Basler Ubereinkommens und des Hongkong-Ubereinkommens
gleichwertig sind. Und erzielten in dieser Frage keine Uberein-
stimmung. So waren IMO und EU-Mitgliedstaaten der Meinung,
dass dies sehr wohl der Fall sei. Einer der Griinde fiir diese
abweichenden Einschdtzungen koénnte darin liegen, dass sich
das Hongkong-Ubereinkommen lediglich auf das Abwracken
von Schiffen bezieht. Im Mittelpunkt des Basler Ubereinkom-
mens steht hingegen das verantwortungsvolle Bewirtschaften
von gefihrlichen Stoffen, gekoppelt an Auflagen fiir das gesamte
Umfeld. ITm Hongkong-Ubereinkommen wird diese Frage mehr
oder weniger ausgeklammert. Der Ausschuss hilt fest, dass die-
ser Aspekt im Kommissionsvorschlag, sei es in allgemeiner
Form, sehr wohl aufgegriffen wird, und empfiehlt, in Bezug
auf die Genehmigung der Schiffsabwrackung in Anlagen in
Nicht-OECD-Lindern, sofern diese die Auflagen erfiillen und
auf der europaischen Liste stehen, dass die Verordnung sich
insbesondere auf die Leitlinien der entsprechenden internationa-
len Organisationen (7) sowie auf das Ubereinkommen selbst und
seine technischen Leitlinien stiitzen sollte.

5.7  Die Europdische Kommission geht mit ihrem Vorschlag
zwar iiber die Bestimmungen des Hongkong-Ubereinkommens
hinaus, bleibt jedoch hinter den Bestimmungen des Basler Uber-
einkommens zuriick. Sie erklart, dass sie die Latte nicht zu hoch
legen wollte, da andernfalls Lander, in denen Abwrackungen

() Siehe Fulinote 1.
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unter menschenunwiirdigen und umweltschadlichen Bedingun-
gen stattfinden, dem Hongkong-Ubereinkommen nicht beitreten
wiirden und die Verordnung ihr Ziel verfehlen wiirde. Dies ist
freilich eine fragwiirdige Argumentation: Wird eine bestimmte
Rechtsvorschrift oder Regelung (das Basler Ubereinkommen)
vielfach missachtet, scheint die Losung, diese Rechtsvorschrift
durch eine neue, durchsatzschwichere Rechtsvorschrift zu erset-
zen (das Hongkong-Ubereinkommen), nicht unbedingt die na-
heliegendste Mafinahme, um das Problem anzugehen. Die Euro-
pdische Kommission hitte in ihrem Vorschlag einer besseren
Durchsetzung mehr Gewicht beimessen kénnen.

5.8  Zwei beliebte Methoden, um sich den Verpflichtungen
des Basler Ubereinkommens zu entziehen, sind das Ausflaggen
eines Schiffes aus einem EU-Mitgliedstaat in ein Drittland und
der Verkauf des Schiffes an einen Aufkaufer. Erfolgt der Verkauf
in europdischen Hoheitsgewassern, darf der Aufkdufer das Schiff
nicht in ein Nicht-OECD-Land zum Recycling versenden, da es
in den Geltungsbereich des Basler Ubereinkommens fillt. In
diesem Fall gibt der Aufkdufer eine Erklirung ab, in der er
bestitigt, dass er das Schiff nicht zum Zwecke des Abwrackens,
sondern zur wirtschaftlichen Nutzung kauft. Sobald dieses Schiff
dann die europiischen Hoheitsgewisser verldsst, nimmt es oft-
mals direkt Kurs auf die Strinde in Stidostasien, und die Erkld-
rung ist nichts weiter als Schall und Rauch.

5.9  Der Ausschuss betont, dass die Europiische Kommission
wesentliche Elemente des Hongkong-Ubereinkommens in ihren
Vorschlag iibernimmt, in denen die Aufteilung der Verantwort-
lichkeiten zwischen zum einen den Flaggen-, Recycling- und
Hafenstaaten und zum anderen den Schiffseignern, Schiffsbau-
ern und Recyclinganlagen festgelegt ist. Er hegt jedoch erheb-
liche Zweifel an der Ausgewogenheit dieser Aufteilung und
empfiehlt, auch die Stellung der Vorbesitzer|/wirtschaftlichen Ei-
gentiimer (beneficial owners) in dieser Aufteilung zu beriicksich-
tigen.

510 In dem Vorschlag fehlt u.a. ein wirtschaftliches Instru-
ment, mit dem die Europdische Kommission die Entwicklung in
die gewiinschte Richtung lenken kann. In den Vordokumenten
wurde ein derartiges Instrument sehr wohl noch erortert. Die
Europdische Kommission liefs aufSerdem Moglichkeiten zur Ein-
richtung eines Fonds untersuchen, zu dem jedes Schiff, das
einen europdischen Hafen anlduft, einen Beitrag leisten muss.
Die Hohe dieses Beitrags wird gemif einer Formel aus Tonnage
und Toxizitdt festgelegt. Auflerdem ldsst sich die Einrichtung
eines derartigen Fonds hervorragend mit dem Verursacherprin-
zip vereinbaren. Ein Teil der Fondsmittel kann dann zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen in Siidostasien verwendet
werden, indem die Arbeitnehmer iiber Arbeitssicherheit und
Gesundheitsschutz informiert werden sowie das lokale Bewusst-
sein fur die Gefahren unverantwortlichen Abwrackens von gro-
Ben Schiffen geschirft und die offentliche Infrastruktur vor Ort
verbessert wird.

511  Der Ausschuss fordert die Europdische Kommission auf,
die Moglichkeit der Nutzung dieser Mittel zum Aufbau von
Abwrack- und Recyclingkapazititen in Europa zu untersuchen.
Die EU verfiigt iiber ausreichende Dockkapazititen, die kaum
mehr fiir Schiffsbau und -reparatur gebraucht werden, aber fur
das Abwracken und Recyceln geeignet sind. Das schliefSt wie-
derum sehr gut an das Bestreben der Europdischen Union an,
sich zu einer nachhaltigen “Recyclinggesellschaft” zu entwickeln,
d.h. einer Gesellschaft, in der Abfall in einem ausgekliigelten
und engmaschigen Recyclingnetz wieder zu Rohstoff umgewan-
delt wird. So konnen betrichtliche wirtschaftliche Ertrige im

Sinne wertvoller Rohstoffe erzielt werden, mit denen ein erheb-
licher Teil der Rohstoffnachfrage abgedeckt und neue Arbeits-
platze geschaffen werden konnen. Angesichts der steigenden
Rohstoffpreise und der hohen Arbeitslosigkeit in einigen EU-
Mitgliedstaaten kann dies fiir ganz Europa nutzbringend sein.

5.12  Will Europa dafiir sorgen, dass seine Schiffe auf ver-
antwortliche Weise abgewrackt werden, ist es durchaus auch
gerechtfertigt, dass Europa auch fiir den Aufbau der fir ein
“sauberes” Abwracken erforderlichen Kapazititen mitbezahlt.
In einer Marktwirtschaft gibt es nun einmal nichts umsonst,
alles hat seinen Preis. Im Falle des verantwortungsvollen Schiffs-
abwrackens ist dieser Preis in Geld zu begleichen. Im Falle des
unverantwortlichen Schiffsabwrackens hingegen wird er teil-
weise in anderer “Wihrung” bezahlt, beispielsweise in Umwelt-
verschmutzung vor Ort und in Menschenleben. Da die EU diese
Art von “Wihrung” nicht als gesetzliches Zahlungsmittel akzep-
tieren will, darf sie sie auch nicht im Zahlungsverkehr mit Dritt-
lindern zulassen. Die Europdische Kommission sollte diesen
Aspekt starker herausarbeiten. Nach Meinung des Ausschusses
sollte die Europdische Kommission daher einen besseren, ideen-
reicheren und mutigeren Vorschlag mit mehr Initiativgeist vor-
legen, der den ehrgeizigen Zielen ihrer fritheren Dokumente und
den Empfehlungen der einschligigen Ausschussstellungnahmen
entspricht.

6. Besondere Bemerkungen

6.1  Der Ausschuss begriifit das Ziel des Verordnungsvor-
schlags fur Schiffsrecycling und den allgemeinen Ansatz der
Européischen Kommission, hegt jedoch erhebliche Bedenken
in Bezug auf seine Effizienz und Durchfuhrbarkeit. Der Aus-
schuss kritisiert insbesondere folgende Punkte:

6.2 In Artikel 15 des Verordnungsvorschlags ist festgehalten,
dass aufSerhalb der EU ansissige Recycling-Unternehmen in eine
europdische Liste aufgenommen werden konnen, wenn sie die
Auflagen der EU fur ein verantwortungsvolles Abwracken erfil-
len. Den Nachweis, dass es die Auflagen erfiillt, muss das Un-
ternehmen jedoch selbst erbringen. Vor-Ort-Kontrollen durch
die Kommission oder durch in deren Namen handelnde Kon-
trollbeauftragte werden in dem Verordnungsvorschlag nur als
Option erwihnt. Der Ausschuss fordert die Europiische Kom-
mission daher auf, einen eigenen und wirksamen Kontroll- und
Uberpriifungsmechanismus durch unabhingige Dritte zu schaf-
fen, um die Einhaltung der in Artikel 12 genannten Auflagen
sicherzustellen.

6.3 In Artikel 12 werden die Auflagen aufgelistet, die eine
Abwrackwerft erfilllen muss, um in die europdische Liste auf-
genommen zu werden. Zu den Auflagen selbst gibt es nicht viel
anzumerken. In der Ubergangsbestimmung in Artikel 28 ist
jedoch festgehalten, dass die Mitgliedstaaten vor Veroffent-
lichung der europiischen Liste und vorbehaltlich der Uberprii-
fung, dass die Abwrackwerft die Auflagen von Artikel 12 erfiillt,
das Abwracken von Schiffen in Werften aufserhalb der Europii-
schen Union auf Basis der vom Schiffseigner oder von der
Abwrackwerft oder aus anderer Quelle tibermittelten Informa-
tionen zulassen konnen. Der Ausschuss fordert die Europdische
Kommission daher erneut auf, einen ausdriicklichen und wirk-
samen Kontroll- und Uberpriifungsmechanismus durch un-
abhingige Dritte zu schaffen, um die Einhaltung der in Arti-
kel 12 genannten Auflagen sicherzustellen.
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6.4  Gegenstand von Artikel 23 sind Sanktionen bei Versto-
Ben gegen die Verordnungsbestimmungen; diese kénnen sowohl
zivilrechtlicher als auch verwaltungsrechtlicher Art sein und
missen wirksam, verhaltnismafig und abschreckend sein. Bei-
spiele fiir konkrete Sanktionen werden jedoch nicht genannt. In
diesem Artikel ist aufSerdem festgehalten, dass auch gegen den
vorletzten Schiffseigner Sanktionen verhingt werden konnen,
wenn das Schiff verkauft und innerhalb von weniger als sechs
Monaten nach dem Verkauf zu einer nicht auf der europiischen
Liste stehenden Abwrackwerft verbracht wird. Der Ausschuss
merkt an, dass diese sechs Monate angesichts der durchschnitt-
lichen Lebensdauer eines Schiffes eine sehr kurze Frist sind.
Auflerdem konnen die Bedingungen fiir die Ausnahme von be-
stimmten Sanktionen, namentlich wenn der Schiffseigner nach-
weisen kann, dass er sein Schiff nicht mit der Absicht des
Recyclings verkauft hat, problemlos mittels Erklarungen erfiillt
werden. Dies hat sich schon mehrmals in Verbindung mit den
aktuellen Durchsetzungsproblemen betreffend das Basler Uber-
einkommen gezeigt.

6.5  Laut Artikel 30 wird die Europdische Kommission diese
Verordnung spitestens zwei Jahre nach dem Tag des Inkraft-
tretens des Hongkong-Ubereinkommens iiberpriifen. Da das
Hongkong-Ubereinkommen voraussichtlich erst 2020 in Kraft
tritt, bedeutet dies, dass die Verordnung somit 2022 iiberpriift
wird. Die Européische Kommission zieht in Erwagung, bei dieser

Briissel, den 12. Juli 2012

Uberpriifung der Aufnahme von Werften, die von Vertragspar-
teien des Hongkong-Ubereinkommen zugelassen wurden, in die
europdische Liste von Abwrackwerften Rechnung zu tragen, um
Doppelarbeit und unnétigen Verwaltungsaufwand zu vermei-
den. Gleichzeitig ist es jedoch durchaus denkbar, dass die Werf-
ten, die von Vertragsparteien des Hongkong-Ubereinkommen
zugelassen wurden, insbesondere diejenigen, die im Zusammen-
hang mit dem Abwracken fiir die verantwortungsvolle Bewirt-
schaftung der Gefahrstoffe zustindig sind, die Auflagen der eu-
ropdischen Liste nicht erfiillen. Auch hier wird die gédngige Pra-
xis aufgeweicht.

6.6  Der Ausschuss hilt fest, dass beim Schiffsrecycling nach
der Strandungsmethode die Sicherheitsbedingungen am Arbeits-
platz vollig unzureichend sind, die Arbeitnehmer ausgebeutet
werden und es verheerende Folgen fir die Umwelt gibt. Die
Schiffe werden manuell auf dem Strand abgewrackt, simtliche
im Schiff enthaltenen Gefahrstoffe (Ol und Olschlamm, PCB
usw.) laufen direkt in das Meer oder sickern in den Sand. Vor
Ort durchgefithrte Untersuchungen haben gezeigt, dass es in
einem weiten Umkreis von diesen Abwrackstrinden keine Flora
und Fauna mehr gibt. Angesichts der Nachhaltigkeitsagenda der
EU wire doch zu erwarten, dass die Europiische Kommission
Recyclingwerften, die derartige Methoden anwenden, von der
europdischen Liste ausschlieit. Im Kommissionsvorschlag fehlt
es diesbeziiglich jedoch an einer klaren Aussage.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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ANHANG

zu der Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Folgende abgelehnte Anderungsantrige erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen:

Ziffer 5.5

Andern:

"Von den Vorschligen aus den fritheren Kommissionsdokumenten, mit denen beispielsweise den Schiffseignern, Schiffsbauern und
Hafenarbeitern bestimmte Verpflichtungen auferlegt werden sollten, um ein verantwortungsvolles Abwracken und Recycling der
Schiffe am Ende ihres Lebenszyklus zu gewdhrleisten, ist in dem Verordnungsvorschlag wenig iibriggeblieben. Die darin vor-
geschlagenen MafSnahmen Ronnten kraftvoller sein sind—sehr—verhaktern und sollten keine rechtliche Unsicherheit lassenvoller
Reehtstiicken."

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 70
Nein-Stimmen: 72

Enthaltungen: 0

Ziffer 5.7

Andern:

"Die Europdische Kommission geht mit ihrem Vorschlag zwar iiber die Bestimmungen des Hongkong-Ubereinkommens hinaus,
bleibt jedoch hinter den Bestimmungen des Basler Ubereinkommens zuriick. Sie erkldrt, dass sie die Latte nicht zu hoch legen
wollte, da andernfalls Linder, in denen Abwrackungen unter menschenunwiirdigen und umweltschddlichen Bedingungen statt-
f nden dem Hongkong Uberemkommen mcht bemeten wiirden und dle Verordnung lhT Zlel verfehlen wurde Dies—istfreilich

Abstimmungsergebnis

Ja-Stimmen: 65
Nein-Stimmen: 86

Enthaltungen: 0

Ziffer 5.10 und Ziffer 1.5 (gemeinsame Abstimmung)

Streichen:

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 69
Nein-Stimmen: 80

Enthaltungen: 2
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Thema , Leitaktionen
auf dem Weg zu einer Binnenmarktakte II“ (Sondierungsstellungnahme)

(2012/C 299/30)

Hauptberichterstatter: Ivan VOLES

Die Europiische Kommission beschloss am 27. Juni 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss gemafd Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgendem Thema zu ersuchen:

"Leitaktionen auf dem Weg zu einer Binnenmarktakte 11"
(Sondierungsstellungnahme).

Der Prisident beauftragte die Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch am 28. Juni 2012 mit
den Vorarbeiten zu diesem Thema.

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten beschloss der Ausschuss auf seiner 482. Plenartagung am
11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 12. Juli), Ivan VOLES zum Hauptberichterstatter zu bestellen, und verabschiedete
mit 176 gegen 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Einleitung

1.1 Bis Ende 2011 hatte die Kommission bereits Vorschlige
fur zehn der zwolf sich aus der Binnenmarktakte ergebenden
Hebel vorgelegt, die verbliebenen zwei folgten im ersten Halb-
jahr 2012. Dariiber hinaus hat die Kommission 28 der 50
weiteren, in der Binnenmarktakte angekiindigten Mafinahmen
zum Abschluss gebracht oder entsprechende Vorschlige vor-

gelegt.

1.2 Spezielle Vorschlige zur Steuerung des Binnenmarktes
betrafen die Unterrichtung der Biirger und der Unternehmen
tiber die Moglichkeiten des Binnenmarktes, die Verbesserung
der Umsetzung der Binnenmarktbestimmungen durch die Mit-
gliedstaaten und die Sicherstellung ihrer effektiven Umsetzung.
In diesem speziellen Bereich sind trotz der Tatsache, dass Biir-
gerinnen und Biirger und Unternehmen dieses Problem als ei-
nen der wesentlichen Mingel betrachten, nur geringe Fort-
schritte erzielt worden.

1.3 Die Schwerpunktsetzung auf den zwolf Hebeln gab der
Kommission die Moglichkeit, schnellere Fortschritte zu machen,
als es anders moglich gewesen wire. Das Europdische Parlament
und der Rat wurden dazu aufgerufen, die Legislativvorschlige
vor Ende 2013 zu verabschieden, so dass sie 2014 umgesetzt
werden konnen. Die ziigige, vollstindige und richtige Umset-
zung und Durchfihrung der erlassenen Rechtsvorschriften wird
eine zentrale Aufgabe der Mitgliedstaaten sein.

1.4 Die Kommission wird das 20-jahrige Bestehen des Bin-
nenmarktes im Oktober 2012 mit einer Binnenmarktwoche in
ganz Europa feiern. In allen 27 Mitgliedstaaten werden Ver-
anstaltungen stattfinden. Das zweite Binnenmarktforum wird
die durch die Binnenmarktakte entstandene politische Dynamik
aufnehmen, die Fortschritte der Umsetzung der Binnenmarkt-
akte sichten und kiinftige Priorititen zur Ankurbelung des
Wachstums und Stirkung des Vertrauens priifen.

1.5  Angesichts dessen, dass die Mitglieder des EWSA die
Vielschichtigkeit der sozialen und wirtschaftlichen Akteure wi-
derspiegeln, die in gemeinsamer Abstimmung einen Mehrwert
zu den laufenden Arbeiten liefern, hat der Vizeprasident der

Europiischen Kommission Maros SEFCOVIC den EWSA mit
Schreiben vom 27. Juni 2012 um seinen Beitrag zur laufenden
Debatte gebeten.

2. Allgemeine Bemerkungen und Empfehlungen

2.1 In den Vorschligen fiir eine Binnenmarktakte II darf
nicht unberiicksichtigt bleiben, dass in der EU eine schwierige
Situation herrscht, die sich daraus ergibt, dass einige Mitglied-
staaten nicht in der Lage sind, ihre offentlichen Schulden, die
anhaltende Stagnation des BIP und die steigende Arbeitslosigkeit
unter Kontrolle zu bekommen. Daher sollten die Vorschlige
nicht nur kurzfristige Maflnahmen mit unmittelbaren Folgen
fur Wachstum und Beschiftigung beinhalten, sondern dariiber
hinaus auch mittel- und langfristige Mafinahmen, die eine nach-
haltige Entwicklung sicherstellen und sich auch auf lange Sicht
vorteilhaft fur alle EU-Biirgerinnen und -Biirger erweisen.

2.2 Eine tiberarbeitete und aktualisierte Europa-2020-Strate-
gie sollte die allgemeine Leitlinie fiir die Entwicklung des Bin-
nenmarktes sein, der die wertvollste Errungenschaft der europii-
schen Integration und ein Werkzeug zur Erreichung der Ziele
dieser Strategie ist.

2.3 Bei der Ausarbeitung der neuen Vorschlage zur Verbes-
serung des Binnenmarktes sollte der Standpunkt aller Interes-
sentrager, einschlieflich zivilgesellschaftlicher Organisationen
und der Sozialpartner, beriicksichtigt werden.

2.4 Ergriffen werden sollten die Mafinahmen zur Erschlie-
Bung des Potenzials des Binnenmarktes fiir Unternehmen, Ver-
braucher, Biirger und andere Interessentriger im Wesentlichen
in den Bereichen Dienstleistungen, Zugang zu Finanzmitteln,
Abbau von Verwaltungslasten fiir KMU, elektronischer Ge-
schiftsverkehr, digitaler Binnenmarkt und Mobilitdt; sie sollten
von Maflnahmen zur Festigung des Schutzes und des Vertrauens
der Verbraucher einerseits und zur gebotenen Beriicksichtigung
der sozialen Aspekte des Binnenmarktes durch Stirkung der
Sozialwirtschaft und Anerkennung der Notwendigkeit des sozia-
len Zusammenhalts sowie der Rechte und Interessen der Biirger
andererseits flankiert werden.
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2.5 In seinen vorhergehenden Stellungnahmen zur Binnen-
marktakte (') und den zwolf Hebeln (2) hat der EWSA bereits
eine Reihe von Fragen angesprochen, die er immer noch fir
wesentlich hilt:

— Es ist von zentraler Bedeutung, dass den Biirgern und Un-
ternchmen die Vorteile des Binnenmarktes dargelegt werden,
und vermittelnde Institutionen wie z.B. politische Parteien,
zivilgesellschaftliche Organisationen, die Medien und der Be-
reich der Bildung sind mitverantwortlich, wenn es darum
geht, den Europderinnen und Europdern bewusst zu ma-
chen, was eigentlich auf dem Spiel steht.

— Die Europiische Kommission sollte unter Nutzung ihrer
vielen Netze, Agenturen und anderer ihr zur Verfiigung ste-
henden Instrumente das Bewusstsein der Biirgerinnen und
Biirger fiir Fragen im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt
schirfen (3).

2.6 Im Laufe des Jahres wird der Ausschuss eine Initiativ-
stellungnahme zu den Mafinahmen erstellen, die in der Binnen-
marktakte fehlen. Dazu gehéren u.a.: Urheberrechtsabgaben (die
in der Binnenmarktakte IT behandelt werden), Uberarbeitung der
Richtlinie zum Urheberrecht, Netzneutralitit, Datenschutzvor-
schriften, Anlegerschutz, Protokoll iiber den sozialen Fortschritt,
Satzung der Europdischen Privatgesellschaft, elektronische Be-
schaffung, europdische Ratingagenturen, Gleichstellung der Ge-
schlechter, Kleinst- und Familienunternehmen, Mafinahmen zur
Forderung der Griindung neuer bzw. der Expansion bestehender
Unternehmen, Kredit- und Debitkarten, elektronischer Zahlungs-
verkehr, Verbraucherkredit und Uberschuldung, Uberweisungen
zwischen Banken, Jugend und Maflnahmen zur Vollendung der
gemeinsamen Wahrung und des einheitlichen Euro-Zahlungs-
verkehrsraums (SEPA).

2.7 Der Ausschuss erwartet, im Rahmen der Binnenmarkt-
akte II in jedes Konsultationsverfahren zu den legislativen und
nichtlegislativen Maffnahmen des fortlaufenden Programms der
Kommission einbezogen zu werden; und er wird detaillierte
Empfehlungen ausarbeiten, sobald die einzelnen Mafnahmen
der Kommission zu offiziellen Vorschligen werden.

3. Hebel und Leitaktionen
3.1 Dienstleistungen

3.1.1  Zahlungskonten mit Basisfunktionen miissen allen Biir-
gerinnen und Birgern zur Verfiigung stehen und ziigig einge-
richtet werden. Der Ausschuss fordert mit Blick auf die Trans-
parenz der Gebithren und einen einfachen Kontenwechsel ent-
sprechende Regulierungsmafinahmen.

3.1.2  Die Auslieferung von Paketen (¥, insbesondere im elek-
tronischen Geschiftsverkehr, und grenziiberschreitende Insol-
venzverfahren sind weitere Bereiche, die prioritir zu behandeln
sind.

() ABL C 132 vom 3.5.2011, S. 47.

(3 ABL C 24 vom 28.1.2012, S. 99.

(®) SOLVIT, Enterprise Europe Network, europiische Verbraucherzentra-
len, Eurozentren, usw.

(*) In einem der Videos, die im Rahmen des von der GD MARKT
durchgefiihrten Wettbewerbs "Erzdhle uns deine Geschichte" einge-
reicht wurden, wird dies beispielhaft gezeigt. In der offentlichen
Anhorung der Binnenmarktbeobachtungsstelle am 1. Juni 2012 in
Tallinn wird auf die Folgemafnahmen zu den in den Videos von
Biirgerinnen und Biirgern angesprochenen Punkten eingegangen.

3.1.3  Der EWSA schldgt vor, ebenfalls Mafnahmen zur Kon-
solidierung der Funktionsweise des einheitlichen Euro-Zahlungs-
verkehrsraums (SEPA) aufzunehmen.

3.1.4  Der Ausschuss bekriftigt noch einmal seine Unterstiit-
zung fur die Ausdehnung der Normen auf Dienstleistungen
unter gleichzeitiger Beriicksichtigung ihrer Besonderheiten und
der Bediirfnisse des Marktes und der Gesellschaft.

3.2 Digitaler Binnenmarkt

3.2.1  Der Ausschuss ist der Auffassung, dass die Verwirk-
lichung des digitalen Binnenmarkts ein wesentliches Mittel zur
Wiederbelebung des Binnenmarktes sein wird. In seiner vorher-
gehenden Stellungnahme hat der Ausschuss zum Ausdruck ge-
bracht, dass der elektronische Geschiftsverkehr unter der Frag-
mentierung des Binnenmarktes leidet, die die volle Ausschop-
fung des Potenzials des grenziiberschreitenden elektronischen
Handels sowohl fir Anbieter als auch fiir Verbraucher behin-
dert. Zur Losung dieser Probleme sind Mafnahmen zu treffen,
die die bereits von der Kommission vorbereiteten Maffnahmen
erginzen, namlich: hoher Datenschutz, offenes Internet, Netz-
neutralitdt, Beseitigung von Hindernissen, die auf der Staatsange-
horigkeit oder dem Wohnsitz beruhen, elektronische Signatu-
ren, elektronisch abgewickelte Zahlungen, Breitbandinvestitio-
nen, allgemeiner Zugang, Zuginglichkeit von Hard- und Soft-
ware fiir jeden und durch eine einheitliche Verbraucherpolitik
gestiitzte Rechtsvorschriften fiir Online-Dienstleistungen.

3.2.2  Der EWSA hilt es fiir wesentlich, eine administrative
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten sicherzustellen
und elektronische Behordendienste anzubieten, die durch die
allgemeine Nutzung des IMI vereinfacht werden konnten.

3.2.3  Der EWSA betont, dass die sich aus einer allgemeinen
Verbreitung der elektronischen Rechnungsstellung ergebenden
Vorteile besonders zu beriicksichtigen sind, aber er ist der Auf-
fassung, dass diese Art der Rechnungsstellung optional und die
Rechnungsstellung als Papierfassung gleichwertig bleiben sollte,
wobei jede zusitzliche Belastung fir KMU vermieden werden
sollte.

3.3 Netze

3.3.1  Der EWSA verfolgt aufmerksam die Entwicklungen bei
den Netzinfrastrukturen (Verkehr, Energie, Kommunikation), die
fir die Vernetzung Europas so wichtig sind. In Sachen Schie-
nenverkehr setzt sich der EWSA fiir einen Europiischen Eisen-
bahnraum ein, damit die Schiene mit anderen Verkehrstrigern
konkurrieren kann. Er empfiehlt, iber die Schaffung eines Aus-
gleichsfonds nach dem Vorbild der bestehenden Fonds fiir ver-
schiedene netzgebundene Wirtschaftszweige nachzudenken. Der
allgemeinen Umsetzung des Europiischen Eisenbahnverkehrs-
managementsystems (ERTMS) und des Europiischen Zugsiche-
rungs- und Zugsteuerungssystems (ETCS) sollte absolute Priori-
tdt eingerdumt werden.

3.3.2  Fir den Luftverkehr ist die Schaffung eines einheitli-
chen europdischen Luftraums auch fiir die Sicherstellung der
Wettbewerbsfihigkeit der EU-Luftfahrtindustrie auf dem Welt-
markt von grundlegender Bedeutung. Bei der Errichtung von
SESAR (europdisches Flugverkehrsmanagementsystem der neuen
Generation) miissen folgende Aspekte beriicksichtigt werden: a)
die Gewihrleistung der synchronisierten Einfithrung der
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Verbesserungen in Luft- und Bodeninfrastruktur, b) die Sicher-
stellung der rechtzeitigen Bereitstellung angemessener Finanz-
mittel fiir die Errichtung von SESAR und c¢) die Festlegung der
richtigen Entscheidungsstrukturen fiir die Errichtung von SE-
SAR. Auch die KMU sollten sich beteiligen konnen.

3.3.3  Der Ausschuss plidiert fiir eine rasche Uberarbeitung
der Verordnung (EG) 261/2004 (°) zur Verbesserung der Flug-
gastrechte bei Uberbuchung, Verspitungen und Pauschalreisen.

3.3.4  Die europiische Hafenpolitik sollte auf folgende The-
men abzielen:

a) Sicherstellung einer nachhaltigen Entwicklung von Hifen
und deren Kapazititen;

b) Schaffung eines klaren und transparenten Rahmens fur die
Finanzierung von Hafeninvestitionen;

c) Prizisierung der Marktzugangsverfahren fir Hafendienste;

d) Beseitigung operationeller Engpisse, die die Hafeneffizienz
beeintrachtigen;

¢) Forderung guter und sicherer Arbeitsbedingungen sowie
konstruktiver Arbeitsbezichungen in den Hafen;

f) Forderung der allgemeinen Wettbewerbsfahigkeit und einer
positiven Wahrnehmung der Héfen.

3.3.5  Eine europiische Hafenpolitik impliziert nicht unwei-
gerlich die Ausarbeitung neuer Rechtsvorschriften. Insbesondere
unverbindliches Recht ("soft law") konnte eine sinnvolle Alter-
native sowohl zur Rechtsetzung als auch zu einer fallbezogenen
Vorgehensweise darstellen.

3.3.6  Beziiglich der Energienetze unterstiitzt der Ausschuss
die jiingsten Initiativen der Europdischen Kommission zum Aus-
bau des Verbunds und zur Vollendung des Energiebinnen-
markts.

3.3.7  Der EWSA unterstiitzt grundsitzlich die Schaffung ei-
ner Europdischen Energiegemeinschaft (EEG) und stimmt auch
den dazu erforderlichen Zwischenschritten zu, vor allem den
regionalen europdischen Energienetzen, dem Fonds fiir die Ent-
wicklung erneuerbarer Energietrager und der Einkaufsallianz fiir
Erdgas.

3.3.8  Nach Auffassung des Ausschusses ist die Zeit fiir eine
kritische Bilanz der Liberalisierung der Energiemirkte gekom-
men, die weder Biirgern noch Unternehmen die erwarteten
niedrigeren Preise gebracht hat.

3.4 Zugang zu Finanzmitteln

3.4.1  Durch die Finanzkrise hat sich in vielen Mitgliedstaaten
die Kreditaufnahme fiir die Unternehmen erschwert; besonders
betroffen sind die KMU, deren Unternehmenstitigkeit darunter

(°) Verordnung (EG) Nr.261/2004 des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 11. Februar 2004 iiber eine gemeinsame Regelung
fur Ausgleichs- und Unterstiitzungsleistungen fir Fluggdste im Fall
der Nichtbeforderung und bei Annullierung oder grofser Verspitung
von Fliigen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91.

zu leiden hat. Der private Sektor, insbesondere die KMU und die
sozialen Unternehmen, brauchen unbedingt Zugang zu Kapital,
um Wachstum und Beschiftigung generieren konnen. Allerdings
halten sich die Banken bei der Kreditvergabe an Unternehmen
immer starker zuriick. Betroffen sind vor allem innovative Un-
ternehmen und Jungunternehmen, die das grofSte Risiko, aber
auch das grofite Wachstumspotenzial aufweisen.

3.4.2  Daher ruft der EWSA die Kommission insbesondere
dazu auf, die KMU darin zu unterstiitzen, direkt auf den Markt
fir Fremdkapital zugreifen und einen KMU-spezifischen Zugang
zum Anleihenmarkt entwickeln zu konnen sowie Moglichkeiten
auszuloten, Mezzanine-Finanzierungen zu verbessern, und neue
Mezzanine-Produkte wie Sicherheiten fiir Mezzanine-Kredite zu
priifen. Die Kommission sollte allen Interessentrigern Beratung
dariiber anbieten, wie Finanzinstrumente unterschiedlicher Quel-
len erfolgreich miteinander kombiniert und unter Nutzung von
Hebeleffekten eingesetzt werden konnen.

3.4.3  Der EWSA empfichlt, bei den Verhandlungen mit den
Mitgliedstaaten iiber die kiinftigen Strukturfonds zu beriicksich-
tigen, dass Finanzinstrumente gebraucht werden, die KMU-Dar-
lehen mit absichern helfen.

3.5 Steuerwesen

3.5.1  Der Ausschuss fordert Mafnahmen gegen die divergie-
renden steuerlichen Regelungen und verwaltungstechnischen
Komplikationen, die zu den groften Hindernissen fiir die
KMU zdhlen und ihre Expansion auf dem Binnenmarkt hem-
men.

3.5.2  Auch ohne eine Harmonisierung der Steuern konnten
viele Hemmnisse dieser Art aus dem Weg gerdumt werden. Die
Rede ist hier unter anderem von der Doppelbesteuerung, die ein
ernstes Hindernis fiir grenziibergreifende Tatigkeiten ist und
nicht ohne Folgen fiir Investitionen und Beschiftigung bleibt.
Die derzeitigen, komplizierten Systeme der Mehrwertsteuerer-
stattung fur grenziibergreifenden Handel und Dienstleistungen
leisten der Steuerhinterziehung und dem Betrug Vorschub; diese
missen effizienter bekdmpft werden. Eine EU-weit einheitliche
Mehrwertsteuererklarung wiirde zu einer verwaltungstech-
nischen Vereinfachung beitragen.

3.5.3  Der Ausschuss vertritt die Ansicht, dass die Besteue-
rung in den Mitgliedstaaten nicht zum Entstehen von Steuer-
oasen und dadurch zu negativen Folgen fiir die Wirtschaft und
die offentlichen Haushalte fithren darf.

3.5.4  Aufmerksamkeit sollte auch der Mehrwertsteuerrege-
lung fiir Finanzdienstleistungen gelten; zumal bei den Erwigun-
gen, eine neue Steuer im Finanzsektor auf der Grundlage von
Cashflow oder dhnlichen Faktoren einzufithren, sollte die Kom-
mission priifen, welche Vorteile es bote, diese im Rahmen der
Mehrwertsteuer anzusiedeln.

3.5.5 Der EWSA fordert auch die Einfithrung allgemeiner
Regeln fur die Erhebung von Mehrwertsteuer, die erst beim
Begleichen einer Rechnung durch den Kunden fillig werden
sollte. Bei diesem System, das unter der Bezeichnung "Kassen-
prinzip" bereits in einigen Mitgliedstaaten fiir Kleinunternehmen
angewendet wird, wird vermieden, dass Mehrwertsteuer auf Ver-
kiufe erhoben wird, firr die der Kunde noch nicht bezahlt hat.
In der derzeitigen schlechten Wirtschaftslage konnten dadurch
Insolvenzen, insbesondere von KMU, verhindert werden.
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3.6 Regulierungsumfeld der Unternehmen

3.6.1 Der EWSA unterstreicht, dass besonders solche Pro-
bleme unter die Lupe zu nehmen sind, die im Rahmen der
EU-Rechtsetzung und der Forderprogramme keine ausreichende
Beachtung finden, wie etwa die Problematik der Selbststindigen.

3.6.2  Der Ausschuss betont, dass unnotige Verwaltungslasten
weiter abgebaut werden miissen, und erwartet, dass die Kom-
mission die Ziele nach 2012 vorschlagen wird, wenn der Ver-
waltungsaufwand um 25 % gesunken sein soll. Der Ausschuss
stellt fest, dass ein Abbau unnétigen Aufwands stets wiinschens-
wert ist, unabhingig davon, ob es sich um Unternehmen, Ver-
braucher oder offentliche Stellen handelt, dass jedoch eine
griindliche Priifung erfolgen muss, um sicherzustellen, dass
der urspriingliche Zweck der Rechtsvorschrift auch tatsichlich
in vollem Umfang erreicht wird.

3.7 Soziales Unternchmertum

3.7.1  Die Initiative fur soziales Unternehmertum wird 2014
iiberarbeitet. In enger Zusammenarbeit mit der Sachverstindi-
gengruppe fiir soziales Unternehmertum wird die Kommission
eine Bestandsaufnahme der Ergebnisse dieser Initiative durch-
fihren und festlegen, was noch zu tun bleibt. Der EWSA emp-
fiehlt die gebiihrende Beriicksichtigung der Empfehlungen, die er
in seinen unlingst verabschiedeten Stellungnahmen zu der The-
matik soziales Unternehmertum vorgelegt hat (°).

3.7.2  Der Ausschuss unterstreicht, wie wichtig es ist, mehr
iiber die Rolle und Verbreitung der sozialen Unternechmen zu
wissen, um ihre tatsichlichen Auswirkungen auf die Gesellschaft
verbessern zu konnen. Dies wird zur Entwicklung einer Me-
thode fur die Messung dieser Auswirkungen beitragen. Eine
solche Messung wird auch fir die Einrichtung eines "Europii-
schen Fonds fur soziales Unternehmertum" erforderlich sein.

3.7.3  Der Ausschuss vertritt die Auffassung, dass der Vor-
schlag fiir die Europiische Stiftung und simtliche anderen eu-
ropdischen Gesellschaftsformen vor dem Hintergrund der Kon-
sultation zur Uberarbeitung des europdischen Gesellschaftsrechts
bewertet werden muss.

3.8 Verbraucher

3.8.1  Der Ausschuss sieht der baldigen Vorlage eines Gesetz-
gebungsvorschlags betreffend Sammelklagen entgegen. Ein sol-
cher Vorschlag muss zu einem Sammelklageinstrument fiithren,
das sowohl national als auch grenziiberschreitend genutzt wer-
den kann und allen Verbrauchern im Binnenmarkt offensteht.
Ein solches Instrument sollte allen zur Verfiigung stehen, deren
Rechte im Binnenmarkt verletzt werden. Nicht nur die Rechte
der Verbraucher werden von Anbietern von Giitern und Dienst-
leistungen durch unlautere Vertragsbedingungen und unlautere
Geschiftspraktiken verletzt. Auch Arbeitnehmer, deren Rechte
verletzt werden, und die Biirger im Allgemeinen, die von Dis-
kriminierung betroffen sind, sollten die Moglichkeit der Sam-
melklage haben. Moglicherweise bediirfen auch KMU eines ver-
gleichbaren Schutzes gegen unlautere Geschiftspraktiken. Bei
der weiteren Ausarbeitung sollte der Standpunkt aller Interes-
sentriger beriicksichtigt werden.

() Siche Stellungnahme im ABL C 24 vom 28.1.2012, S. 1, ABL. C 229
vom 31.7.2012, S. 44 und ABl. C 229 vom 31.7.2012, S. 55.

3.8.2  Der EWSA fordert ordnungspolitische Maffnahmen fiir
einen integrierten europaischen Markt fiir Karten-, Internet- und
mobile Zahlungen.

3.8.3  Was die Produktsicherheitsregeln betrifft, fordert der
Ausschuss die Anwendung zweier grundlegender Prinzipien:

— das Denken in Lebenszyklen: Hiermit ist gemeint, dass
sich der Aspekt der Sicherheit der Konsumgiiter auf alle
Verbraucher und die betroffenen Arbeitnehmer erstreckt.
Die Idee des Lebenszyklus’ soll alle Phasen des Produkt-
lebens erfassen, von der Bereitstellung der Rohmaterialien
bis zur Entsorgung;

— die Forderung des Ansatzes "vom Entwurf bis zur Ent-
sorgung": Es geht darum, dass die Nachhaltigkeit des Pro-
duktes ein mafSgebliches Produktionskriterium sein sollte.

3.9 Mobilitdt der Biirger

3.9.1  Der Ausschuss erinnert abermals an die Notwendigkeit,
die Mobilitdt der Biirger durch die Modernisierung des Systems
fur die Anerkennung von Berufsqualifikationen zu verbessern.
Die Forderung der beruflichen und geografischen Mobilitit der
Arbeitnehmer konnte dazu beitragen, das Funktionieren der
europdischen Arbeitsmirkte und die Bereitstellung grenziiber-
schreitender Dienstleistungen zu verbessern. Auf Ebene der 27
Mitgliedstaaten ist die Diskussion iiber die Anerkennung aller-
dings nicht immer zielfithrend. Viel eher sollte am tatsichlichen
Bedarf (in grenziibergreifenden Zusammenhingen und zwischen
Nachbarstaaten) angesetzt werden, wo wiederum von einer Ana-
lyse der Mobilititsmuster ausgegangen werden sollte. Die EU
sollte die regionale Zusammenarbeit in diesem Bereich sowie
die gemeinsame grenziibergreifende Berufsausbildung fordern.

3.9.2 In Sachen Portabilitit von Rentenanspriichen (7) stellt
das WeifSbuch zu stark auf die Verbesserung der individuellen
Altersversorgung als dritter Sdule ab. Es sind hingegen die erste
und die zweite Sdule, die gestirkt werden miissten, um Biirgern,
die europaweit mobil sind, strukturelle Leistungen zu gewdahr-
leisten.

3.9.3  Der EWSA bekundet auflerdem seine Besorgnis iiber
den jiingsten Beschluss des Rates zur Renationalisierung des
Schengener Abkommens. Dadurch wird die Schaffung neuer
Hemmnisse fiir die Freiziigigkeit der Biirger in der Union und
die Wiedereinfithrung von Grenzkontrollen dort, wo sie bereits
abgeschafft waren, ermoglicht, was in eklatantem Widerspruch
zu den Grundprinzipien des Vertrages steht und die Verwirk-
lichung des Binnenmarktes massiv erschwert.

3.10 Sozialer Zusammenhalt

3.10.1  Der Ausschuss vertritt die Auffassung, dass ein Kla-
rungsbedarf hinsichtlich der Durchfithrungsregeln und des Be-
zugs zu Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags von Lissabon besteht.
Dort wird der Binnenmarkt nicht als Selbstzweck gesehen, son-
dern als ein Instrument, das dem sozialen Fortschritt und einer
nachhaltigen Gesellschaft fiir die Biirger Europas dienen soll.

(’) Weibuch "Eine Agenda fiir angemessene, sichere und nachhaltige
Pensionen und Renten" (COM(2012) 55 final.
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3.11 Offentliches Beschaffungswesen

3.11.1  Das offentliche Beschaffungswesen muss nach Regeln gestaltet werden, bei denen nicht nur der
niedrigste Preis zdhlt. Andere Kriterien — etwa der soziale Nutzen oder die Nachhaltigkeitsauswirkungen —
miissen auf gleicher Ebene gewertet werden.

3.11.2  Es stellt sich die Frage, inwieweit die europiischen Markte fiir das 6ffentliche Beschaffungswesen
dauerhaft offen bleiben konnen, wihrend in Drittlindern weiterhin ungleiche Bedingungen vorzufinden
sind. Hier geht es darum, dass die ILO-Ubereinkommen und die Menschenrechte von allen Beteiligten
sowohl in den Mitgliedstaaten als auch in Drittlindern respektiert werden missen. Die EU sollte sich fiir
die weltweite Anwendung dieses Konzepts einsetzen.

3.11.3  Erfolgversprechend ist die elektronische Beschaffung, mit der die Verwaltungsablaufe beschleunigt
werden konnten.

3.12 Rechte des geistigen Eigentums

3.12.1  Fur die Verbraucher ist der derzeitige Rechtsrahmen fur die Rechte des geistigen Eigentums
verwirrend; noch unibersichtlicher stellt sich die Situation fir ganz Europa dar. Der Rechtsrahmen muss
klarer gestaltet werden, rechtliche Sanktionen und rechtliche Durchsetzung miissen verhiltnismifSig sein:
Einzelne Verbraucher, die moglicherweise unabsichtlich und/ oder geringfiigig fur ihren personlichen Ge-
brauch gegen Rechte des geistigen Eigentums verstofen, miissen anders behandelt werden als Kriminelle, die
derartige Aktivititen im groflen/ gewerblichen Maf3stab betreiben.

3.12.2  Bei Lizenzen und Urheberrechten ist ein stirker gesamteuropdisch ausgerichteter Ansatz von-
noten.
Briissel, den 12. Juli 2012

Der Président
des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema ,Verkehrs-
Weiflbuch: Einbindung und Teilhabe der Zivilgesellschaft (Sondierungsstellungnahme)

(2012/C 299/31)

Berichterstatter: Stefan BACK

Die Europdische Kommission beschloss am 11. Januar 2012, den Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemidfl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgendem Thema zu ersuchen:

"Verkehrs-Weifbuch: Einbindung und Teilhabe der Zivilgesellschaft"

(Sondierungsstellungnahme).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft

nahm ihre Stellungnahme am 25. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
140 gegen 3 Stimmen bei 7 Enthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europiische Wirtschafts- und Sozialausschuss sollte
die Einrichtung eines Rahmens fiir einen offenen und trans-
parenten Meinungsaustausch zwischen der Zivilgesellschaft, der
Europdischen Kommission und sonstigen einschligigen Interes-
sentragern wie nationale Behorden auf unterschiedlichen Ebenen
zum Verkehrs-Weiffbuch anstoffen. Auf diese Weise konnen
Akzeptanz und Verstindnis in der Zivilgesellschaft erhoht und
sinnvolles Feedback fiir die politischen Entscheidungstriger und
die Verantwortlichen fiir die Umsetzung dieser Entscheidungen
geliefert werden.

1.2 Der Dialog sollte auf mehreren Ebenen stattfinden, d.h.
die Zivilgesellschaft und Behorden auf nationaler, regionaler und
lokaler Ebene umfassen. Zivilgesellschaft ist hier im weitesten
Sinne zu verstehen, einschlieflich aber nicht ausschlieflich Un-
ternehmen, Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Nutzer, NRO und Wis-
senschaft.

1.3 Im Dialog muss eine Kommunikation in beide Richtun-
gen sichergestellt werden. Dieser Dialog muss der Europdischen
Kommission Gelegenheit bieten, ihre Vorschlige und Mafnah-
men zu vermitteln, und gleichzeitig insbesondere der Zivilgesell-
schaft sowie den lokalen und regionalen Gebietskorperschaften
die Moglichkeit erdffnen, mit der Europdischen Kommission,
dem EWSA und weiteren einschldgigen Organisationen in Ver-
bindung zu treten, um in Bezug auf die EU-Verkehrspolitik und
ihre Durchfihrung Anmerkungen vorzubringen, auf Probleme
hinzuweisen und Fragen zu stellen — in der Gewissheit, dass
diese auch aufgegriffen werden. Ein offener und konstruktiver
Dialog ist fur eine grofere Akzeptanz der Mafinahmen einschl.
Legislativvorschlige und Infrastrukturpldne unerlasslich.

1.4 Es sollte moglich sein, auf konkrete Probleme z.B. in
Bezug auf die Barrierefreiheit fiir Menschen mit Behinderungen,
die Qualitdt des Nahverkehrs und die Angemessenheit der ver-
kehrspolitischen Ziele wie Verkehrsverlagerung oder Verkehr
iiber eine bestimmte Entfernung hinaus unter bestimmten Um-
standen hinzuweisen.

1.5  Durch einen derartigen Dialog konnten die Ziele der EU-
Verkehrspolitik und der vorgeschlagenen Mafnahmen fir ihre

Durchfiihrung besser nachvollzogen und akzeptiert werden. Au-
Rerdem konnte er dazu beitragen, dass die EU-Institutionen die
gelebte Wirklichkeit und die Notwendigkeit besser begreifen, die
unterschiedlichen Gegebenheiten in den verschiedenen Gebieten
der EU zu beriicksichtigen und die Moglichkeiten zu verbessern,
zufriedenstellende Losungen fur konkrete Probleme zu finden
und Antworten auf die vorgebrachten Bedenken zu geben.

1.6 Kontinuitit und Nachgang zu aufgeworfenen Fragen sind
ebenso wichtige Elemente in einem erfolgreichen Dialog wie
eine rechtzeitige Kommunikation seitens der Europdischen
Kommission im Vorfeld geplanter Initiativen. Zur Gewidhrleis-
tung eines wirksamen, offenen und transparenten Dialogs sollte
eine Vereinbarung mit der Europdischen Kommission tiber ihre
Mitwirkung getroffen werden. Der Ausschuss halt fest, dass die
Europdische Kommission dem Dialog iiber Infrastrukturvor-
haben und -maffnahmen, die mit Verhaltensinderungen einher-
gehen, besondere Aufmerksamkeit beimisst. Allerdings sollte
dieser Dialog seiner Meinung nach umfassender angelegt sein;
er konnte einen Mehrwert fir die meisten dieser Initiativen
bringen.

1.7  Die Einbindung junger Menschen ist ebenfalls ein we-
sentliches Element in diesem Dialog, um Interesse fur die ver-
kehrspolitischen Ziele der EU zu wecken und deren Akzeptanz
sicherzustellen.

1.8 Der Dialog sollte iiberwiegend auch auf Online-Kom-
munikation beruhen, einschl. eines eigenen Internetportals. Au-
Rerdem sollte die Nutzung sozialer Medien wie Facebook oder
Twitter in Erwidgung gezogen werden. Dieser Internetdialog
muss angemessen gehandhabt werden, um sicherzustellen,
dass das System auch wirklich funktioniert. Ein Bereich des
fur den Dialog eingerichteten Internetportals sollte junge Men-
schen als Zielgruppe ansprechen. Auflerdem sollte das Portal
einschlagige Links beispielsweise zur Kommissionswebsite zur
Biirgerinitiative enthalten.

1.9 Das Internet sollte allerdings nicht das einzige Kommuni-
kationsmittel sein. So konnte dieser Online-Dialog durch im
Bedarfsfall organisierte Konferenzen oder sonstige Veranstaltun-
gen erginzt werden, die ein Diskussionsforum fur zwei oder
drei spezifische Themen bieten. Gleichermaflen sollte der Aus-
schuss direkt mit Vertretern der Zivilgesellschaft in Kontakt
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treten, wann immer dies zweckdienlich erscheint. Die in diesem
Kontext aufgeworfenen Fragen und Bedenken sollten an die
Europdische Kommission weitergeleitet werden.

1.10  Gegebenenfalls konnten die Fragen oder Probleme, die
im Zuge dieses Dialogs ermittelt werden, in Initiativarbeiten des
Ausschusses behandelt werden und in seine Stellungnahmen zu
einschligigen Themen, mit denen er befasst wird, einfliefen.

1.11  Im Sinne der Teilhabe der lokalen und regionalen Ge-
bietskorperschaften an diesem Dialog sollte der EWSA Kontakt
mit dem Ausschuss der Regionen (AdR) aufnehmen, um die
Einbindung des AdR in diesen Dialog und seine Lenkung unter
Beriicksichtigung der Rolle des jeweiligen Ausschusses zu ver-
einbaren.

1.12 Im EWSA sollte ein Lenkungsausschuss im Rahmen der
Fachgruppe TEN fur diesen Dialog zustindig sein, der vom
Sekretariat der Fachgruppe TEN unterstiitzt wird und mit dem
AdR und der Europdischen Kommission stindig zusammen-
arbeitet.

1.13  Einzelheiten zur Lenkung und Verwaltung des Internet-
Dialogs, den erforderlichen Ressourcen und Haushaltsaspekten
sollten von einer Task Force geklirt werden, die ihre Empfeh-
lungen bis Ende 2012 vorlegen soll. Es sollten schlanke und
einfache Management- und Verwaltungslosungen nach Moglich-
keit im Rahmen der vorhandenen Ressourcen gesucht werden.
Zur Verwaltung des Dialogs konnte die Option einer Kosten-
teilung mit dem AdR in Erwigung gezogen werden.

1.14  Der Startschuss fiir diesen Dialog sollte Anfang 2013
fallen.

2. Einleitung

2.1 Im "Weifbuch: Fahrplan zu einem einheitlichen europdischen
Verkehrsraum — Hin zu einem wettbewerbsorientierten und ressourcen-
schonenden Verkehrssystem" (im Folgenden "der Fahrplan") werden
zehn Ziele fir ein wettbewerbsorientiertes ressourcenschonen-
des Verkehrssystem aufgestellt, die als Orientierungswerte zur
Erreichung des Ziels einer Verringerung der Treibhausgasemis-
sionen um 60 % dienen. Die langfristigen Ziele bilden die glo-
bale Vision fiir 2050, wahrend andere Ziele als Zwischenziele
bis 2020 bzw. 2030 angelegt sind. Das Weilsbuch enthalt ferner
eine Strategie mit 40 Initiativen, die zur Erreichung dieser Ziele
in den nédchsten zehn Jahren beitragen sollen.

2.2 Die in dem Fahrplan dargelegten 40 Initiativen sollen bis
2020 umgesetzt werden. Einige dieser Initiativen sind Legislativ-
vorschlige, viele beruhen jedoch auf nationalen oder lokalen
Gesetzesinitiativen oder auf der Forderung von Verhaltensinde-
rungen, da die EU in diesem Bereich nur begrenzte Zustindig-
keit hat oder aber die Rechtsetzung kein geeignetes Mittel ist,
um die fiir den Erfolg einer bestimmten Initiative erforderlichen
Verhaltensinderungen zu bewirken. Verhaltensanderungen sind
tibrigens auch fiir den Erfolg einer Reihe von Legislativvorschla-
gen von grundlegender Bedeutung.

2.3 In einem Schreiben vom 11. Januar 2012 ersuchte die
Europiische Kommission den Ausschuss "um seine Ansichten zu
der Frage [...], wie die Zivilgesellschaft dazu angeregt werden kann,
sich die Ziele des Weifbuchs zu eigen zu machen und zur Verwirk-
lichung der langfristigen Vision fiir den Verkehr beizutragen". In
diesem Schreiben wird insbesondere auf die Notwendigkeit hin-
gewiesen, nationale und europdische Interessen in Bezug auf
wichtige TEN-V-Infrastrukturvorhaben miteinander zu verein-
baren und der Frage nachzugehen, wie die Zivilgesellschaft

dazu angeregt werden kann, die in dem Weilbuch erlduterten
langfristigen Verkehrsziele zu unterstiitzen und hierzu beizutra-
gen.

2.4 Es liefe sich ein Vergleich mit der Rolle des Ausschusses
bei der Durchfithrung der Europa-2020-Strategie anstellen: Der
Ausschuss hat einen neuen bereichsiibergreifenden "Lenkungs-
ausschusses Europa 2020" fur die effizientere Zusammenarbeit
zwischen seinen Arbeitsorganen und den nationalen Interessen-
tragern eingerichtet, um spezielle Initiativen und bewahrte Ver-
fahren im laufenden Reformprozess in den Mitgliedstaaten zu
ermitteln und zu planen. Am 23. Februar 2011 wurde ein
Bericht iiber die Bewertung der Erstellung der nationalen Re-
formprogramme durch die Zivilgesellschaft und ihre Beteiligung
an diesem Prozess veroffentlicht, um der Européischen Kommis-
sion Denkanst6fe fiir die Frithjahrestagung des Rates zu liefern.

2.5 In der Binnenmarktakte ist ebenfalls ein Kapitel dem
Thema "Einbeziehung der Zivilgesellschaft und regelmifige Be-
wertung" gewidmet. Darin ist festgehalten, dass die offentliche
Konsultation eindeutig ergeben hat, dass die Zivilgesellschaft
enger in die weitere Entwicklung des Binnenmarkts einbezogen
werden mochte als das bislang der Fall ist. Die Europdische
Kommission wird daher regelmifig eine 20-Punkte-Liste ver-
offentlichen, auf der sie die Haupterwartungen, die Biirger und
Unternchmen an den Binnenmarkt stellen, auffithren wird. Diese
Liste wird dem Binnenmarktforum vorgelegt werden, das den
verschiedenen Marktakteuren (Unternehmen, Sozialpartnern,
Nichtregierungsorganisationen (NRO) und Biirgervertretern, Be-
horden unterschiedlicher staatlicher Ebenen und Parlamenten)
regelmiflig Gelegenheit zu einem Zusammentreffen bietet. Das
Binnenmarktforum wird den Stand des Binnenmarkts bewerten
und empfehlenswerte Praktiken austauschen. Es wird auflerdem
dazu beitragen, dass die Bewertung der Politik zu einer gangigen
Praxis wird, und in dieser Hinsicht seine Funktion bei der Be-
gleitung der Umsetzung der Binnenmarktakte und der Messung
ihrer Auswirkungen in den Mitgliedstaaten voll und ganz erfiil-
len. Auch den Sozialpartnern muss eine groflere Rolle zu-
erkannt und die Moglichkeit eingerdumt werden, sich zu Fragen
des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts zu duf8ern.

2.6 Auf der Grundlage einer Studie wurde im Herbst 2011
eine erste Liste der Erwartungen verdffentlicht.

2.7 Der Ausschuss untersucht derzeit auch Konzeptideen fiir
die Einrichtung eines europdischen Forums fiir Energiemix. Der
Vorschlag zur Schaffung einer stindigen Struktur mit einem
Lenkungsausschuss und einem stindigen Sekretariat, in deren
Rahmen Jahreskonferenzen und bis zu sechs Sitzungen der Ar-
beitsgruppen pro Jahr stattfinden, wird derzeit auf seine Finan-
zierbarkeit, institutionellen Aspekte, seine Angemessenheit und
seine Rechtsgrundlage gepriift. Dieses Konzept beinhaltet auch
ein Netz nationaler Foren fiir Energiemix.

3. Allgemeine Bemerkungen

3.1  Die Aufgabe, der der Ausschuss nun gegeniiber steht, ist
seiner Meinung nach mit den oben genannten Aufgaben ver-
gleichbar. Sie ist auf die Forderung der im Weilbuch dargeleg-
ten langfristigen Verkehrsziele und einschldgige Beitrdge seitens
der Zivilgesellschaft sowie die Akzeptanz von Infrastrukturvor-
haben ausgerichtet. Die Européische Kommission mochte offen-
bar auch die Sichtweisen der Zivilgesellschaft zu der Frage ver-
nehmen, ob die Verringerung der Treibhausgasemissionen um
60 % und die diesbeziiglichen zehn Ziele des Weiffbuchs mit
den der Europdischen Kommission derzeit zur Verfiigung ste-
henden Instrumenten erreicht werden kénnen.
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3.2 Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass Artikel 11 Ab-
satz 1 bis 3 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV) die
formelle Grundlage fiir ein solches Unterfangen ist. Gemaf die-
sen Bestimmungen haben die EU-Institutionen die Aufgabe, ei-
nen offenen, transparenten und regelmifiigen Dialog mit den
reprasentativen Verbanden und der Zivilgesellschaft zu pflegen,
umfangreiche Anhérungen mit Unternehmen und den reprasen-
tativen Verbianden durchzufithren und den Biirgern und Ver-
banden die Moglichkeit zu geben, ihre Ansichten offentlich be-
kannt zu geben und auszutauschen. Der Ausschuss nimmt
ebenfalls zur Kenntnis, dass dieser Artikel auch die Rechtsgrund-
lage fiir die Biirgerinitiative ist.

3.3 Nach Meinung des Ausschusses erscheint die Unterstiit-
zung seitens der Zivilgesellschaft insbesondere fiir folgende der
zehn im Weiflbuch dargelegten Ziele von Belang: 1 (Markt-
akzeptanz und Verhaltensinderung), 3 (Haltung von Betreibern,
Verkehrsplanern und Verladern), 4 (Verhaltensinderungen), 5
und 7 (optimale Nutzung der Infrastruktur und der Verkehrs-
managementsysteme, Forderung einer effizienten grenziibergrei-
fenden Planung), 8 und 10 (faires System) und 9 (Verhaltens-
muster in Bezug auf Sicherheit und Gefahrenabwehr).

3.4  Die Unterstiitzung der Ziele des Fahrplans ist natiirlich
sinnvoll, um ein politisch glinstiges Klima fiir seine Durchfith-
rung zu schaffen.

3.5  Wichtige allgemeine Fragenkomplexe, bei denen ein Dia-
log mit der organisierten Zivilgesellschaft von besonderer Be-
deutung sein konnte, sind nach Ansicht des Ausschusses:

— Vereinbarkeit von EU-Interessen und nationalen/regionalen/
lokalen Interessen, insbesondere aus Sicht der Interessen der
organisierten Zivilgesellschaft;

— nichttechnische Maoglichkeiten zur Forderung von verkehrs-
politischen Zielen, einschl. Unternehmenspolitik, Geschafts-
verhalten, Akzeptanz von Innovation und Verhaltensinde-
rungen.

3.6 In all diesen Punkten ist die Unterstiitzung seitens der
organisierten Zivilgesellschaft unerldsslich und vielleicht der
beste Weg, um Informationen zu verbreiten und die offentliche
Unterstiitzung zu gewinnen, aber auch um Feedback iiber Pro-
bleme und Hindernisse einzuholen.

3.7  Idealerweise werden derartige Kommunikationskanile
auch fiir Benchmarking und Informationsaustausch genutzt.

3.8  Dieser Initiativkatalog vermittelt auch einen Eindruck, wo
die Unterstiitzung der Zivilgesellschaft zur Verwirklichung der
langfristigen Ziele erforderlich ist.

4. Besondere Bemerkungen

41  Um einen besseren Uberblick iiber die Aspekte der 40
im Weifbuch dargelegten Initiativen bis 2020 zu bekommen, in
denen die Unterstiitzung der Zivilgesellschaft besonders erfor-
derlich ist, verweist der Ausschuss auf folgende Bereiche:

4.2 Ein einheitlicher europdischer Verkehrsraum

4.2.1  Fur die geplanten Initiativen zur Forderung hochwerti-
ger Arbeitsplitze und Arbeitsbedingungen ist die aktive Unter-
stittzung der Sozialpartner erforderlich, die im Rahmen des so-
zialen Dialogs auch einen wertvollen Beitrag zu der Frage leisten
konnten, ob weitere Maknahmen erforderlich sind (Artikel 9,
152 und 153 AEUV). In Bezug auf die Vermeidung von Kon-
flikten und mogliche Maflnahmen fiir die gleiche Behandlung
hinsichtlich Entlohnung sei darauf hingewiesen, dass diese Be-
reiche ausdriicklich von der EU-Zustindigkeit ausgenommen
sind (Artikel 153 Absatz 5 AEUV) und dass die Normen, die
bei der Erbringung grenziiberschreitender Dienstleistungen an-
zusetzen sind, in der in der Dienstleistungsrichtlinie oder in der
Richtlinie iiber die Entsendung von Arbeitnehmern enthalten
sind. Die praktischen Aspekte dieser Losungen konnten im Ver-
kehrsbereich besondere Probleme nach sich ziehen.

4.2.2  Sicherheit und Gefahrenabwehr im Verkehrswesen so-
wie die Freiziigigkeit von Reisenden mit Behinderungen und
alteren Reisenden in direkter Verbindung mit der Barrierefreiheit
im gesamten Verkehrsmarkt sind nicht nur eine Frage der
Rechtsetzung, sondern auch der Politik der Verkehrsunterneh-
men und des Faktors "Mensch".

4.2.3  Der einheitliche europiische Luftverkehrsraum, der ein-
heitliche europdische Eisenbahnraum und das Konzept des
"Blauen Giirtels" hingen ebenfalls wesentlich von Rechtset-
zungsmafinahmen und Verwaltungsverfahren ab, fiir die kon-
krete Nutzung der sich daraus eroffnenden Maoglichkeiten, ins-
besondere in Bezug auf den einheitlichen europdischen Eisen-
bahnraum und den "Blauen Giirtel" einschl. der Nutzung intel-
ligenter Verkehrssysteme (IVS) sowie des Marktzugangs zu Hi-
fen, kommt es allerdings auf die Malnahmen der Betreiber und
sonstigen Betroffenen an.

4.2.4  Die Aspekte Qualitit, Zuginglichkeit und Zuverlssig-
keit der Verkehrsdienste betreffen sowohl den Giiter- als auch
den Personenverkehr. So sind Mafnahmen der verschiedenen
Betreiber insbesondere im Giiterverkehr ein wichtiger Erfolgs-
garant. In Bezug auf den Personenverkehr wird die Einbindung
der organisierten Zivilgesellschaft in erster Linie fiir die Bewer-
tung der Wirksamkeit des Rechtsrahmens fiir Passagierrechte
und die Qualitdt der Verkehrsinfrastruktur fir Reisende mit
Behinderungen und altere Reisenden erforderlich sein.

4.3 Starkung und Integration lokaler Initiativen

43.1 Die im Verkehrsweifbuch enthaltene Botschaft von
Ressourceneffizienz, Anpassung und Nachhaltigkeit hat bereits
zahlreiche biirgerinitiierte Aktionsprogramme in stadtischen und
landlichen Gebieten in ganz Europa angestofSen, die auf unter-
schiedlichste innovative Weise verwirklicht werden. So trigt bei-
spielsweise organisiertes Car-Sharing zur Verringerung des Kraft-
fahrzeugbestands bei; und durch die Schaffung eines dufSerst
raumbezogenen Verkehrs innerhalb einer Gemeinschaft (ins-
besondere auf Anfrage) kommen benachteiligte und isolierte
Gruppen in den Genuss eines verbesserten Zugangs und erhoh-
ter Mobilitit. In Vorsorgepldnen von Gemeinschaften, oftmals
mit dem Schwerpunkt Senkung des Energieverbrauchs, wurden
ressourceneffizienter Verkehr und geeignete Verkehrsanbindun-
gen als Schliisselelement ermittelt. Diese praktischen Initiativen
resultieren nicht nur in der Erstellung neuer Verkehrsmodelle,
sondern fordern aufgrund ihres "Bottom-up"-Charakters auch
effektive Moglichkeiten fiir alle Beteiligten, sich in diese Initiati-
ven einzubringen und dariiber zu informieren. Dadurch wird
auch das offentliche Wissen und Verstandnis fiir die notwendi-
gen Verhaltensinderungen im Verkehrsbereich erweitert.
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4.3.2  Den vielen lokalen Initiativen in ganz Europa mangelt
es jedoch an der erforderlichen Koordinierung und Strukturie-
rung, um dem Ausmaf§ der kiinftigen Herausforderungen, ins-
besondere der geplanten erheblichen Verringerung der verkehrs-
bedingten CO,-Emissionen, gerecht zu werden. Angesichts der
ehrgeizigen Ziele des WeifSbuchs miissen die Anstrengungen
u.a. durch folgende Mafinahmen betrachtlich ausgebaut werden:

— Weiterentwicklung und Ausbau bestehender Initiativen, ins-
besondere zur Stirkung der offentlichen Teilhabe und Mit-
wirkung;

— Vervielfachung derartiger Initiativen in ganz Europa aus-
gehend von bestehenden bewihrten Verfahren und ebenfalls
mit besonderem Augenmerk auf offentlicher Teilhabe und
Mitwirkung;

— schrittweise Integration all dieser Initiativen im Rahmen ge-
meinsamer Kommunikationsplattformen und -mittel, um
bewihrte Verfahren auszutauschen, groffere Gemeinschaften
zu erreichen und ein umfassendes offentliches Verstindnis
fur die Herausforderung und moglichen Losungen aufzubau-
en.

4.4 Innovationen fiir die Zukunft — Technologie und Verhalten

44.1 Die europdischen Forschungs-, Innovations- und Ein-
fihrungsstrategie fiir den Verkehr ist nicht nur eine Frage von
Forschung, Forschungsfinanzierung, Governance und Verbrei-
tung intelligenter Mobilitdtssysteme. Wie in dem Fahrplan her-
vorgehoben, muss die Strategie durch rechtliche Rahmenbedin-
gungen gestiitzt werden. Marktakzeptanz und -durchdringung
sind allerdings ebenfalls grundlegende Faktoren. Und hier
kann die organisierte Zivilgesellschaft eine Rolle iibernehmen.

4.4.2  Dieser Punkt ist eng an die Frage innovativer Mobili-
tatsmuster gekoppelt, fiir die die Einstellung der Betreiber, Ver-
lader und — im Personenverkehr — der Verkehrsnutzer ausschlag-
gebend ist.

4.4.3  Dies gilt auch fiir den Giiterverkehr, bei dem der Wille
zur Nutzung technischer Innovationen und der Informations-
und Kommunikationstechnologien (IKT) genauso wichtig ist
wie beispielsweise die Bereitschaft zur Zusammenarbeit, um
die Kapazititen optimal zu nutzen.

444  Auch im Nahverkehr hingt vieles von der Akzeptanz
durch die Zivilgesellschaft ab, um die erfolgreiche Markteinfiih-
rung alternativer Antriebssysteme, die effiziente Organisation

Briissel, den 11. Juli 2012

der Feinverteilung und die nachhaltige Planung des Individual-
und des Giiterverkehrs sicherzustellen.

4.5 Moderne Infrastruktur, intelligente Bepreisung und Finanzierung

4.5.1  Fir den Aufbau des europiischen Mobilititsnetzes sind
es im Wesentlichen die optimale Nutzung der informationstech-
nischen Instrumente, die Sendungsverfolgungssysteme sowie op-
timale Fahrpline und Verkehrsfliisse (e-Freight), die von den
Marktakteuren akzeptiert werden miissen. Diese Akzeptanz ist
notwendig, damit sich die Einfihrung dieser Elemente in TEN-
V-Knoten auch lohnt. Dies ist eine Frage der Ergebnisoptimie-
rung und des Kosten-Nutzen-Verhéltnisses.

452 Im Rahmen des Korridoransatzes fir das TEN-V als
Umsetzungsinstrument fiir das Kernnetz sollten Infrastruktur-
vorhaben so gestaltet werden, dass die Biirger, die Zivilgesell-
schaft und die betroffenen Behorden ein Gefithl der Mitverant-
wortung fiir diese Vorhaben entwickeln. Dies sollte Mafinahmen
wie eine frithzeitige Einbindung bereits ab der Planungsphase,
den Austausch bewdhrter Verfahren in der gesamten EU, die
Anwendung der neuesten Planungs- und Umsetzungsverfahren
oder kontinuierliche und transparente Kommunikation umfas-
sen. In diesem Zusammenhang kann die Unterstiitzung durch
die Zivilgesellschaft auch dazu beitragen, ein Umfeld zu schaf-
fen, das eine kohirente grenziibergreifende Infrastrukturplanung
begiinstigt.

453 Im Bereich der Finanzierung bleibt das Konzept der
offentlich-privaten Partnerschaften (OPP) in erster Linie eine
Frage der Finanzierung, die wiederum von rechtlichen und tech-
nischen Aspekten abhingt. Aufgrund der Bedeutung der Einbin-
dung der Zivilgesellschaft in Infrastrukturvorhaben und Dienste,
bei denen auf OPP zuriickgegriffen werden kann, besteht ein
legitimes Interesse der Zivilgesellschaft an ihrer Beteiligung an
der Konzeption und Umsetzung von OPP.

4.5.4  Preisgestaltung und Vorbeugung von Wettbewerbsver-
zerrungen sind in erster Linie eine Regulierungsfrage. Im Hin-
blick auf die Schaffung eines Klimas der Akzeptanz fir diese
Mafinahmen konnten sich allerdings Kontakte zur Zivilgesell-
schaft als zweckdienlich erweisen. Solche Kontakte konnten
auch Informationen iiber etwaige soziale Probleme aufgrund
erheblicher Kostenauswirkungen in diinn besiedelten Regionen
oder die Lebensqualitdt wirtschaftlicher oder physisch schwacher
Bevolkerungsgruppen abwerfen. Die Preisgestaltung muss als
angemessen und fair anerkannt werden, soll sie allgemein ak-
zeptiert werden. Auch in diesem Bereich kann der Beitrag der
Zivilgesellschaft hilfreich sein.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON
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18. Juni 2005), die besagt, dass die Organe der Europaischen Union ausnahmsweise und vorliibergehend von der
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veréffentlichen, werden die
Amtsblatter in irischer Sprache getrennt verkauft.

Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen der Ausschreibungen o&ffentli-
cher Auftrdge) umfasst alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD.

Das Abonnement des Amtsblatts der Européischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zum Bezug der
verschiedenen Anhange des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amisblatt veréffentlichten
~Hinweis fur den Leser“ Uber das Erscheinen der Anhange informiert.

Verkauf und Abonnements

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amisblatts der
Europédischen Union, kénnen Uber die Vertriebsstellen abgeschlossen werden. Die Liste der Vertriebsstellen
findet sich im Internet unter:

http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die
Website ermdglicht die Abfrage des Amisblatts der Européischen Union und enthélt dartiber hinaus die
Rubriken Vertrdge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschldge fiir Rechtsakte.

Weitere Informationen liber die Européische Union finden Sie unter: http://europa.eu

Amt fiir Veréffentlichungen der Europédischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Stärkung der Verfahren der Mitsprache und der Einbeziehung lokaler Gebietskörperschaften, nichtstaatlicher Organisationen und Sozialpartner in die Umsetzung der Strategie Europa 2020 (Sondierungsstellungnahme) (2012/C 299/01)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Die Auswirkungen der neuen Finanzvorschriften auf den Bankensektor in Europa (Initiativstellungnahme) (2012/C 299/02)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Europäische Technologieplattformen (ETP) und industrieller Wandel (Initiativstellungnahme) (2012/C 299/03)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Notwendigkeit einer europäischen Verteidigungsindustrie: industrielle, innovative und soziale Aspekte (Initiativstellungnahme) (2012/C 299/04)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Unternehmerinnen – Gezielte Maßnahmen zur Steigerung von Wachstum und Beschäftigung in der EU (Initiativstellungnahme) (2012/C 299/05)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Die Rolle der Frau als treibende Kraft für ein Entwicklungs- und Innovationsmodell in der Landwirtschaft und im ländlichen Raum (Initiativstellungnahme) (2012/C 299/06)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und der Republik Moldau: Welche Rolle kommt der organisierten Zivilgesellschaft zu?  (2012/C 299/07)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Die Rolle der Zivilgesellschaft bei dem Mehrseitigen Handelsabkommen zwischen der EU, Kolumbien und Peru  (2012/C 299/08)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Genossenschaften und Entwicklung der Agrar- und Ernährungswirtschaft (Initiativstellungnahme) (2012/C 299/09)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Überprüfung der Luftverkehrs- und Flughafenleitlinien der EU aus den Jahren 1994 und 2005 (ergänzende Stellungnahme) (2012/C 299/10)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Grünbuch Umstrukturierung und Antizipierung von Veränderungen: Lehren aus den jüngsten Erfahrungen COM(2012) 7 final (2012/C 299/11)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Grünbuch über die Durchführbarkeit der Einführung von Stabilitätsanleihen COM(2011) 818 final (2012/C 299/12)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über das Europäische Erdbeobachtungsprogramm (GMES) und seine operativen Tätigkeiten (ab 2014) COM(2011) 831 final (2012/C 299/13)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Verbesserung der Wertpapierabrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG COM(2012) 73 final – 2012/0029 (COD) (2012/C 299/14)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Transparenz von Maßnahmen zur Regelung der Preisfestsetzung bei Humanarzneimitteln und ihrer Aufnahme in die staatlichen Krankenversicherungssysteme COM(2012) 84 final – 2012/0035 (COD) (2012/C 299/15)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Vereinfachung der Verbringung von in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Kraftfahrzeugen innerhalb des Binnenmarkts COM(2012) 164 final – 2012/0082 (COD) (2012/C 299/16)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über verstärkte EU-interne Solidarität im Asylbereich – Eine EU-Agenda für weitergehende Teilung der Verantwortung und mehr gegenseitiges Vertrauen COM(2011) 835 final (2012/C 299/17)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Initiative Chancen für junge Menschen  COM(2011) 933 final (2012/C 299/18)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Auflegung des Programms Justiz für den Zeitraum 2014 bis 2020 COM(2011) 759 final – 2011/0369 (COD) (2012/C 299/19)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments für die finanzielle Unterstützung für Außengrenzen und Visa im Rahmen des Fonds für die innere Sicherheit COM(2011) 750 final – 2011/0365 (COD), dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung des Asyl- und Migrationsfonds COM(2011) 751 final – 2011/0366 (COD), dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen für den Asyl- und Migrationsfonds und das Instrument für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenmanagements COM(2011) 752 final – 2011/0367 (COD) und dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Instruments für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenmanagements im Rahmen des Fonds für die innere Sicherheit COM(2011) 753 final – 2011/0368 (COD) (2012/C 299/20)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Weißbuch – Eine Agenda für angemessene, sichere und nachhaltige Pensionen und Renten COM(2012) 55 final (2012/C 299/21)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Programm Europa für Bürgerinnen und Bürger für den Zeitraum 2014-2020  COM(2011) 884 final – 2011/0436 (APP) (2012/C 299/22)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Sicherstellung und Einziehung von Erträgen aus Straftaten in der Europäischen Union COM(2012) 85 final – 2012/0036 (COD) (2012/C 299/23)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds [zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1198/2006 des Rates und (EG) Nr. 861/2006 des Rates sowie der Verordnung (EU) Nr. XXX/2011 des Rates über die integrierte Meerespolitik] COM(2011) 804 final – 2011/0380 (COD) (2012/C 299/24)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Den Verbraucher auf den Geschmack bringen: eine Absatzförderungs- und Informationsstrategie mit hohem europäischen Mehrwert für die Agrarerzeugnisse Europas COM(2012) 148 final (2012/C 299/25)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1098/2007 des Rates vom 18. September 2007 zur Festlegung eines Mehrjahresplans für die Dorschbestände der Ostsee und für die Fischereien, die diese Bestände befischen COM(2012) 155 final – 2012/0077 (COD) (2012/C 299/26)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Hochleistungsrechnen: Europas Position im weltweiten Wettlauf COM(2012) 45 final (2012/C 299/27)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 2009/16/EG über die Hafenstaatkontrolle COM(2012) 129 final – 2012/62 (COD) und dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Verantwortlichkeiten der Flaggenstaaten für die Durchsetzung der Richtlinie 2009/13/EG des Rates zur Durchführung der Vereinbarung zwischen dem Verband der Reeder in der Europäischen Gemeinschaft (ECSA) und der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) über das Seearbeitsübereinkommen 2006 und zur Änderung der Richtlinie 1999/63/EG COM(2012) 134 final – 2012/65 (COD) (2012/C 299/28)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über das Recycling von Schiffen COM (2012) 118 final – 2012/0055 (COD) (2012/C 299/29)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Thema Leitaktionen auf dem Weg zu einer Binnenmarktakte II (Sondierungsstellungnahme) (2012/C 299/30)
	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema Verkehrs-Weißbuch: Einbindung und Teilhabe der Zivilgesellschaft (Sondierungsstellungnahme) (2012/C 299/31)

